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Heft  1:  Das  Heillgen-Leben  im  10.  Jahrhundert.  Von  Ludwig  Zoepf. 
[VI  u.  250  S.]  gr.  8.  1908.  Geh.  M.  8.— 

Der  Hauptteil  des  Buches  ist  der  Frage  gewidmet:  Wie  gestaltet  sich  bei  dem  EinHuß  der 
Zeit  aut  das  Heihgen-Leben  das  Verhältnis  des  tatsächlich  bestehenden  H eilig en-Typ  zur  Lebens- 
beschreibung eines  Heiligen  einer  bestimmten  Periode,  in  diesem  Falle  also  des  10.  Jahr- 
hunderts? — Die  übrigen  sechs  Kapitel  des  Buches  versuchen  das  gewonnene  Material  für  einige 
weitere  Fragen  der  mittelalterlichen  Geistesgeschichte  zu  verwerten,  wobei  auch  Streiflichter  auf  die 
Frage  der  historischen  Wahrheit,  auf  die  novellenartigen  Elemente  und  auf  das  Naturgefühl  im 
Heillgen-Leben  geworfen  wurden. 

Heft  2:  Papst  Leo  IX.  und  die  Simonie.  Ein  Beitrag  zur  Untersuchung 
der  Vorgeschichte  des  Investiturstreites.  Von  Johannes  Dreh- 
mann. [IX  u.  96  S.]  gr.  8.  1908.  Geh.  M.  3.— 

Nach  einem  kurzen  Rückblick  auf  reformatorische  Zeugnisse  aus  dem  früheren  Leben  des 
Papstes  wendet  sich  die  Darstellung  den  antisimonistischen  Maßregeln  Leos  zu  und  betrachtet 
nacheinander  die  zahlreichen  Synoden,  auf  denen  Leo  seine  Grundsätze  durchzusetzen  suchte. 
Auch  mit  den  bedeutenden  Männern  in  der  Umgebung  Leos  wird  der  Leser  bekannt  gemacht. 
Aus  dem  behandelten  „Verhalten  Leos  zur  Praxis  der  Besetzung  geistlicher  Stellen  durch  eine 
weltliche  Macht"  ergibt  sich  weiter,  daß  die  kirchlich-religiöse  Betrachtung  der  Simonie  schon 
erweitert  ist  zu  einer  kirchlich-rechtlichen,  daß  wir  uns  also  im  Vorstadium  des  Investiturstreites 
befinden.  Weiter  wird  untersucht,  wie  er  selbst  auf  den  Papstthron  gekommen  ist,  und  festgestellt, 
daß  er  sich  durch  die  kaiserliche  Ernennung  noch  nicht  als  Papst  fühlte,  sondern  Klerus  und  Volk 
in  Rom  entscheiden  ließ. 

Heft  3:  Jakob  von  Vitry,  Leben  und  Werke.  Von  Philipp  Funk. 
[VI  u.  188  S.]  gr.8.  1909.  Geh.  M.  5.— 

Der  bedeutende  Schriftsteller  und  Kirchenmann  des  13.  Jahrhunderts  erfährt  in  dieser  Schrift 
die  erste  zusammenfassende  Behandlung.  Im  ersten  Teil  wird  die  Biographie  kritisch  festgelegt 
und  psychologisch  vertieft;  im  zweiten  Teil  werden  Jakobs  Schriften  literargeschichtlich  untersucht 
und  auf  ihren  kultur-  und  geistesgeschichtlichen  Gehalt  ausgebeutet.  Besondere  Aufmerksamkeit 
ist  den  Erscheinungen  des  religiösen  Lebens  und  den  Problemen  der  sittlichen  Kultur 
gewidmet,  die  von  Jakobs  Person  und  noch  mehr  von  seinen  Schriften  aus  interessantes  Licht  auf 
die  innere  Geschichte  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  fallen  lassen.  Wir  erhalten  hier  Kunde  von 
intensiv-religiösem  Leben  origineller  Art,  ein  Zeugnis  dafür,  daß  Herde  religiöser  Glut  im 
13.  Jahrhundert  nicht  ausschließlich  in  Italien,  spez.  Umbrien,  zu  finden  waren. 

Heft  4:  Über  Naturgefühl  in  Deutschland  im  10.  und  11.  Jahrhundert. 
Von  Gertrud  Stockmayer.  [VIu.86S.]  gr.8.  1910.  Geh.M.2.40. 

Ober  Naturgefühl  in  den  verschiedensten  Jahrhunderten  besteht  schon  eine  kleine  Literatur. 
Fast  gänzlich  unberührt  sind  jedoch  die  zwischen  den  Karolingern  und  den  Hohenstaufen  liegen- 
den Jah.'hunderte,  ein  Umstand,  der  wohl  zumeist  aus  dem  rein  relativ  spärlich  erhaltenen  Quellen- 
material  herzuleiten  ist.  Wer  über  Naturgefühl  arbeitet,  pflegt  in  erster  Linie  die  Dichtung  als 
Quellen  heranzuziehen.  Diese  Methode  versagt  für  das  10.  und  11.  Jahrhundert,  denn  die  Reste 
der  erhaltenen  Dichtungen  sind  zu  gering,  als  daß  man  aus  ihnen  ein  Urteil  über  eine  ganze  Ge- 
fühlsrichtung gewinnen  und  begründen  könnte.  Diese  Arbeit  ist  deshalb  unter  dem  Gesichtspunkte 
entstanden , das  ganze  vorhandene  Ouellenmaterial  der  Zeit  heranzuziehen  und  zu  verarbeiten ; 
Geschichtswerke,  Heiligenlegenden,  Briefe,  die  Xlberreste  der  Kunst  wurden  ebenso  berücksichtigt 
wie  die  Werke  der  Dichter. 

Heft  5:  Die  Wundmale  des  heiligen  Franziskus  von  Assisi.  Von 
Joseph  Merkt.  [IV  u.  68  S.]  gr.  8.  1910.  Geh.  M.  2.— 

Vorliegende  Arbeit  geht  auf  die  zum  Teil  vor  der  Zeit,  zum  Teil  aus  der  Zeit  der  Stig- 
matisation des  Franziskus  überlieferten  Stigmatisationen  ein,  deren  Entstehungsweise  und  Ent- 
stehungsmotive wegen  der  geringen  zeitlichen  Entfernung  sich  auch  auf  den  Stigmatismus  des 
Franziskus  ausdehnen  ließen.  Dann  wird  die  Stellung  des  Papsttums  zur  Stigmatisation  des 
Heiligen  untersucht,  eine  genaue  Untersuchung  der  Zeugen  derselben  angestellt,  und  über  die  Zeit 
der  Stigmatisation  und  das  Aussehen  der  Wundmale  auch  die  außerhalb  des  Franziskanerkreises 
liegenden  Nachrichten , die  Hymnen  , Lieder  und  bildlichen  Darstellungen  gewürdigt.  Namentlich 
auch  die  Berichte  neuerer  Stigmatisationen  wurden  häufig  herangezogen.  Am  Schluß  sind  einige 
Erklärungsmöglichkeiten  der  Stigmatisation  des  Franziskus  angeführt. 

Fortsetzung  siehe  3.  Umschlagseite. 
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VORWORT 


Es  gibt  zurzeit  noch  keine  zusammenfassende  Geschichte  der  deut- 
schen Reichsritterschaft,  die  modernen  wissenschaftlichen  Ansprüchen 
genügen  könnte.  Roth  v.  Schreckensteins  bekanntes  Werk  ist  in  jeder 
Hinsicht  veraltet.  Die  neueren  Bearbeitungen  des  Gegenstandes  sind 
alle  zeitlich  und  inhaltlich  begrenzt,  meist  berühren  sie  nur  die  politische 
und  wirtschaftliche  Seite  der  reichsritterschaftlichen  Geschichte,  be- 
fassen sich  also  nicht  mit  dem,  was  man  im  engeren  Sinn  unter  Kultur- 
geschichte versteht  und  begnügen  sich  damit,  eines  der  reichsritter- 
schaftlichen Gebiete  zu  behandeln. 

Die  vorliegende  Arbeit  beschränkt  sich  zwar  auch  auf  die  staats- 
rechtlich-politische Seite  der  Entwicklung,  aber  sie  erstreckt  sich  auf 
sämtliche  reichsritterschaftlichen  Territorien  und  umfaßt  die  große 
Periode  von  den  Anfängen  bis  zum  Jahr  1495. 

Wenn  es  mir  auch  nicht  möglich  war,  ungedrucktes  Material  bei- 
zuziehen, so  ist  doch  manche  vergessene  Urkunde  aus  dem  Folianten,  in 
dem  sie  ruhte,  zu  neuem  Leben  erweckt  und  nutzbar  gemacht  worden. 
So  hoffe  ich,  daß  meine  Arbeit  einem  künftigen  Geschichtsschreiber  der 
Reichsritterschaft  als  Vorarbeit  gute  Dienste  leisten  wird,  und  weitere 
Ansprüche  will  sie  auch  gar  nicht  erheben. 

Noch  ein  Wort  zur  Einteilung  des  Stoffes:  Als  Orientierungspunkte 
haben  die  Jahre  1422  und  1495  gedient,  weil  sie  als  Epochejahre  für  die 
reichsritterschaftliche  Geschichte  zu  betrachten  sind.  1422  gibt  Kaiser 
Sigismund  der  Reichsritterschaft  die  Erlaubnis,  Bündnisse  unter  sich 
und  mit  den  Reichsstädten  zu  schließen;  damit  ist  ihre  Reichsfreiheit 
anerkannt.  1495  hält  Kaiser  Maximilian  I.  seinen  ersten  Reformreichstag 
zu  Worms,  dessen  Beschlüsse  die  Reichsritterschaft  in  ihren  Freiheiten 
zu  schädigen  drohen:  der  Widerstand  dagegen  begründet  ihren  Zusam- 
menschluß und  die  Ausgestaltung  ihrer  Organisation. 


Dr.  Otto  Eberbach. 
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EINLEITUNG. 

BEGRIFF  UND  WESEN  DER  REICHSRITTERSCHAFT. 

Die  ehemalige  freie  deutsche  Reichsritterschaft,  die  im  Jahre  1806 
zugleich  mit  dem  heiligen  römischen  Reiche  deutscher  Nation  ihr  Ende 
gefunden  hat,  ist  eine  „Geburt  der  absteigenden  Hälfte  des  deutschen 
Mittelalters“  gewesen^).  Diese  Bezeichnung  soll  im  Munde  ihres  Histo- 
rikers und  Anwalts  über  die  Reichsritterschaft  selbst  kein  Werturteil  ab- 
geben. Roth  V.  Schreckenstein  stellt  damit  nur  die  zeitliche 
Grundlegung  dieses  eigenartigen  Bestandteiles  des  alten  deutschen 
Reiches  fest.  Denn  tatsächlich  ist  die  Reichsritterschaft  lange  Zeit  hin- 
durch ein  sehr  markanter  und  kräftiger  Zweig  der  deutschen  Nation  ge- 
wesen, ein  Beweis,  daß  diese  Nation  auch  noch  in  der  um  die  Mitte  des 
13.  Jahrhunderts  beginnenden  Periode  des  Niedergangs  zu  kräftigen 
Bildungen  fähig  war. 

Die  staats  rechtlich-politische  Entwicklung  derReichsritter- 
schaft  bietet  genug  des  Interessanten,  da  diese  alseinstaatsrechtlichesUni- 
kum  bezeichnet  werden  kann,  und  nur  in  schweren  Kämpfen  hat  sie  sich 
vollzogen.  Das  Besondere  an  dieser  Entwicklung  ist,  daß  sie  einen  sehr 
langsamen  Verlauf  genommen  hat,  und  daß  es  mehr  die  Gunst  der  Um- 
stände und  die  Verworrenheit  der  Verhältnisse  im  Reich  gewesen  sind, 
denen  das  schließliche  Resultat  zu  verdanken  war,  als  ein  von  Anfang 
an  hervortretendes,  zielbewußtes  Vorgehen  der  Reichsritterschaft. 
Dies  darf  nicht  wundernehmen;  es  war  nicht  anders  möglich,  die  Organi- 
sation der  vielen,  kleinen,  unzusammenhängenden  Territorien  war  mit 
den  größten  Schwierigkeiten  verbunden. 

Den  Anstoß  zum  engeren  Zusammenschluß  gab  erst  der  Wormser 
Reichstag  von  1495,  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  haben 
sich  dann  die  drei  Ritterkreise  gebildet:^)  Schwaben  mit  den  5 Kan- 

1)  Roth  V.  Schreckenstein,  Geschichte  der  ehemaligen  freien  Reichs- 
ritterschaft. 2 Bände.  Tübingen  1859  u.  1871.  Bd.  I,  S.  23. 

2)  Vgl.  dazu  J.  G.  Kerner,  Staatsrecht  der  unmittelbaren  freien  Reichs- 
ritterschaft in  Schwaben,  Franken  und  am  Rhein.  Bd.  I!:  Allgemeines  posi- 
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tonen  Donau,  Hegäu*-Algäu-Bodensee,  Neckar-Schwarzwald-Ortenau, 
Kocher  und  Kraichgau'),  Franken  mit  6 Kantonen:  Odenwald,  Ge- 
birg,  Rhön-Werra,  Steigerwald,  Altmühl  und  Baunach^O  und  Am  Rhein 
mit  3 Kantonen:  Oberrheinstrom,  Am  Niederrheinstrom  und  Am  Mit- 
telrhein^).  Erst  1577  schlossen  sich  diese  drei  Organisationen  zusammen 
zu  einem  Gesamtbunde,  der  „libera  et  immediata  imperii  nobilitas“. 
1651  kam  dazu  noch  die  freie  Ritterschaft  im  Unterelsaß,  die  bisher 
isoliert  gewesen  war.  Sie  wurde  dem  rheinischen  Kanton  angegliedert. 
Die  erste  schwäbische  Ritterordnung  stammt  aus  dem  Jahre  1560,  die 
erste  fränkische  von  1590,  die  erste  rheinische  von  1652^). 

Die  Anfänge  einer  Entwicklung  lassen  sich  manchmal  am  besten 
dadurch  feststellen,  daß  man  sich  das  Endergebnis  ansieht  und  von 
diesem  ausgeht,  denn  vom  Vollendeten  führen  die  Entwicklungslinien 

tives  Staatsgenossenschaftsrecht  usw.  Lemgo  1788.  S.  75 — 77.  Zöpfl,  Grund- 
züge des  gemeinen  deutschen  Staatsrechts.  Leipzig  u.  Heidelberg  1863.  5.  Aufl. 
2 Teile.  Bd.  I,  S.  254. 

1)  Eine  genaue  geographische  Beschreibung  des  schwäbischen  Ritterkreises 
scheint  es  nicht  gegeben  zu  haben.  Vgl.  J.  J.  Moser,  Von  denen  teutschen 
Reichsständen  usw.  Frankfurt  a.  M.  Staatsrecht,  Bd.  IV,  1767.  S.  1305. 

2)  Nach  Moser  ebda.  S.  1306  werden  die  Grenzen  des  fränkischen  Ritter- 
kreises in  einem  kaiserlichen  Privilegium  von  1609  folgendermaßen  angegeben: 
„So  seinen  Anfang  zu  Frankfurt  am  Mayn,  hinüber  auf  den  Vogelsberg,  nach 
dem  Knoll  zu  den  Sullings-Wald  an  die  Werra,  dann  diesseits  solches  Flusses 
gegen  den  Thüringer  und  Böheimer  Wald  herum,  hinter  dem  Nordgau  her,  bis 
an  das  Herdfeld,  und  herwärts  des  Kochers,  die  die  Jax  hinab  dem  Neckar  zu 
gen  Wimpfen,  von  dannen  nach  Aschaffenburg,  und  also  den  Mayn  hinunter, 
biss  wider  in  Franckfurt.“ 

3)  Über  die  Grenzen  des  rheinischen  Ritterkreises  ist  aus  M oser  a.  a.  O. 
S.  1306/07  folgendes  zu  entnehmen:  „1542  (in  einer  ritterschaftlichen  Erklärung 
vom  6.  Mai)  wurde  der  Kreis  gerechnet  von  Hagenau  an  bis  hinab  in  das  Stifft 
Trier,  samt  Friedberg  und  Gelnhausen  mit  ihren  Burgmannen  und  der  Ritter- 
schafft, in  der  Wetterau  gesessen  und  gelegen.“  1605  heißt  es  in  kaiserlichen 
Privilegien,  der  rheinische  Ritterkreis  habe  seinen  Anfang  genommen  am  Hage- 
nauer  Forst  und  sich  auf  dieser  Seite  des  Rheins  bis  ans  Erzstift  Köln  erstreckt, 
dann  auf  der  andern  Seite  des  Rheins  gegenüber  von  Mainz,  wo  der  Main  in  den 
Rhein  fließt,  beginnend  mainaufwärts  nach  Aschaffenburg,  dann  „wieder  her- 
um auf  Gelnhausen“,  von  da  über  die  Lahn  auf  beiden  Seiten  den  Westerwald 
hinab,  bis  an  den  Rhein,  dann  den  Rhein  entlang  „bis  in  das  Land  zu  Bergen“. 
— Moser  fügt  noch  hinzu,  daß  in  etwas  älteren  kaiserlichen  und  andern  Ur- 
kunden dieser  Kreis  der  rheinländische  und  wetterauische  genannt  werde,  später 
aber  werde  die  Wetterau  nur  noch  bei  der  mittelrheim'schen  Ritterschaft  erwähnt. 

4)  Zöpfl  a.  a.  O.  S.  253.  Kerner  a,  a.  O.  S.  24,  41,  54. 
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zurück  zu  den  Anfängen.  Würde  man  absehen  wollen  von  dem,  was 
^ die  Reichsritterschaft  schließlich  gewesen  ist,  was  ihr  Wesen  ausgemacht 
i hat  und  rein  aus  den  Tatsachen  heraus  ihre  Anfänge  konstruieren  wollen, 
so  würde  man  doch  manchmal  in  die  Irre  gehen.  Klarer  wird  von  vorn- 
1 herein  die  Situation,  wenn  man  sich  zuerst  die  abgeschlossene  Ent- 
\ Wicklung  betrachtet. 

Fassen  wir  daher  kurz  zusammen,  was  eigentlich  unter  dem  Begriff 
, „Reichsritterschaft“  zu  verstehen  ist.^)  Die  Reichsritterschaft  ist  der 
Teil  des  niederen  Adels,  der  sich  seine  Unabhängigkeit  und 
1 Selbständigkeit  gewahrt  oder  errungen  hat.  Sie  steht  direkt  unter 
dem  Kaiser  wie  die  Reichsstädte  und  Reichsdörfer.  Ihre  geographische 
Verbreitung  erstreckt  sich  nur  auf  den  Süden  und  den  Westen  des 
Reichs.  Die  drei  Ritterkreise  zerfielen  in  Kantone  oder  Orte,  an  deren 
Spitze  ein  Ritterhauptmann  stand.  Diesen  unterstützten  einige  Ritter- 
räte und  ein  Kantonsausschuß.  Jeder  Kreis  hatte  sein  Direktorium,  das 
sich  vor  der  Kreisversammlung  zu  verantworten  hatte.  Das  oberste 
Exekutivorgan  war  das  Gesamtdirektorium  der  drei  Kreise,  in  dem  diese 
sich  ablösten.  Die  gesamte  Ritterschaft  kam  auf  den  sogenannten 
„Korrespondenztagen“  zusammen. 

Die  Aufnahme  geschah  durch  Eintragung  in  eine  Matrikel  unter 
Aufzählung  der  Besitzungen.  Für  diese  war  eine  Minimalgröße  vor- 
geschrieben, auch  durften  sie  nicht  landsässig  sein,  dagegen  war  es 
gleichgültig,  ob  sie  Allode  oder  Lehen  waren.  Neben  den  unmittelbaren 
Gütern  durften  die  Mitglieder  auch  landsässigen  Besitz  haben.  Der  Ver- 
lust des  reichsritterschaftlichen  Besitzes  zog  an  sich  nicht  den  Verlust 
der  persönlichen  Reichsfreiheit  nach  sich.  Reichsritterschaftliche  Gü- 
ter, die  in  den  Besitz  von  Landsässigen  kamen,  behielten  ihren  Charak- 
ter. Neue  Mitglieder  der  Besitzungen  konnten  nur  durch  Mehrheits- 
beschluß der  betreffenden  Kantons-  und  Kreisversammlung  unter  Zu- 
stimmung der  beiden  anderen  Kreise  aufgenommen  werden. 


1)  Zum  folgenden  vgl.  in  erster  Linie:  Richard  Schröder,  Lehrbuch  der 
deutschen  Rechtsgeschichte.  5.  Aufl.  Leipzig  1907.  S.  887 ff.,  ferner  Roth 
V.  Schreckenstein  a.a.0. 5 — 8. 0.  G i e r k e , Das  deutsche  Genossenschaftsrecht. 
Berlin.  3 Bände:  1868,  1873,  1881.  Bd.  I,  S.  836.  Zopf  1 a.  a.  0.  S.  253—255. 
Eichhorn,  Deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte.  5.  Aufl.  Göttingen  1843  4 
Bd.  II.  S.  321 — 327.  Alfred  Overmann,  Die  Reichsritterschaft  im  Unterelsaß 
bis  zum  Beginn  des  30jähr.  Kriegs.  ZGORh.  XI  u.  XII,  S.  570 — 637;  bzw. 
S.  41—82.  S.  bes.  XI,  S.  584. 
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I.  Die  Entstehung^  der  Reichsritterschaft 


Die  Rechte  der  Reichsritterschaft  beruhten  auf  ihrer  Unmittel- 
barkeit. Diese  wurde  von  Reichs  wegen  anerkannt  durch  besondere 
Mitteilung  der  Reichsgesetze,  durch  Anknüpfung  von  Verhandlungen 
bei  der  Erhebung  von  Reichssteuern  — eine  freiwillige  Beisteuer  (sub- 
sidium  caritativum)  w'ar  alles,  wozu  man  sie  zu  veranlassen  suchte. 
Zur  Heeresfolge  war  sie  nicht  verpflichtet,  in  dringenden  Fällen  wurde 
darüber  mit  ihr  verhandelt,  im  übrigen  kamen  die  Lehensverhältnisse 
der  einzelnen  Mitglieder  in  Betracht,  ln  den  Wahlkapitulationen  ver- 
sprachen die  Kaiser  die  Aufrechterhaltung  und  Wahrung  der  ritter- 
schaftlichen  Rechte.  Die  Reichsritterschaft  als  Korporation  besaß  das 
Recht  der  Besteuerung  und  der  Autonomie,  den  einzelnen  Mitgliedern 
‘kam  das  Besteuerungsrecht  nur  bei  Reichs-  und  Korporationslasten 
zu,  nicht  zu  eigenen  Zwecken.  Das  Recht  der  Gesetzgebung  hatten  sie 
nicht,  dagegen  das  der  Hausgesetzgebung  unter  kaiserlicher  Bestäti- 
gung von  Fall  zu  Fall.  Das  w'eittragendste  Recht  war  der  Religions- 
bann. Die  meisten  hatten  die  hohe  Gerichtsbarkeit  (Blutbann),  die  je- 
doch in  der  Regel  jedesmal  vom  Reiche  neu  empfangen  werden  mußte. 
Weitere  Hoheitsrechte  waren  begründet  auf  besonderer  kaiserlicher 
Verleihung  oder  auf  nachweisbarem  Herkommen.  Hoheitsrechte  einzel- 
ner Reichsstände  auf  reichsritterschaftlichen  Besitzungen  galten  nur 
als  öffentlich-rechtliche  Dienstbarkeiten,  nicht  als  Ausflüsse  landes- 
herrlicher Gewalt.  Für  sich  und  ihre  Güter  hatten  die  Reichsritter  den 
privilegierten  Gerichtsstand  der  Reichsunmittelbaren;  Austragsinstanz 
war  das  Kantonsdirektorium. 

Zur  Reichsritterschaft  zu  rechnen  sind  auch  die  Reichsburgen 
und  die  unmittelbaren  Ganerbschaften,  deren  Rechtsverhält- 
nisse im  wesentlichen  dieselben  waren. 

I.  DIE  ENTSTEHUNG  DER  REICHSRITTERSCHAFT. 

Das  Problem,  wie  sich  die  Entstehung  der  Reichsritterschaft  voll- 
zogen habe,  ist  schon  vielfach  erörtert  worden,  und  es  hat  sich  im  all- 
gemeinen Übereinstimmung  ergeben.  Roth  v.  Schreckensteins^) 
Darstellung  ist  nicht  sehr  übersichtlich,  sie  leidet  unter  der  Beiziehung 
vieler  historischer  Tatsachen  und  Ereignisse,  die  nicht  zur  Sache  ge- 
hören. Knapp  und  klar  sind  die  Arbeiten  von  Kerner^)  und  Mo- 

1)  a.  a.  O.  S.  1—298. 

2)  Bd.  I:  Allgemeines  positives  Staatslandrecht.  Lemgo  1786.  S.  45—55. 
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ser^).  Aus  Fellners  Abriß  der  fränkischen,  vor  allem  der  Würz- 
burger Verhältnisse  ist  manches  zu  entnehmen. 2)  Auch  Overmann^) 
gibt  gestützt  auf  Kerner  und  Moser  einen  kurzen  Überblick. 

Im  folgenden  sei  zunächst  eine  kurze  Geschichte  des  deutschen 
Adels  bis  zur  Entstehung  der  Reichsritterschaft  gegeben^).  Die  ger- 
manische Urzeit  kannte  drei  Geburtsstände :^)  Adelige,  Freie  und 
Unfreie,  bei  den  Westgermanen  gab  es  außerdem  noch  eine  Klasse  von 
Hörigen  oder  Halbfreien.  Die  Entstehung  des  Adels  überhaupt  läßt 
sich  nicht  mehr  verfolgen,  wahrscheinlich  erfolgte  sie  im  Anschluß  an 
Königtum  und  Fürstentum.  Könige  und  Fürsten  selbst  wurden  dann 
in  der  Regel  aus  dem  Adel  gewählt.  Die  Überlieferung  schrieb  den 
alten  Adelsgeschlechtern  göttliche  Abkunft  zu,  und  so  war  das  Auf- 
steigen von  Gemeinfreien  in  den  Adel  außerordentlich  erschwert,  wenn 
auch  vielleicht  nicht  grundsätzlich  ausgeschlossen.  Der  Adel  war  so 
Geschlechtsadel  und  Geburtsstand.  Die  Zahl  der  Geschlechter  war  ge- 
ring, durch  die  Beschäftigung  mit  dem  Kriegshandwerk  erlitten  sie 
stetige  Einbuße  und  starben  zum  Teil  schon  frühe  aus®). 

Die  fränkische  Zeit  brachte  eine  Veränderung  in  den  ständi- 
schen Verhältnissen^.  Der  alte  Geschlechtsadel  verschmolz  sich  mit  der 
neuen  Aristokratie  der  fränkischen  Grundherren  und  des  Dienst- 
adels. Bei  den  außerfränkischen  Stämmen  erhielt  sich  der  alte  Adel  in 
großer  Zahl,  so  bei  den  Sachsen  und  bei  den  Bayern.  Aber  um  dem 
neuen  Beamtenadel  nicht  nachzustehen,  mußten  sie  selbst  in  diesen  ein- 

1) Johann  Jakob  Moser,  Beiträge  zu  der  ältesten  Geschichte  der  Reichs- 
ritterschaft in  Schwaben,  Franken  und  am  Rhein  bis  auf  Kaiser  Maximilian  I. 
in  Maders  „Reichsritterschaftlichem  Magazin“,  Bd.  II.  Frankfurt  u.  Leipzig 
1783.  S.  26—199.  S.  45—108. 

2)  Robert  Fellner,  Die  fränkische  Ritterschaft  von  1495 — 1524.  Mit 
einer  Einleitung  hauptsächlich  nach  Quellen  aus  dem  Hochstift  Würzburg. 
Berlin  1905.  (Eberings  Historische  Schriften,  Bd.  50,  S.  13 — 105.) 

3) a.  a.  O.  Bd.  XI. 

4)  s.  bei  Schröder,  beiEichhorn  sowie  bei  W a i t z , Deutsche  Verfassungs- 
geschichte. 7 Bände.  Berlin  1844  ff.  5)  s.  Schröder  S.  47. 

6)  ebda.  S.52,  vgl.  Roth  v.  Schreckenstein  I,  S.  23:  „Ein  Uradel  in  dem 
Sinne,  als  ob  ein  jetzt  noch  vorhandenes  Geschlecht,  gleichviel  welches,  eine 
nachweisbare  und  bis  auf  die  Urzeiten  der  deutschen  Nation  zurückreichende, 
noch  dazu  allzeit  adelige  Ahnenreihe  besitze,  gehört  in  das  Gebiet  der  Eitel- 
keiten und  Fabeln,  und  es  haben  die  tüchtigsten  Forscher  stets  gegen  eine  solche 
Annahme  protestiert.“ 

7)  vgl.  besonders  Schröder. 
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treten.  Die  Grundherren  waren  ursprünglich  großenteils  nur  Gemein- 
freie,  aber  bald  stiegen  sie  auf  in  die  Reihen  des  Adels.  Von  größtem 
Einfluß  auf  die  ganze  Entwicklung  war  die  veränderte  Heeresver- 
fassung und  das  Lehnswesen.^)  Seit  den  Kämpfen  mit  den  Arabern  | 
war  die  Reiterei  der  wichtigste  Bestandteil  des  fränkischen  Heeres  gewor- 
den. Viele  Freie  hatten  sich  in  diesen  Zeiten  in  Schützabhängigkeit 
begeben,  sie  wurden  Vassen  oder  Vasallen  genannt.  Aus  diesen  rekru- 
tierten sich  nun  die  Reiterheere,  da  die  Großgrundbesitzer  sich  aus  ihnen 
ihr  berittenes  Gefolge  bildeten.  Neben  diesen  „Privatvasallen“  gab  es 
auch  ,,Kronvasallen“,  die  von  den  merovingischen  Königen  mit  säku- 
larisiertem Kirchengut  ausgestattet  wurden.  Durch  ihre  Dienstleistun- 
gen und  infolge  ihrer  Unentbehrlichkeit  gelang  es  dann  den  Vasallen, 
sich  über  die  Masse  der  Freien  empofzuschwingen  in  den  Adelsstand. 

Im  .Mittelalter  verschoben  sich  die  ständischen  Verhältnisse  wei- 
ter^).  Der  Beamtenadel  der  karolingischen  Zeit  fand  großenteils  seine 
Fortsetzung  im  Reichsfürstenstand.  Daneben  gab  es  die  ,, Edlen“  oder 
„Freien  Herrn“  auch  „Edelfreie“  oder  „Freie“  genannt;  in  Schwaben 
und  Franken  hieß  man  sie  ,, Hauptleute“  oder  „Häuptlinge“.  Zu  diesem 
„Herrenstand“  gehörten  die  Reste  des  alten  Adels,  der  bei  den  Sachsen 
noch  besonders  zahlreich  war,  und  die  weltlichen  Grundherren,  ferner 
die  großen  und  die  kleinen  Vasallen.  Einen  eigentlichen  Geburtsadel 
gab  es  nicht,  denn  neben  der  edlen  Abstammung  war  Voraussetzung  der 
Besitz  einer  adligen  Grundherrschaft.  Daneben  bestand  ein  Stand  der 
unfreien  Ritter,  der  .Ministerialen  oder  Dienstmannen^):  aus  die- 
sen ist  der  niedere  Adel  hervorgegangen,  wie  aus  den  freien  Herren 
.der  hohe.  Die  „ministeriales“  waren  Dienstleute  des  Königs  und  der 
Großen,  die  im  Hofdienst,  als  Reisige,  als  Boten,  zu  Geleitsdiensten,  zur 

1)  Schröder  a.  a.  O.  S.  157—170.  2)  ebda.  S.  444—479. 

3)  Das  Problem  der  .Ministerialität  ist  neuerdings  der  Gegenstand  verschie- 
dener Untersuchungen  geworden,  s.  Kluckhohn,  Die  Ministerialität  in  Süd- 
ostdeutschland vom  10.  bis  zum  Ende  des  13.  Jahrhunderts  (Quellen  und  Stu- 
dien, herausg.  von  Karl  Zeumer,  Bd.  IV,  Heft  1),  Weimar  1910.  Keutgen  i.  d. 
Vierteljahrsschrift  für  Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte,  Bd.  VIII,  1910. 
Keutgen,  DerUrsprung  der  Ministerialität.  Deutsche  Literaturzeitung,  Jahrg. 
XXXI,Nr.50(10.  Dez.  1910).  — Schröder  a.a.O.  S.447  Anm.9  äußert:  „Auf 
den  Streit,  ob  die  .Ministerialen  frei  oder  unfrei  gewesen  seien,  ist  in  einem  ernst- 
haften Buche  nicht  weiter  einzugehen.  Wer  trotz  der  Klarheit  der  Lage  noch 
zweifelt,  möge  Dsp.61  und  Nibel.  Lachmann  V,74,  667,671,  764  bis  773,  781 
vergleichen“. 
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Jagd,  als  höhere  Wirtschaftsbeamte  verwendet  wurden.  Das  nahe  Ver- 
trauensverhältnis zu  ihrem  Herrn,  die  Waffenehre  und  die  Hochschät-  . 
zung  des  Reiterdienstes  hob  sie  allmählich  hoch  empor  über  ihre  son- 
t^stigen  Genossen  im  Dienst  (Bauern,  Handwerker,  Haus-  und  Feld- 
arbeiter). 

Seit  dem  11.  Jahrhundert  waren  diese  Ministerialen  ein  Geburts- 
stand, es  gab  kein  Aufrücken  von  unten  mehr.  Obwohl  dieser  Stand 
unfrei  war,  so  überflügelte  er  .bald  die  Bürger  in  den  Städten  und  die 
freien  Bauern.  Die  Dienstmannen  stuften  sich  ab  in  die  Reichsdienst- 
mann e n , zu  denen  auch  die  der  geistlichen  Fürsten  gezählt  wurden,  und 
in  die  Dienstmannen  der  Laienfürsten,  die  im  allgemeinen  ge- 
ringeren Ranges  waren.  Unter  den  fürstlichen  Dienstmannen  an 
Rang  standen  die  im  Dienste  der  nicht  gefürsteten  Prälaten 
und  der  freien  Herren  befindlichen  eigenen  Leute  von  Ritterart. 
Bei  ihnen  .kam  die  Unfreiheit  mehr  zur  Geltung.  Später  rückten  sie 
auch  in  den  Fürstendienst  auf. 

Die  Bedeutung  der  Ministerialen  wuchs  im  Lauf  der  Jahrhunderte 
so  sehr,  daß  den  Edelfreien  die  Konkurrenz  mit  den  von  ihren  Herren 
reich  mit  Lehen  ausgestatteten  Dienstmannen  immer  schwerer  wurde. 
So  begaben  sich  viele  von  jenen,  um  Lehen  zu  erlangen,  hinab  in  den 
Ministerialenstand,  der  durch  ihren  Eintritt  natürlich  bedeutend  ge- 
hoben wurde.  Seit  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  erlangten  die  Dienst- 
mannen die  volle  Lebensfähigkeit,  ebenso  den  Gerichtsstand  vor  dem 
Grafengericht  und  die  Befähigung  zum  Schöffen-  und  Grafenamt.  Da- 
mit gewannen  sie  auch  die  Fähigkeit  zum  Erwerb  landrechtlichen 
Eigens.  Seit  dem  13.  Jahrhundert  wurden  die  Dienstmannen  und  zum 
Teil  auch  die  eigenen  Ritter  zum  Adel  gerechnet.  Doch  kam  dies 
zunächst  nur  für  die  soziale  Stellung  in  Betracht,  der  rechtlichen  Un- 
freiheit der  Dienstmannen  blieb  man  sich  noch  bewußt.  Im  Laufe  des 
14.  Jahrhunderts  verschwand  aber  jede  Erinnerung  an  die  ursprüng- 
liche Unfreiheit  des  Standes,  nur  bei  den  eigenen  Rittern  finden  sich 
noch  Spuren  bis  ins  15.  Jahrhundert. 

Diese  Elemente  sind  es,  die  den  Ritterstahd^)  ausmachen.  Dieser 
schuf  sich  seine  besonderen  Begriffe  von  Standesehre  und  Berufspflich- 
ten. Es  entwickelte  sich  jetzt  der  Gegensatz  der  Ritter  und  Knechte 
oder  Edelknechte.  Ritter  war  nur,  wer  nach  abgelegtem  Ritter- 


1)  Vgl.  Schröder  a.  a.  O.  S.  455 — 458. 
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^elübde  in  den  Ritterstand  aufgenommen  worden  war.  Rechtlich  stan- 
^den  sich  Ritter  und  Knechte  vollkommen  gleich,  der  Unterschied  war 
rein  sozialer  Natur.  Die  Form  der  Aufnahme  in  den  Ritterstand  war  der 
Ritterschlag,  den  im  Feld  jeder  Ritter  vornehmen  konnte.  Im  i 
13.  Jahrhundert  betrachtete  man  den  Stand  der  Knechte  nur  als  Vor- 
stadium zur  Ritterwürde,  seit  dem  14.  Jahrhundert  begnügten  sich  viele 
Ritterbürtige  zeitlebens  mit  der  geringeren  Würde. 

Die  Ritterschaft  war  ein  Gemisch  von  Berufs-  und  Geburts- 
stand. Erst  wenn  der  Ritterberuf  auf  Kind  und  Kindeskind  über- 
gegangen war,  war  die  Familie  ritterbürtig.  Nur  Ritterbürtige  wa- 
ren lebensfähig  und  besaßen  die  Ebenbürtigkeit  zum  gerichtlichen 
Zweikampf  sowie  zur  Teilnahme  an  Ritterspielen  und  Turnieren  und  die 
Befähigung  zum  Eintritt  in  Ritterorden  und  adelige  Stifter.  Die  Durch- 
gangsstation zum  Ritterstand  bildete  die  Ministerialität  für  Freie 
und  Unfreie^).  Als  diese  ein  freier  Lehensadel  geworden  war^  wurde  der 
Erwerb  eines  Mannlehens  das  Mittel  zur  Standeserhöhung.  Seit  dem 
12.  Jahrhundert  hatte  auch  der  König  das  Recht,  die  Schwertleite  an 
Nichtritterbürtige  zu  verleihen.  Seit  Karl  IV.  kam  dazu  die  Erhebung 
m den  Adelstand  durch  königliches  Diplom  (sogenannter  Briefadel) 

Die  Ordensverleihungen,  die  seit  Sigmund  aufkamen,  waren  wahr- 
scheinlich immer  mit  der  Erhebung  in  den  Adelstand  verbunden.  Die  ' 
Promotion  zum  doctor  legum  durch  eine  mit  dem  Promotions- 
recht ausgestattete  Juristenfakultät  gewährte  die  persönliche  Gleich- 
stellung mit  dem  AdeP). 

Die  meisten  Ritter  waren  und  blieben  landsässig,  d.  h.  sie  unterstan- 
den  der  fürstlichen  Landeshoheit.  Eine  freie  Reichsritterschaft, 


1)  vgl.  Schröder  S.  458. 

fährt  S.  458  fort:  „Damit  war  der  Adel  zu  einem  reinen 
Geburtsstand  geworden,  der  weder  durch  eine  bestimmte  Berufswahi  er 
worben,  noch  durch  unritteriiches  Leben  verloren  gehen  könnt.' D eres  dt 
etlär  ch  V"  „reiner  Oeburtsstand“  ist  mir’ un- 

Erbt,  na  r '^'■rd  gesagt,  daß  mit  Ordensverleihungen  die 
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die  unmittelbar  unter  dem  Kaiser  stand,  bildete  sich  nur  in  Schwaben, 
in  Franken,  am  Rhein  und  im  Elsaß.  Dies  hängt  mit  der  besonderen 
Entwicklung  dieser  Gebiete  zusammen;  in  Mittel-  und  Norddeutsch- 
land sowie  in  den  Ländern  der  österreichischen  Hausmacht  waren  dau- 
ernd so  starke  landesfürstliche  Gewalten,  daß  dort  alle  Emanzipations- 
versuche scheitern  mußten. 

Für  Schwaben,  Franken  und  für  das  in  der  älteren  Literatur  meist 
nicht  erwähnte  Elsaß  liegen  die  Dinge  so  ziemlich  gleich.  Schwaben 
hatte  ursprünglich  eigene  Herzoge,  in  der  fränkischen  Zeit  wurde  es 
durch  die  sogenannten  nuntii  camerae  verwaltet,  stand  also  damit  un- 
mittelbar unter  dem  König,  unter  Konrad  I.  erhielt  es  wieder  Herzoge, 
die  zuerst  als  königliche  Beamte  für  ihre  Person  und  später  erblich  ihr 
Amt  bekleideten.  Mit  Konradin  erlosch  dann  das  Herzogtum  wieder. 
So  lange  es  Herzoge  gab,  war  der  Adel  natürlich  mittelbar  gewesen. 
Seit  1268  aber  konnte  keine  herzogliche  Gewalt  mehr  aufkommen,  und 
Schwaben  war  von  nun  an  das  typische  Land  deutscher  Kleinstaaterei, 
seine  alte  kulturelle  Entwicklung  und  seine  reiche  geographische  Glie- 
derung begünstigte  zudem  das  Aufkommen  zahlreicher  kleiner  Herr- 
schaften. Es  wurde  nun  allerdings  auch  die  Stellung  der  Grafen  und 
Herrn  wesentlich  gebessert,  aber  diesen  gegenüber  hatte  sich  der  niedere 
Adel  seine  Unabhängigkeit  zu  wahren  gewußt  und  es  konnte  sich  auch 
fernerhin  diese  neue  Gewalt  der  Grafen  und  Herrn,  die  sich  allmählich 
bis  zur  Landeshoheit  entwickelte,  nicht  über  den  ganzen  niederen  Adel 
ausdehnen.  So  hatte  dieser  nun  niemand  mehr  über  sich  als  den  König 
bzw.  Kaiser.  Die  obrigkeitlichen  Befugnisse,  die  den  Grafen  einst  als 
Richtern  in  Frieden  und  Anführern  im  Kriege  zugekommen  waren,  er- 
loschen jetzt  ebenfalls. 

Überhaupt  lockerte  sich  allenthalben  die  Ordnung  mehr  und 
mehr.  An  die  Stelle  eines  wirklichen  Rechtszustandes  trat  das 
Recht  der  Faust.  Reichskriege  wurden  nur  noch  sehr  selten  ge- 
führt, die  eigenen  Fehden  der  Grafen  gingen  nur  sie  selbst  und  ihre 
Lehensmannen  etwas  an,  und  auch  diese  konnten  die  Unterstützung 
verweigern,  wenn  ihnen  die  Sache  ihres  Lehensherrn  als  ungerecht 
erschien.  So  konnten  die  Grafen  von  dem  Recht  der  Anführung  im 
Kriege,  dem  sie  einst  großes  Ansehen  verdankt  hatten,  keinen  Ge- 
brauch mehr  machen.  Die  Knechte  und  Mannen  der  Ritter  wurden  all- 
mählich zu  ihren  Untertanen,  kaiserliche  Privilegien  räumten  ihnen 
immer  mehr  Hoheitsrechte  über  sie  ein.  Es  ist  damit  natürlich  nicht 
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gesagt,  daß  der  ganze  niedere  Adel  in  Schwaben  in  den  Besitz  dieser 
Freiheiten  gelangt  wäre,  oder  sie  für  immer  behauptet  hätte;  es  ist  klar, 
daß  die  gräflichen  und  freiherrlichen  Dynastien  darauf  aus  waren,  den 
niederen  Adel  unter  sich  zu  bringen,  es  war  in  vielen  einzelnen  Fällen  j 
eine  Frage  der  Umstände  und  eine  Frage  der  persönlichen  Tüchtigkeit, 
ob  es  gelang  oder  nicht,  die  Gefahr  der  Landsässigwerdung  abzuwenden,  j 
ln  Franken!)  gingen  die  Dinge,  wie  gesagt,  ganz  ähnlich  wie  in 
Schwaben.  Franken  hatte  unter  den  letzten  karolingischen  Flerrschern 
das  Herzogtum  entwickelt.  911  wurde  Herzog  Konrad  von  Franken  i 
zum  deutschen  König  erwählt,  die  fränkische  Herzogswürde  ging  von 
ihm  auf  seinen  Bruder  Eberhard  über.  Dieser  empörte  sich  gegen 
Otto  I.  und  wurde  939  bei  Andernach  getötet.  Daraufhin  wurde  das 
Herzogtum  aufgehoben,  und  Franken  unterstand  nun  unmittelbar  der 
Krone.  Seit  dem  Anfang  des  12.  Jahrhunderts  machten  die  Bischöfe 
von  Würzburg  für  einen  Teil  des  alten  Herzogsgebietes  herzogliche 
Rechte  geltend.  Dem  Bischof  Erlung  entzog  Heinrich  V.  die  herzogliche 
Gewalt  und  ernannte  seinen  Neffen  Konrad  von  Staufen  zum  Herzoge, 
während  Schwaben  schon  1079  an  die  Staufer  gekommen  war.  Das 
fränkische  Herzogtum  der  Hohenstaufen  wurde  später  als  Herzogtum 
Rothenburg  bezeichnet.  Den  Bischöfen  von  Würzburg  waren  schon  1 
1120  wieder  herzogliche  Rechte  eingeräumt  worden,  1168  erhielten  sie 
von  Friedrich  I.  auf  Grund  von  gefälschten  Urkunden  deren  Bestäti- 
gung, doch  blieben  diese  Rechte  größtenteils  auf  dem  Papier  stehen. 

Die  eigentliche  Herzogsgewalt  besaßen  die  Hohenstaufen;  nach  deren 
Aussterben  war  das  fränkische  Herzogtum  erledigt.  Die  Bischöfe  von 
Würzburg  führten  den  Titel  „Herzog  von  Franken“  weiter,  doch  ge- 
lang es  ihnen  nicht,  ihre  Herzogswürde  mit  der  entsprechenden  Macht- 
fülle zu  umkleiden.  Allerdings  waren  die  Bischöfe  immer  bestrebt, 
diesem  Titel  Inhalt  zu  verleihen,  ihre  starke  Hand  hat  auch  die  Ritter- 
schaft zu  fühlen  bekommen.  Aber  doch  gelang  es  dieser,  in  langem, 
zähem  Kämpfen  ihre  Unabhängigkeit  zu  behaupten.  Sie  stand  wie 
die  Reichsstände  nur  unter  den  kaiserlichen  Landgerichten. 

Das  Elsaß  war  im  Vertrage  von  Mersen  (870)  dem  ostfränkischen 
Reiche  zugeteilt  worden  und  gehörte  nun  zum  Herzogtum  Schwaben, 
dessen  Herzoge  auch  den  Titel  eines  Herzogs  von  Elsaß  führten.  Mit 
Konradin  erlosch  auch  im  Elsaß  die  Herzogswürde.  Lange  Zeit  ging  im 


1)  Moser  S.  94 ff.  Kerner  I,  S.  51—53. 


Ursprung  der  schwäbischen,  fränkischen  und  rheinischen  Reichsritterschaft  \ f 

Ober-  und  im  Unterelsaß  die  Entwicklung  parallel,  noch  im  Jahre  1496 
galt  die  oberelsässische  Ritterschaft  als  unmittelbar,  allmählich  aber 
erlag  sie  der  mehr  und  mehr  erstarkenden  österreichischen  Heeresmacht. 
Die  elsässische  Ritterschaft  hat  früher  kaum  Beachtung  gefunden,  die 
reichsritterschaftlichen  Historiker  und  Staatsrechtler  erwähnen  sie 
kaum,  so  Kerner  und  Roth  von  Schreckenstein,  etwas  häufiger  Moser. 
Overmann  hat  nun  wenigstens  über  den  Teil  im  Unterelsaß  Licht  ver- 
breitet. Daß  die  elsässische  Reichsritterschaft  so  sehr  links  liegen  blieb, 
erklärt  sich  aus  ihrer  isolierten  Entwicklung.  Es  war  im  Unterelsaß  die 
Stadt  Straßburg  der  Mittelpunkt,  um  den  sie  sich  scharte,  dorthin  war 
ihr  Interesse  gerichtet,  und  es  wurden  so  die  Beziehungen  zu  den  andern 
Reichsritterschaften  nicht  gepflegt.  Erst  im  Jahre  1651  kam  es  zur 
Vereinigung  mit  diesen  und  schon  in  den  Jahren  1678/81  ging  sie  mit 
dem  größten  Teile  des  Unterelsaß  an  Frankreich  verloren.  Damit  rissen 
die  Fäden  aufs  neue  ab  und  niemand  hatte  viel  Interesse  daran,  die  Ge- 
schichte der  elsässischen  Ritterschaft  zu  pflegen,  gehörte  sie  doch  nicht 
mehr  dem  Reiche  an ; als  aber  das  Elsaß  im  Jahre  1871  wieder  anDeutsch- 
land  kam,  da  hatte  ja  auch  rechts  des  Rheins  eine  Reichsritterschaft 
längst  zu  existieren  aufgehört.  Im  Unterelsaß  konnte  sich  nach  dem 
Aussterben  der  Staufer  keine  überragende  Gewalt  mehr  entwickeln. 
Die  rheinischen  Pfalzgrafen  versuchten  vergebens,  sich  eine  dominie- 
rende Stellung  zu  erringen.  Als  Grenze  des  Territoriums,  in  dem  sich 
eine  freie  Reichsritterschaft  entwickelte,  wird  von  dieser  selbst  der 
Landstrich  vom  Hagenauer  Forst  im  Norden  bis  zum  Eckenbach  im 
Süden  angegeben.  Die  Geschlechter,  die  beim  Beginn  der  Neuzeit 
Glieder  des  elsässischen  Reichsadels  sind,  finden  größtenteils  ihre  erste 
Erwähnung  schon  im  13.  Jahrhundert.  Sie  gehen  größtenteils  auf  bi- 
schöflich-straßburgische,  zum  kleineren  Teil  auf  Reichsministerialen 
zurück. 

^ Die  Reichsritterschaft  am  Rhein  hat  eine  ganz  besondere 
Entwicklung  aufzuweisen. Ihr  Ursprung  geht  weiter  zurück  als  der 
der  übrigen  Reichsritterschaften.  Die  rheinischen  Gebiete  hatten  nie 
einen  eigenen  Herzog.  Die  rheinischen  Pfalzgrafen  und  andere  Grafen 
und  Herrn  besaßen  Besitzungen  in  diesen  Gegenden.  Doch,  gerade  die 
größte  Macht,  die  der  Pfalzgrafen  am  Rhein,  begann  sich  erst  seit  den 
Zeiten  Friedrichs  II.  zu  bilden,  war  also  am  Ende  der  Stauferzeit,  beim 


1)  Moser  S.  99— 104.  Kerner  S.  53/54. 
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Anbruch  der  anarchischen  Zustände  im  Reich,  noch  nicht  stark  genug, 
um  der  Reichsritterschaft  gefährlich  werden  zu  können. 

Den  Grund  dafür,  daß  in  den  Rheinlanden  kein  Herzog  eingesetzt 
wurde,  sieht  Kerner  darin,  daß  sie  eine  sogenannte  Domänen-  oder 
Tafelprovinz  bildeten.  Darunter  sind  Güter  und  Landstriche  zu  ver- 
stehen, aus  denen  die  deutschen  Könige  und  Kaiser  Einkünfte  bezogen, 
die  durch  die  Pfalzgrafen  verwaltet  wurden.  Deswegen  waren  diese 
Gegenden  weder  einem  Herzoge  noch  einem  Gaugrafen  unterstellt. 
So  unterstand  der  niedere  Adel  in  diesen  Gegenden  schon  seit  den  älte- 
sten Zeiten  unmittelbar  dem  Kaiser.  Ein  Teil  der  Gebiete  am  Ober- 
rhein kam  allerdings  an  das  Herzogtum  Franken,  jedoch  nur  ein  kleiner 
Teil,  zu  dem  die  Wetterau  z.  B.  nicht  gehörte. 

In  allen  anderen  Gebieten  am  Rhein  fielen  also  die  Rechte  hinweg, 
die  sonstwo  den  Herzögen  gegenüber  dem  hohen  und  dem  niederen 
Adel  zukamen. 1)  Die  Pfalzgrafen  übten  eine  Zeitlang  als  kaiserliche 
Justizbeamte  die  Gerichtsbarkeit,  die  sich  mutmaßlich  auch  auf  den 
niederen  Adel  erstreckt  hat.  Diese  hörte  auf,  als  die  geistlichen  Stifter 
am  Rhein  die  weltlichen  Regalien  erhielten,  diese  Regalien  wurden  je- 
doch nie  auf  den  Adel  ausgedehnt,  so  daß  dieser  nun  völlig  unmittelbar 
war.  Von  einer  Mittelbarkeit  im  eigentlichen  Sinn  war  natürlich  auch 
unter  den  Pfalzgrafen  und  sonstigen  Grafen  keine  Rede,  da  diese  ja  nur 
als  Stellvertreter  des  Königs  fungierten.  Auch  später  gelang  es  den 
erblich  gewordenen  Grafschaften  und  den  sonstigen  kleinen  Dynasten 
nicht,  den  niederen  Adel  sich  zu  unterwerfen. 

II.  VON  DEN  ANFÄNGEN  BIS  ZUM  JAHR  1422. 

Wir  haben  gesehen,  wie  glückliche  Umstände  die  Entstehung  kleiner 
reichsunrhittelbarer  ritterschaftlicher  Territorien  im  Südwesten  des 
Reichs  ermöglicht  und  herbeigeführt  haben,  während  in  allen  anderen 
Gegenden  der  niedere  Adel  in  dauernder  Landsässigkeit  verblieb,  oder 
nach  einer  kurzen  Periode  der  Freiheit,  mit  der  Ausbildung  einer  starken 
landesherrlichen  Gewalt  in  diese  zurücksank.  Vor  ihren  Standesgenos- 
sen hatten  die  Ritter  in  Schwaben  und  Franken,  im  Elsaß  und  am  Rhein 
dadurch  sehr  viel  voraus,  aber  bis  zu  einem  gewissen  Grade  war  und 
blieb  es  doch  ein  Danaergeschenk,  das  ihnen  in  den  Schoß  gefallen  war. 
Feinde  ringsum,  das  war  das  Charakteristikum  ihrer  Lage.  Den  fürst- 


1)  Moser  S.  100. 
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liehen  Gewalten  ein  Dorn  im  Auge,  von  kaiserlicher  Seite  nur  schwacher 
Unterstützung  gewiß,  für  den  landsässigen  Adel  ein  Gegenstand  des 
Neides  und  der  Eifersucht,  von  Bürgern  und  Bauern  gleichermaßen  ge- 
haßt, waren  sie  angewiesen  nur  auf  sich  und  ihre  Kraft,  Aber  der  ein- 
zelne Ritter  mit  seinen  schwachen  Hilfsmitteln  konnte  natürlich  nicht 
viel  ausrichten,  die  Schwäche  und  Angreifbarkeit  ihrer  Lage  führte  die 
einzelnen  zusammen.  „Vereint  sind  auch  die  Schwachen  mächtig.“  So 
machte  sich  schon  frühe  das  Bestreben  bemerkbar,  sich  gegenseitig 
einen  Halt  zu  gewähren.  Zu  einer  festen  Organisation  ist  es  ja  aller- 
dings erst  sehr  spät  gekommen.  Der  Abschluß  von  Bündnissen  und  das 
Eingreifen  in  die  politischen  Verhältnisse  auf  eigene  Faust  war  natür- 
lich nur  möglich  auf  Grund  der  staatsrechtlichen  Stellung,  die  sich  im 
Südwesten  des  Reichs  für  den  niederen  Adel  herausgebildet  hatte.  An- 
dererseits ist  aber  auch  zu  sagen:  nur  dadurch,  daß  dieser  Adel  sich 
kräftig  regte,  konnte  er  sich  als  das  behaupten,  was  er  war,  konnte  er 
den  Kaisern  nahelegen,  sich  auf  ihn  zu  stützen  und  ihm  durch  Bestäti- 
gung seiner  Privilegien  immer  wieder  das  Rückgrat  zu  stärken.  So  läßt 
sich  darüber  streiten,  was  wir  als  das  Primäre  zu  betrachten  haben: 
das  staatsrechtliche  Verhältnis  zu  Kaiser  und  Reich,  oder  die  inneren 
Beziehungen  der  Reichsritter,  die  Anfänge  der  Organisierung.  Die 
Vorgänge  der ,, inneren“  und  der  „äußeren  Beziehungen“  greifen  auch  so 
oft  ineinander  über,  daß  es  manchmal  schwer  fällt,  sie  zu  trennen. 
Trotzdem  ziehe  ich  die  systematische  der  chronologischen  Darstellung 
vor  und  beginne  mit  der  inneren  Entwicklung,  und  zwar  getrennt  nach 
den  einzelnen  Territorien. 

An  Literatur  kommen  wieder  hauptsächlich  die  Werke  von  Moser 
und  Kerner,  daneben  Roth  v.  Schreckenstein  in  Betracht,  sowie 
Fellner;  an  Urkundensammlungen  vor  allem  die  von  Bürgermei- 
ster^) und  Lünig2). 

1/Die  innere  Entwicklung. 

Die  allgemeine  Unsicherheit  und  Friedlosigkeit,  wie  sie  in  Deutsch- 
land mehr  und  mehr  einriß,  seitdem  sich  die  Hohenstaufen  auf  Italien 

1)  Joh.  Steph.  Bürgermeister,  Codex  Diplomaticus  Equestris  oder 
Reichsritterschaftliches  Archiv.  2 Bände.  Ulm  1721.  Ders.,  Thesaurus  Iuris 
Equestris.  2 Bände.  Ulm  1718.  Ders.,  Status  Equestris  Caesaris  et  Imperii 
Romanus-Germanicus.  Ulm  1709. 

2)  Joh.  Christ.  Lünig,  Des  Teutschen  Reichsarchivs  part.  spec.  con- 
tinuatio  I u.  III. 
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konzentriert  hatten,  führte  eine  Periode  der  Bündnisse  herauf.  Die 
Städte  machten  den  Anfang:  1247  wurde  der  rheinische  Städtebund 
geschlossen,  der  erste  schwäbische  fällt  ins  Jahr  1381.  Die  Ritterbünde 
sind  zum  Teil  vielleicht  davon  beeinflußt  worden,  wie  dies  wohl  auch 
umgekehrt  der  Fall  war. 

Die  ersten  Anfänge  der  Rittergesellschaften  festzustellen,  ist  natür- 
lich nicht  immer  möglich,  da  wohl  auch  die  ältesten  Bundesbriefe,  die 
wir  haben,  schon  eine  vorgeschrittene  Entwicklungsstufe  darstellen. 
Kerner  zieht  den  Vergleich  mit  einem  Bache,  der  aus  unscheinbaren 
Anfängen  zu  einem  wasserreichen  Strome  wird.^)  Zuerst  bildeten  sich 
kleine  Gesellschaften,  die  zu  bestimmten  Zw’ecken  des  Augenblicks  ge- 
schlossen wurden  und  bald  wieder  auseinandergingen.  Später  wurde  die 
Zeitdauer  größer,  aber  es  fehlte  noch  an  bestimmten  Grundsätzen  und 
Zielen.  Auch  war  der  Stand  noch  nicht  fest  abgegrenzt^),  oft  kamen 
Verbindungen  mit  Fürsten,  Grafen,  Herrn  und  auch  mit  Städten  zu- 
stande, die  Trennung  von  den  landsässigen  Edelleuten  war  noch  nicht 
streng  durchgeführt.  Den  Verbindungen  fehlte  noch  der  öffentliche, 
staatsrechtliche  Charakter,  und  ihre  Organisation  wies  häufig  noch 
große  Mängel  und  Lücken  auf.  So  bleibt  der  Charakter  der  Ritterbünde 
im  wesentlichen  bis  zum  Jahre  1422.  Doch  ist  immerhin  die  Abstufung 
zu  machen  zwischen  den  ganz  ephemeren,  oft  ganz  persönlichen  Fehde- 
zwecken dienenden  Vereinigungen,  die  für  die  reichsritterschaftliche 
Entwicklung  kaum  in  Betracht  kommen,  und  geschlossenen  Gesell- 
schaften, die  Standeszwecken  dienten.^)  Die  erstere  Gruppe  ist  aller- 
dings insofern  als  Vorstufe  zu  betrachten,  als  die  einzelnen  reichsritter- 
schaftlichen  Familien  dadurch  in  nähere,  dauernde  Verbindung  kamen. 
Man  erkannte  den  Wert  des  Zusammenhaltens,  die  Kraft  und  Macht,  die 
aus  Einigung  und  Einigkeit  erwächst,  man  schuf  sich  allmählich  höhere 
Zwecke,  die  Organisation  verfeinerte  sich,  und  so  ging  allmählich  der 
Weg  hin  zur  ständigen  Interessenvertretung.  Die  Grundzüge  dieser 
schon  fortgeschrittenen  Organisationen  waren  im  großen  ganzen  über- 
all dieselben»).  Als  Zweck  wird  immer  angegeben  die  Erhaltung  des 

1)  vgl.  Gustav  Landau,  Die  Rittergesellschaften  in  Hessen  während  des 
14.  und  15.  Jahrh.  Kassel  1840.  S.  6. 

2)  Staatsrecht.  Bd.  II:  Genossenschaftsrecht.  Lemgo  1788.  S.  9. 

3)  vgl.  zum  folgenden  Overmann  a.  a.  O.  S.  574 ff. 

4)  Landau  a.a.O.  S.9  bezeichnet  die  ersten  als  „Bündnisse“,  die  letzteren 
als  „Gesellschaften“. 

5)  vgl.  Roth  v.  Schreckenstein  I,  S.  447/48. 


' 1.  Die  innere  Entwicklung^,  a)  In  Schwaben 
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Friedens  und  gegenseitiger  Schutz  in  seinen  Rechten  und  Befugnissen 
gegen  jedermann.  An  der  Spitze  stehen  meist  einige  Hauptleute  oder 
„Könige“.  Sie  werden,  meist  jährlich,  gewählt ; bei  größerer  Ausbildung 
der  Organisation  wird  ihnen  ein  beratender  Ausschuß  beigegeben.  Kon- 
fliktsstoff bargen  diese  Gesellschaften  insofern  in  sich,  als  sich  zweifel- 
los viele  daran  beteiligten,  deren  Reichsunmittelbarkeit  nicht  einwand- 
frei war  — sie  suchten  sich»  durch  ihren  Anschluß  ihre  berechtigten 
oder  angemaßten  Ansprüche  zu  sichern.  Kein  Wunder,  wenn  dann 
die  Fürsten  oder  Herren,  die  von  ihrer  Oberhoheit  über  jene  überzeugt 
waren,  gegen  solche  Rittergesellschaften  mit  Waffengewalt  vorgingen, 
oft  kamen  diese  dem  drohenden  Angriff  durch  offensives  Vorgehen  zuvor. 

a)  In  Schwaben. 

Die  ältesten  Spuren  reichsritterschaftlicher  Organisation  in  Schwaben 
lassen  sich  nicht  mehr  verfolgen.  Erst  im  Bund  der  „Martins Vögel“ 
tritt  uns  eine  Vereinigung  offenbar  reichsunmittelbarer  Ritter  entgegen. 
Dieser  Bund  ist  vielfach  zusammengeworfen  oder  verwechselt  worden 
mit  dem  der  Schlegler.  Tatsächlich  haben  diese  beiden  Gesellschaften, 
die  den  Charakter  der  primitiven,  höherer  Zwecke  entbehrenden  Ritter- 
bündnisse noch  deutlich  zeigen,  nichts  miteinander  zu  tun.^)  Die  Martins- 
vögel fallen  in  eine  viel  frühere  Zeit  als  die  Schlegler,  sie  gehören  unter 
die  Regierung  Graf  Eberhards  des  Greiners  oder  des  Rauschebarts  von 
Wirtemberg  (1 344-92),  der  Zusammenstöße  mit  den  Martinsvögeln  hatte, 
sie  aber  auch  für  seine  Zwecke  benützte.  Den  Namen  ,, Martinsvögel 
erklärt  Roth  V.  Schreckenstein-)  als  Scherznamen.  Er  hänge  wohl 
mit  dem  Stiftungstag  der  Gesellschaft,  als  den  man  demgemäß  den  Tag 
des  heiligen  Martin,  den  11.  November,  annehmen  dürfe,  zusammen. 
Die  Martinsvögel  kamen  nun  mit  dem  Grafen  Eberhard  in  Konflikt. 
Dessen  VaterUlrich  hatte  sich  1338  eine  Anwartschaft  auf  die  Besitzungen 
der  Grafen  von  Eberstein  zu  verschaffen  gewußt,  Eberhard  erneuerte 
diesen  Anspruch  im  Jahre  1 354.  Die  Grafen  Wilhelm  und  Wolf  von  Eber- 
stein wollten  die  Abmachung  nicht  gelten  lassen,  sie  sammelten  eine  An- 
zahl von  fehdelustigen  Edelleuten,  eben  aus  den  Reihen  der  Martinsvögel, 
um  sich,  so  Wolf  von  Stein  zu  Wunnenstein,  „genannt  der  gleißend 
Wolf“,  Konrad  und  Johann  von  Schmalenstein,  Hugelin  von  Rappolt- 

l7über  die  Martinsvögel  vgl.  C h r.  F r.  S t ä 1 i n , Wirtembergische  Geschichte, 
Bd.  III,  Stuttgart  und  Tübingen  1856,  S.  299ff.  P.  F.  Stälin,  Geschichte 
Württembergs,  Bd.  1,2.  Gotha  1887.  S.  540  ff.  Roth  v.  Schreckensteinl, 
S.  448 ff.  2)  S.  448. 
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stein,  der  Malterer  von  Freiburg,  Hans  von  Rosenstein,  die  Herren  von  ! 

Windeck,  Aberlyn  Wydenbusch,  Heinrich  Glatze,  Kunz  von  Winter-  ' 

bach.  Es  erfolgte  der  durch  Uhland  bekannte  Überfall  im  W'ildbad 
(1367),  bei  dem  die  Martinsvögel  in  unritterlicher  Weise,  ohne  einen  j 
vorherigen  Absagebrief  vorgingen.^)  Gerade  dieser  Überfall  wurde  viel-  : 

fach  den  Schleglern  zugeschrieben,  oder  als  eine  gemeinsame  Tat  ! 

der  Schlegler  und  der  Martinsvögel  betrachtet.  So  schreibt  Kerner,  ( 
die  Schlegler  und  Martinsvögel  hätten  den  Grafen  Eberhard  den  j 
Rauschebart  im  Wildbad  überfallen. 2)  Moser  identifiziert  sie^)  und  ! 
stützt  sich  dabei  auf  Sattler^).  Bürgermeister^),  Chr.  Fr.  Sta- 
lin®) und  Rothv.  Schreckenstein')  haben  überzeugend  nachge wis- 
sen, daß  Martinsvögel  und  Schlegler  streng  auseinanderzuhalten  sind, 
und  daß  nur  die  ersteren  an  dem  Überfall  beteiligt  waren.  Dies  geht 
z.  B.  klar  hervor  aus  einem  Vertrag  vom  Jahre  1371,  den  Bischof  Jo- 
hannes und  die  Stadt  Straßburg  schlossen  und  der  die  Bestrafung  aller 
derjenigen  zum  Gegenstand  hatte,  die  am  Überfall  in  Wildbad  beteiligt 
gewesen  waren ; darin  werden  die  Schlegler  mit  keinem  Wort  erwähnt.«)  | 

Später«)  führte  dann  der  gemeinsame  Haß  gegen  die  Städte  zu  einer  \ 

vorübergehenden  Annäherung  zwischen  dem  Grafen  Eberhard  und  den  I 

Rittern;  1388  kämpften  beide  gemeinsam  gegen  jene  bei  Döffingen.  In 
zwei  Richtungen  bewegte  sich  also  der  Bund  der  Martinsvögel:  gegen 
die  Fürsten  und  gegen  die  Städte.  Schutz  der  Standesgenossen,  Ver- 
größerung der  eigenen  Macht  und  des  eigenen  Besitzes  war  sein  Zweck. 

Der  ethische  Beweggrund,  die  Fehden  in  den  eigenen  Reihen  möglichst  , 
einzuschränken  — zugleich  ein  Gebot  der  Zweckmäßigkeit  — wirkte  1 

1)  Rothv.  Schreckenstein  I,  S.  453.  ^ 

2)  Bd.  II,  S.  4 ^5.  > 

3)  S.  109:  „Dahin  gehöret  in  Schwaben  die  im  Jahr  1367  von  Graf  Wolfen  j 

zu  Eberstein,  Wolfen  zu  Hunnenstein  und  Andern  errichtete  Gesellschaft  der  ’ 

Schlegler  oder  Martinsvögel,  welche  mit  Grafen  Eberhard  zu  Wirtem- 
berg  Krieg  führte.“ 

4)  s.  Geschichte  der  Grafen  von  Wirtemberg,  Bd.  III,  S.  221  f. 

5)  Thesaurus  iuris  equestris  S.  220 — 222. 

6)  a.  a.  O.  S.  300.  7)  a.  a.  O.  S.  453  u.  522. 

8)  vgl.  bei  Bürgermeister  a.  a.  O. 

\ir  weiteren  Verlauf  der  Fehde  zwischen  den  Martinsvögeln  und 

ir  emberg  vgl.  Roth  v.  Schreckenstein  I,  S. 453 — 458.  Endgültig  beigelegt 
Streitigkeiten  erst  am  17.  April  1385;  Graf  Wolf  von  Eberstein 
machte  damals  seine  Vesten  zu  offenen  Häusern  für  Wirtemberg  und  unter- 
warf sich.  Der  Bund  der  Martinsvögel  bestand  noch  1395. 


Die  Martinsvögel.  Gesellschaft  mit  dem  Schwerte.  Die  Kroner 

zweifellos  auch  hier  schon  mit.  Sattler  hat  die  Behauptung  aufgestellt^), 
idie  Martinsvögel  seien  eine  „Gesellschaft  unter  dem  wirtembergischen 
'Adel“ gewesen;  Roth  v.  Schreckenstein  hat  dagegen  nachgewiesen^), 
;daß  die  Grafen  von  Wirtemberg  damals  wohl  adelige  und  ritterbürtige 
^Vasallen  und  Dienstleute  aber  „keinen  eigentlichen,  durch  Untertanen- 

I pflichten  gebundenen  Landesadel  gehabt  haben,  da  ihr  Territorium 
noch  nicht  geschlossen,  und  die  Landsässigkeit  der  zu  Wirtemberg  in 
■ Dienst  und  Lehenspflichten  stehenden  Edelleute“  keineswegs  entschie- 

I'den  war.  Außerdem  sei  keiner  der  Martinsvögel  urkundlich  als  wirtem- 
bergischer  Vasall  bekannt.  Vielmehr  ist  gerade  aus  dem  Vorgehen  des 
: Wirtembergers  gegen  die  Grafen  von  Eberstein  zu  entnehmen,  daß 

! damals  die  aufstrebende  Territorialmacht  mit  dem  freien  Adel  zusam- 
menstieß und  diesen  unter  seine  Oberhoheit  bringen  wollte.  Dieser 
widersetzte  sich  mit  aller  Kraft  und  war  dabei  in  seinen  Mitteln  nicht 
: gerade  wählerisch. 

j In  den  letzten  Jahrzehnten  des  14.  Jahrhunderts  schossen  die 
Ritterbünde  in  Schwaben  hervor,  wie  die  Pilze  aus  der  Erde.  Zunächst 
sind  ein  paar  unbedeutendere  zu  nennen:  in  einer  Urkunde  vom 
18.  September  1370  wird  eine  „Gesellschaft  mit  dem  Schwerte“ 
erwähnt^).  Nach  einer  Vorberatung  vom  3.  Januar  1372  zu  Weißen- 
horn entstand  im  selben  Jahre  ein  ritterschaftlicher  Landfriedensbund, 
der  seine  Spitze  gegen  die  Städte  richtete^)  und  nach  Baumanns 
Vermutung®)  ein  Vorläufer  des  späteren  schwäbischen  Löwenbundes 
war.  Durch  eine  Urkunde  vom  6.  Juni  1372  bekannt  ist  die  „Gesell- 
schaft von  der  Krone“  oder  „Die  Kroner“").  Diese  verband  sich 
gegen  jedermann,  ausgenommen  den  Kaiser,  Bayern  und  Wirtemberg 
und  war  hauptsächlich  ein  Schrecken  der  Städte®).  Auch  eine  „Ge- 

1)  a.  a.  O.  I,  S.  200.  2)  a.  a.  O.  S.  453. 

3)  Kerner  und  Moser,  die  zuverlässigsten  reichsritterschaftlichen  Histo- 
riker, erklären  ebenfalls  die  „Martinsvögel“  für  eine  reichsritterschaftliche 
Vereinigung. 

4)  Roth  V.  Schreckenstein  I,  S.  467.  F.  L.  Baumann,  Geschichte 
des  Allgäus,  Kempten  1883.  Bd.  II,  S.  505. 

5)  Baumann  a.  a.  O.  S.  25. 

6)  ebda.  S.  505. 

7)  vgl.  Roth  V.  Schreckenstein  I,  489.  Diese  Urkunde  ordnete  die 
Auflösung  der  Gesellschaft  von  der  Krone  und  jeder  ähnlichen  Vereinigung  an, 
eine  Folge  ihres  gemeinschädlichen  Verhaltens.  Vgl.  a.  P.  Fr.  Stalin  1,  2, 
S.  544. 

8)  vgl.  P.  Fr.  Stälin  I,  2,  S.  544. 

Eberbach;  Die  deutsche  Reichsritterschaft 
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Seilschaft  mit  dem  Wolfen“^)  gab  es.  Aus  einer  Urkunde  ist  zu 
entnehmen,  daß  diese  sich  nicht  „um  Raubs  oder  anderer  unredlicher 
Sachen“  willen  zusammengetan  hätten.^)  Bisher  sei  die  Gesellschaft  ‘ 
,, wider  Herrn  und  Reichsstädte  in  Schwaben“  gewesen,  dagegen  gebe 
sie  jetzt  die  Zusage,  daß  sie  während  zwei  Jahren,  die  ihr  Bund  noch 
dauern  solle,  nichts  mehr  gegen  diese  vornehmen  werde.  Alle  derartigen  ; 
Vereinigungen  spielten  eine  sehr  vorübergehende  Rolle,  Fehde  und  ' 
Raub  waren,  wie  wir  gesehen  haben,  ihre  Hauptzwecke.  Aber  noch  in.  > 
den  siebziger  Jahren  sehen  wir  die  Anfänge  weitverzweigter,  fort- 
geschrittener Ritterorganisationen,  der  Gesellschaften  von  St.  Georg, 
vom  Löwen  oder  Panther  und  von  St.  Wilhelm. 

Eine  Georgengesellschaft  bestand  schon  unter  Karl  IV.,  der  sie 
durch  ein  Edikt  vom  22.  Oktober  13752)  als  konsequenter  Vertreter 
seiner  Politik  gegenüber  gemeinschädlichen  oder  wenigstens  ihm  unlieb- 
samen Ritterorganisationen  auflöste.  Zweifellos  hängt  die  spätere  1 
Georgengesellschaft  irgendwie  mit  jener  zusammen.  Sie  ist  ent-  - 
standen  unter  Wenzel,  vielleicht  im  Jahre  1379,  die  Stiftungsurkunde 
ist  nicht  mehr  vorhanden^).  Die  St.  Wilhelmsgesellschaft  hat 
sich  am  21.  Dezember  1380  in  Geislingen  gebildet-).  Ihre  Mitglieder 
trugen  einen  blauen  Wappenrock  mit  einem  goldenen  Stern  auf  der 
Brust.  Ihre  Entstehung  ist  wahrscheinlich  aus  der  Opposition  gegen 
den  rheinischen  Städtebund  zu  erklären®).  Die  Löwengesellschaft 
entstand  in  der  Wetterau,  soviel  zu  sehen  ist^),  sie  dehnte  sich  aber  bald 
auch  nach  Schwaben  aus,  wo  ihr  viele  Grafen,  Herren  und  Ritter  bei- 
traten^.  Die  Georgengesellschaft  hatte  von  Anfang  an  ihre  meisten 
Anhänger  in  Schwaben.  An  dem  großen  Landfriedensbündnis  von  1382, 
das  auf  Wenzels  Bestrebungen  zurückzuführen  ist,  waren  diese  drei 
Gesellschaften  alle  beteiligt,  die  Löwengesellschaft  wird  dabei  aus-  \ 
drücklich  als  ,, Gesellschaft  mit  dem  Löwen  in  Schwaben“  ! 
bezeichnet,  als  Hauptleute  w’erden  angegeben:  Graf  Ulrich  von  Wirtem- 
berg,  Graf  Heinrich  von  Montfort  Herr  zu  Tettnang  und  Graf  Friedrich  i 

1)  Rothv.  Schreckenstein  a.  a.  O.  S.  468. 

2)  Böhmer,  Regesta  imperii  VIII,  S.  458,  N.  5515.  ^ 

3)  Th.  v.  Liebenau,  Jahrbuch  des  Adlers  XVIII,  1908,  S.  248.  ^ 

4)  P.  Fr.  S t ä 1 i n 1,2,  S.  558.  % 

5)  vgl.  Bau  mann,  Geschichte  des  Allgäus  II,  S.  28.  J 

6)  vgl.  Roth  v.  Schreckenstein  I,  S.  489.  P.  F.  Stälin  I,  2,  S.  558. 

7)  Als  Gründungstermin  des  schwäbischen  Zweiges  gibt  Liebenau  den 
1.  März  1381  an,  s.  a.  a.  O.  S.  249. 


Gesellsch.  m.  d.  Wolfen.  Gesellsch.  v.  St.  Georg,  v.  Löwen  u.  v.  St.  Wilhelm  \g 

von  Hohenzollern.  Erwähnt  wird  ein  Gegenstück  zu  ihr,  die  rheinische 
Löwengesellschaft.  Weiter  unten  wird  von  diesem  Vertrag  noch  zu 
reden  sein. 

Aus  dem  Jahre  1 392  ist  ein  Bund  von* 457  schwäbischen  Grafen,  Herren 
und  Rittern  bekannt^).  Sein  Zweck  war  eine  Ehrenrettung,  die  Urkunde 
berichtet  darüber  in  feierlichem,  altritterlichem  Stil:  ,, Allen  Fürsten, 
Herren,  Rittern  und  Knechten  und  männiglich  thun  wir  die  Hernach- 
benennte zu  wissen  von  der  Red  wegen  die  sich  erloffen  hat  zu  Ungarn 
von  St.  Georgen  Banner,  die  die  Teutschen,  die  dazumahl  in  Ungarn 
warent,  redten  also,  daß  sie  geredt  hand,  wo  man  gegen  den  Heyden 
reisste,  da  solle  ein  Teutscher  St.  Georgen  Banner  in  der  Hand  haben 
und  führen,  und  das  hand  sie  mit  Red  gezogen  uff  unsern  Herrn  den 
Römischen  König  und  uff  die  Churfürsten  darum  unterweysendt,  da 
vV'ollen  sie  gern  bey  bleiben.  Nun  treiben  etlich  Böhem  ihren  grossen 
Muthwillen  mit  Herrn  Johannssen  von  Bodmann  mit  Red  und  mit 
Schelt-Wort,  welche  die  sind,  die  inn  das  ihr  Brief  gesannt  hand,  oder 
noch  sendend,  und  die  Wappens-Genoss  seynd,  gegen  denenselben 
wollen  wir  Im  helffen  sein  Ehre  zu  verantworten.“  St.  Georgen-Banner 
spielten  in  der  Ritterschaft  eine  große  Rolle,  war  doch  St.  Georg  ihr 
Schutzpatron^).  So  hatte  der  Deutschorden  eine  Georgenfahne,  auch 
das  Reich  führte  eine  solche  ins  Feld.  Auf  dieses  Reichsbanner  erhob 
die  deutsche,  besonders  die  schwäbische  Ritterschaft  Anspruch,  und 
deshalb  erregte  es  so  großen  Unwillen,  daß  die  Böhmen  dem  Hans 
V.  Bodmann  das  Recht  bestritten,  das  Georgenbanner  zu  führen. 
Der  Vorfall  ist  insofern  von  Bedeutung,  als  er  zeigt,  welche  Einmütig- 
keit unter  der  Ritterschaft  herrschte,  wenn  es  galt,  die  Standesehre  zu 
wahren.  Die  Gesellschaft  St.  Georgenschild  als  solche  ist  in  dieser  Ur- 
kunde nicht  erwähnt,  aber  es  kann  wohl  keinem  Zweifel  unterliegen, 
daß  sie,  wenigstens  teilweise,  vertreten  war,  auch  dieses  Ereignis  gehört 
Sicherlich  zur  Geschichte  des  Georgenschilds^). 

Die  Gesellschaft  der  Schlegler,  die  im  Rheinland  schon  früher  ins 
Leben  getreten  war,  findet  sich  seit  1395  auch  in  Schwaben)^  Sie  war 


1)  s.  die  Urkunde  bei  Bürgermeister,  Cod.  Dipl.  Eq.  I,  S.  1 — 5.  Lünig, 
Reichsarchiv,  Part.  Spec.  Cont.  I,  S.  32.  Vgl.  Roth  v.  Schreckenstein  I, 
S.  497/98.  Moser  S.  151.  Kerner  S.  11/12.  Baumann  II,  S.  32. 

2)  Rothv.  Schreckenstein  I,  S.  496 f. 

3)  L i e b e n a u a.  a.  O.  S.  251 . 

4)  Roth  V.  Schreckenstein  I,  S.  522. 
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ähnlichen  Charakters  wie  die  der  Martinsvögel,  ihr  Zweck  war  in 
Schwaben  wie  am  Rhein,  der  Landesherrlichkeit  entgegenzuarbeiten^). 
Auch  die  Organisation  war  ähnlich  wie  bei  den  Martinsvögeln^).  An- 
fänglich scheint  die  Vereinigung  von  dem  Geiste  ritterlicher  Gesinnung 
beseelt  gewesen  zu  sein,  nur  einzelne  Mitglieder  betrieben  das  unehren- 
hafte, damals  allerdings  vielfach  nicht  als  unritterlich  geltende,  Gewerbe 
des  Straßenraubes.  Von  fürstlicher  Seite  betrachtete  man,  wie  sich 
denken  läßt,  den  Bund  von  Anfang  an  nicht  mit  freundlichen  Augen 
sein  Bestehen  bedeutete  eine  Gefährdung  fürstlicher  Interessen,  dazu 
kam,  daß  die  Schlegler  bald  in  ein  ähnliches  Treiben  hineingerieten  wie 
die  Martinsvögel.  In  Schwaben  kam  es  zum  Konflikt  mit  dem  Grafen 
Eberhard  dem  Milden  von  Wirtemberg,  der  sich  gegen  sie  auf  die  Städte 
stützte.  Der  Angriff  ging  von  den  Schleglern  aus.  Bald  zogen  diese 
jedoch  den  kürzeren,  es  erfolgte  die  wie  der  Überfall  im  Wildbad  durch 
Uhland  bekannt  gewordene  Eroberung  von  Heimsheim  durch  den  Gra- 
fen Eberhard.  Die  drei  Schleglerkönige  wurden  gefangen  genommen. 
Der  Graf  nützte  seinen  Sieg  weiter  aus  und  verfolgte  die  Schlegler  na- 
mentlich in  den  Kocher-  und  Jagstgegenden.  Nachdem  am  27.  Novem- 
ber 1395  Wenzel  ein  Edikt  gegen  die  Gesellschaft  erlassen  hatte,  kam  es 
im  Jahre  1396  zu  ihrer  Aufhebung. 

Es  bahnte  sich  nun  eine  neue  Entwicklung  an,  man  trat  nicht  mehr 
bloß  zu  gemeinsamem  Rauben  und  Plündern  zusammen,  die  folgenden 
Bündnisse  dienen  der  Wahrung  berechtigter  Interessen.  Reine  Ritter- 
bündnisse gibt  es  auch  in  dieser  Periode  noch  nicht. 

1407  schlossen  Bischof  Eberhardt  von  Augsburg,  Bischof  Albrecht 
von  Konstanz,  der  Herzog  von  Teck,  7 Grafen,  8 Freiherren,  22  Ritter 
und  58  Edelknechte  einen  Bund  gegen  die  Appen  zell  er^).  Sie  wollten 
einander  getreulich  helfen  „gegen  den  Gebüren  von  Appenzelle“  und 

1)  Chr.  Fr.  Stalin  III,  S.  362 ff.  P.  F.  Stälin  I,  S.  25,  576/78. 

2)  Das  Bundesabzeichen  war  ein  silberner  Schlegel,  der  um  den  Hals  ge- 
tragen wurde,  s.  ebda. 

3)  s.  die  Urkunde  bei  Bürgermeister,  Cod.  Dipl.  S.  6 — 11.  Lünig, 
Reichsarchiv  p.  s.  c.  I unt.  Churf.  u.  Stände,  S.  43ff.  Vgl.  Kerner  II,  S.  12. 
Moser  S.  151.  Roth  v.  Schreckensteinl  S.  545— 547.  — K e r n e r ver- 
legt dieses  Bündnis  ins  Jahr  1404,  dies  ist  aber  offenbar  ein  Irrtum  oder  ein 
Druckfehler,  da  sowohl  in  der  Urkunde  als  bei  M o s e r , auf  den  sich  Kerner 
bezieht,  das  Jahr  1407  angegeben  ist.  — Ins  Jahr  1407  fällt  auch  eine  Ordnung 
zwischen  dem  Grafen  von  Wirtemberg  und  der  Ritterschaft,  s.  Liebenau 
a.  a.  O.  S.  251. 
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deren  Helfer.  Der  Vertrag  soll  dauern  vom  Datum  des  Briefs  bis  zum 
Georgentag  und  von  da  an  ein  Jahr.  Wird  der  Kj'ieg  bis  dahin  nicht 
beendigt,  so  wollen  sie  einander  noch  weiter  helfen.  Alle  Eroberungen 
sollen  gemeinsamer  Besitz  werden  und  entsprechend  unter  die  einzelnen 
Bundesglieder  zur  Verteilung  kommen,  außer,  wenn  es  sich  um  das  Be- 
sitztum eines  der  Bundesglieder  handelt,  das  diesem  genommen  worden 
ist.  Dieses  wird  dem  Betreffenden  zurückerstattet  gegen  eine  Entschä- 
digung für  die  xMühen  und  Kosten,  die  der  Allgemeinheit  entstanden 
sind.  Den  Hauptleuten  kommt  in  solchen  Fällen  die  Entscheidung  zu. 
Die  Hauptleute  werden  bezeichnet  als  ,, Hauptleuth  Unserer  Gesell- 
schafft“. Betreffs  Friedens  oder  Waffenstillstands  können  die  Haupt- 
leute nicht  allein  verhandeln,  sondern  sie  sollen  aus  jedem  Teil  der 
Gesellschaft  zwei  als  Berater  zu  sich  nehmen,  so  daß  es  zusammen  zwölf 
sind,  unter  diesen  wird  mit  Stimmenmehrheit  entschieden,  bei  Stim- 
mengleichheit wird  aus  den  ,, Gesellen“  ein  ,, Obmann“  gewählt,  der 
dann  den  Ausschlag  gibt.  Diese  dreizehn  oder  die  Mehrheit  von  ihnen 
haben  volle  Gew^alt  „Fried  und  Richtung  uffzunehmen“.  Beim  Tod  eines 
Hauptmanns  wählen  die  Überlebenden  aus  der  Gesellschaft  einen  Nach- 
folger für  ihn.  Kein  Mitglied  der  Gesellschaft  darf  ohne  die  Einwilligung 
der  Hauptleute  Frieden  schließen.  Die  Hauptleute  sind  zu  Auslagen 
für  die  Gesellschaft  ermächtigt.  Für  ihre  Unkosten  werden  sie  entschä- 
digt. Die  Bundesglieder  tragen  sie  „gleichlich  und  nach  Anzahl“. 
Wenn  sie  dies  nicht  tun  wollen,  so  können  sich  die  Hauptleute  an  die 
ganze  Gesellschaft  oder  an  einen  einzelnen  halten,  gerichtlich  oder  ohne 
Gericht.  Wenn  unter  den  Hauptleuten  Uneinigkeit  entsteht,  so  sollen 
sie  oder  die  Mehrzahl  von  ihnen  einen  ,, Gemeinen“  zu  sich  nehmen. 
Was  dann  von  den  neun  oder  von  der  Mehrheit  beschlossen  wird,  das 
soll  geschehen.  Streitigkeiten  zwischen  einzelnen  Hauptleuten  werden 
ebenfalls  durch  „Gemeine“  geschlichtet.  Wenn  nötig,  können  die 
Hauptleute  einen  Tag  ausschreiben  nach  Mengen,  Riedlingen  oder  an 
einen  beliebigen  andern  Ort.  Mißhelligkeiten  unter  den  einzelnen  Bun- 
desmitgliedern sollen  vor  die  Hauptleute  gebracht  werden.  Zunächst  soll 
dann  ein  „Gemeiner“  versuchen,  ob  er  die  Sache  nicht  gütlich  regeln 
kann;  falls  dies  nicht  möglich  ist,  wird  von  dem  Gemeinen  und  seinen 
Beiräten  Recht  gesprochen.  Wenn  einer  von  den  Untertanen  der  Bun- 
desmitglieder mit  einem  andern  rechtliche  Streitigkeiten  hat,  so  soll  die 
Sache  vor  dem  Gericht  ausgetragen  werden,  zu  dem  der  Beklagte  gehört. 
Der  Stadt  Konstanz  werden  200  Reiter  und  200  Mann  zu  Fuß  ver- 
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sprochen;  dies  Versprechen  gilt  für  die  Zeit  des  Vertrags.  Wenn  sie  von 
Herren,  Rittern,  Knechten,  „oder  sonst  anders  jemand,  es  wären  Clöster- 
oder  ander  Leuth,  die  zu  dem  Adel  gehören“,  Hilfe  begehren,  diese  sich 
aber  sträuben,  so  sollen  die  Bundesmitglieder  einander  beholfen  sein, 
diese  zu  gewinnen  „wann  dass  auch  Unsers  Herrn  dess  Königs  Meynung 
ist“.  Die  Hauptleute  sind  gewählt  bis  zum  nächsten  St.  Georgen-Tag, 
dann  sollen  neue  gewählt  werden.  Eine  Ablehnung  der  Wahl  ist  nicht 
zulässig.  Ebenso  soll  sich  keiner  der  Bestellung  zum  „Gemeinen“  ent- 
ziehen, „es  sey  denn,  dass  er  es  vor  datum  diss  Brieffs  verschwohren  hab 
zu  den  Heiligen“.  Alle  Bundesmitglieder  verpflichten  sich  eidlich  zur 
.Einhaltung  der  Bestimmungen.  Ungehorsame  können  mit  Gewalt  dazu 
gebracht  werden  „und  soll  Uns  noch  keinen  jesonder  davor  nit  schir- 
men kein  Freyheit,  Bundnuss,  Gericht  noch  Recht  Gaistlichs  noch  Welt- 
lichs  noch  nichts  überall,  so  jemand  erdencken  kan  oder  mag“.  Als 
Hauptleute  werden  angegeben:  Herzog  Ulrich  von  Teck,  Graf  Eber- 
hard von  Nellenburg,  Graf  Eberhard  von  Werdenberg,  Herr  Heinrich 
von  Rosnegg,  Freiherr,  Heinrich  von  Randegg,  Ritter,  Walther  von 
Kungsegg,  Berchthold  von  Stein  und  Rudolph  von  Fridingen. 

In  diesem  Vertrag  finden  wir  also  schon  eine  sehr  vorgeschrittene 
Organisation:  Hauptleute  mit  weitgehenden  Befugnissen,  strenge  Ver- 
pflichtung der  einzelnen  Mitglieder.  Der  Bundbrief  gibt,  wie  Roth 
V.  Schreckenstein  sagt^),  „in  rohen  Umrissen  eine  förmliche  Organi- 
sation des  oberschwäbischen  Adels“.  Über  das  Wesen  des  Bundes  gibt 
auch  noch  eine  andere  Urkunde  Aufschluß,  die  schon  auf  28.  Oktober 
desselben  Jahres  zurückgeht^).  Es  ist  dies  ein  Bundbrief  der  Stadt 
Konstanz  mit  den  „acht  Hauptleuten  der  Ritterschaft  in 
Schwaben“.  Der  Bund  ist  wie  der  andere  geschlossen  bis  zum 

Jörgentag  und  von  da  ab  auf  ein  Jahr.  Aus  dieser  Urkunde  geht  deut- 
lich hervor,  daß  in  der  vom  21.  November  unter  der  „Gesellschaft“ 
eben  die  Vereinigung  der  Ritter  zu  verstehen  ist^).  Die  Hauptleute 
sind  identisch  mit  den  Hauptleuten  der  Rittergesellschaft.  Herzog 
Ulrich  von  Teck,  zwei  Grafen  und  ein  Freiherr  fungieren  als  Ritter- 

1)  I,  S.  547.  2)  Roth  v.  Schreckenstein  I,  S.  546,  A.  1. 

3)  Daß  es  die  Gesellschaft  vom  St.  Georgenschild  war,  ist  in  der  Urkunde 
nicht  direkt  gesagt,  das  einzige,  was  dafür  sprechen  könnte,  ist  die  Orientierung 
am  St.  Georgentag.  Aus  den  späteren  Urkunden  aber  geht  hervor,  daß  die 
Georgengesellschaft  zum  mindesten  als  Grundlage  der  Vereinigung  anzuneh- 
men ist.  ^ 
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hauptleute.  Aus  der  Urkunde  vom  21.  November  ist  ferner  zu  entneh- 
men, daß  die  Rittergesellschaft  in  zwei  Teile  zerfiel;  nähere  Angaben 
über  die  geographische  Abgrenzung  dieser  Teile  sind  nicht  gemacht^). 

Die  äußeren  Umstände  des  Bundes  sind  folgende:  Die  Appenzeller 
hatten  sich  im  Jahre  1401  gegen  den  Abt  Kuno  von  St.  Gallen  (1379  bis 
1411)  erhoben,  nach  Siegen  über  diesen  im  Jahre  1403  bei  Vögelinseck 
und  über  die  Österreicher  1405  stießen  sie  in  den  Thurgau  vor  und  bra- 
chen systematisch  alle  Ritterburgen,  hetzten  auch  die  Bauern  gegen 
ihre  Herrn  auf.  Sie  bildeten  einen  „Bund  zur  See“,  der  sich  über  die 
> Nordschweiz  und  Vorarlberg  bis  nach  Tirol  ausdehnte.  Durch  diesen 
Bund  fühlte  sich  die  schwäbische  Ritterschaft  bedroht,  sie  schloß  sich 
zusammen  und  brachte  im  Jahre  1408  den  Appenzellern  eine  Niederlage 
bei  in  der  Nähe  von  Bregenz  (13.  Januar)2). 

Der  Vertrag  von  1407  ist  der  erste  in  Schwaben,  dem  eingehende  An- 
gaben über  die  reichsritterschaftliche  Organisation  zu  entnehmen  sind. 

' Wir  haben  hier  keinen  reinen  Ritterbund,  aber  der  Herzog,  die  Grafen 
und  die  Herren,  die  in  ihm  erscheinen,  sind  den  Rittern  vollständig  an- 
gegliedert, die  Ritterschaft  ist  das  Fundament,  auf  dem  der  Bund  auf- 
gebaut ist.  Daß  zwei  Bischöfe  und  eine  Stadt  sich  mit  den  Rittern  ver- 
bünden ist  der  beste  Beweis,  daß  diese  als  bündnisfähig  anerkannt  waren. 
Die  Bündnisfähigkeit  aber  ist  das  sicherste  Zeichen  der  Unabhängig- 
keit und  der  Selbständigkeit,  landsässige  Edlen  können  keine  selbstän- 
i digen  Verträge  schließen,  sie  können  sich  nur  im  Gefolge  ihrer  Landes- 
I herrn  an  Verträgen  und  kriegerischen  Unternehmungen  beteiligen^). 

I 1)  In  der  Urkunde  vom  28.  Oktober  sind  wenigstens  die  Hauptleute  in  zwei 
i Gruppen  geteilt,  es  werden  aufgeführt  der  Herzog  von  Teck,  Graf  v.  Werden- 
I berg,  Walther  v.  Königsegg  mit  Berthold  v.  Stein,  als  „dess  ainss  theils“,  die 
' vier  andern  als  „dess  ander  tailss“,  Roth  v.  Schreckenstein  I,  S.  546,  A.  1. 

, 2)  Der  Sieg  von  Bregenz  ist  bei  Lieben  au  a.  a.  O.  S.  252  in  ungenauer 

1 Weise  als  Sieg  des  St.  Georgenschildes  notiert. 

: 3)  Rothv.SchreckensteinI,S.553f.  weist  allerdings  darauf  hin,  daß  1 407 

j die  Ritterschaft  von  Steiermark  und  Österreich,  die  nie  zur  vollen  Unmittelbar- 
i keit  gelangt  ist,  einen  Bund  schloß  gegen  jedermann,  der  sie  von  ihren  Rechten 
! abzutreiben  gedenke,  ausgenommen  wurden  nur  die  österreichischen  Herzoge 
i als  Landesherrn.  Er  fährt  dann  fort:  „Man  sieht  hieraus,  daß  sich  auch  unter 
j dem  landsässigen  Adel  genossenschaftliches  Leben  zeigen  konnte.  Unbeschadet 
! senier  Pflichten  gegen  den  Landesherrn  fühlte  sich  derselbe  ebenso  selbständig 
j als  die  reichsunmittelbare  Ritterschaft.“  Tatsächlich  kann  es  sich  aber  doch 
I wohl  nur  darum  handeln,  daß  die  rechtlichen  Verhältnisse  der  steiermär- 
: kischen  und  österreichischen  Ritterschaft  noch  schwankend  waren.  Eine  völlige 
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Im  Jahre  1408  wurde  der  Bund  des  vorhergehenden  Jahres  zu 
Waldsee  erneuert  (am  16.  Juni)^).  Der  Bischof  von  Augsburg  be- 
teiligte sich  diesmal  nicht  mehr,  statt  8 waren  es  7 Hauptleute,  die  Zahl 
der  Grafen  und  Herren  betrug  diesmal  zusammen  12  statt  15,  die  der 
Ritter  und  Knechte  dagegen  stieg  von  80  auf  91"^.  Das  ritterliche  Ele- 
ment spielte  also  bei  diesem  Bündnis  zahlenmäßig  eine  noch  größere 
Rolle  als  zuvor.  Die  Verbündeten  erkennen  zwar  die  Bemühungen  Kö- 
nig Ruprechts  um  Herstellung  des  Landfriedens  an,  sie  fürchten  aber, 
daß  dieser  nicht  von  Bestand  sein  werde.  Die  Einigung  erfolgt  mit  Willen 
der  heiligen  Kirche  und  des  heiligen  römischen  Reichs.  Ihr  Zweck  ist  die 
allgemeine  Wohlfahrt,  Schutz  der  Pilgrime,  Kaufleute,  Landfahrer  und 
aller  andern  ehrbaren,  geistlichen  und  weltlichen  Leute.  Treue  Bun- 
desgenossenschaft wird  gelobt  namentlich  gegen  die  Appenzeller,  aber 
auch  gegen  alle  andern,  die  den  Landfrieden  mißachten,  oder  den  Ver- 
bündeten ihre  Rechte  und  Freiheiten  verkürzen  w’ollen.  Eine  Reihe  von 
Bestimmungen  entsprechen  natürlich  solchen  von  1407,  so  über  die 
Verwaltung  eroberten  feindlichen  Besitzes,  über  Schlichtung  interner 
Streitigkeiten,  über  Rechtsangelegenheiten  der  Untertanen,  über  Dis- 
ziplinargewalt der  Hauptleute.  Es  sind  jedoch  auch  eine  Reihe  von  Be- 
stimmungen angefügt,  die  neu  sind,  wie  überhaupt  dieser  Vertrag  viel 
ausführlicher  und  spezialisierter  ist  als  der  von  1407.  Neue  Bestimmun- 
gen sind  folgende:  Kein  Mitglied  der  Gesellschaft  darf  den  Feind  eines 
andern  xMitglieds  beherbergen  oder  verpflegen.  Eine  Versöhnung  mit 
Feinden  darf  nur  mit  Einwilligung  der  Hauptleute  oder  der  Mehrheit 
des  Bundes  erfolgen.  Wenn  Streitigkeiten  zwischen  Bürgern  und  armen 

Landeshoheit  hatte  sich  noch  nicht  ausgebildet,  und  der  Kampf  darum  dauerte 
noch  weiter.  Roth  v.  Schreckenstein  gibt  auch  selbst  S.  554f.  zu,  daß  ein 
selbständiges  Vorgehen  der  Ritterschaft  nur  da  zulässig  und  möglich  war,  wo 
die  Landesherrlichkeit  noch  nicht  voll  ausgebildet  und  noch  nicht  staatsrecht- 
lich fixiert  war. 

1)  Liebenau  a.  a.  0.  S.  252/53  führt  noch  eine  ganze  Anzahl  von  Urkunden 
aus  dem  Jahre  1408  an.  25.  März:  Bund  des  Herzogs  Friedrich  von  Österreich 
mit  der  Gesellschaft  des  St.  Georgenkreuzes  auf  ein  Jahr  gegen  die  Appenzeller, 
unter  dem  gleichen  Datum:  Gegenbrief  des  St.  Georgenkreuzes.  30.  März:  Her- 
zog Friedrich  stellt  der  Ritterschaft  seinen  Landvogt  Grafen  v.  Salz  mit  je  100 
Mann  zu  Fuß  und  zu  Pferd  zur  Verfügung.  Ferner  drei  Spruchbriefe  König 
Ruprechts  zum  Streit  der  Parteien  vom  4.  April,  20.  Juni  und  24.  Oktober  1408. 

2)  s.  die  Urkunde  bei  B u r g e r m e i s t e r a.  a.  O.  S.  1 2 — 20,  bei  L ü n i g 
a.  a.  0.  S.  46— 50,  vgl.  Roth  v.  Schreckenstei  n a.  a.  O.  S.  549— 551, 
Moser  S.  152. 
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Leuten  in  einer  Gegend  vorfallen,  die  kein  eigenes  Gericht  hat,  so  soll 
das  Urteil  nach  den  Grundsätzen  des  Gewohnheitsrechts  gesprochen 
werden.  Wenn  einer  der  „Gesellen“  selbst  etwas  mit  den  Leuten  eines 
andern  hat,  so  soll  ein  von  den  Hauptleuten  bestellter  „Gemeiner“  die 
Verhandlung  leiten.  Streitigkeiten  eines  Mitglieds  mit  der  Stadt  eines 
andern  müssen  auch  vor  die  Hauptleute  gebracht  werden.  Keiner  soll 
die  eigenen  Leute,  die  „nachjagend  Vogt-Leuth“  oder  die  „unverrech- 
net  Ambtleuth“  oder  die  Verschworenen  und  Verbürgten  des  andern  als 
Bürger  annehmen.  Alle  Streitigkeiten  müssen  vor  die  Hauptleute  ge- 
bracht werden,  ausgenommen  solche,  die  sich  auf  verbriefte  Schuld, 
unläugenbare  Gült,  Hubgeld,  Vogtrecht,  Steuer  und  Zins  beziehen. 
Darüber  darf  man  pfänden  und  angreifen.  Angefallenes  Gut,  das  nicht 
„geschwohrnen  Gerichten“  untersteht,  soll  von  den  Hauptleuten 
„berechtet“  werden,  auch  solches,  das  den  Gerichten  untersteht,  kann 
der  Kompetenz  der  Hauptleute  zugeteilt  werden.  Die  Wahl  der  Haupt- 
leute erfolgt  acht  Tage  vor  oder  acht  Tage  nach  dem  Martinstag  in  der- 
selben Weise  wie  nach  dem  früheren  Vertrag.  Dienste  für  die  Gesell- 
schaft werden  den  Hauptleuten  vergütet,  wenn  es  ein  Graf  ist,  mit  zwei 
Gulden  pro  Tag,  einem  Ritter  oder  Knecht  mit  einem  Gulden;  einen 
,, Gemeinen“  verhalten  die,  denen  er  von  den  Hauptleuten  gegeben  ist. 
Die  Hauptleute  können  acht  von  den  Gesellen  zu  sich  nehmen  in  ihr 
Kollegium,  für  deren  Verpflegung  haben  die  Hauptleute  zu  sorgen.  Die 
Hauptleute  haben  das  Recht,  nötigenfalls  eine  „gemeine  Steuer“  auf 
die  Gesellschaft  zu  legen,  ,, jedermann  nach  gleicher  Anzahl“.  Die  Auf- 
nahme neuer  Mitglieder  kann  durch  Beschluß  von  drei  Hauptleuten 
erfolgen,  ebenso  sind  drei  Hauptleute  befugt,  einen  ,, gemeinen  Mann“ 
aufzustellen.  Fürsten,  große  Herren,  Gesellschaften  und  ganze  Kom- 
munen dürfen  nur  mit  Wissen  und  Willen  der  Mehrzahl  der  Gesellschaft 
in  den  Bund  aufgenommen  werden.  Mit  Streitigkeiten  zwischen  Bun- 
desmitgliedern und  Nichtmitgliedern  hat  die  Gesellschaft  nur  dann 
etwas  zu  tun,  wenn  die  betreffenden  Außenstehenden  ihre  Sache  vor  die 
Hauptleute  bringen  wollen.  Wer  der  Diener  eines  Herrn  ist,  dem  er  ge- 
schworen hat,  oder  einer  Stadt  Bürger  oder  Diener  oder  ihr  sonst  ge- 
schworen hat  vor  Anfang  der  Gesellschaft,  der  soll  seinen  Eid  halten. 
Wenn  aber  sein  Bürgerrecht,  Bündnis  oder  Gelübde  ausgeht,  so  soll  er 
kein  Bürgerrecht,  Bündnis  oder  Gelübde  mehr  eingehen,  außer  mit  Zu- 
stimmung der  Hauptleute.  Verbindlichkeiten  gegen  Herrn,  die  aus 
Pfandschaft  und  Lehen  entspringen,  sollen  eingehalten  werden.  Wenn 
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einer  der  Gesellen  sich  nicht  redlich  „hält“,  so  sollen  ihn  die  Hauptleute 
durch  gütliches  Zureden  auf  den  rechten  Weg  zu  bringen  suchen,  wenn 
er  dann  den  Gehorsam  verweigert,  soll  er  nach  Gutdünken  der  Haupt- 
leute bestraft  werden.  Bei  Streitigkeiten  zwischen  einem  Fürsten  oder 
einem  großen  Herrn  mit  einem  Bundesmitglied,  soll  ein  gemeiner  Mann, 
den  der  betreffende  Fürst  oder  Herr  ausden  Hauptleuten  wählt,  unter  Zu- 
ziehung von  je  zwei  Vertretern  derParteien  die  Angelegenheit  erledigen. 
Bei  der  Klage  eines  Bundesmitglieds  gegen  einen  Fürsten  oder  großen 
Herrn,  soll  der  Streitfall  durch  drei  von  dessen  Räten  mit  je  zwei  Partei- 
vertretern geschlichtet  werden,  wenn  es  sich  nur  um  den  Diener  eines 
. solchen  Großen  handelt,  so  genügt  ein  Rat.  „Stöße“  mit  einem  armen 
Herrn,  Ritter  oder  Knecht  werden  durch  einen  von  den  Hauptleuten 
bestellten  gemeinen  Mann  erledigt.  Wenn  es  sich  um  eine  Streitig- 
keit mit  einer  Stadt  handelt,  so  soll  der  gemeine  Mann  aus  einer  mit 
der  ersten  verbündeten  Stadt  entnommen,  und  diesem  je  zwei  Partei- 
vertreter beigegeben  werden.  Wenn  die  Klage  von  der  betreffenden 
Stadt  ausgeht,  wird  der  gemeine  Mann  aus  den  Hauptleuten  gewählt. 
Wenn  die  Stadt  ihren  Streit  gewinnt,  so  soll  ihr  nach  Erkenntnis  der 
Hauptleute  zu  ihrem  Rechte  verholten  werden.  Es  folgt  nun  ein  Gelöbnis 
der  Treue  und  die  Verpflichtung,  den  Hauptleuten  „in  allen  gleichen, 
redlichen  Sachen“  auf  dem  Feld  oder  anderswo  Gehorsam  zu  halten,  Ge- 
horsamsverweigerung wird  streng  bestraft.  Aller  Gesellen  Schlösser 
sollen  für  die  HaupBeute,  oder  wem  die  das  gewähren,  offene  Häuser 
sein.  Notwendige  Änderungen  der  Vertragsbestimmungen  dürfen  die 
Hauptleute  unter  Zuziehung  der  Acht  vornehmen.  Die  Hauptleute  ver- 
pflichten sich,  allen  Gesellen,  den  Armen  wie  den  Reichen  „gemein 
und  gleich“  zu  sein.  Hauptleute  sind  Herzog  Ulrich  von  Teck,  Graf  Eber- 
hard von  Nellenburg,  Heinrich  von  Rosnegg,  Freiherr,  Berchtold  von 
Stein,  Ritter,  Heinrich  von  Randegg,  Ritter,  Walther  von  Kunsegg, 
Rudolph  von  Fridingen.  Der  Bund  soll  dauern  bis  zum  St.  Jörgentag  und 
von  da  an  drei  Jahre,  also  bis  zum  23.  April  1411.  Roth  v.  Schrecken- 
stein weist  auf  die  Wichtigkeit  dieser  Urkunde  hin:  es  sei  durch  sie 
„wenigstens  für  Schwaben,  unbedingt  das  faktische  und 
einahe  auch  das  rechtliche  Vorhandensein  einer  nur  unter 
Kaiser  und  Reich  gestellten  freien  Ritterschaft  nachge- 
wiesen“!). ^ 

früher  ‘ ^ e n s t e i n fügt  noch  hinzu,  daß  die  vieifach 

aufgestellte  Behauptung,  die  Reichsritterschaft  sei  erst  in  der  zweiten 
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Schon  1409  wurde  der  Bund  wieder  erneuert  (am  28. Februar), 
weil  es  dieVerhältnisse  erforderten^).  Diesmal  waren  der  Bischof  von  Kon- 
stanz und  die  Stadt  Konstanz  beteiligt.  Das  Bemerkenswerte  an  dieser 
Urkunde  ist  das,  soviel  sich  sehen  läßt,  erstmalige  Auftreten  von 
Namen  späterer  reichsritterschaf tlicher  Kantone.  Es  wer- 
den diesmal  die  früher  schon  erwähnten  beiden  Teile  der  Gesellschaft 
mit  Namen  aufgeführt:  der  eine  Teil  ist  „im  Allgeu  und  an  der 
Tonau“,  der  andere  „im  Hegeu,  im  Turgou  und  umb  den  Bo- 
densee“. Wir  ersehen  hieraus,  daß  die  schwäbische  Ritterschaft  da- 
: mals  schon  nach  landschaftlichen  Verbänden  gegliedert  war.  Allerdings 
handelt  es  sich  hier  nur  um  einen  Teil  des  Gebiets,  das  später  der  schwä- 
bischen Ritterschaft  zukam.  Und  auch  sonst  bestehen  noch  einige  Un- 
iterschiede:  der  Thurgau  kam  später  für  die  Reichsritterschaft  nicht 
I mehr  in  Betracht,  da  er  sich  der  Eidgenossenschaft  anschloß^).  Hegäu 
■ und  Bodensee  blieben  zusammen  in  einem  Kanton;  dazu  trat  dann  der 
i Allgäu,  der  hier  noch  mit  dem  Donaubezirk  zusammengefaßt  ist,  Donau 
i bildete  dann  einen  Kanton  für  sich.  Kerner  äußert  zu  der  Bundesorga- 
! nisation  jener  Jahre^):  „Ein  passionierter  Altertumsforscher^)  würde 
vielleicht  in  dieser  Vereinigung  schon  den  Grund  zu  der  heutigen  Ver- 
; fassung  der  Schwäbischen  Reichsritterschaft  finden,  und  ich  weiß  nicht, 

- ob  man  ihm  eine  solche  Behauptung  sonderlich  verdenken  könnte.“ 
Kerner  drückt  sich  hier  allzu  vorsichtig  aus;  es  ist  gar  nicht  zu 
bezweifeln,  daß  wir  hier  die  Anfänge  der  reichsritter- 
schaftlichen Kantonalverfassung  haben,  und  daß  auf 
diesen  Anfängen  weitergebaut  worden  ist. 

Den  Inhalt  der  Urkunde  können  wir  kurz  abmachen:  es  gilt  wieder 
den  Appenzellern  und  deren  Bundesgenossen.  Das  Bundesverhältnis 
der  Stadt  zur  Ritterschaft  wird  eingehend  geregelt,  für  die  internen 
ritterschaftlichen  Verhältnisse  ist  kaum  etwas  zu  entnehmen.  Die  Zahl 
der  Hauptleute  beträgt  diesmal  sechs,  es  sind  lauter  neue  Namen:  Stef- 

Hälfte  des  16.  Jahrh.  entstanden,  durch  solche  urkundlichen  Belege  am  besten 
entkräftet  werde. 

1)  s.  die  Urkunde:  Bürgermeister  a.  a.  O.  S.  21 — 26.  Lünig  a.  a.  0. 
S.50bis54.  Vgl.  Moser  S.  151.  Kerner  II,  S.  12.  Roth  v.  Schrecken- 
stein I S.  552/53. 

2)  Kerner  II,  6. 

3)  II,  12. 

4)  Originell  ist  die  Bezeichnung  des  mittelalterlichen  Historikers  als  „Alter- 
tumsforscher“. 
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fan  von  Gundelfingen,  Freiherr  und  Ritter,  Marek  von  Schellenberg,  ge- 
nannt Ruhti  und  Conrad  von  Stein  zu  Klingenstein  „Hauptleuth  dess 
Theils  im  Allgeu  und  an  der  Tonau“;  Junker  Hanns  von  Tengen,  Frei- 
herr Caspar  von  Klingenberg  und  Burckhart  von  Stoffeln,  genannt 
Schulli  „Hauptleuth  des  andern  Theils  im  Hegeu,  im  Turgou  und  umb 
den  Bodensee“^). 

Ins  Jahr  1413fällt  wieder  ein  Rit  t erbund  ^),  an  dem  wieder  Her- 
zog Ulrich  von  Teck  beteiligt  ist,  aber  auch  diesmal  wie  1 409  nicht  in  erster 
leitender  Stellung.  Hauptleute  sind  diesmal  Steffan  von  Gundelfingen, 
Freiherr;  Hans  Truchseß  zu  Waldburg  und  Heinrich  von  Randegg.  Der 
Bund  zerfällt  in  drei  „Partien“:  1.  im  Allgäu,  2.  im  Hegäu,  3.  an  der 
Donau.  Die  Zahl  der  Bundesgenossen  ist  diesmal  viel  kleiner  als  1409 
(um  zwei  Fünftel),  so  daß  nicht  ohne  weiteres  dieser  Bund  als  eine  Fort- 
setzung des  früheren  angesehen  werden  kann.  Der  Appenzeller  Krieg 
war  nun  auch  beendigt,  der  Zweck  des  neuen  Bundes  war  nicht  die  so- 
fortige kriegerische  Verwertung  der  Streitkräfte.  Ins  Auge  fällt  auch  die 
Abweichung  in  der  landschaftlichen  Einteilung  der  Bundesglieder:  1409 
zwei  Teile  1.  Allgäu-Donau,  2.  Hegäu-Turgau-Bodensee.  1413  drei 
Teile  1.  Allgäu,  2.  Hegäu,  3.  Donau.  Diese  Verschiedenheit  zeigt 
deutlich,  daß  in  der  Abgrenzung  der  Ritterbezirke  noch  keine  Stetigkeit 
und  keine  feste  Norm  herrschte.  Aus  dem  Inhalt  des  Vertrags  ist  vor 
allem  hervorzuheben,  die  Beziehung  auf  einen  alten  Gesellschaftsbrief. 
Das  Datum  dieses  Briefes  ist  nicht  angegeben,  Moser  und  mit  ihm 
Kerner  vermutet,  daß  es  sich  um  einen  Brief  der  Gesellschaft  vom  St. 
Georgenschild  handelt,  die  1382  sich  an  dem  großen  Landfriedensbund 
beteiligte.  Für  die  Wahrscheinlichkeit  dieser  Annahme  spricht,  daß  der 
spätere  schwäbische  Ritterkanton  Hegäu-Allgäu-Bodensee  sich  „Verein 
S.  Georgenschilds  im  Hegäu,  Allgäu  und  am  Bodensee“  nannte  und  sich 
bei  einem  Vertrag  vom  Jahre  1700  u.  a.  auf  die  Urkunde  von  1413  be- 
zog^.  So  zieht  sich  eine  Entwicklungslinie  von  1382  in  die  späteren 


1)  Liebenau  a.  a.  O.  führt  auch  für  die  Jahre  1410—1412  Urkunden 
an,  die  sich  auf  den  St.  Georgenschild  beziehen. 

2)  s.  die  Urkunde  bei  Bürgermeister  S.  27— 30.  LünigS.  54/55  Vgl 

Moser  S.  152,  Kerner  S.  12/13.  / • 

3)  Damit  ist  zugleich  auch  bewiesen,  daß  es  sich  in  der  Urkunde  von  1413 
wie  auch  in  den  vorhergehenden  der  Jahre  1407,  1408,  1409  um  die  Gesellschaft 

handelt,  wenn  diese  auch  nirgends  ausdrücklich  erwähnt  ist. 
Vgl.  die  Notizen  von  L i e b e n a u a.  a.  O.  S.  251—254.  Dieser  bezeichnet  die 


b)  In  Franken.  Allgemeines 
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Jahrhunderte  hinein.  Die  Urkunde  von  1413  weist  große  Ähnlichkeit 
jmit  denen  von  1407  und  1408  auf,  nur  ist  sie  weniger  ausführlich  in  der 
.Regelung  des  bundesgenössischen  Verhältnisses.  Die  allgemeine  Wohl- 
Ifahrt,  Zusammenhalten  der  Bundesglieder,  friedliche  Lösung  von  Strei- 
jtigkeiten  unter  diesen,  mit  Untertanen  und  mit  Fremden,  Deckung  der 
I Unkosten,  Disziplinargewalt  der  Hauptleute  u.  a.  bilden  den  Inhalt. 
'Unter  den  Hauptleuten  nimmt  Steffan  von  Gundelfingen  die  erste 
Stelle  ein,  diesem  ist  „Unnser  gemein  Geltt  empfohlen“,  6 Beiräte  sind 
den  Hauptleuten  beigegeben,  darunter  der  Herzog  von  Teck  und  Graf 
, Eberhard  von  Nellenburg^). 

b)InFranken. 

Die  Grundbedingungen  für  die  Entwicklung  in  Franken  sind,  wie 
■ früher  schon  hervorgehoben,  dieselben  gewesen  wie  in  Schwaben. 

, Außer  den  bei  Schwaben  schon  erwähnten  Werken  kommt  hier  beson- 
ders Fellner  in  Betracht,  der  in  seiner  Einleitung  auch  die  Entwick- 
lung der  Organisation  berücksichtigt.  Vollzogen  hat  sich  diese  Ent- 
I Wicklung  in  Franken  hauptsächlich  unter  der  Einwirkung  (im  nega- 
I tiven  Sinn)  der  Bischöfe  von  Würzburg  und  Bamberg,  sowie  der  Burg- 
grafen von  Nürnberg ; für  das  Bistum  Würzburg  hat  F e 1 1 n e r eingehende 
Untersuchungen  angestellt,  auf  die  hiermit  verwiesen  sei.  In  diesem 
Zusammenhang  kann  der  Antagonismus  zwischen  Reichsständen  und 
Rittern,  der  wie  überall  so  auch  in  den  fränkischen  Gebieten  in  die  Er- 
scheinung trat,  nur  gestreift  werden. 

Kerner  hebt  hervor,  daß  die  fränkische  Entwicklung  im  allge- 
meinen ruhigere  Bahnen  ging  als  die  in  Schwaben^).  Erläßtdabei 
die  Frage  offen,  ob  dies  von  der  größeren  diplomatischen  Gewandtheit 
der  Franken  kam,  oder  ob  ihnen  von  den  benachbarten  Reichsständen 
etwas  weniger  Schwierigkeiten  in  den  Weg  gelegt  wurden  als  den  Schwa- 
\ ben.  ,,So  viel  ist  zum  wenigsten  gewiß,  daß  die  Franken  die  Kunst  sich  in 
\ Zeit  und  Umstände  zu  schicken  treflich  verstanden,  und  ihr  Betragen 
i weit  nicht  so  fest,  standhaft  und  gleichförmig  war,  als  jenes  der  Schwa- 
; ben.  Bald  wollten  sie  freye  Franken  seyn,  bald  verstunden  sie  sich  ge- 

Urkunde  vom  13.  April  1413  direkt  als  „Bundesbrief  des  St.  Georgenschildes 
im  Allgäu,  Hegau  und  an  der  Donau“. 

1)  Liebenau  a.  a.  O.  S.  254/55  führt  noch  einige  Urkunden  aus  der  Ge- 
schichte des  St.  Georgenschildes  aus  den  Jahren  1419  u.  1421  an;  diese  kommen 
jedoch  für  die  Organisation  nicht  in  Betracht. 

2)  a.  a.O.  II,  S.  31. 
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gen  die  Reichsstände  zu  einer  der  Landsässerey  ähnlichen  Unterwürfig- 
keit; das  eine  mal  wollten  sie  niemand  als  kaiserlicher  Majestät  unter- 
worfen seyn,  und  das  andere  mal  nannten  sie  Reichsstände  ihre  Landes- 
fürsten, und  ließen  sich  es  gefallen,  wenn  diese  zu  ihnen  das  Vertrauen 
trugen,  daß  sie  sich  unterthänig,  treulich  und  tröstlich  gegen  sie  erzeigen 
würden.“  Daß  der  fränkische  Volkscharakter  bei  der  Verschiedenheit 
der  Entwicklung  mitspielte,  ist  sehr  wohl  glaublich,  noch  heute  zeigen 
sich  ja  weitgehende  Unterschiede  zwischen  schwäbischem  und  fränki- 
schem Wesen.  Der  Schwabe  war  wohl  auch  damals  schon  schwerfälliger 
und  derber,  dabei  offener  und  ehrlicher  als  der  Franke,  der  Schwaben- 
stamm hat  von  jeher  mehr  starre  und  konsequente  Naturen  hervor- 
gebracht als  der  fränkische.  Die  Franken  sind  heute  noch  gewandter 
und  forscher,  leichtlebiger  und  anpassungsfähiger  als  die  Schwaben. 

„Die  Gemeinsamkeit  der  Lebensführung  und  Interessen,  wie  des 
Gegensatzes  zu  Fürsten  und  Städten,  das  Beispiel  dieser  Stände,  die 
Traditionen  der  Ministerialität,  die  Machtlosigkeit  des  einzelnen  Ritters 
der  feindlichen  Stadt,  wie  den  Anforderungen  seines  Lehens-  und  Ge- 
richtsherrn gegenüber  mußten  zu  solcher,  noch  lange  freilich  stets  nur 
für  kurze  Zeit  eingegangener  Beschränkung  des  Einzelwillens  und  der 
Sonderinteressen  veranlassen.“!)  Um  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts2) 
trat  in  Franken  die  Gesellschaft  der  Fürspänger  auf,  die  Roth 
V.  Schreckenstein  als  „harmlos“  bezeichnet,  nach  Fellner  hatte  sie 
religiösen,  nicht  politischen  Charakter,  ihr  Abzeichen  war  nach  einer  Reli- 
quie der  Jungfrau  in  Nürnberg  ausgesucht,  nach  diesem  nannte  sich  die 
Gesellschaft.  Die  Gesellschaftsbeiträge  wurden  zur  Stiftung  ewiger 
Messen  und  zu  Feierlichkeiten  beim  Tode  eines  Mitgliedes  verwendet; 
zu  Hof-  und  Turnierfahrten  leisteten  sie  sich  gegenseitig  Aushilfe.  Die 
Vereinigung  bestand  bis  ins  Jahr  1602.  Die  Gesellschaft  mit  dem 
Greifen  ist  bekannt  durch  eine  Urkunde  aus  dem  Jahr  1379,  die  ein- 
zige, die  von  ihr  vorhanden  ist^).  An  der  Spitze  stand  der  Graf  von 
Wertheim;  die  Mitglieder,  soweit  sie  bekannt  sind,  gehörten  größten- 
teils dem  Adel  im  Odenwald  an,  die  Gesamtzahl  der  Mitglieder  betrug 
44.  Auch  hier  treten  wie  bei  den  Schleglern  drei  „Könige“  auf.  Die 
Spitze  der  Vereinigung  war,  wie  es  scheint,  gegen  das  Fürstentum  ge- 


1)  Fellner  S.  80. 

2)  Fellner  ebda,  gibt  das  Jahr  1355  als  Gründungsjahr 
V.  bchreckenstein  bezeichnet  es  als  zweifelhaft  (I,  S.  518). 

3)  Roth  v.  Schreckenstein  S.  493.  Fellner  S.  80f. 


an,  Roth 


Die  Fürspänger.  Gesellschaft  mit  d.  Greifen.  Einigungen  v.  1398  u.  1402 

■'ichtet^).  Die  große,  alle  Ritterschaften  umfassende  Vereinigung  des 
Jahres  1382,  in  der  die  Gesellschaften  von  St.  Wilhelm,  St.  Georg  und 
mit  dem  Löwen  im  Bund  mit  Herzog  Leopold  von  Österreich,  Graf 
Eberhard  von  Wirtemberg  und  vielen  Reichsstädten  standen,  erstreckte 
>ich  auch  über  Franken,  berührt  aber  die  spezifisch  fränkische  Ent- 
vvicklung  wenig.  Ein  Verhältnis  zu  den  andern  Ritterschaften  wurde 
allerdings  angebahnt,  das  für  später  von  Bedeutung  war.  Am  meisten 
Verbreitung  scheint  damals  in  Franken  die  Gesellschaft  von  St.  Georg 
gehabt  zu  haben,  da  sie  für  sich  von  den  Vertragsbestimmungen  aus- 
drücklich ausnimmt  die  Bischöfe  von  Würzburg  und  Bamberg  sowie 
die  Burggrafen  von  Nürnberg.  Aus  dem  Jahre  1398  ist  eine  Einigung 
fränkischer  Ritter  bekannt^).  Burggraf  Friedrich  von  Nürnberg,  der 
damals  Landfriedenshauptmann  in  Franken  war,  schloß  in  diesem  Jahr 
zur  Aufrechterhaltung  des  Landfriedens  u.  a.  Verträge  mit  einer  Anzahl 
von  fränkischen  Rittern.  Diese  bezeichneten  sich  als  ,,die  in  der  Eini- 
gung sind“.  Nach  einem  späteren  Verzeichnis  (von  1523)  gehörten  diese 
Rittergeschlechter  alle  dem  späteren  Ritterkanton  an  der  Baunach  an^). 
Nach  Moser  hat  die  fränkische  Ritterschaftsverfassung  schon  zu  Be- 
ginn des  15.  Jahrhunderts  eine  feste  Form  gehabt,  schon  damals  hät- 
ten die  sechs  Kantone:  Odenwald,  Rhön-Werra,  Steigerwald,  Baunach, 
Altmühl  und  Gebirg  bestanden.  Jedenfalls  aber  setzte  nun  eine  Be- 
wegung ein  zur  Förderung  politischer  Standesinteressen^).  Die  erste 
größere  derartige  Vereinigung  fällt  ins  Jahr  1402“).  Lünig  bezeichnet 
diese  Vereinigung  als  ,, Vertrag  und  Einigung  der  freyen  Reichsritter- 
schaft in  Franken,  vermöge  dessen  sie  sich  einander  gegen  unrecht- 
mäßige Gewalt  der  höheren  Stände  zu  schützen,  auch  Recht  und  Billig- 
keit untereinander  zu  handhaben  verbunden  de  anno  1402,  sonsten 
die  große  Einigung  genannt“.  Der  Bund  umschloß  Grafen,  Her- 
ren, Ritter  und  Knechte,  war  also  noch  keine  ausschließliche  Standes- 
organisation. Der  Inhalt  des  Vertrags  ist  folgender:  Die  Vertrag- 

1)  Fellner  S.  80.  Vgl.  Roth  v.  Schreckenstein  I,  S.  602/03: 
„Man  sieht  daraus  also,  daß  der  fränkische  Ritteradel  keineswegs  auf  seine 
Selbständigkeit  völlig  verzichtet  hatte,  wenn  er  sich  auch  zeitweise  in  die 
Dienste  von  Fürsten  und  Herren  begeben  konnte.“ 

2)  F e 1 1 n e r S.  80/81  s.  auch  Roth  v.  Schreckenstein  I,  S.  602/03. 

3)  Fellner  S.  76.  4)  S.  158.  5)  Fellner  S.  81. 

6)  S.  die  Urkunde  bei  L ü n i g , Reichsarchiv,  Part.  Spec.  Cont.  1 1 1 S.  226 — 228. 
Vgl.  Moser  S.  152.  Kerner  II,  S.  32/33.  Roth  v.  Schreckenstein  I, 
S.  601/02.  Fellner  S.  81/82. 
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schließenden  wollen  sich  getreulich  unterstützen  gegen  fremdes  Unrecht. 
Kriegsbeute  soll  geteilt  werden  im  Verhältnis  der  Anzahl  von  Pferden, 
die  jeder  mitbringt.  Etwaiger  Schaden,  den  einzelne  erleiden,  soll  aus 
der  Kriegsbeute  ersetzt  werden.  Gerät  einer  in  Gefangenschaft,  so  sollen 
die  andern  für  seine  Besitzungen  eintreten,  als  ob  es  ihre  eigenen  wären. 
Die  Diener  der  Vertragschließenden  sollen  untereinander  Frieden  halten. 
Zwistigkeiten  unter  den  Bundesgenossen  sollen  die  „Fünf“  regeln, 
außer  soweit  sie  sich  auf  „Schloß,  Gericht  oder  Lehen“  beziehen,  ,,das 
sollen  sie  alles  weisen  an  die  Stelle,  da  jegliches  dannen  hingehört,  ohn 
geverdte“.  Viermal  im  Jahr  an  einem  bestimmten  Tag  wollen  die  Ver- 
bündeten Zusammenkommen^).  Es  dürfen  auch  außerordentliche  Ver- 
sammlungen einberufen  werden,  wer  ohne  „ehhafftige  Not“  fernbleibt, 
muß  Strafe  bezahlen.  Die  Vereinigung  ist  auf  drei  Jahre  geschlossen, 
sie  kann  aber  durch  Beschluß  der  Verbündeten  verkürzt  oder  verlängert 
werden.  Der  fünfgliedrige  Ausschuß  soll  halbjährlich  wechseln.  Beim 
Tod  oder  Rücktritt  des  „Ungeraden“,  d.  h.  des  Vorsitzenden,  soll  die 
Einigung  einen  neuen  wählen,  wenn  sie  keinen  findet,  so  sollen  die 
„vier“  einen  aus  der  Einigung  „uf  ihre  Eyd“  wählen.  Die  Fünf  sollen 
die  Macht  haben,  „zu  schreiben  für  ein  oder  mehr,  dem  oder  den,  den  es 
noth  geschieht,  die  in  dieser  Einigung  seyn,  von  unser  allerwegen,  und 
mit  ihnen  reiten  uf  Täge,  als  offt  sich  das  gebührt,  ohn  Geferdte“. 
Wenn  ein  Krieg  ausbricht,  den  die  Verbündeten  zum  Teil  auf  der  einen, 
zum  Teil  auf  der  andern  Seite  mitmachen,  so  sollen  ihre  Diener  ,,zu  dem 
andern  nit  greiffen,  oder  ihn  beschädigen,  mit  unsern  Schlossen,  oder 
sonst  kein  Kundschafft  über  den  andern  geben,  ohne  Geferdt“.  Die 
Beteiligung  an  solchen  Kriegen  soll  den  Mitgliedern  keine  Nachteile 
bringen.  Wenn  der  „Ungerade“  die  „Vier“  zu  sich  beruft  in  Angelegen- 
heiten der  Vereinigung,  so  haben  diese  ihm  unbedingt  Folge  zu  leisten; 
die  Kosten,  die  bei  solchen  Zusammenkünften  entstehen,  werden  von 
der  Gesellschaft  getragen.  Ebenso  nimmt  die  Gesellschaft  den  Schaden 
auf  sich,  der  den  Fünf  möglicherweise  bei  diesen  Zusammenkünften 
entsteht.  Die  Fünf  müssen  sich  beim  Amtsantritt  verpflichten,  Gerech- 
tigkeit walten  zu  lassen  und  keinen  Unterschied  zu  machen  zwischen 
Reichen  und  Armen.  Jedes  Mitglied  der  Einigung  soll  seinen  Burgfrie- 
den mit  seinen  Gauerben  halten  dürfen.  Ausgenommen  von  den  Be- 
stimmungen des  Vertrages  sind  König  Ruprecht  „und  andere  unsere 
Herrn,  den  wir  verbunden  seyn  mit  Gelübden  und  Eydten“  besonders 

1)  ,,alle  Dienstag  die  nechstkommen  nach  jeglicher  Goldtfasten“. 
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der  Bischof  Johannes  von  Würzburg.  „Es  wäre  dann,  dass  uns  jetzt- 
gedachter unser  gnädiger  Herr  von  Würtzburg  beschwetzen  wöllt,  uns 
und  die  Unsern  mit  Zöllen,  Detzen,  Ungeld  oder  mit  anderer  Unbillig- 
keit, anderst  dann  unsere  Eltern  wir  und  das  Land  zu  Francken  bissher 
|kommen  seyn.  Darfür  wir  in  alle  dienstlichen  und  fleissiglichen  bitten 
wollen,  dass  er  uns  des  verhebe.  Wäre  aber,  dass  ehgenannter  unser 
'gnädiger  Herr  unser  aller  Dienst  nicht  ansehen  wolt  und  des  verheben, 
das  wir  doch  seiner  Gnaden  nicht  glauben,  so  sollen  und  wollen  wir  uns 
des  miteinander  einträchtiglichen  aufhalten  und  darwider  treulich  ge- 
treu, dass  wir  und  die  Unsern  bleiben,  wie  unsern  Elter,  die  unsern 
und  das  Land  zu  Francken  von  Alters  herkommen  seyn,  ohn  Eintrag.“ 
Allem  Anschein  nach  war  also  dieses  Bündnis  in  erster  Linie  gerichtet 
gegen  Steuerforderungen  der  Würzburger  Bischöfe^).  Über  die  Bedeu- 
tung der  Einung  in  organisatorischer  Hinsicht  äußert  Felln  er  2):  „Die 
Grundzüge  der  Organisation,  die  Berücksichtigung  entgegenstehender 
Schwierigkeiten  und  viele  Einzelheiten  kehren  in  den  meisten  späteren 
Rittereinungen,  auch  des  16.  Jahrhunderts,  wieder.“  Der  Bund  bestand 
noch  im  Frühjahr  14033),  im  Sommer  dieses  Jahres  schloß  Graf  Fried- 
rich V.  Henneberg,  der  1402  an  der  Spitze  des  Ritterbundes  stand,  mit 
den  Bischöfen  von  Bamberg  und  Würzburg,  den  Burggrafen  von  Nürn- 
berg u.a.  eine  Landfriedensübereinkunft  ab,  an  der  sich  viele  Ritter 
und  Knechte  beteiligen,  der  Bund  als  solcher  wird  dabei  nicht  erwähnt^). 
Aus  dem  Jahre  1408  finden  sich  leichte  Spuren  einer -Einigung  „an 
der  Baunach“-5).  Im  selben  Jahre  vereinigte  sich  die  fränkische  Rit- 
terschaft mit  dem  Bischof  Johann  von  Würzburg  zur  Ausübung  des 
Landfriedens  und  zur  Bestimmung  ihrer  gegenseitigen  Rechte^).  Im 
-Jahre  1410  erneuerten  fränkische  Grafen,  Herren  und  Ritter  ihre  Ei- 
nung auf  drei  Jahre  vom  Bartholomäustage  ab^.  Dies  ist  in  kurzen  Zü- 
jgen  die  Entwicklung  in  Franken ; für  die  Zeit  von  1410 — 1422  findet  sich 
[nichts  Wesentliches,  es  war  offenbar  ein  gewisser  Stillstand  eingetreten. 

1)  Fellner  S.  82  führt  solche  Steuerforderungen  außerordentlicher  Art 
tan  für  die  Jahre  1375,  1376,  1385,  1401.  2)  S.  81/82. 

3)  Fellner  S.  82.  4)  ebda.  S.  75  (Anm.  96). 

5)  Roth  v.  Schreckensteinl,  S.  602,  Anm.  2. 

6)  ebda.  Fellner  S.  88/89. 

7)  Rothv. Schreckensteins.  602;  dieser  bemerkt  zu  den  damaligen  Bünd- 
nissen: „Diese  Verbindungen  tragen  schon  völlig  den  Charakter  eines  reichs- 
ritterschaftlichen  Kreises,  welcher  sich  bei  einigen  älteren  Briefen  minder  deut- 
lich herausstellt,  aber  ebenfalls  vermuten  läßt.“ 

Eberbach;  Die  deutsche  Reichsritterschaft 
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c)  Am  Rhein. 

Die  rheinische  Reichsritterschaft  hat,  wie  wir  gesehen  haben,  ihre 
ganz  besondere  Entstehungsgeschichte.  Besonders  günstige  Verhält- 
nisse hatten  dem  niederen  Adel  am  Rhein  früher  als  irgendwo  anders 
eine  unmittelbare  Stellung  verschafft  und  diese  ihm  dauernd  erhalten^). 
Herzoge  hatte  es  hier  nie  gegeben^),  sondern  nur  Grafen  und  Landvögte. 
Beim  Beginne  der  kaiserlosen  Zeit  standen  Reichsstände  und  niederer 
Adel  schon  in  gleichberechtigter  Stellung  einander  gegenüber.  Die  Unab- 
hängigkeit des  letzteren  war  schon  viel  früher  anerkannt,  schon  aus  dem 
Jahre  1219  haben  wir  einen  Vorfall,  der  dies  deutlich  beweist.  Von 
diesem  wird  weiter  unten  zu  sprechen  sein^). 

Aus  den  erwähnten  Umständen  leitet  es  Kerner  ab,  daß  die  Un-  ' 
mittelbarkeit  des  Adels  am  Rhein  nicht  so  bestritten  worden  sei*),  wie 
in  Schwaben  und  in  Franken.  Wenn  er  aber  dann  behauptet,  der  Adel 
habe  sich  in  den  Rheingegenden  w'eniger  früh  durch  Vereine  und  Bünd- 
nisse zusammengeschlossen  als  in  den  anderen  Territorien,  da  dort  die 
Veranlassung  gefehlt  habe,  so  trifft  dies  doch  nicht  zu,  vielmehr  werden 
wir  finden,  daß  am  Rhein  die  genossenschaftliche  Entwicklung  sich  j 
ebenfalls  sehr  frühe  und  sehr  vielgestaltig  gezeigt  hat,  wenn  auch  zum  ' 
Teil  in  anderer  Form. 

Schon  im  Jahre  1315  finden  wir  ein  Bündnis  hessischer  Adliger 
mit  dem  Erzbischof  von  Mainz  gegen  die  landesherrliche  Übermacht  in 
Hessen.  Nach  Roth  v.  Schreckenstein  ist  dieser  Bund  „das  älteste  . 
Beispiel  eines  eigentlichen  und  zwar  gegen  landesherrliche  Übermacht  I 
gerichteten  Ritterbundes“^).  Ferner  erwähnt  er^)  aus  dem  Jahre  1331  ' 
einen  „Bund  mit  den^roten  Ärmeln“  in  der  Gegend  von  Koblenz,  i 

1 ) Quellen  und  Literatur  sind  hier  wieder  dieselben,  abgesehen  von  Fellner, 
der  hier  nicht  in  Betracht  kommt. 

2)  vgl.  zum  folgenden  Kerner  a.  a.  O.  S.  42/43.  3)  s.  unten  S.  68. 

4)  Roth  V.  Schreckenstein  I,  S.  556  u.  II,  S.  328 — 332  weist  darauf  hin, 
daß  die  Ritterschaft  am  Rhein  sich  geschickt  in  die  Verhältnisse  zu  fügen 
wußte.  Sie  sah  ein,  daß  sie  gegen  die  schon  frühe  sich  ausbildende  landesherr- 
liche Gewalt  der  vier  rheinischen  Kurfürsten  durch  starre  Opposition  nichts  aus- 
richten  konnte,  sie  paßte  sich  an  und  nahm  an  der  Regierung  und  Verwaltung 
großen  Anteil.  In  den  drei  geistlichen  Kurfürstentümern  spielte  sie  in  den  Dom- 
kapiteln eine  große  Rolle.  Durch  ihr  diplomatisches  Verhalten  gelang  es  ihr, 
über  die  gefährlichen  Zeiten  hinwegzukommen  und  sich  vor  völliger  Landsässig- 
keit  zu  bewahren. 

5)  I,  S.  465. 


6)  ebda.  S.  446. 


c)  Am  Rhein.  Die  Sterner 
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er  läßt  jedoch  die  Frage  offen,  ob  dieser  in  unsern  Zusammenhang  ge- 
höre und  weiß  keine  näheren  Angaben  über  seinen  Charakter  zu  machen. 
1362  trat  am  Martinstage  in  der  Wetterau  eine  Gesellschaft  zusammen  ; 
ob  diese  irgendwie  mit  den  schwäbischen  Martinsvögeln  und  mit  dem 
Überfall  in  Wildbad  zusammenhängt,  das  läßt  sich  nicht  sagend).  Daß 
sie  sich  ,, Martinsvögel“  nannten,  ist  wegen  des  Gründungstages  sehr 
wahrscheinlich.  1370  wurde  die  Gesellschaf t der  Sterner  errichtet, 
eine  Vereinigung  ähnlichen  Charakters  wie  die  Martinsvögel  und  die 
, Schlegler^).  Der  Anlaß  zur  Gründung  des  Sternerbundes  und  sein 
[Zweck  war  wie  einst  bei  dem  Bund  von  1315  der  Gegensatz  zu  dem 
Landgrafen  von  Hessen.  Die  Zahl  der  verbündeten  Herren,  Ritter  und 
Knappen  betrug  mehr  als  2000  Personen,  darunter  350  Burgbesitzer. 
Der  Bund  war  ausgebreitet  über  Hessen,  die  Wetterau,  die  Rheinlande 
und  reichte  hin  bis  nach  Thüringen,  Sachsen  und  Westfalen^).  Über  die 
Organisation  ist  bekannt,  daß  an  der  Spitze  des  Bundes  einige  Bundes- 
hauptleute standen,  die  wie  bei  den  Schleglern  als  ,, Könige“  bezeichnet 
j wurden.  1m  Jahre  1371  begannen  die  Feindseligkeiten  gegen  den  hessi- 
I sehen  Landgrafen  in  größerem  Stil.  Schließlich  blieb  der  Landgraf  der 
j stärkere,  und  das  Endresultat  war,  daß  der  Sternerbund  seit  1375  sich 
laufzulösen  begann.  Über  den  Charakter  des  Bundes  äußert  Roth 
I V.  Schreckenstein:  „Überhaupt  finden  wir  in  dieser  buntzusammen- 
I gewürfelten  Conföderation  keine  eigentliche,  leitende  Idee.  Es  war  viel- 
mehr ein  krampfhaftes  Ringen  gegen  allgemeine  und  großen  Theils  selbst- 
verschuldete Zeitgebrechen,  ein  ohnmächtiger  Versuch,  jener  neuen 
Richtung,  durch  welche  die  Herrschaft  größerer  Landesherren  befestigt 
werden  mußte,  verzweifelt  die  Stirne  zu  bieten.“^)  Im  Jahre  1374  ent- 


1)  Roth  V.  Schreckenstein  S.448,  s. auch  Lan d a u a.  a.O.  S.21— 23, 
dort  auch  Beilage  I,  S. 97  bis  101  der  Stiftungsbrief  vom  11.  November  1362. 
Danach  wurde  die  Gesellschaft  auf  5 Jahre  geschlossen.  An  der  Spitze  stand 
ein  jährlich  neu  zu  wählender  Hauptmann.  Bestimmungen  über  Anträge, 
gegenseitige  Unterstützung  usw.  sind  getroffen. 

2)  Moser  S.  162.  Kerner  II,  S.  4/5  u.  S. 43/44.  Roth  v.  Schrecken- 
stein S.  458—465.  — Das  Jahr  1370  gibt  Moser  an,  Schreckenstein 
läßt  die  Frage  der  Gründung  offen,  verlegt  sie  aber  vor  das  Jahr  1370  (s.  S.  460), 
s.  a.  Landau  a.  a.  O.  S.  24 — 70.  Beilagen  2 — 39,  S.  101 — 166. 

3)  So  Roth  V.  Schreckenstein  ; nach  C.  F.  F.  v.  Strantz,  Geschichte  des 
deutschen  Adels.  Breslau  1845.  3 Teile;  Teil  I,  S.  225  waren  auch  Franken 
dabei. 

4)  Roth  V.  Schreckenstein  S.  465. 
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stand  infolge  des  Sternerkrieges  ein  neuer  Bund,  der  sich  „Von  der  al- 
ten Minne“  nannte.  Auch  er  war  gegen  den  Landgrafen  von  Hessen 
gerichtet.  Näheres  über  ihn  läßt  sich  nicht  sagen,  da  keine  Urkunden 
vorhanden  sind,  die  sich  auf  seine  Organisation  beziehen^).  Das  Jahr 
1379  ist  das  Geburtsjahr  verschiedener  Ritterbünde.  Im  Januar  dieses 
Jahres  wird  ein  Bund  zum  erstenmal  urkundlich  genannt,  der  an  200 
Mitglieder  zählte  und  sich  über  Hessen  und  Mittelrhein  erstreckte.  Er 
nannte  sich  „vom  Home“  oder  „mit  den  Hörnern“^),  und  trat  zeit- 
weilig in  ein  Bündnis  mit  dem  Landgrafen  von  Hessen.  Im  selben  Jahr 
1379  entstand  der  später  so  weit  verbreitete  Löwenbund  in  der  Wet- 
• terau^).  19  Grafen,  Herrn,  Ritter  und  Knechte  verbündeten  sich^). 
Sie  verpflichteten  sich,  „dass  unser  keiner  wieder  den  andern  nicht  thun 
soll  mit  Worten  oder  mit  Werken,  sondern  Unser  einer  soll  den  Andern 
und  das  sein  getreulichen  behüten  in  dieser  Zeit,  als  lang  Unser  Ver- 
bündnuss  stehet,  ohn  alle  Gefährde“.  Streitigkeiten  werden  durch  be- 
sondere Schiedsrichter  geschlichtet.  Streitigkeiten  mit  außerhalb  des 
Bundes  Stehenden  müssen  ebenfalls  an  diese  gebracht  w’erden.  Wer 
eines  Herrn  ,, Burgmann“  ist,  der  soll  seinem  Herrn  ,, Burghut“  tun, 
wenn  dieser  es  von  ihm  verlangt.  ,,Und  soll  auch  damit  nichts  ver- 
brochen han.“  Wenn  der  Bund  in  einen  Krieg  verwickelt  wird,  und 
Bundesglieder  in  Gefangenschaft  geraten,  oder  ihre  Schlösser  einbüßen, 
so  soll  nicht  eher  Frieden  geschlossen  werden,  bis  die  Gefangenen  und 
die  Schlösser  zurückgewonnen  sind.  Ausgenommen,  wenn  die  Haupt- 
leute den  Friedensschluß  für  nötig  erachten.  Wenn  Schlösser  erobert 


1)  Roth  v.  Schreckenstein  S.*476,  s.  a.  Landau  a.  a.O.  S.  71 — 77. 
Dieser  führt  in  seinen  Beilagen  S.  40 — 45,  S.  166 — 184  einige  Urkunden  auf, 
aus  denen  allerdings  für  die  Organisation  gar  nichts  zu  entnehmen  ist,  wohl 
aber  für  die  Verwicklungen  mit  Hessen. 

2)  Roth  v.  Schreckenstein  S. 482,  L a n d a u S. 78 — 80  sowie  Beilage 
Nr.  46,  S.  184—187. 

3)  s.  die  Urkunde  bei  Bürgermeister,  Cod.  Dipl.  I,  S.  865 — 870.  Vgl. 
Moser  a.  a.  O.  S.  162.  Rothv.  Schreckenstein  I,  S.  489f. 

4)  Es  waren  dies:  Wilhelm,  Graf  zu  Wiedt;  Wilhelm,  Graf  zu  Katzenellen- 
bogen; Walram,  Graf  zu  Nassau;  Eberhard,  Graf  zu  Katzenelenbogen;  Johann, 
Graf  zu  Nassau;  Wilhelm,  Probst  zu  Ach,  Herr  zu  Isenburg;  Eberhard,  Herr  zu 
Epstein;  Johann,  Herr  zu  Isenburg;  Ekinger,  Herr  zu  Rodenstein,  Ulrich  von 
Cronsberg,  Vitzthum  im  Rindigau,  Johann  von  Cronenberg,  Johann  von 
Reiffenberg,  Walter  von  Cronberg,  Rudolph  von  Sachsenhausen,  Friederich  von 
Isenburg,  Ritter;  Cuntz  von  Reiffenberg,  Franck  von  Cronenberg  und  Wolff 
von  Sachsenheim  Edelknecht. 
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oder  Gefangene  gemacht  werden,  sollen  diese  im  Verhältnis  der  im  Feld 
stehenden  Streitkräfte  geteilt  werden.  Wenn  darüber  Zwistigkeiten 
entstehen,  so  sollen  sie  sich  wenden  an  die  drei  „die  Wir  über  uns  an  die 
Gerechtigkeit  erkohren  handt“.  Wenn  ein  Krieg  sich  über  die  Dauer  des 
Vertrags  hinzieht,  so  soll  dieser  doch  in  Kraft  bleiben,  „biss  der  Krieg 
versöhnet  würdt“.  Alle  Schlösser,  die  sie  haben  oder  noch  dazu  ge- 
winnen, sollen  allen  offen  stehen  „nach  Geheiß  der  dreyen,  so  Wir  dar- 
über erkohren  handt,  wo  wir  das  mit  Ehren  thun  mögendt,  ohne  Ge- 
fährde“. Jährlich  sollen  zwei  Kapitel  gehalten  werden  am  Sonntag 
nach  Pfingsten  und  Sonntag  nach  dem  Andreastag’).  Nur  „ernsthaffte 
Noth“  ist  ein  Abhaltungsgrund.  Wer  nicht  kommen  kann,  soll  den  dop- 
pelten Bundesbeitrag  bezahlen.  Nötigenfalls  können  die  Kapitel  auch 
in  anderen  als  den  angegebenen  Städten  abgehalten  werden,  doch  müs- 
sen die  ,,Drei“  dies  dann  einen  Monat  vorher  allen  Mitgliedern  mit- 
teilen.  Beim  Kapitel  hat  jeder  Graf  6 Gulden,  jeder  Herr  3 und  jeder 
Ritter  und  jeder  Knecht  1 Gulden  zu  bezahlen.  Wer  dies  nicht  tut,  soll 
von  den  Drei  bestraft  werden.  Das  Geld  wird  den  Drei  ausgehändigt, 
diese  sollen  es  zum  Gemeinwohl  verwalten  und  vor  dem  Kapitel  dar- 
über Rechenschaft  ablegen.  Dieser  Geschäftsbericht  muß  als  erster 
Punkt  auf  die  Tagesordnung  gesetzt  werden.  Ein  etwaiges  Defizit  soll 
ihnen  nach  Möglichkeit  erstattet  werden,  Guthaben  der  Mitglieder  sollen 
diesen  mit  Rechnungsablegung  auf  dem  Kapitel  zurückgegeben  werden. 
Die  Hauptleute  sollen  ein  Jahr  lang  in  ihrem  Amt  bleiben.  Sie  sollen 
,,dess  Leiblichen  in  treuen  Gelübden  und  zu  den  Heiligen  unser  jeglichem 
einem  als  dem  andern  gleiche  Leuth  seyn  in  allen  Articuln  und  aller  der- 
massen als  hievor  und  nach  geschrieben  steht,  ohne  arge  List  und  ohne 
Gefährde“.  Dafür  müssen  auch  die  Mitglieder  alle  ihre  Verordnungen 
befolgen  und  einhalten.  Keiner  soll  sich  deshalb  ,,entäussern,  straffen 
und  bedencken  mit  Worten  oder  mit  Wercken“.  Wer  den  Gehorsam 
verweigert,  der  soll  als  „meyneidig,  treuloss  und  ehrloss“  gelten  und  aus 
der  Gesellschaft  ausgestoßen  werden.  Gegen  Anfeindungen  der  Haupt- 
leute durch  Außenstehende,  die  jene  „um  keinerley  Ansprach  oder 
Satzung,  die  unsere  Verbündnuss  antrieffe,  Argwillen  straffen  oder 
fahen  wolten“,  sollen  die  Mitglieder  jene  getreulich  unterstützen. 
Jedes  Jahr  sollen  auf  dem  Kapitel  drei  gewählt  werden  „die  uns  be- 
dunckent  unser  Verbündnuss  und  Gelübde  nützlich  und  gut  seyn“. 


1)  In  S.  Gewehr  = S.  Goar  (?)  und  in  Weißbaden  = Wiesbaden. 
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Die  Gewählten  sollen  sich  nicht  sträuben,  das  Amt  anzunehmen  „und 
nit  widersprechen  mit  den  Eyden  und  Gelübden,  als  wir  getan  handt“. 
Was  auf  dem  Kapitel  geredet  und  beraten  wird,  das  soll  gegen  Außen- 
stehende geheim  gehalten  werden.  „Man  gebe  dann  einem  das  Zusagen 
Macht.“  Im  Kriegsfall  soll  jeder  Graf  mit  vier  Gleven,  jeder  Herr  mit 
zwei  und  jeder  Ritter  und  jeder  Knecht  oder  ein  Stellvertreter  mit  einer 
Gleve  sich  da  einfinden,  wo  es  ihm  die  Drei  angeben.  Bei  größerem  Be- 
darf soll  jeder  nach  seinem  Vermögen  beisteuern  auf  Geheiß  der  Drei. 
Wenn  mehr  als  ein  Krieg  Teile  des  Bundes  in  Mitleidenschaft  zieht 
und  daraus  Zwistigkeiten  entstehen,  daß  jeder  Teil  meint,  man  müßte 
ihm  zuerst  helfen,  das  sollen  die  Drei  vor  sich  bringen  lassen  und  die 
•Gesellschaft  zur  Beratung  darüber  einberufen.  Die  Mehrheit  hat  dann 
darüber  zu  bestimmen,  wie  die  Hilfeleistung  vonstatten  zu  gehen  habe. 
Wenn  einer  bemerkt,  daß  man  den  andern  schädigen  will,  so  soll  er 
ihn  warnen  und  selbst  für  den  Bedrohten  eintreten  als  ginge  es  ihn 
selbst  an  „als  ferne  er  das  mit  Ehren  thun  mag,  ohne  Gefährde“.  Wenn 
einer  dem  andern  etwas  schuldig  ist,  „das  eine  rechte  kundliche  Schuld 
wäre“,  so  kann  er  um  die  Schuld  pfänden  „und  soll  auch  nicht  den 
Pfänden  pfandlich  gebehren“.  Das  Bündnis  wird  auf  drei  Jahre  ab- 
geschlossen. Jeder  Ritter  soll  einen  goldenen  und  jeder  Knecht  einen 
silbernen  Löwen  als  Kennzeichen  tragen.  Wenn  ein  Mitglied  das  andere 
ohne  diesesBundesabzeichen  antrifft,  so  soll  es  dieses  um  einen„Turnes“i) 
pfänden  und  diesen  zur  Ehre  S.  Georgs  den  Armen  gebend).  Wenn 
einer  „einem  unter  seinen  Gesellen  etwas  trauet“,  so  soll  er  es  vor  die 
Drei  bringen,  ,,die  sollen  dann  das  so  genanntem  zu  Stund  verbottschaff- 
ten,  dass  er  des  Mehre  unverzüglich  in  8 Tagen“ ; tut  er  das  nicht,  so  soll  er 
in  keinem  „Unsern  Herrn  schlossen  oder  andern  Unsern  Gesellen 
schlossen  weder  Fürwort,  Frieden  noch  Gelait  haben,  darafftern  das 
ihm  die  Nähme  verkündet  wurd,  ohn  alle  Gefährde“.  Einzelnen  Mit- 
gliedern, die  feindliche  Angriffe  zu  erdulden  haben,  sollen  die  andern 
helfen,  ,,es  wäre  dann,  dass  die  oder  der  zur  Rechten  nicht  bleiben 
wolten  an  den  Dreyen,  die  Wir  unter  Unser  Verbündnuss  erkohren 
handt  . ,,Wäre  das  Unserer  Gesellen  keiner  die  in  diesem  Verbündnüss 

1)  Turnes  = Turnose,  eine  Art  von  mittelalterlichen  Silbermünzen. 

2)  Roth  V.  Schreckenstein  betont  diese  Bestimmung  als  einen  Zug  zur 
Mildtätigkeit,  den  das  Rittertum  überall  aufgewiesen  habe,  wo  es  nicht  völlig 
verkommen  war.  Eine  Unmasse  von  frommen  Stiftungen  seien  von  Rittern 
gemacht  worden. 
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äseyn,  uns  nicht  helffen  mochten,  dem  oder  die  sollen  der  Hülff  erlassen  und 
' doch  was  dem  oder  die  die  Drey,  so  Wir  über  UnserVerbündnüss  erkohren, 
heissent,  dass  soll  man  thun.“  Wenn  ein  Mitglied  beschuldigt  wird,  so 
soll  es  auf  einem  Tag  seine  Ehre  verantworten,  „darzu  Wir  Ihm  getreu- 
lich helffen  sollen“,  wenn  er  das  nicht  tut  „soll  er  nicht  in  Unsere  Ge- 
sellschaft und  Wir  ihm  nicht  mehr  verbunden  seyn“.  Wenn  ein  Fremder 
um  Aufnahme  in  die  Gesellschaft  bittet,  so  soll  das  Gesuch  vor  die  Drey. 
gebracht  werden.  Auf  einem  Kapitel  sollen  die  dort  anwesenden  Mit- 
glieder dann  über  das  Aufnahmegesuch  entscheiden.  Ausgenommen  von 
den  Vertragsbestimmungen  werden:  der  König,  die  Kurfürsten  „und 
andere  welchen  Wir  der  Zeit  verbunden  seindt  mit  Ayden,  Gelübden, 
Brieffen“.  Die  Mitglieder  geloben  sich  gegenseitig  unwandelbare  Treue. 
Wenn  einer  oder  mehr  von  den  Drei  mit  Tod  abgeht  „oder  auswendig 
Lands  käme“,  so  soll  auf  einem  Kapitel  eine  Neuwahl  stattfinden.  Wenn 
die  Drei,  die  jetzt  im  Amt  sind  oder  die  noch  gewählt  werden  „in  Un- 
serer Gesellschaft  kündlichen  Schaden  vernehmen,  den  sollen  wir  Ihm 
oder  Ihnen  kehren  oder  entlegen  nach  müglichen  billigen  Dingen“. 
Es  folgt  nun  noch  ein  Gelöbnis  der  Treue  gegenüber  den  Vertrags- 
bestimmungen. — Was  an  diesem  Löwenbund  zunächst  auffällt,  das 
ist  die  geringe  Zahl  der  Beteiligten,  die  in  gar  keinem  Verhältnis  steht 
zu  den  außerordentlich  feinen  und  spezialisierten  Vertragsbestimmungen. 
Die  Dreizahl  der  Hauptleute  haben  wir  bisher  nirgends  vorgefunden, 
den  religiösen  Charakter  sonst  nur  bei  den  Fürspängern  in  Franken. 
Der  Bund  scheint  sich  aus  seinen  kleinen  Anfängen  rasch  herausent- 
wickelt zu  haben,  sonst  würde  er  in  dem  großen  Landfriedensvertrag 
wohl  nicht  besonders  erwähnt  werden. 

1381  kam  unter  der  Ritterschaft  inClevediesog.  Gecken  g es  ellschaft 

zustande,  die  auf  die  Dauer  von  12  Jahren  abgeschlossen  wurde^).  Wie- 
weit diese  mit  dem  späteren  rheinischen  Ritterkreis  in  Verbindung  zu 
setzen  ist,  läßt  sich  nicht  sagen.  Über  ihren  Charakter  äußert  Roth 
V.  Schreckenstein  2):  „Entweder  war  dieser  Bund  ein  Zugeständnis, 
welches  die  Ritterschaft  der  fürstlichen  Gewalt  machte,  oder  aber  man 
suchte  die  politische  Seite  durch  Scherz  zu  verdecken.  Das  Letztere 

ist  wahrscheinlicher.“  Den  Stiftungsbrief  Unterzeichneten  36  Personen^). 

1)  R 0 1 h v.  S c h r e c k e n s t e i n I,  S.  496.  - 2)  ebda. 

3)  Roth  v.  Schreckenstein  erwähnt  die  Geschlechter : v.  Loel,  v.  Oefde, 
V.  Eifl,  v.  Offenbröck,  v.  Bronchorst,  v.  Bentheim,  v.  Diepenbroch,  v.  Bylant, 
v.  Schulenberg. 
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Gesellschaftsabzeichen  war  ein  silberner  Gecke,  der  auf  den  Rock  ge- 
stickt wurde  und  bei  Strafe  von  drei  alten  Turnosen  getragen  werden 
mußte.  Im  Jahre  1380  entstand  in  Hessen,  Köln,  Paderborn,  Waldeck 
die  Gesellschaft  vom  Falken,  Roth  v.  Schreckenstein^)  erklärt 
sie  für  einen  Ritterbund  „streitbarer  Art“,  weiß  aber  sonst  nicht  viel  von 
ihr  zu  berichten.  „Nur  so  viel  mag  sicher  sein,  daß  die  „Falkner“  mit 
den  Städten  haderten.“  In  der  großen  interterritorialen  im  Bund  mit 
Fürsten  und  Städten  1382  errichteten  Rittervereinigung  tritt  der  rhei- 
nische Löw’enbund  nicht  als  Vertragschließender  auf.  Aber  es  wird  in  der 
Urkunde  von  den  Vertragsbestimmungen  ausdrücklich  ausgenommen 
„DieGesellschaft  mit  dem  Löwen  an  dem  Rin,  zeNiderlant,ze 
’ Eisass  und  ze  Brissgöw“^),  in  dieser  haben  wir  also  w'ohl  die  Fort- 
setzung der  rheinischen  Löw’engesellschaft  von  1 379  zu  erblicken,  nicht  in 
der  an  dem  Vertrag  von  1 382  beteiligten. Von  den  drei  vertragschließen- 
den Rittergesellschaften  kommt  für  die  rheinische  Ritterschaft  natürlich 
kaum  eine  in  Betracht.  Diese  hatte  ihre  eigene  Organisation ; der  Bezirk  j 
des  Bundes  schloß  den  größten  Teil  der  Rheinlande  nicht  mit  ein^).  Bei  ! 
der  Gesellschaft  mit  dem  Löw'en  ist  ausdrücklich  hinzugefügt  „zu 
Schwaben“,  die  Gesellschaft  von  St.  Georg  nimmt  die  Bischöfe  von 
Würzburg  und  Bamberg,  sowie  die  Burggrafen  von  Nürnberg  aus.  Dar- 
aus ist  deutlich  zu  entnehmen,  daß  sie  damals  ihre  Mitglieder  haupt- 
sächlich in  den  fränkischen  Gebieten  hatte.  Die  Gesellschaft  von 
St.  Wilhelm  ist  zu  Geislingen  in  Schwaben  entstanden.  Daß  die  eine  oder 
die  andere  dieser  Gesellschaften  sich  gelegentlich  auch  in  die  Rhein- 
lande hinüberverzweigte  ist  möglich,  eine  völlige  Abschließung  der 
Ritterkreise  von  einander  ist  für  die  damalige  Zeit  nicht  anzunehmen. 
Am  29.  September  1385  wurde  eine  Gesellschaft  gegründet,  die  aus 
28  hessischen  und  westfälischen  Edlen  bestand^).  Diese  Vereinigung 
trug  keine  Abzeichen  und  berief  keine  regelmäßigen  Versammlungen, 

1)  S.  517,  s.  auch  Landau  a.  a.  O.  S.  81—83. 

2)  NachStrantz  a.  a.  O.  I,  S.  227  haben  wir  eine  einheitliche  Löwenbunds- 
organisation anzunehmen  mit  Unterabteilungen  in  den  Niederlanden,  im  Elsaß, 
am  Rhein,  im  Breisgau  und  in  Schwaben.  Diese  einzelnen  Abteilungen  hatten 
aber  in  ihren  Territorien  volle  Bewegungsfreiheit  und  konnten  selbständige  Ver- 
träge abschließen,  die  allerdings  nicht  gegen  die  Schwesterorganisationen  ge- 
richtet sein  durften,  wie  die  Bestimmungen  des  Vertrags  von  1382  zeigen. 

3)  Roth  V.  Schreckensteinl,  S.  489 — 493  wirft  dies  offenbar  durch- 
einander. 4)  S.  106  ff. 

5)  Landau  a.  a.  0.  S.  84—86.  Beilage  Nr.  47,  S.  188—190. 
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hatte  also  mehr  den  Charakter  eines  Bundes  als  einer  Gesellschaft, 
jedoch  bezeichnete  sie  als  ihren  Hauptzweck  die  Erhaltung  des  Frie- 
dens. Im  Jahr  1391  entstand  die  Gesellschaft  der  Bengler  auch 
Klüppelgesellschaft  genannt.  1390  hatte  sich  die  eben  genannte 
Vereinigung  aufgelöst,  ihre  Mitglieder  treten  größtenteils  in  der  neuen 
wieder  auf^).  Am  27.  September  1391  organisierte  sich  die  Sichel- 
gesellschaf t^).  An  ihrer  Spitze  stand  ein  König,  zugleich  oberster 
Verwaltungsbeamter  und  oberster  Richter.  Eine  Reihe  von  Fürsten 
waren  beteiligt,  so  der  Landgraf  Hermann  von  Hessen.  Münden  wurde 
zur  Kapitelstadt  bestimmt,  zweimal  im  Jahr  wollte  man  dort  Zusammen- 
kommen. Einige  Bestimmungen  finden  sich,  die  wir  sonst  nicht  treffen. 
Beim  Tod  eines  Mitglieds  begeben  sich  nach  Verlauf  von  vier  Wochen 
die  Genossen  nach  Münden  oder  in  eine  gelegenere  Stadt,  um  des  Ver- 
storbenen Gedächtnis  zu  feiern.  Sie  sollen  sich  gegenseitig  mit  ihren 
Rossen  aushelfen,  jeder  aber  mindestens  eines  sein  eigen  nennen.  Wenn 
einer  bei  einem  Turnier  durch  Gewinnung  eines  Danks  sich  Haß  zuzieht, 
sollen  ihm  seine  Mitgesellen  helfen.  Übeltäter  werden  ausgeschlossen. 

Die  Gesellschaft  der  Schlegler  spielte,  wie  schon  oben  erwähnt^), 

auch  in  den  Rheinlanden  eine  bedeutende  Rolle.  Schon  früher  als  in 
Schwaben  trat  hier  der  Bund  auf,  zahlreiche  rheinische  Ritter  betei- 
ligten sich  an  ihm^).  Im  Rheinland  schlossen  sich  an  den  Schlegler- 
bund  auch  Städte  an:  Worms  und  Speyer.  Wie  in  Schwaben,  so  regte 
1 sich  aber  auch  hier  bald  eine  landesherrliche  Opposition.  Am  23.  Mai  1 395 
I kam  ein  fürstliches  Schutz-  und  Trutzbündnis  zustande.  An  diesem 
I waren  beteiligt:  Erzbischof  Konrad  von  Mainz,  Pfalzgraf  Ruprecht  II., 
Bischof  Nikolaus  von  Speier  und  Markgraf  Bernhard  von  Baden^). 
Dieser  rheinische  Fürstenbund  wurde  am  18.  Dezember  1395  erweitert 
durch  Beitritt  schwäbischer  Reichsstände:  des  Grafen  Eberhard  von 
Wirtemberg  sowie  12  schwäbischer  Städte,  ferner  trat  diesem  Pforz- 
heimer  Vertrag  auch  der  Herzog  Leopold  von  Österreich  bei^).  Auch 

1)  Landau  a.  a.  O.  S.  87/88. 

2)  ebda.  S.  89 — 93.  Beilage  Nr.  48  49,  S.  190 — 196. 

3)  s.  S.  19. 

4)  Chr.  Fr.  Stälin,  Wirtemb.  Gesch.  III,  S.  362.  — s.  besonders  ebda. 
S.  362ff.,  ferner  Bürgermeister,  Thes.  lur.  Equestr.  I,  S.220  225.  Roth 
V.  Schreckenstein  I,  S 522 — 527. 

5)  Stälin  a.a.O.  S.  364.  Roth  v.  Schreckenstein  I,  S.  522. 

6)  Stälin  ebda.  Roth  v.  Schreckenstein  S.524.  Sattler  Grafen  II, 
S.  12/13.  Urkunde  bei  Sattler  ebda.  Beilage  Nr.  8,  S.  8—12. 
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Franken  hatte  offenbar  unter  den  Schleglern  zu  leiden,  denn  vom 
15.  Januar  bis  6.  Februar  1396  schlossen  sich  dem  Fürstenbund  auch 
die  Bischöfe  von  Bamberg  und  Würzburg,  außerdem  Burggraf  Fried- 
rich von  Nürnberg  an^).  Die  Folge  dieses  auf  rheinischer  Initiative  be- 
ruhenden kräftigen  Auftretens  war  die  Auflösung  des  Schleglerbundes^). 
Angeführt  werden  kann  hier  noch,  daß  mutmaßlich  ein  Zusammenhang 
bestand  zwischen  den  Schleglern  und  der  Gesellschaft  der  Bengler  in 
Westfalen^).  Zwei  hessische  Organisationen  sind  noch  erwähnenswert, 
vom  Jahre  1403  die  Gesellschaft  des  heiligen  Ritters  Simplicius 
zu  Fulda,  die  große  Verwandtschaft  mit  dem  der  Fürspänger  zeigte 
und  sich  mit  ritterlichen  Standesangelegenheiten  kaum  befaßte.^)  Die 
Gesellschaft  ist  gestiftet  vom  Abt  und  Kapitel  zu  Fulda  auf  Ansuchen 
der  Buchischen  Ritterschaft  und  trägt  ausgesprochen  religiösen  Cha- 
rakter, kommt  also  für  die  Entwicklung  der  Reichsritterschaft  als  po- 
litischer Stand  nicht  in  Betracht.  Daß  sich  die  Ritterschaft  an 
den  Abt  wandte,  zeigt,  daß  sie  sich  noch  ganz  als  Stiftsritterschaft, 
noch  nicht  als  freie  Ritterschaft  fühlte,  wenn  natürlich  auch  dabei  der 
religiöse  Zweck  mitwirkte.  Immerhin  aber  war  der  festere  Zusammenhalt,  , 
der  durch  jede  Einigung  und  durch  jede  Genossenschaft,  ihr  Ziel 
mag  sein,  welches  es  will,  hergestellt  wird,  für  eine  spätere  Ent- 
wicklung zur  Unabhängigkeit  von  Bedeutung.  Interessant  ist  die  j 
Betonung  der  vornehmen  Geburt,  wie  bei  den  späteren  Turniergenossen- 
schaften: vier  Ahnen  sind  unerläßliche  Bedingung  für  die  Aufnahme. 
Daß  politische  Motive  nicht  mit  unterliefen,  geht  daraus  hervor,  daß 
auch  Frauen  aufnahmefähig  waren.  Daß  die  Gesellschaftsmitglieder 
unter  sich  Frieden  halten  mußten,  versteht  sich  von  selbst,  sie  sollten 
zu  ,,friedsamer  Einigkeit  und  adenlicher  Tugent“  veranlaßt  werden. 
Als  Abzeichen  wurde  eine  Kette  von  klarem  Silber  getragen,  die  nicht 
unter  einer  Mark  wiegen  durfte.  Neueintretende  müssen  zwei  rheinische 
Gulden  bezahlen.  Das  Abzeichen  eines  Verstorbenen  fällt  an  die  Ge- 
sellschaft zurück,  Ausnahmen  sind  zulässig.  Die  Verwaltung  des  Geldes 
liegt  dem  Custor  des  Stifts  und  vier  von  der  Ritterschaft  ob,  diese 

Roth  V.  Schreckenstein  und  Stalin  ebda.  i 

2)  Vgl.  oben  S.  20.  j 

3)  Roth  V.  Schreckenstein  I,  S.  522.  Landau  S.  86/87,  vgl.  oben  j 

S.  41.  ' 

4)  Die  Stiftungsurkunde  befindet  sich  bei  Lünig,  Reichsarchiv  P.  S.  C.  III, 

2,  S.  317—319. 
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^ jimüssen  vor  dem  Stiftsdechanten  und  einer  Abordnung  der  Ritter- 

^ [Schaft  Rechnung  ablegen.  Irrungen  sind  auf  Bonifatiustag  in  Fulda 

• (vorzubringen,  dort  muß  sich  dann  auf  Geheiß  des  Ausschusses  die  Ge- 

• Seilschaft  vollzählig  einfinden.  Die  Brüder  und  Schwestern  müssen  in 

• (dieser  Zeit  das  Amt  der  heiligen  Messe  hören,  Opfer  tun  und  Almosen 

I (geben.  Jeder  Herr  oder  Ritter  darf  seine  Hausfrau  in  die  Gesellschaft 

I nehmen,  diese  und  ihre  unverheirateten  Töchter  sollen  das  Gesellschafts- 
abzeichen tragen.  Der  Eintritt  kostet  für  sie  einen  rheinischen  Gulden. 
Einzelne  Frauen  können  ebenso  eintreten,  doch  müssen  diese  zwei  Gul- 
den bezahlen.  Wer  in  die  Gesellschaft  aufgenommen  wird,  wird  zugleich 
in  die  gemeine  geistliche  Bruderschaft  des  Stifts  aufgenommen:  Wer 
dafür  sorgt,  daß  nach  seinem  Tod  sein  Name  angegeben  wird,  der  wird 
in  die  Rollen  des  Ordens  eingetragen.  Im  Jahre  1409  tritt  die  Ge- 
sellschaft mit  dem  Luchs  auf,  über  die  Näheres  nicht  be- 
kannt ist^).  Unter  den  Stiftern  befand  sich  Abt  Johann  von  Fulda, 
der  auch  die  Gesellschaft  des  h.  Ritters  Simplicius  ins  Leben  gerufen 
hatte.  Es  ist  sehr  wahrscheinlich,  daß  zwischen  beiden  ein  Zusammen- 
hang besteht. 


d)  Im  Elsaß. 

Das  Wesentliche,  was  über  die  elsässische  Entwicklung  zu  sagen 
ist,  hat  Overmann  zusammengefaßt').  Die  wichtigsten,  vornehmsten 
und  begütertsten  Geschlechter  waren  die  Familien  v.  Andlau,  v. 
Rathsamhausen,  v.  Landsberg,  v.  Bergheim,  v.  Hohenstein.  So  wenig 
als  die  übrigen  Reichsritterschaften  hat  die  im  Elsaß  während  des  Mittel- 
alters eine  Einheit  gebildet.  Eine  Grundverschiedenheit  besteht  gegen- 
über den  übrigen  Reichsritterschaften:  das  einzigartige  Verhältnis  zu 
einer  großen  Stadt,  zu  Straßburg.  Straßburg  bildete  durch  seine  Größe, 
seinen  Reichtum,  seine  geographische  Lage  den  Mittelpunkt  des  Unter- 
elsaß, um  Straßburg  gruppierte  sich  die  ganze  umliegende  Bevölkerung, 
hin  und  her  pulsierte  das  wirtschaftliche  und  soziale  Leben.  Im  15.  Jahr- 
hundert hat  es  wohl  kaum  unterelsässische  Ritter  gegeben,  die  nicht 
irgendeinmal  in  einem  näheren  Verhältnis  zur  Stadt  Straßburg  ge- 
standen wären. 

Das  Patriziat  von  Straßburg,  der  Stadtadel,  der  auch  nach  der 
Demokratisierung  der  Verfassung  ,,noch  einen  größeren  Ehren-  und 


1)  Landau  a.  a.  O.  S.  94  und  Roth  v.  Schreckenstein  I,  S.  565. 

2)  a.  a.  O.  S.  585—588. 
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Repräsentationsanteil  am  Stadtregiment“^)  behielt,  besaß  auch  Güter 
auf  dem  Lande  und  infolgedessen  Verbindungen  mit  dem  Landadel, 
und  so  waren  die  städtischen  Patrizier  zugleich  richtige  Mitglieder  der 
reichsunmittelbaren  Ritterschaft. 

Neben  diesen  adligen  Vollbürgern  gab  es  eine  Anzahl  von  Adeligen, 
die  in  einem  Schutzverhältnis  zur  Stadt  standen,  dies  waren  die  so- 
genannten Ausbürger.  Diese  waren  auf  dem  Land  ansässig  und  bildeten 
ein  Gegenstück  zu  den  freien  auf  dem  Land  wohnenden  Rittern.  Die 
Ausbürger  kommen  natürlich  für  die  reichsritterschaftliche  Entwick- 
lung nicht  in  Betracht. 

Die  Verbindungen  und  Vereinigungen  der  Ritterschaft  im  14.  und 
• 1 5.  Jahrhundert  standen  großenteils  unter  dem  Einfluß  der  Beziehungen 
zu  Straßburg.  Es  bestanden  dort  sogenannte  Ritterstuben  zum  ' 
Mühlstein  und  zum  Hohensteg,  ursprünglich  Trinkstuben  der  ver-  - 
feindeten  Geschlechter  der  Müllnheim  und  der  Zorn.  Seit  dem 
IS.Jahrhundert  sammelten  sich  um  die  Stube  zum  Hohensteg  haupt- 
sächlich die  Ausbürger,  die  Landedlen  und  die  mit  ihnen  verbundenen 
auswärtigen  Prälaten,  Grafen  und  Herren,  in  der  zum  Mühlstein  die 
in  Straßburg  verbürgerten  Ritter.  Wie  anderswo  ist  auch  im  Elsaß  die 
Erscheinung  wahrzunehmen,  daß  bis  zum  Beginn  des  16.  Jahrhunderts 
Prälaten,  Grafen  und  Herren  in  engster  Verbindung  standen  mit  den 
Reichsrittern. 

Aus  dem  Jahre  1366  stammt  ein  ,, Kundbrief“  Sigmunds  von 
Lichtenberg,  der  mitteilt,  daß  sich  die  Herren,  Ritterschaft  und 
Städte  im  Elsaß  zu  Schlettstadt  „der  Schatzung  wegen“  vereinigt 
hätten^.  Beteiligt  waren  ein  Herr  von  Murbach,  den  Lichtenberg  „min 
Herre“  nennt,  zwei  Edle  als  Vertreter  des  Stifts  und  Kapitels  von 
Straßburg,  Johann  von  Vestenberg,  Unterlandvogt  im  Elsaß,  sowie  . 
Boten  von  Straßburg  und  anderen  elsässischen  Reichsstädten.  Durch 
die  Straßburger  Boten  w’aren  auch  drei  unterelsässische  Ritter  ver- 
treten. .Als  Zweck  der  Zusammenkunft  wird  angegeben:  man  komme  f 
zusammen  und  nehme  Stellung  „von  der  Schatzunge  wegen,  die  man  ! 
in  das  Land  legen  solte“.  j 

Sie  faßten  einen  einhelliglichen  Beschluß  und  versprachen,  einander 
„zu  helffende  wider  alle  die,  die  do  sehssent  in  dem  Begriffe  als  beret 


1)  Overmann  a.  a.  O.  XI,  S.  587. 

2)  s.  die  Urkunde  bei  L ü n i g a.  a.  O.  P.  S.  C.  I,  2,  3,  S.  38. 
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vart  und  nit  wollen  gehorsam  sin  derselben  Schatzunge“;  für  alle 
daraus  entstehenden  Unkosten  sollten  diese  haftbar  gemacht  werden. 
Nähere  Angaben  enthält  die  Urkunde  nicht,  es  ist  auch  nicht  aus  ihr 
zu  ersehen,  um  was  für  eine  Schatzung  es  sich  damals  handelte.  Was 
für  uns  wichtig  ist,  das  ist,  daß  hier  reichsfreie  Ritter  Zusammengehen 
mit  Herren,  Städten  und  dem  Straßburger  Kapitel.  Für  die  reichs- 
ritterschaftliche  Organisation  ist  daraus  noch  nichts  zu  entnehmen,  aber 
deutlich  tritt  es  auch  hier  schon  zutage,  wie  sehr  die  Geschichte  der 
elsässischen  Reichsritterschaft  mit  Stadt  und  Bistum  Straßburg  ver- 
knüpft ist.  Doch  wurde  das  Elsaß  frühe  auch  in  die  allgemeine  Ent- 
wicklung hineingezogen,  die  rheinische  Löwengesellschaft  dehnte 
sich  hieher  aus,  sie  ist  in  dem  Vertrag  von  1382  erwähnt  als  „Gesellschaft 
mit  dem  Löwen  an  den  Rin,  ze  Niderlant,  ze  Eisass  und  ze  Brissgöw“. 
Andere  größere  Rittergesellschaften  scheint  es  zu  jener  Zeit  nicht  im 
Elsaß  gegeben  zu  haben,  wenn  man  von  den  Ritterstuben  absieht. 
Aus  dem  Jahr  1408  ist  eine  Ordnung  der  Stube  zum  Mühlstein 

vorhanden^).  nt 

Wechselvoll  verlief  das  Leben  der  unterelsässischen  Ritter-).  Oft 
kam  es  vor,  daß  adlige  Ausbürger  sich  zii  Vollbürgern  emporschwangen, 
daß  Landedle  sich  in  ein  Schirmverhältnis  zur  Stadt  Straßburg  begaben, 
mitunter  sagten  sie  dieses  nach  einiger  Zeit  wieder  auf.  In  die  mannig- 
faltigsten Kämpfe  wurde  die  Ritterschaft  verwickelt,  die  Fehden 
zwischen  Bischof  und  Stadt  fanden  sie  bald  auf  der  einen,  bald  auf  der 
andern  Seite,  im  Jahre  1 41 9 kam  es  zu  einer  secessio  des  Adels, 
der  damit  Protest  einlegte  gegen  Maßregeln  der  Bürgerschaft,  die  sein 
Mißfallen  erregten,  man  gab  sich  den  Anschein,  als  wollte  man  dauernd 
die  Beziehungen  zur  Stadt  abbrechen  und  bezeichnete  sich  als  „Ver- 
einigte Ritterschaft  außerhalb  Straßburg“.  Doch  lag  es 
in  der  Natur  der  Sache,  daß  dieser  grollende  Auszug  nicht  zu  ewiger 
Trennung  von  der  Metropole  führte,  in  deren  Mauern  man  bisher  ge- 
atmet hatte,  mit  der  man  groß  geworden  war.  Bald  begab  man  sich 
wieder  zurück  unter  die  Fittiche  der  Stadt. 


1)  Over  mann  a.  a.  O.  S.  589. 

2)  s.  dazu  Over  mann  a.  a.  O.  S.  588. 
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e)  Gemeinschaftliche  Einigungen.  Die  ersten  Anfänge 
der  Ausbildung  eines  reichsritterschaftlichen 
Gesamtkörpers. 

Die  Entwicklung  zur  Gesamtorganisation  darf  man  sich  nicht  sprung- 
haft vorstellen,  ebensowenig  wie  die  in  den  einzelnen  Territorien.  Gegen 
Organisierung  sind  die  meisten  Menschen  zunächst  mißtrauisch;  sie 
merken  oder  ahnen  wohl,  daß  diese  ihnen  Vorteile  bringen  wird,  daß 
nicht  nur  ihr  Stand  oder  ihre  Klasse  als  Ganzes,  sondern  daß  auch  sie 
selbst,  die  Teile  des  Ganzen,  dadurch  an  Kraft  und  Macht  gewinnen, 
aber  sie  wollen  dennoch  zunächst  nicht  so  recht  daran  hingehen,  weil 
sie  die  Opfer,  die  jede  Organisation  vom  einzelnen  verlangen  muß,  über- 
schätzen. Eine  gewisse  Unterordnung  unter  die  Allgemeinheit  ist  na- 
türlich vonnöten,  persönliche  Wünsche  müssen  da  und  dort  zurück- 
gestellt werden.  Aber  im  ganzen  genommen  überwiegt  der  Nutzen  doch 
bedeutend.^)  Was  wäre  wohl  aus  den  einzelnen  reichsunmittelbaren 
Rittern  geworden,  wenn  sie  pochend  auf  ihre  eigene  Kraft  sich  ganz 
isoliert  hätten?  Dann  wäre  überall,  wo  sich  das  Fürstentum  auch  nur 
einigermaßen  geregt  hätte,  ihre  Herrlichkeit  von  kurzer  Dauer  gewesen. 
Die  Annäherung  ergab  sich  ja  auch  ganz  von  selbst;  es  brauchte  nur 
irgendwo  ein  Ritter  in  seiner  Selbständigkeit  bedroht  zu  werden,  was 
lag  näher,  als  daß  er  sich  an  seinen  benachbarten  Standesgenossen 
wandte?  Und  was  lag  näher  als  daß  dieser  dem  Bittenden  Hilfe  ge- 
währte; konnte  er  selbst  doch  in  dieselbe  Lage  kommen  und  auch  ein- 
mal des  anderen  bedürfen.  Und  wenn  man  gesehen  hatte,  wie  stark  die 
Einigkeit  machte,  dann  war  man  auch  geneigt,  der  Verbindung  Dauer 
zu  gewähren.  So  zog  diese  Bewegung  immer  weitere  Kreise,  sie  machte 
nicht  Halt  an  den  Territorialgrenzen. 

Es  ist  natürlich  fast  ein  Ding  der  Unmöglichkeit,  die  ersten  Anfänge 
der  gemeinschaftlichen  Rittereinungen  zu  verfolgen;  da  und  dort  ka- 
men vorübergehende  Bündnisse  für  Fehden  zustande,  aber  sie  ver- 
schwanden wieder,  und  es  ist  von  ihnen  nicht  viel  zu  berichten.  All- 

1)  Ich  sehe  hier  ab  von  den  großen,  idealen  Zwecken,  durch  die  einzelne 
veranlaßt  werden,  eine  Organisation  ins  Leben  zu  rufen  und  zu  leiten,  denen 
andere  dienen  wollen,  indem  sie  sich  einer  Organisation  anschließen.  Die  Masse 
der  Menschen  ist  nicht  idealistisch  gesinnt,  ihnen  steht  immer  das  praktische 
Wort  einer  Sache  im  Vordergrund.  So  war  es  natürlich  auch  bei  der  Masse  der 
Reichsritter,  in  denen  durch  das  wilde  Reiterleben,  das  sie  von  Jugend  auf 
führten,  der  Idealismus  nicht  großgezogen  werden  konnte. 
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mählich  wurden  dann  die  Beziehungen  enger,  unmerklich  verbreitete  sich 
die  Idee  derZusammengehörigkeit  über  die  Lande,  und  plötzlich  sehen  wir 
im  Jahre  1382einen  weitausgedehnten  Bund  vor  uns.^)  Die  Ritter- 
gesellschaften, die  hier  zusammentraten,  hatten  natürlich  schon  vorher 
bestanden,  aber  sie  waren  offenbar  bisher  im  Hintergrund  geblieben. 
Das  Bündnis  von  1382  ist  so  wenig  ein  exklusiv  ritterliches  als  die  terri- 
torialen Ritterbündnisse  jener  Zeit:  Fürsten  und  Stätde  waren  daran 
beteiligt.  Wichtig  für  die  ritterschaftliche  Geschichte  ist  vor  allem  die 
Stelle  des  Eingangs,  die  eine  Umgrenzung  des  ritterschaftlichen  Bezirks 
i gibt,  sie  lautet:  „Wir  die  Hauptleut  der  Gesellschaft  mit  dem  Löwen 
' zu  Schwaben,  Graue  Hinrich  von  Montfort,  Herr  zu  Tettnang,  Graue 
Ulrich  von  Wirtemberg  des  vorgenanten  Graue  Eberhard  Sun  und 
Graue  Fridrich  von  Zolre  von  der  Hohenzoler  und  wir  die  Haupleut  der 
Gesellschaft  mit  Sant  Georein  und  wir  die  Herren,  Ritter  und  Knechte 
gemainlichen  in  denselben  drei  Gesellschaften,  als  wie  an  den  Re- 
vieren und  Kreisen  gesezzen  und  gelegen  sien  von  dem  Vrfar  ze  Speyr 
ienhalb  Rines  uf  gen  Strassburg  und  von  Strassburg  vor  dem  Gebirg  uf 
gen  Basel  und  von  Basel  jenhalb  Rines  uf  gen  Bregenz  und  von  Bregenz 
vor  dem  Gebirg  gen  München  und  von  München  gen  Ingelstatt  und 
von  Ingelstatt  gen  Aichstetten  und  von  Aichstetten  gen  Regenspurg 
und  von  Regenspurg  biß  gen  Armberg')  und  von  Armberg  biz  gen  Eger 
und  von  Eger  biß  gen  Koburg  und  von  Koburg  biz  gen  Swinfurt  und 
von  Swinfurt  bis  gen  Miltenberg  und  von  Miltenberg  biz  gen  Heidel- 
berg und  von  Heidelberg  wider  gen  Speyr  in  dasVrfar.“  Kerner  äußert 
über  die  Bedeutung  dieses  Vertrags  ):  ,,In  diesem  Bunde  erblickt  man 
schon  vollkommen  die  Skizze  der  heutigen  ritterschaftlichen  Ver- 
fassung, man  findet  dorten  eine  mit  einander  verbundene  Ritterschaft 
in  Schwaben  und  Franken,  deren  beschriebene  Gränzen  gerade  mit  den 
Gränzen  der  jetzigen  Fränkisch-  und  Schwäbischen  Rittercraise  Zu- 
sammentreffen, wenn  man  den  Bezirk  des  bairischen  Adels,  der  seine 
Reichsfreyheit  nicht  behauptet  hat,  und  des  Adels  im  Thurgau,  der  sich 
zu  den  Schweizern  geschlagen  hat,  davon  abzieht.“  Der  in  dem  Ver- 

1)  s.  die  Urkunde  bei  Lünig,  Reichsarchiv  P.  S.  C.  I,  2,  4,  S.  23—30; 
vgl.  Moser  a.  a.  O.  S.  144—148.  Kerner  II,  S.  6—8.  Sattler,  Grafen  I, 
Beilage  Nr.  171,  S.  170—182  und  Beilage  Nr.  172,  S.  182—193  gibt  zwei  Ur- 
kunden, die  eine  enthält  die  Ausfertigung  des  Vertrags  von  seiten  des  Grafen 
Eberhard,  die  andere  von  seiten  des  Herzogs  Leopold. 

2)  = Amberg.  3)  II,  S.  6. 


48 


II.  Von  den  Anfängen  bis  zum  Jahr  1422 


trag  weiter  erwähnte  Ritterbund  „Gesellschaft  mit  dem  Löwen  an  dem  Rin 
zu  Niderlant,  zu  Elsaß  und  zu  Brißgöw,  und  die  vnter  dieselben  Hoptlut 
und  Gesellschaften  gehörent“  bildet  die  Ergänzung  zu  den  drei  andern,  so 
daß  wir  hier  zum  erstenmal  in  einer  Urkunde  Rittergesellschaf- 
ten aller  vier  Lande  antreffen.  Die  vierte  Gesellschaft  wird  von 
der  schwäbischen  Löwengesellschaft  ausdrücklich  ausgenommen,  ein 
Zeichen,  daß  zwischen  diesen  beiden  Gesellschaften  schon  damals  Be- 
ziehungen bestanden.  Von  langer  Dauer  und  großer  Wirkung  waren 
diese  Beziehungen  übrigens  zunächst  nicht,  die  Ursache  war  vor  allem, 
daß  der  Bund  selbst  nicht  aus  ritterschaftlicher  Initiative  hervorging, 
sondern  aus  der  des  Königs  Wenzel.  Das  Gemeinschaftsgefühl  inner- 
halb der  Ritterschaft  war  noch  nicht  stark  genug,  als  daß  für  sie  daraus  ' 
etwas  Beständiges  hätte  hervorgehen  können.  Der  Inhalt  des  Ver- 
trags ist  folgender:  Graf  Eberhard  von  Wirtemberg  und  die  drei  Ritter- 
gesellschaften schließen  mit  den  Reichsstädten  Regensburg,  Augs-  | 
bürg,  Ulm,  Konstanz,  Eßlingen,  Reutlingen,  Rottweil,  Weil, 
Überlingen,  Memmingen,  Biberach,  Ravensburg,  Lindau,  St.  Gallen, 
Pfullendorf,  Kempten,  Kaufbeuren,  Leutkirch,  Isny,  Wangen,  Rothen- 
burg a./T.,  Nördlingen,  Dinkelsbühl,  Hall,  Gmünd,  Heilbronn,  Wimpfen, 
Gingen,  Weinsberg,  Bopfingen,  Aulen^),  Buchhorn,  Weil  im  Thurgau  und 
Buchau  einerseits  und  mit  Herzog  Leopold  von  Österreich  andererseits 
einen  Bund.  Als  Zweck  des  Bundes  wird  angegeben:  Erhaltung  des 
Landfriedens  „umbe  daß  alle  redlich  und  gerecht  Sach  gefurdert  und  I 
gesterkt  und  all  unredlich  und  ungerecht  Sach  nider  gedruckt  und  dest 
bas  gewendet  werden“.  Gotteshäuser,  Geistliche,  Pilger,  Kaufleute, 
Kaufmannsgut,  Landfahrer,  fremde  Witwen  und  Waisen  sollen  ge- 
schirmt werden  „und  dest  baß  bi  Gemach  beliben.“  Ausführliche,  de- 
taillierte Bestimmungen  regeln  die  Durchführung  dieser  Absichten  und 
die  Bestrafung  derer,  die  sich  dagegen  verfehlen.  Es  wird  also  für  die 
Gebiete  der  Vertragschließenden  ein  regelrechter  Landfriede  verkündet, 
zu  dessen  Durchführung  sich  alle  streng  verpflichten  müssen.  Alle 
Rechtsstreitigkeiten  sollen  auf  friedlichem,  rechtlichem  Wege  zwischen 
den  Verbündeten  geschlichtet  werden,  die  hauptsächlichsten  Möglich- 
keiten solcher  Streitfälle  werden  aufgezählt  und  Mittel  zu  ihrer  Schlich- 
tung gewiesen.  Die  Feinde  des  einen  Teils  sind  auch  die  des  andern 
und  dürfen  von  diesem  keinerlei  Unterstützung  erfahren.  Am  Schluß 


1)  offenbar  = Aulendorf. 
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verpflichten  sich  die  Teilnehmer,  alle  ihre  Freiheiten,  Briefe,  Rechte  und 
guten  Gewohnheiten,  die  sie  von  römischen  Kaisern  und  Königen  haben, 

^ gegenseitig  zu  achten,  soweit  in  diesen  nicht  durch  den  Vertrag  eine 
. Änderung  eingetreten  ist. 

Für  die  reichsritterschaftliche  Organisation  läßt  sich  aus  dem 
Vertrag  nichts  weiter  ersehen,  als  die  Existenz  der  vier  Rittergesell- 
schaften, ihre  Leitung  durch  Hauptleute  — soweit  sie  mit  Namen 
erwähnt  sind,  gräflichen  Standes,  und  ihre  geographische  Verbrei- 
tung und  Begrenzung.  Rein  - ritterschaftliche  Gesellschaften  gab  es  zu 
I jener  Zeit  ja  überhaupt  noch  nicht,  die  Beteiligung  von  Grafen  und 
Herren  ist  für  damals  selbstverständlich.  Die  angegebenen  Grenzen 
zeigen,  daß  eine  freie  Reichsritterschaft  damals  über  ganz  Schwaben 
und  Franken  verbreitet  war,  und  daß  sie  damals  sich  auch  über  Bayern 
und  den  Thurgau  erstreckte^).  Die  angeführten  Städte  haben  wohl  nur 
eine  geographische  Bedeutung  und  kommen  nicht  etwa  als  für  die  Or- 
j ganisation  wichtige  Punkte  in  Betracht. 

Bedeutsam  ist  dieses  Bündnis  auch  noch  in  einer  anderen  Hinsicht: 
als  ein  Dokument,  daß  der  unmittelbare  Adel  schon  damals  vom  Für- 
stentum als  solcher  prinzipiell  anerkannt  war.  Er  w'ar  schon  eine  Macht 
I geworden,  die  man  nicht  mehr  ignorieren  konnte,  deren  Unterstützung 
I man  im  Gegenteil  bedurfte.  In  dieser  Anerkennung  derBündnis- 
' fähigkeit  durch  mächtige  Reichsstände  wie  Österreich  und  Wirtem- 
I berg  lag  ein  gewaltiger  Ansporn,  der  auch  auf  die  innere  Entwicklung 
einwirken  mußte.  Der  Vertrag  von  1382  bedeutet  so  eine  wichtige  Etappe 
für  die  Annäherung  der  verschiedenen  Rittergesellschaften  und  damit 
für  die  Ritterorganisation  überhaupt. 

Die  Gesellschaft  der  Sch  legi  er  war,  wie  wir  oben  gesehen  habend), 
ebenfalls  interterritorial.  Sie  war  über  Schwaben  und  die  Rheinlande 
verbreitet;  was  von  ihr  zu  erwähnen  ist,  wurde  oben  gesagt. 

f)  Reichsburgen  und  Ganerbschaften. 

Eine  ganz  besondere  Rolle  in  der  reichsritterschaftlichen  Entwick- 
lung haben  die  Reichsburgen  und  die  Ganerbschaften  gespielt.^)  Diese 
sind  für  die  Ausbildung  der  reichsunmittelbaren  Ritterschaft  deshalb 

1)  vgl.  hierzu  noch  Moser  S.  146 '47.  2)  S.  19  und  41. 

3)  An  Literatur  vgl. Moser  a.a.O.  S.  110/11.  Moser,  Reichsstaatsrecht, 
Frankfurt  a.  M.  1767,  Bd.  IV,  S.  1494—1497, 1501  02.  Roth  v.  Schrecken- 
stein I,  S.557.  II,  S. 333 — 352.  (An  der  zweiten  Stelle  verbreitet  sich  Roth 
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von  so  hoher  Bedeutung  gewesen,  weil  sie  einen  besseren  Schutz  ge- 
währten, als  die  Rittergesellschaften,  die  wohl  die  einzelnen  zusammen- 
faßten, aber  sie  doch  aus  ihrer  Zersplitterung  nicht  loslösen  konnten. 
Der  Hauptunterschied  zwischen  Ganerbschaften  und  Reichsburgen 
ist  der,  daß  jene  durch  freiwilligen  Zusammentritt  entstanden,  diese 
von  den  deutschen  Königen  gegründet  wurden,  und  zwar  durch  Über- 
weisung von  Burglehen  an  Ritterbürtige.^)  Die  Reichsburgen  stan- 
den natürlicherweise  dauernd  unter  besonderer  königlicher  Aufsicht,  sie 
gelangten  so  auch  viel  früher  zu  politischer  Bedeutung  als  die  Ganerben- 
schaften,  sanken  aber  auch  um  so  früher  von  ihrer  Höhe  herab,  da  die 
Könige  im  Laufe  der  Zeit  sehr  viel  Reichsgut  verpfändeten  — tatsächlich 
kam  dies  einer  Veräußerung  gleich—  und  darunter  auch  die  Reichsburgen 
zu  leiden  hatten.  Die  Burgmannen  bildeten  als  Dienstmannen  des 
Königs  oder  des  Reichs  die  Besatzung,  sie  wählten  aus  ihrer  Mitte  einen 
Burggrafen  und  einige  Baumeister,  die  Nutznießung  der  zur  Burg 
gehörigen  Güter  stand  ihnen  zu.  Das  Zusammenleben  wurde  durch 
sogenannte  Burgfrieden  geregelt. Bei  den  Ganerbschaften  sind 
drei  Arten  zu  unterscheiden:  1.  solche,  die  nur  aus  Reichsständen  zu- 
sammengesetzt waren.  2.  Reichsstände  und  Reichsritter  gemischt. 
3.  Reichsritter  allein.  Ein  ganerbschaftliches  Schloß  konnte  bei  einem 
oder  mehreren  Reichsständen  zu  Lehen  sein.^)  Die  Insassen  der  Gan- 
erbenschlösser  hießen  G an  erben  oder  ,,Ge meiner“  im  Gegensatz 
zu  den  „Burgmannen“  der  Reichsburgen.  Die  Verfassung  beruhte  auch 
hier  auf  den  „Burgfrieden“,  an  der  Spitze  der  Ganerbschaften  standen 
entsprechend  der  Verfassung  der  Reichsburgen  gewöhnlich  ein  Burg- 
graf und  ein  oder  mehrere  Baumeister,  je  durch  Wahl  zu  ihrem 
Amt  bestimmt.  Die  Baumeister  hatten  hauptsächlich  für  die  Instand- 


V.  Schreckenstein  sehr  ausführlich  über  die  Reichsburgen  und  Ganerbschaf- 
ten, besonders  über  die  Burg  Friedberg  von  ihren  Anfängen  an  — man  würde 
dies  allerdings  in  einem  Kapitel,  das  die  Zeit  von  1564 — 1648  behandelt,  nicht 
erwarten.)  P ü 1 1 e r,  Historische  Entwicklung  der  heutigen  Staatsverfassung  1 1 1, 
S.  288  89.  Edward  Stendell,  Über  die  Gauerbschaften  des  deutschen 
Mittelalters.  Realschulprogramm,  Eschwege  1880.  ( S t e n d e 1 1 behandet  die 
Verfassung  und  die  Geschichte  der  ritterlichen  Gauerbschaften  in  ausgezeich- 
neter, klarer  Weise.  Auch  die  Reichsburgen  mit  ihrer  Verfassung  werden  ein- 
gehend besprochen.  Es  sei  an  dieser  Stelle  ausdrücklich  auf  ihn  verwiesen.) 

1)  Stendell  a.  a.  0.  S.  1 und  14/15.  2)  ebda.  S.  10. 

3)  Moser  a.  a.  O.  S.  110,11.  Stendell  S.  10—12. 

4)  Moser  ebda. 
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Haltung  der  Festungswerke  und  für  die  Verteidigung  zu  sorgen. i)  Das 
Nähere  über  diese  Ämter  wird  aus  den  Urkunden  selbst  zu  entnehmen 
sein.  Reichsburgen  und  Ganerbschaften  gab  es  in  allen  drei  Reichs- 
ritterschaftsgebieten, besonders  aber  in  den  Rheinlanden. 

Reichsburgen  waren:  Friedberg,  Gelnhausen,  Oppenheim,  Lan- 
dau, Breisach,  Hoheneck,  Wimpffen,  Rödelheim, Glauburg^);  Gan- 
erbschaften: Busecker  Tal,  Cronberg,  Layen,  Reiffenberg,  Wartem- 
berg,  Falkenberg,  Buchenau,  Hatzfeld,  Lindheim,  Falkenstein,  Dor- 
heim, Staden,  Löwenstein^),  Steckelberg’),,  Drachenfels^),  Bickenbach^), 
Steincallenfels^),  Widdern,  Bönnigheim,  Hohenentringen,  Hohen- 
twiel-^), Maienfels,  Schliz,  Talheim,  Rotenberg.  Mit  den  meisten  von 
diesen  werden  wir  uns  zu  beschäftigen  haben. 

Die  Reichsburgen  und  Ganerbschaften  blieben  immer  etwas  iso- 
liert, sie  standen  größtenteils  abseits  von  der  reichsritterschaftlichen 
Organisationsbewegung,  aber  sie  dürfen  deshalb  doch  nicht  übergangen 
werden,  denn  auch  in  ihrer  Isolierung  sind  sie  für  die  Reichsritterschaft 
von  großer  Bedeutung  gewesen. 

a)  In  Schwaben. 

Schwaben  war  mit  Reichsburgen  und  Ganerbschaften  nicht  be- 
sonders ausgestattet.  Die  Existenz  einer  Reichsburg  in  Wimpffen 
wird  bekannt  durch  eine  Urkunde  aus  dem  Jahre  1298,  die  von  Albrecht  I. 
[ausgestellt  ist  und  die  Aufnahme  eines  Burgmannen  zum  Gegenstand 
hat.")  Ungefähr  auf  dieselbe  Zeit  gehen  auch  die  Ganerbschaften 
von  Widdern  und  Bönnigheim  zurück.“)  Zu  letzterer  gehörten  die 
Familien  v.  Sachsenheim,  v.  Neuhausen,  v.  Sickingen,  v.  Wöllwarth, 
Späth,  Nix  V.  Hoheneck,  v.  Liebenstein,  v.  Neipperg  und  v.  Gem- 
mingen.  Das  Schloß  Hohenentringen  bei  Tübingen  war  von  1075 
bis  ca.  1268  im  Besitz  eines  Geschlechts  vom  Stamm  der  Scherragau  — 
späteren  Zollergrafen;  nach  diesen  bew'ohnten  es  die  Herren  v.  Hail- 
fingen,  als  Ganerben  kamen  1320  die  Herren  v.  Ehingen,  im  15.  Jahr- 
hundert die  V.  Gültlingen  dazu,  vorübergehend  auch  die  Familien  v. 
Herter,  v.  Ehingen,  v.  Stadion,  1417  w'ar  das  Schloß  von  fünf  Fa- 

1)  vgl.  Stendell  a.  a.  O.  S.  15/16. 

2)  s.  R 0 1 h v.  S c h r e c k e rft  t e i n a.  a.  O.  I,  S.  333. 

3)  s.  Stendell  a.  a.  O.  S.  15,  17,  19,  20,  22,  23,  26,  27. 

4)  s.  L ü n i g , Part.  Spec.  Cont.  1 1 1,  S. 437  unter  Schwaben,  vgl.  M 0 s e r a.  a.  O. 
S.  164. 

5)  Roth  v.  Schreckenstein  II,  S.  350. 
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milien  bewohnt:  drei  v.  Hailfingen,  einer  v.  Ehingen  und  einer  v.  Gült- 
lingen.  Ein  Teil  des  Schlosses  war  seit  dem  14.  Jahrhundert  württem- 
bergisches  Lehen. 

ß)  In  Franken.  ; 

Auch  für  die  fränkischen  Gebiete  läßt  sich  nicht  viel  sagen.  Andern  ; 
fränkischen  Ritterbund  von  1402  waren  auch  .Mitglieder  von Gan-  ■ 
erbschaften  beteiligt;  dies  geht  aus  einer  Stelle  hervor,  an  der  es  heißt,  | 
jeder  in  der  Einigung  solle  seinen  Burgfrieden  halten  mit  allen  seinen 
Ganerben,  mit  denen  er  in  Schlössern  sitze,  teil  oder  gemein  habe,  und 
sie  getreulich  schützen  und  schirmen,  ohne  daß  ihm  dies  Schaden  bringen 
solle.2)  Das  „jeder  in  dieser  Einigung“  ist  natürlich  aufzufassen  = „jeder 
in  dieser  Einigung,  der  einer  Ganerbschaft  angehört“  denn  alle  Bundes- 
mitglieder waren  keinesfalls  Ganerben. 

•f)  Am  Rhein. 

Der  beste  Boden  für  die  Reichsburgen  und  Ganerbschaften  w’aren  die 
Rheinlande,  besonders  die  Wetterau.  Hier  kommt  vor  allem  in  Be- 
tracht die  kaiserliche  und  Reichsburg  Friedberg.  Sie  ist  die 
älteste  aller  Reichsburgen  und  übertrifft  an  Bedeutung  alle  übrigen.  Sie 
trat  schon  frühe  in  enge  B eziehungen  zur  mittelrheinischen 
Reichsritterschaft  und  erhielt  sich  diese,  und  stand  so  in  einigem  \ 
Zusammenhang  mit  der  gesamtreichsritterschaftlichen  Bewegung  und 
Entwicklung.  Nach  .Mader^)  ist  es  wahrscheinlich,  daß  die  Burg  in 
ihrem  späteren  Zustand  schon  unter  Friedrich  I.  bestand.  Teile  des 
Burggebäudes  scheinen  bis  auf  die  Römerzeit  zurückzugehen. Be- 
stimmt war  Friedberg  schon  unter  Otto  IV.  vorhanden. Dieälteste  ! 
Urkunde  stammt  vom  26.  Oktober  1217®).^Aus  ihr  können  wir  | 

1)  Chr.  Fr.  Stälin  III,  S.  786.  Roth  v.  Schreckenstein  II,  S.349.  f 

Das  Königreich  Württemberg  II,  S.  164.  j; 

2)  s.  Lünig,  Part.  Spec.  Cont.  III  unter  Franken  S.  227.  Die  Stelle  lautet:  J| 

,,Auch  soll  unser  jeglicher  in  dieser  Einigung  seinen  Burg-Fried  halten  mit  allen 
seinen  Gan-Erben,  mit  den  er  in  Schlössern  sitzt,  theil  oder  gemein  hat,  getreu- 
lich schützen  und  schirmen,  als  ferr  er  mage,  das  soll  ihm  an  dieser  Einigung 
kein  Schaden  fügen  noch  bringen,  ohn  Geferdt.*  ‘ 

3)  Friedrich  Carl  .Mader,  Sichere  Nachrihten  von  der  kayserlichen  ' 
und  des  heiligen  Reichs  Burg  Friedberg  und  der  dazu  gehörigen  Grafschaft 
und  freyen  Gericht  zu  Raichen.  Teil  I,  Lauterbach  1766.  Teil  II  ebda.  1767; 

s.  Teil  II,  S.  8ff. 

4)  Roth  v.  Schreckenstein  II,  S.  333.  5)  a.  a.  0.  II,  S.  45. 

6)  Roth  V.  Schreckenstein  a.  a.  O.  II,  S.  333f.  ' 
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ein  deutliches  Bild  der  Verfassung  einer  Reichsburg  entnehmen,  wie  sie 
typisch  für  alle  ist,  und  wie  sie  seit  den  ältesten  Zeiten  sich  immer  gleich 
geblieben  ist.  Gewisse  Unterschiede  gegenüber  anderen  Burgen  sind 
natürlich  auch  vorhanden,  sie  erklären  sich  aus  dem  Verhältnis  zu  der 
Stadt  Friedberg  und  zu  der  Grafschaft  Kaichen. 

An  der  Spitze  der  Burg  stand  als  kaiserlicher  Beamter  ein  Burggraf 
(Burggravius),  die  Besatzung  bildeten  die  Burgmannen  (Castrenses)i). 
Der  Burggraf  von  Friedberg  bekleidete  nicht  nur  das  Amt  eines 
militärischen  Befehlshabers  der  Burg,  er  war  zugleich  der  Vorgesetzte 
der  Stadt,  die  am  Fuße  des  alten  Kastells  lag.  In  späterer  Zeit  kam 
es  vielfach  zu  Streitigkeiten  zwischen  Burg  und  Stadt.  Die  Burgmannen 
waren  Reichsministerialen,  und  zwar  gehörten  sie  zu  der  Klasse  von 
diesen,  die  ganz  allmählich  im  Laufe  langsamer  Entwicklung  die  Freiheit 
erlangt  hat.  In  der  Zeit,  aus  der  die  ersten  Urkunden  stammen,  war  diese 
Entwicklung  beinahe  zum  Abschluß  gekommen.  Schon  im  ersten  Viertel 
des  13.  Jahrhunderts  zeigt  sich  ein  Gegensatz  zwischen  Burg  und  Stadt, 
die  Burg  erfreute  sich  kaiserlicher  Gunst  und  erhielt  kaiserliche  Auf- 
träge, die  Stadt  gehörte  einem  Städtebund  an,  der  1226  durch  König 
Heinrich  aufgelöst  wurde. 

Der  Eintritt  in  den  Kreis  der  Burgmannen  war  ziemlich 
erschwert.2)  £5  bildeten  sich  gewisse  Aufnahmebedingungen  her- 
aus. Der  Kaiser  wird  von  Anfang  an  nicht  ganz  ohne  das  Einverständnis 
der  Burgmannen  vorgegangen  sein,  später  gab  er  das  bestimmte  Ver- 
sprechen, Neuaufnahmen  vom  Ermessen  der  Burgmannen  abhängig  zu 
machen. 3)  Es  wurde  dann  darauf  gesehen,  daß  möglichst  solche  Per- 
sonen aufgenommen  wurden,  die  mit  einem  Burgmannen  durch  ver- 
wandtschaftliche Bande  verknüpft,  oder  die  in  der  Umgegend  der  Burg 
begütert  und  bekannt  waren. 

Für  die  Finanzen  der  Burg  wurde  später  sehr  wichtig  die  Erwerbung 
der  söge  n an  nt  en  Grafschaft  Kaichen^)  mit  ihrem  Freigericht  und 
den  Dörfern  Ilbenstatt,  Okarben,  Groß-  und  Kleinkarben,  Rendel, 
Rüdesheim,  Kaichen,  Heldenbergen  und  anderen,  im  ganzen  18.  Grafen 
V.  Kaichen  hat  es  nie  gegeben.  Die  Dörfer  zusammen  hießen : „Das  freie 
Gericht  oder  die  Grafschaft  Kaichen“,  sie  hatten  in  der  Nähe  des  Dorfes 


1)  s.  hierzu  und  zum  Folgenden  Roth  v.  Schreckenstein  II,  S.333f. 

2)  Roth  V.  Schreckenstein  II,  S.  342f. 

3)  ebda.  S.  335/36.  4)  ebda.  S.  345/46. 
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Kaiclien  ihre  Gerichtsstätte.  Die  frühesten  Nachrichten  von  diesem 
Gericht  entstammen  erst  dem  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts,  j 

Privilegien  verliehen  der  Burg  oder  bestätigten  Rudolf  I.,  Adolf  . 
von  Nassau,  Albrecht  I.,  Heinrich  VII.,  Ludwig  der  Bayer,  Karl  IV.,  J 
Ruprecht  von  der  Pfalz.  Von  diesen  wird  in  anderem  Zusammenhänge  { 
noch  die  Rede  sein.  Von  größter  Wichtigkeit  war  das  Verhältnis  zur 
Stadt  Friedberg.  1 285,  1306,  1332,  1387,  1 41  0 wurde  dieses  durch 
kaiserliche  Erlasse  geregelt  und  in  friedlichen  Bahnen  erhalten. 

Für  die  innere  Entwicklung  Friedbergs,  seine  Verfassung  und  die  Or- 
ganisation seiner  Insassen  haben  wir  eineUrkunde  von  1 349^).  Diese  gibt 
«einen  Burgfrieden  ,,oder  Satz-Ordnung  und  Recht,  wonach  sich  die 
Burgmanne  zu  Friedberg  richten  sollen.“  Der  Inhalt  des  von  Kaiser 
Karl  IV.  erlassenen  Burgfriedens  ist  folgender:  Im  Eingang  der  Urkunden 
werden  die  Burgmannen  bezeichnet  als,, unsre  und  des  Reichs  Getreue.“ 

Es  folgen  Bestimmungen  über  Bestrafung  von  Verbrechen  und  Ver- 
gehen: 1.  gegen  Leib  und  Ehre.  Wenn  ein  Burgmann  den  andern  tot- 
schlägt, so  soll  er  „leisten  ein  Jahr  über  Rhein“^) ; wegen  Körperletzung^) 
ein  halbes  Jahr  zu  Frankfurt,  und  wenn  es  dort  nicht  möglich  ist,  in 
Gelnhausen  oder  Wetzlar  ,,wo  ihn  der  Burggrave  und  die  Baumeistere 
heißen  liegen“,  wegen  eines  Faustschlags  einen  Monat,  wegen  Be-  ; 
leidigung  ^)14  Nächte,  wegen  Verleumdung®)  ebensolange.  Der  Burg- 
graf und  zwei  Burgmannen,  die  er  für  geeignet  hält,  und  die  er  eidlich  ; 
verpflichten  muß,  sollen  die  Sühne  festsetzen ; die  von  diesen  festgesetzte  ! 
Sühne  ist  rechtsgültig;  wenn  einer,  über  den  sie  verhängt  wird,  sich 
ihr  entziehen  will,  so  soll  er  nicht  mehr  Burgmann  sein,  noch  wieder 
werden  können.  2.  gegen  das  Eigentum:  Wenn  ein  Burgmann  ,, fre- 
ventlichen und  mit  Wissen“  sich  an  eines  andern  Gut  vergreift  und 
davon  dem  Burggrafen  Mitteilung  macht,  so  soll  dieser  ihm  bei  seinem 
Eid  gebieten,  daß  er  das  Gut  zurückerstatte,  und  ihn  mit  den  zwei 
andern  richten.  Der  Täter  aber  hat  den  Burgfrieden  gebrochen  und 
darf  nicht  mehr  Burgmann  sein.  3.  Wenn  ,,ein  Herre  oder  ein  anderer  ^ 
Mann,  wer  der  were“,  einem  Burgmann  das  Seine  nimmj:  ,,unwieder- 


1)  s.  Lünig  a.  a.  O.  S.  108 — 110;  vgl.  Roth  v.  Schreckenstein  II, 
S.  338,39  und  Mader,  Sichere  Nachrichten  usw.  I,  S.  143 — 147. 

2)  Was  mit  diesem  ,,über  Rhein“  gemeint  ist,  geht  aus  der  Urkunde  nicht 
hervor;  jegliche  nähere  Bestimmungen  fehlen. 

3)  „umb  eine  Wunden.“ 

4)  „umb  verkohrne  Wort.“ 


5)  „umb  Unrechte  Nahmen.“ 
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sagtes  Dinges“,  so  sollen  der  Burggraf  und  die  Baumeister  für  den  Burg- 
mannen schreiben  und  bitten,  daß  man  ihrem  Hausgenossen  das  Seine 
wiedergebe,  oder  einen  Tag  zur  Verhandlung  festsetze  und  ihm  Gnade 
und  Recht  widerfahren  lasse;  geschieht  dies  nicht,  so  soll  der  Burg- 
mann „zur  Stund  vor  der  Burg  wehren  und  behelffen“,  bis  ihm  Gnade 
und  Recht  zu  teil  wird.  4.  handelt  von  Zwistigkeiten  unter  den  Mit- 
gliedern, die  sich  in  solchen  Fällen  dem  Burggrafen  und  den  zwei  ihm 
Beigeordneten  zu  fügen  haben.  Wer  sich  nicht  fügt,  der  ist  „mayn- 
eydig“  und  „fürbaß  kein  Burgmann  mehr.“  5.  Niemand  soll  pfänden 
aus  der  ,,Burg  und  wieder  darein“,  außer,  wenn  er  es  vor  den  Burg- 
grafen und  den  Burgmannen  fordert,  diese  sollen  ihm  zu  seinem  Recht 
verhelfen,  wenn  ihnen  das  in  3 mal  14  ,, Nächten“  nicht  gelingt,  so  soll 
er  selbst  sein  Recht  vertreten  dürfen.  6.  handelt  davon,  was  zu  ge- 
schehen hat,  wenn  ein  Burgmann  Pfänder  nimmt,  ,,die  unschuldig 
weren“^).  7.  Wenn  den  Kaiser  oder  die  Burg  „Noth  angehet“  und  man 
,,Burghuth“  braucht,  so  sollen  Burggraf  und  Baumeister  Burgmannen 
dazu  bestimmen,  diesem  Gebot  muß  unbedingt  Folge  geleistet  werden 
bei  Strafe  des  Ausschlusses^);  w’enn  der  Burgmann  selbst  durch  wirk- 
liche Not  verhindert  i^,  soll  er  w^enigstens  einen  Edelknecht  schicken. 
8.  Söhne  von  Burgmannen  müssen  ein  halbes  Jahr  nach  ihrer  Wapp- 
nung  huldigen,  ebenso  wer  eines  Burgmannen  Tochter  zur  Frau 
nimmt. 3)  9.  Wird  bestimmt,  was  zu  geschehen  hat,  wenn  ein  Herr,  der 
einen  Burgmann  zum  Amtmann  hat,  einem  anderen  Burgmann  etwas 
schuldig  ist.  Der  Amtmann  hat  in  solchen  Fällen  eine  Vermittlerrolle 
zu  spielen.  10.  Wenn  die  beiden  Baumeister^)  der  Ansicht  sind,  daß 
Bauten  auf  der  Burg  vorgenommen  werden  müssen,  so  sollen  die  Burg- 
mannen nach  deren  Geheiß  beisteuern. °)  11.  Wenn  „ein  Burgmann  von 

1)  Widersetzlichkeit  gegen  diese  Bestimmung  bewirkt  Ausschluß  von  der 
Burg. 

2)  Als  Frist  sind  6 Tage  gesetzt  mit  Rücksicht  auf  diejenigen  Burgmannen, 
die  auf  ihren  Gütern  außerhalb  der  Burg  lebten. 

3)  Widersetzlichkeit  bewirkt  Ausschluß. 

4)  Die  Baumeister  waren  nach  den  Burggrafen  die  höchsten  Beamten  der 
Burg.  Ihre  Zahl  betrug  zwei.  Sie  kommen  seit  1337  vor,  ihnen  unterstanden  be- 
sonders die  Bau-  und  Burghutsachen.  Ihr  Amt  war  bis  1548  ein  Ehrenamt.  Erst 
von  da  ab  erhielten  sie  Bezahlung.  Das  Amt  und  der  Name  ,, Baumeister“  findet 
sich  u.  a.  auch  bei  Wartemberg  und  Bönnigheim,  s.  Rothv.  Schrecken- 
stein II,  S.  339. 

5)  Wie  bei  Anmerkung  3. 
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11.  Von  den  Anfängen  bis  zum  Jahr  1422 


dem  andern  thete  einen  Burgfrieden“  so  soll  er  ihn  verantworten  nach 
dem  Gebot  des  Burggrafen. 12.  Wenn  der  Burggraf  stirbt,  zurücktritt 
oder  abgesetzt  wird,  so  sollen  die  Burggrafen  einen  andern  wählen,  „der 
uns,  dem  Reich  und  der  Burg  darzu  düncket  guth  sein“  und  dieser  dann 
der  kaiserlichen  Bestätigung  unterliegen.  13.  Kein  Burgmann  darf  in 
den  Städten  Frankfurt,  Friedberg,  Wetzlar,  Gelnhausen  „bekümmert 
werden,  oder  an  sein  Leib  oder  an  seinem  Guth  nicht  gegrieffen  werden“ 
außer,  wenn  er  beim  Burggericht  zu  Friedberg  angeklagt  ist.  14.  Das 
kaiserliche  Geleit,  das  vom  Mohrenberg  bis  nach  Hessenfurt  reicht,  soll 
der  Burggraf  von  Friedberg  auch  fernerhin  haben,  und  die  Burgmannen 
ihm  dazu  behilflich  sein.  15.  Stadt  und  Bürger  von  Friedberg  dürfen 
„keine  neueGesätze,  es  seyMäll,  Geld,  Weggeld,  oder  wie  es  sey“  ohne 
den  Rat  der  6 Ritter  „die  zu  Ihnen  uf  den  Rath  gehen“,  machen;  was 
aber  mit  Willen  und  Wissen  der  6 Ritter  bestimmt  wird,  das  soll  zur 
Hälfte  den  Burgmannen  zukommen  „zu  Ihrem  Bau  und  Nutze“  als 
Umgeld  vom  Reich.  16.  Alte  Freiheiten  „alte  und  neue,  als  hievor  ge- 
schrieben steht,  werden  den  Burgmannen  bestätigt  und  erneuert,  ebenso 
,, andere  Ihre  Freyheit,  die  sie  herbracht  haben.“  Diese  Ordnung  der 
Burg  Friedberg  wird  wohl  als  typisch  gelten  können,  deshalb  ist  sie 
hier  so  eingehend  behandelt  worden.  Im  Jahr  1378  errichtete  die  Burg 
eine  Ordnung  in  Kirchensachen,  die  vom  Papst  und  vom  Kurfürsten 
von  Mainz  bestätigt  wurde. 2) 

Die  Burg  Gelnhausen  war  zu  Mosers  Zeit  zerstört.^)  Aus  der 
Zeit  bis  1422  ist  ein  Privilegium  Karls  IV.  von  1366  vorhanden^);  ein 
Burgfriede  oder  sonst  ein  Dokument,  das  sich  auf  die  inneren  Verhältnisse 
bezöge,  dagegen  nicht. 

Die  Burg  Oppenheim  ist  schon  aus  dem  Jahre  1290  bekannt 
durch  ein  Privileg  Rudolfs  I.^) 

Von  den  Ganerbschaften  ist  folgendes  zu  sagen: 

1)  Widersetzlichkeit  bewirkt  Ausschluß. 

2)  Moser  S.  166.  Mader,  Sichere  Nachrichten  S.  192/93.  Im  selben  Jahre 
wurde  auch  ein  neues  Statut  für  die  Burgmannen  erlassen  durch  den  Burg- 
grafen Eberhard  Weiß  v.  Fauerbach,  es  handelte  sich  hauptsächlich  um  die  Be- 
fugnisse des  Ausschusses  von  sieben  Mitgliedern,  der  aus  den  Burggrafen,  zwei 
Baumeistern  und  vier  gewählten  Burgmannen  bestand,  s.  Mader,  Sichere 
Nachrichten  I,  S.  191.  — 1400  betrug  die  Zahl  der  Burgmannen  88,  s.  Roth 
V.  Schreckenstein  II,  S.  340. 

3)  Moser,  Reichsstände,  S.  1500. 

4)  s.die  Urkunde  bei  Lünig  p.s.  c.  III,  3,  S.  191.  5)  s.ebda.  S.  190/91. 


Gelnhausen  und  Oppenheim.  Ganerben  von  Buseck 
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Die  Ganerbschaft  des  Busecker  Tals  ist  schon  im  Jahr 
1337  urkundlich  bekannt),  in  dieser  Urkunde  werden  als  Ganerben 
erwähnt  Gottfried  und  Hermann  v.  Trohe.  1357  errichteten  die  Gan- 
erben eine  Ordnung  wegen  Verwaltung  ihrer  Einkünfte  und  Gefälle 
und  wegen  des  Gerichts  in  ihren  Dörfern.^)  Darin  werden  als  Ganerben 
genannt  Mitglieder  der  Familien  v.  Buseck  (Buchseck  geschrieben) 
und  V.  Trohe.  Vier  von  den  Ganerben,  2 v.  Trohe  und  2 v.  Buseck, 
werden  bestimmt  ,,umb  unser  aller  Nütze  und  des  vorgenanten  Ge- 
richtes bestes“  „alle  Dorffe  in  deme  Buchseckerthaie  igliches  nach  seiner 
Möge  und  Macht  an  Haberen,  an  Guide,  an  Gelde  und  an  welcherley 
Nütze  und  Gefälle“  jedem  Ganerben  eine  gleich  große  Abgabe  zu  ent- 
richten und  so  folgen  noch  eine  Reihe  von  Bestimmungen,  die  wichtig 
sind  für  das  Verhältnis  der  Ganerben  zu  ihren  Untertanen  ebensosehr, 
wie  für  das  Zusammenleben  und  die  Organisation  der  Ganerben.  Die 
überragende  Stellung  der  „Vier“  tritt  deutlich  zutage,  ihrem  Ermessen 
und  ihrem  schiedsrichterlichen  Gutachten  haben  sich  die  Ganerben  zu 
fügen.  Folgendes  für  die  Organisation  Wichtige  sei  hervorgehoben: 
Keiner  der  Ganerben  darf  seinen  Anteil  am  Gericht  in  den  Dörfern  ver- 
setzen oder  verkaufen  außer  an  einen  der  andern  Ganerben  ,,und  anders 
an  keine  fremde  Hand  keren  noch  wenden.“  Wenn  einer  der  Ganerben 
mit  Tod  abgeht  „ohne  Erben  des  Gerichts“,  so  fällt  der  Anteil  am  Ge- 
richt an  die  Gesamtheit  der  Ganerben  zurück.  Wenn  einer  der  Gan- 
erben mit  Tod  abgeht,  „der  rechte  Gerichtes-Erben  ließe“,  so  sollen 
dessen  Erben  erst  dann  zugelassen  werden  zum  Gericht,  wenn  sie  be- 
schworen haben,  alle  Artikel  und  Satzungen  zu  halten.  Wenn  einer 
der  Vier  stirbt,  so  sollen  die  drei  Überlebenden  oder  die  Mehrzahl  von 
ihnen  einen  Ganerben  aus  dem  Geschlecht  des  Verstorbenen  im  Monat 
nach  dessen  Tod  zu  seinem  Nachfolger  wählen.  Die  Vier  verpflichten 
sich,  keinerlei  besonderen  Nutzen  für  sich  aus  den  Dörfern  und  dem 
Gericht  herausschlagen  zu  wollen.  Wenn  die  Vier  von  seiten  einzelner 
Ganerben  oder  von  seiten  der  Dörfer  oder  wegen  des  Gerichts  Schwierig- 
keiten bekommen  und  zu  deren  Beilegung  die  Gesamtheit  oder  einen 
Teil  der  Burgmannen  aufbieten,  so  muß  diesem  Gebot  unweigerlich 
Folge  geleistet  werden,  wenn  nicht  ganz  dringend  von  den  Vier  und  den 
Ganerben  anerkannte  Abhaltungsgründe  vorliegen;  die  Auf  gebotenen 
dürfen  erst  dann  auseinandergehen,  wenn  die  Sache  ganz  erledigt  ist. 


1)  s.  die  Urkunde  bei  Lünig  a.  a.  0.  S.  163. 


2)  ebda.  S.  163 — 165. 
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II.  Von  den  Anfängen  bis  zum  Jahr  1422 


Die  Ganerbschaft  der  Burg  Cronberg  wird  urkundlich  bekannt 
im  Jahr  1344  gelegentlich  der  Errichtung  eines  Burgfriedens^). 
Dieser  Burgfriede  ist  nicht  wie  der  der  Burg  Friedberg  im  Jahr  1349 
ein  kaiserlicher  Erlaß,  sondern,  ebenso  wie  der  der  Ganerben  von  Buseck 
von  1357,  eine  Vereinbarung  der  Ganerben  selbst,  getroffen  von  Walter, 
Hartmut,  Frank,  Johann  und  Ulrich  von  Cronberg  „Ganerben  zu  Cron- 
berg.“ Die  vier  ersten  von  diesen  bezeichnen  sich  als  Ritter,  der  letzte 
als  Edelknecht.  Inhaltlich  weicht  dieser  Burgfriede  wesentlich  ab  von 
den  beiden  bisher  bekannten,  so  daß  sich  auch  hier  eine  eingehende  Be- 
trachtung lohnt. 2)  1 . Die  Verbindung  und  der  Burgfriede  ist  geschlossen 
unter  den  Ganerben  und  ihren  Leuten  es  seien  „Pfaffen,  Leyen,  Christen 
oder  Juden“,  ihren  Dienern  und  ihrem  Gesinde,  damit  keine  Zwistig- 
keiten entstehen.  2.  Der  Burgfriede  erstreckt  sich  so  weit  wie  das  Ge- 
richt von  Cronberg  „auf  halben  Weeg  gegen  Königstein,  biß  an  den 
Grundt-Bornen,  biß  auff  den  Gottschaldeiß  biß  zu  Fronrode,  biß  zu 
Schönberg,  und  das  herwiederumb  biß  an  den  Grundt-Bornen.  3.  Das 
Amt  der  Baumeister  wird  jährlich  am  Martinstag  erledigt,  wer  bei  der 
Rechnungsablegung  selbst  nicht  anwesend  sein  kann,  der  soll  einen 
Vertreter  senden.  Das  Baumeisteramt  zirkuliert  unter  den  Ganerben 
nach  dem  Alter,  wer  das  Amt  nicht  versehen  kann,  wenn  die  Reihe  an 
ihn  kommt,  der  soll  einen  der  anderen  Ganerben  um  Stellvertretung 
bitten.  Die  Befugnisse  der  Baumeister  erstrecken  sich  auf  „Brüche, 
Buße  und  Frevel“  zu  Cronberg  und  zu  Eschborn,  was  dabei  eingeht, 
soll  für  den  Bau  verwendet  werden.  4.  In  den  gemeinsamen  Wäldern 
dürfen  die  Ganerben  nur  mit  Erlaubnis  des  Baumeisters,  dieser  selbst 
nur  mit  Erlaubnis  der  Ganerben  Holz  hauen.  5.  Wenn  ein  armer  Mann 
zu  einem  der  Ganerben  kommt  und  sein  fahrendes  oder  liegendes  Gut 
aufgeben  will  gegen  Beschirmung,  so  soll  sich  dieser  nicht  seiner  an- 
nehmen, ,,dann  wir  sollen  jeglicher  dem  andern  lassen  zurechte  stehen, 
an  unsern  Gerichten  und  eme  lassen  geschehen,  was  der  Schöpft  theilt“ 
etc.  6.  Wenn  irgendwelche  Unruhen  entstehen  „von  unsern  Leuthen, 
Pfaffen,  Burgern,  Christen  oder  Juden  umb  welcherhandt  Sach  das 
seye“,  so  soll  der  Baumeister  die  streitenden  Parteien  versöhnen;  für 
den  Fall,  daß  es  diesem  nicht  gelingt,  ist  ein  besonderer  Mittelsmann 
aufgestellt,  der  gegebenenfalls  einen  oder  zwei  aus  den  Parteien  ,,ihre 
nechste  Freunde,  das  sühnliche  Leuthe  sindt“. zuziehen  kann.  7.  Wenn 


1)  s.  die  Urkunde  bei  L ü n i g a.  a.  O.  S.  185 — 187. 

2)  Ich  übergehe  nur  die  unwesentlichen  Bestimmungen. 


Die  Ganerbschaften  Cronberg  und  Layen 
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einem  der  Ganerben  mit  einem  der  „gemeinen  Leute“  „eine  Bresten 
were“,  so  soll  es  der  Baumeister  oder  Mittelsmann  ins  reine  bringen. 
8.  Der  Baumeister  soll  von  seiner  Gewalt  keinen  unerlaubten  oder  un- 
nötigen Gebrauch  machen,  bei  Vergehungen  darf  er  eine  Buße  erheben 
und  diese  im  Gnadenweg  herabsetzen.  9.  Klagen,  die  von  seiten  der 
gemeinen  Leute  vor  den  Baumeister  gebracht  werden,  sollen  binnen 
14  Tagen  zum  Austrag  kommen.  10.  Schadhafte  Stellen  an  der  Burg 
soll  der  Baumeister  mit  Rat  und  Wissen  aller  Ganerben  wiederherstellen. 
Zwistigkeiten,  die  daraus  entstehen,  werden  durch  den  Mittelsmann 
entschieden.  1 1 . Keiner  der  Ganerben  soll  bauliche  Veränderungen  vor- 
nehmen, die  für  die  andern  nachteilig  sind.  12.  Dem  Schiedsmann 
werden  zwei  weitere  Ganerben  beigeordnet,  wenn  einer  von  diesen 
stirbt,  so  sollen  die  Überlebenden  einen  „Obermann“  oder  einen  dritten 
Mann  binnen  vier  Wochen  wählen,  und  ,,wen  sie  uns  geben,  damit  soll 
uns  gnügen“.  13.  Es  ist  nicht  statthaft,  daß  einer  der  Ganerben  seinen 
Teil  an  der  Burg,  am  Tal  und  am  Dorf  Eschborn  verkaufe.  Nichtein- 
haltung der  Vertragsbestimmungen  zieht  eine  Strafe  von  ,, hundert 
Marek  Pfennige  gueter  Landeswehrung“  nach  sich,  diese  sollen  für  den 
Bau  verwertet  werden. 

Das  Schloß  Layen  war  eine  Ganerbschaft  verschiedener  rheinischer 
Familien. 1)  Aus  dem  Jahr  1384  ist  ein  Burgfriede  vorhanden^),  der 
zwischen  Bischof  Adolf  und  dem  Kapitel  von  Mainz  einerseits,  den 
Burgmannen  in  Schloß  und  Haus  Layen  andrerseits  errichtet  wurde. 
Unter  den  Ganerben  befinden  sich  die  Familien  v.  Stromberg,  v.  Layen, 
V.  Ingelheim.  Als  Lehensherr  des  Schlosses  wird  der  Graf  v.  Spanheim 
genannt.  Schloß  und  Haus  Layen  wird  durch  den  Burgfrieden  dem 
Bischof  und  Kapitel  von  Mainz  geöffnet.  1394  wurde  ebenfalls  ein 
Burgfriede  erlassen,  der  unter  anderem  verordnet:  Wer  von  den  Gemei- 
nem seine  Beiträge  nicht  bezahle,  ,,uff  den  mogent  und  sullent  yss 
unsere  Buwemeistere  zu  Schaden  nemen  under  den  Judden  oder  Lom- 
parten  oder  under  Christen,  wo  und  wie  sie  ys  haben  mogent“,  der 
Schuldner  soll  dann  in  Jahresfrist  die  Zinsen  mit  dem  Hauptgeld  ent- 
richten.^) 

Von  der  Ganerbschaft  des  Schlosses  Reiffenberg  ist  ebenfalls  aus 
dem  Jahre  1384  eine  Urkunde  vorhanden,  die  sich  auf  einen  in  diesem 

1)  Moser,  Beiträge,  S.  167. 

2)  Die  Urkunde:  Lünig  p.  s.  c.  III,  3 S.  83,84. 

3)  Stendell  a.  a.  O.  S.  18. 
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II.  Von  den  Anfängen  bis  zum  Jahr  1422 


Jahre  errichteten  Burgfrieden  bezieht. i)  Die  Ganerbenschaft  dieses  ^ 
Schlosses  war  sehr  zahlreich. 

Schloß  Wartemberg  hatte  verschiedene  rheinische  Familien  zu  i 
Ganerben.3)  Im  Jahre  1382  wurde  zwischen  diesen  Ganerben  einerseits  ^! 
und  dem  Bischof  Adolf  sowie  dem  Domkapitel  von  Mainz  andrerseits^ 
ein  Burgfriede  geschlossen^).  Die  Ganerben,  die  in  dieser  Urkunde  er-l 
wähnt  sind,  gehörten  zu  den  Familien  v.  Wildenstein,  v.  Odenheim,  I 
V.  Wartemberg,  v.  Stein,  v.  Ingelheim,  v.  Scharfenstein,  v.  Flan- )| 
born  und  Kemmerer.  Wartemberg  wird  wie  Layen  ein  offenes  Haus, 
für  Mainz.  Das  Mainzer  Stift  verpflichtet  sich  dafür,  in  allen  Notfällen 
für  die  Ganerben  einzutreten. 

Aus  einem  Burgfrieden  der  Ganerbenburg  Falkenberg  in  Hessen 
vom  Jahre  1320  verdient  die  Bestimmung  angeführt  zu  werden,  daß, 
wenn  einer  an  der  Mauer  oder  im  Graben  einen  Bau  aufführe,  und  die 
andern  sprechen,  der  sei  schädlich,  dieser  sofort  abgebrochen  werden 
müsse,  eine  Bestimmung  zur  Verhütung  gemeinschädlicher  Bestrebun- 
gen, diktiert  von  dem  Mißtrauen,  das  wir  bei  diesen  Ganerbschaften 
immer  wieder  durchbrechen  sehen. 

Demselben  Motiv  entsprang  auch  eine  Bestimmung,  wie  die  des 
Burgfriedens  von  Buchenau,  1406,  wonach  die  Schloßbesitzer  ab- 
wechselnd ein  Vierteljahr  das  Schließungsrecht  ausübten. 

Die  Ganerbschaft  von  Hatzfeld  legte  in  ihrem  Burgfrieden  von 
1331  den  Kaufpreis  des  Schlosses  fest;  ein  Viertel  der  Burg  wurde  darin 
auf  29  M.  Pfennige  veranschlagt,  eine  Summe,  die  uns  als  nicht  gerade 
überwältigend  erscheint. 


1)  Moser  a.  a.  O. 

2)  Nach  Roth  v.  Schreckenstein  I,  S.  515  bestand  sie  im  Jahr  1384 

aus  33  Rittern  und  Edelknechten  aus  den  Familien  Weiß  v.  Feuerbach,  v.  Hatz- 
feld, Cämmerer,  v.  Lanecke,  v.  Hintzhorn,  v.  Cleeberg,  v.  Cronberg,  v.  Stock- 
heim, V.  Reiffenberg,  v.  Scharpfenstein,  v.  Hastirsheim,  Rodel,  v.  Lewenstein, 
V.  Hoenberg,  v.  Langenau,  v.  Ottenstein,  Galler  und  Sure  v.  Katzenelenbogen. 
1400  waren  es  28  Personen  aus  den  Familien  v. Reiffenberg,  v.  Cronberg,  v. Stock- 
heim, V.  Waldeck,  Weiß  v.  Feuerbach,  v.  Cobern,  v.  Ottenstein,  v.  Cleen,  Sure 
V.  Katzenelenbogen,  Cämmerer  v.  Dalberg,  Grässeboche,  v.  Frondorf,  Specht 
V.  Bubenheim,  v.  Elkershausen,  Brendel  v.  Homburg,  v.  Buches,  v.  Prunheim 
und  V.  Nassau.  Es  war  also  schon  ein  ziemlicher  Wechsel  eingetreten.  Später 
treten  unter  den  Ganerben  noch  auf  die  Familien  v.  Walbrunn,  v.  Bellersheim, 
V.  Haustein,  v.  Bache,  v.  Breitenstein.  3)  Moser  S.  167 f. 

4)  s.  die  Urkunde  bei  Lünig  S.  III,  3 S.  8L82. 
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2.  Das  Verhältnis  zu  Kaiser  und  Reich. 

Die  Entwicklung  der  reichsritterschaftlichen  Organisation  stand,  wie 
iatürlich,  in  ständiger  Wechselwirkung  mit  der  Entwicklung  derstaats- 
iechtlichen  Stellung  der  Reichsritter.  Drei  mächtige  Faktoren  wirkten 
lonaußenheraufdie  Reichsritterschafte  in:derKaiser,dasReichund 
I n den  einzelnen  Territorien  die  dort  herrschenden  Reichsstände.  Die 
keichsstände  waren  verschieden  an  Macht  und  Ansprüchen;  davon  hing 
s ab,  wie  sie  sich  zu  den  Bestrebungen  des  niederen  Adels  stellten, 
lleichmäßig  auf  die  verschiedenen  Territorien  wirkten  die  kaiser- 
ichen  bzw.  königlichen  Erlasse  und  die  Beschlüsse  des 
Reichstags  ein.  Von  diesen  gesetzgeberischen  Maßnahmen  war  die 
Entwicklung  der  Reichsritterschaft  also  in  erster  Linie  abhängig.  Kai- 
ser und  Reich  sind  aber  für  diese  nicht  gleichmäßig  günstige  Potenzen 
rewesen.  Der  Kaiser  war  für  die  Reichsritterschaft  der  einzige  Helfer 
m der  Not,  die  Versammlung  der  Reichstände  aber  mußte  immer  mit 
scheelen  Augen  auf  das  Emporstreben  der  Ritter  herabblicken,  zumal 
da  man  nicht  wissen  konrfte,  ob  diesen  nicht  früher  oder  später  auch 
noch  die  Reichstandschaft  zufallen  würde. 

Bei  den  vielen  zentrifugalen  Kräften  und  Bestrebungen,  die  dem 


Träger  der  Reichsgewalt  entgegenarbeiteten,  lag  es  in  dessen  Interesse, 
zentripetale  Kräfte  großzuziehen  und  zu  stärken,  und  so  war  es  für  ihn 
das  Natürliche,  der  Reichsritterschaft  von  Zeit  zu  Zeit  den  Rücken  zu 
stärken.  Allzu  leicht  machte  die  Reichsritterschaft  dem  Reichsober- 
haupt diese  Rückenstärkung  allerdings  nicht;  die  unbändige  Fehdelust, 
der  Trieb,  sich  über  die  für  andere  geltenden  Schranken  keck  hinweg- 
zusetzen und  den  Reichsgesetzen  Hohn  zu  sprechen,  steckte  unauslösch- 
lich in  ihr.  Die  zahlreichen  Landfriedenserlasse  galten  mit  in  erster 
Linie  der  Ritterschaft.  Die  deutsche  Reichsritterschaft  ist 
fürwahr  ein  Schmerzenskind  der  Nation  gewesen!  Gewiß 
war  sie  immer  bereit,  ihr  Leben  in  die  Schanze  zu  schlagen  im  Dienst  von 
Kaiser  und  Reich,  lange  Zeit  war  sie  der  Grundstock  für  die  kaiserlichen 
Heere,  aber  andererseits  trug  sie  einen  großen  Teil  der  Schuld  an  der 
inneren  Zerrüttung  des  Reiches,  an  der  allgemeinen  Unordnung  und 
Friedlosigkeit,  an  dem  Versagen  der  Rechtsinstitutionen  und  am 
Schwinden  des  Vertrauens  auf  diese. 

Es  kann  sich  hier  natürlich  nicht  darum  handeln,  die  Beziehungen 
der  Reichsritterschaft  zu  Kaiser  und  Reich  erschöpfend  behandeln  zu 
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wollen,  es  soll  nur  ein  Überblick  gegeben  werden  über  die  wichtigsten 
Ereignisse  und  Tatsachen,  durch  die  jene  in  ein  klares  Licht  gerückt 
werden. 

a)  Die  Reichsburgen  und  Ganerbschaften. 

Im  engsten  Verhältnis  zum  Kaiser  standen  die  Reichsburgen  und 
Ganerbschaften.  Es  liegt  über  sie  auch  für  die  ältere  Zeit  schon  sehr 
reiches  urkundliches  Material  vor.  Durch  die  besonders  nahen  Be- 
ziehungen zum  Inhaber  der  Reichsgewalt  sind  diese  Korporationen  vor 
den  Schwankungen  und  Bedrohungen  bewahrt  geblieben,  denen  die 
einzeln  hausenden  Reichsritter  ausgesetzt  w^aren.  Es  läßt  sich  deshalb 
.nicht  alles  von  den  Reichsburgen  auf  die  Reichsritterschaft  im  allge- 
meinen übertragen,  vielfach  allerdings  liegen  die  Dinge  gleich. 

Eine  besonders  reiche  Ausbeute  bietet  auch  hier  wieder  die  Burg 
Friedberg.  Friedrich  II.  bezeichnet  in  einem  Erlaß  ihre  Insassen  als 
ministeriales  Imperii^).  Im  Jahr  1219  übertrug  er  der  Burg  den 
Schutz  des  Klosters  Arnsburg.  Wilhelm  von  Holland  befreite  sie  1252 
von  der  Heersteuer  und  stellte  ihr  die  Heeresfolge  frei.  Aus  dem  Jahre 
1275  stammt  ein  Privileg  Rudolfs  I.  betreffend  die  Juden  auf  der 
Burg  Friedberg  und  deren  Schutzgeld. — Die  Juden  hatten  sich  ja  als 
königliche  „Kammerknechte“  des  besonderen  königlichen  Schutzes  zu 
erfreuen,  dafür  aber  hatten  sie  an  die  königliche  Kammer  eine  Steuer  zu 
entrichten.  — Das  Schutzgeld,  das  die  auf  der  Burg  wohnenden  Juden 
bezahlen  mußten,  wird  in  Höhe  von  130  Mark  an  Denaren  pro  Jahr 
dem  Burggrafen  und  den  Burgmannen  zugesprochen.  Von  allen  wei- 
teren Auflagen  sollen  die  Juden  frei  sein.  Wenn  einer  der  Juden  mit 
Tod  oder  sonst  abgeht,  so  soll  an  seiner  Stelle  ein  anderer  oder  meh- 
rere andere  in  die  Burg  aufgenommen  werden,  je  nachdem  einer  allein 
den  Jahresbeitrag  bezahlen  kann  oder  erst  mehrere  gemeinsam  diesen 
aufzubringen  vermögen.  Die  königliche  Oberschutzherrschaft  besteht  in 
sofern  noch  weiter,  als  die  Juden  mit  irgendwelchen  Fehden,  in  die  die 
Burg  verwickelt  wird,  nichts  zu  tun  haben  sollen.  Auch  über  die  vorhan- 
dene Zahl  hinaus  dürfen  noch  Juden  aufgenommen  werden,  wenn  sie  die 
gleiche  Summe  bezahlen  wie  die  andern.  Damit  war  den  Burgmannen 


1)  Moser  a.  a.  O.  S.  104.  2)  ebda.  , W 

3)  s.  d.  Urkunde  v.  11.  Dez.  bei  Lünig  , Reichsarchiv  p.s.  c.  III,  3,  S.  102. 
vgl.  Moser  a.  a.  O.  S.  111.  — Am  3.  Dezember  hatte  Rudolf  dem  Burggrafen 
das  Recht  der  Aufnahme  von  Juden  erteilt,  und  zugleich  die  Vollmacht,  diesen 
Freiheiten  zu  gewähren,  s.  Böhmer  VI,  5,  128,  Nr.  456. 
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eine  namhafte  Geldquelle  erschlossen.  1285  (15.  Juli)  schenkte  Ru- 
idolf  I.  den  Friedbergern  die  Hälfte  des  Umgelds  der  Stadt  Friedberg  zur 
Wiederherstellung  ihrer  Burg^).  Im  selben  Jahre  bewirkte  er  einen  Ver- 
gleich zwischen  Burg  und  Stadt  Friedberg.  Beide  sollen  Frieden  halten. 
jWenn  die  Burgmannen  nicht  Frieden  halten,  so  verlieren  sie  ohne  wei- 
teres alle  ihre  Freiheiten,  Ehren  und  Rechte,  außerdem  verfallen  sie 
dem  Bann  des  Papstes  und  der  Acht  des  Reiches,  Im  umgekehrten  Fall 
hat  die  Stadt  Friedberg  dasselbe  zu  erwarten.  1287  erhalten  die  Burg- 
mannen das  Privileg,  daß  für  sie  außer  dem  kaiserlichen  Gericht  nur  das 
ihres  Burggrafen  zuständig  sein  solle. 1 292  erneuerte  Adolf  von  Nassau 
die  Schenkung  Rudolfs  I.  betr.  die  Hälfte  des  Umgelds  der  Stadt  Fried- 
berg3),  ij^  selben  Jahre  wurde  bestimmt,  daß  kein  Burgmann  in  der 
Nähe  von  Friedberg  eine  andere  Burg  errichten  dürfe.')  1299  erneuerte 
Albrecht  I.  sämtliche  Privilegien-^),  1301  alle  mit  der  freien  Grafschaft 
Kaichen  verbundenen  Freiheiten,  die  sie,  wie  aus  dieser  Urkunde  zu  er- 
sehen, „ab  antiquo“  besessen  haben®),  1306  vermittelte  er  einen  Ver- 
gleich mit  der  Stadt  Friedberg,  der  gegenüber  dem  von  Rudolf  I.  er- 
richteten wesentliche  Vermehrungen  aufweist "),  1309  erfolgte  noch 
einmal  eine  Erneuerung  der  sämtlichen  Privilegien^).  1310  erneuerte 
Heinrich  VII.  die  auf  Kaichen  bezüglichen  Privilegien.®)  Ludwig  der 
Bayer  bestätigte  1315  die  sämtlichen  Privilegien^o),  1332  bewirkte  er 
einen  neuen  Vergleich  zwischen  Burg  und  Stadt  Friedbergi^),  1333  er- 
neuerte er  die  Privilegien  von  Kaichen^^)^  29.  Mai  1336  gestattete  er 
den  Burgmannen,  innerhalb  des  königlichen  Wildbanns,  der  bei  der 
Spitalbrücke  zu  Friedberg  begann,  mit  Einwilligung  des  Burggrafen 
und  der  Baumeister  zu  jagen^^),  1337  bestätigte  er  den  Burgfrieden^^), 
Karl  IV.  erließ  1349  einen  Burgfrieden^^),  der  oben  besprochen 


1)  s.  die  Urkunde  bei  Lünig  a.  a.  O.;  vgl.  Moser  a.  a.  O. 

2)  s.  die  Urkunde  bei  Lünig  a.  a.  O.  S.  103;  vgl.  Moser  a.  a.  O.  S.  112. 

3)  s.  die  Urkunde  bei  Lünig  a.  a.  O.  S.  103. 

4)  Böhmer,  Reg.  Imp.  a.  a.  0.  S.  438,  Nr.  5282. 

5)  s.  die  Urkunde  bei  Lünig  a.  a.  O.  S.  104.  6)  s.  die  Urkunde  ebda. 

7)  s.  die  Urkunde  ebda.  S.  104  05. 

8)  s.  die  Urkunde  ebda.  S.  105/06.  9)  s.  die  Urkunde  ebda.  S.  106.  10)  s.  die 

Urkunde  ebda. 

11)  s.  die  Urkunde  ebda.  S.  106/07.  12)  s.  die  Urkunde  ebda.  S.  107  08. 

13)  Rothv.  Schreckenstein  II,  S.  336. 

14)  Moser  a.  a.  0.  S.  112. 

15)  s.  die  Urkunde  bei  Lünig  a.  a.  O.  S.  108 — 110;  vg).  Moser  a.  a.  0. 
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worden  ist^),  im  selben  Jahr  gebot  er  der  Stadt  Friedberg,  einen 
zum  Schaden  der  Burg  errichteten  Bau  wieder  einzureißen.  Die 
Burg  sollte  befugt  sein,  derartige  Bauten  in  Zukunft  ohne  weiteres 
zu  zerstören^),  am  4.  Mai  1353  befahl  er  den  Burgmannen,  daß  sie 
„die  Bürger  und  Stadt  Friedberg“  im  Besitz  des  Mahlgeldes  unbeein- 
trächtigt lassen  sollten.^)  Am  1.  November  1361  wurden  den  Burg- 
mannen alle  ihre  Güter,  Freiheiten,  Rechte  und  Gerechtigkeiten  bestä- 
tigt, und  einige  neue  hinzugetan.“*)  1366  (6.  Jan.)  verbot  Karl  IV.  den 
Burgmannen,  Häuser  und  Güter  in  der  Stadt  zu  kaufen,  da  auch  die 
Bürger  keine  Güter  in  der  Burg  kaufen  dürfen.'’)  Im  selben  Jahr  befan- 
den sich  Burg  und  Stadt  eine  Zeitlang  in  der  Acht  des  Reiches,  am 
16.  September  befreite  sie  Karl  von  dieser®).  1370  (4.  Oktober)  wurde 
der  Burg  erlaubt,  einen  neuen  See  anzulegen,  doch  unter  der  Bedin- 
gung, daß  für  die  Güter,  die  dieser  Anlage  zum  Opfer  fallen  würden,  den 
Besitzern  durch  Tausch  oder  Kauf  Entschädigung  gewährt  würde."^) 
1373  erging  der  Befehl,  daß  diejenigen  Burgmannen,  die  der  Gesellschaft 
derSterner  anhängen,  und  die  Markgrafen  zu  Meißen  und  Landgrafen 
zu  Hessen  in  ihren  Landen  beschädigen  ,,sich  dieser  Gesellschaft  ent- 
äußern,  sie  abtun  und  der  Markgrafen  und  Landgrafen  Lande  nicht  be- 
schädigen sollten“.^)  1376,  am  15.  Juni,  erfolgte  eine  Bestätigung  aller 
Privilegien,  vor  allem  auch  der  auf  Kaichen  bezüglichen.®)  Diesmal 
werden  alle  Rechte  und  Freiheiten  ausführlich  aufgezählt,  so  daß  wir  ein 
Bild  davon  gewinnen,  welchen  Umfang  die  Rechte  der  Burgmannen 
einnahmen.  Bestätigt  werden  das  Umgeld  und  der  Zoll  in  Burg  und 
Stadt  Friedberg,  ersteres  zur  Hälfte,  letzterer  zum  vierten  Teil,  alle 
Rechte  in  der  „Mörler  Mark“  und  die  Wälder,  die  dazu  gehören,  der  See 
bei  der  Stadt  Friedberg,  die  Wiesen  zwischen  Dorheim  und  Ossenheim, 
die  Gärtner  und  Gärten,  die  zu  der  Burg  gehören,  die  armen  Leute  des 
Reiches,  „die  dem  Burggrafen  zu  Friedberg  von  des  Reichs  wegen  zu 
Dienst  undNutz“  gesessen  sind,  derWildbann  ,,auff  derHöhe,  von  derUsse 
an  biß  an  den  Erckenbach“,  das  ,,Glaid“  ,,von  dem  xMorenberg  an  biß 

1)  s.  oben  S.  54  6.  2)  Mader,  Sichere  Nachrichten  usw.  I,  S.  148f. 

3)  Böhmer,  Reg.  Imp.  VIII,  S.  123,  Nr.  1555. 

4)  Madera,  a.  O.  I,  S.  171/72.  Böhmer,  Reg.  Imp.  VIII,  S.  305,  Nr.  3766. 

5)  Böhmer,  Reg.  VIII,  S.  347,  Nr.  4257. 

6)  ebda.  S.  358,  Nr.  4373.  7)  M a d e r a.  a.  O.  I,  S.  174/75. 

8)  Böhmer,  Reg.  Imp.  VIII,  S.  438,  Nr.  5282. 

9)  s. die  Urkunde  bei  Lünig  a.a.O.  S.  110 — 111.  vgl.  Böhmer,  Reg. Imp. 
VIII,  S.  468,  Nr.  5610.  M a d e r a.  a.  O.  S.  184. 
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an  den  Hessenfurth“,  Bürger  und  Stadt  Friedberg  sollen  den  Burggrafen 
darin  unterstützen.  Alles,  was  in  und  aus  der  Burg  geführt  wird,  ist  frei. 
Die  Burgmannen  sollen  vor  keinem  Richter  „zu  Recht  stehen“  außer 
sie  seien  von  dem  Burggrafen  „auserfordert“,  ebenso  ist  es  bei  Klagen 
gegen  die  Burgmannen,  ihre  Güter,  gegen  alle  „die  in  ihrem  Begrieff 
und  Zugehörungen“  sitzen,  wie  gegen  ihre  Diener  und  Knechte.  Die  zu 
der  Burg  gehörigen  armen  Leute  des  Kaisers  und  des  Reichs  und  ihr  Gut 
sollen  frei  sein  von  allem  Zoll,  Umgeld  und  sonstigen  Abgaben.  Ebenso 
wie  die  Rechte  auf  Burg  und  Grafschaft  Friedberg  werden  die  auf  die 
Grafschaft  und  das  freie  Gericht  von  Kaichen  bezüglichen  Rechte  be- 
stätigt mit  der  Verpflichtung,  letztere  gegen  jedermann  zu  schützen.  Am 
8.  Juli  1376  beurkundete  der  Kaiser,  daß  Burggraf,  Baumeister  und 
Burgmannen  zu  Friedberg  auf  sein  Geheiß  in  Gegenwart  der  sieben 
‘ Kurfürsten  seinem  Sohne  Wenzel  als  römischem  König  gehuldigt  hät- 
ten^),  1378  ermahnte  er  den  Burggrafen  von  Friedberg,  sich  nicht  mit 
I dem  Sternerbund  gegen  Meißen  und  Hessen  zu  verbünden^).  Am 
29.  Oktober  1400  bestätigte  Ruprecht  der  Burg  alle  Privilegien^), 
1410  regelte  er  das  Verhältnis  zwischen  Burg  und  Stadt  Friedberg  aufs 
neue.^)  Dieser  Austrag  ist  sehr  ausführlich  und  zeigt  aufs  beste  das 
Verhältnis  zwischen  einer  Reichsburg  und  einer  Stadt,  kann  aber  hier, 
wo  es  sich  um  die  Beziehungen  zu  Kaiser  und  Reich  handelt,  nicht  näher 
erörtert  werden.  1414  (8.  Dezember)  nahm  Kaiser  Sigismund  die 
Huldigung  der  Burg  Friedberg  entgegen,  wobei  die  Burgmannen  den 
Treueid  leisteten  und  auf  diesen  Eid  hin  ihre  Lehen  empfingen,  mit  der 
Bedingung,  „daß  jeglicher  sein  Mannlehen  des  Kaysers  Schreiber  be- 
schrieben in  die  Canzley  geben  solle.“®) 

Ähnliche  Verhältnisse  finden  wir  natürlich  auch  bei  den  andern 
Reichsburgen.  Wir  begnügen  uns  mit  der  Anführung  einiger  Beispiele. 

Die  Reichsburg  Oppenheim  wird  uns  bekannt  aus  einer  Urkunde 
vom  11.  März  1287®);  diese  schlichtet  einen  Streit  zwischen  den  Burg- 
mannen und  den  Bürgern  der  Stadt  Oppenheim.  Die  Bürger  müssen 
das  Versprechen  abgeben,  nie  auf  die  Zerstörung  der  Reichsburg  hin- 


1)  Böhmer,  Reg.  Imp.  VIII,  S.  471,  Nr.  5641. 

2)  ebda.  1.  Nachtrag  (Innsbruck  1889),  S.  775,  Nr.  7482. 

3)  DR.  IV,  S.  184. 

4)  s.  die  Urkunde  bei  L ü n i g a.  a.  O.  S.  1 14 — 1 18. 

5)  Moser  a.  a.  O.  S.  172. 

6)  Böhmer,  Reg.  VI,  1,  S.  448/49,  Nr.  2062. 

Eberbach:  Die  deutsche  Reichsrillerschaft 
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wirken  zu  wollen.  Wir  lernen  zugleich  eigenartige  Beziehungen  zwischen 
Burg  und  Stadt  kennen:  16  Bürger  und  16  Ritter  bilden  zusammen  den 
Stadtrat,  7 Bürger  und  7 Ritter  den  Schöffenstuhl.  Am  23.  März  1287 
erhalten  die  Burgmannen  auf  Bitte  des  Burggrafen  Eberhard  von 
Katzenellenbogen  das  Privilegium,  daß  sie,  wenn  sie  auf  sein  oder  seiner 
Amtleute  Gebot  mit  den  Bürgern  bewaffnet  ausziehen,  durch  ihn  oder 
seinen  Amtsnachfolger  verköstigt  w’erden  sollen. Eine  weitere  Ur-  ' 
künde  aus  dem  Jahre  1290  beschäftigt  sich  mit  der  Erbfolge  in  den  j 
Burglehen^).  Rudolf  I.  verfügt,  daß  nach  dem  Tode  des  Mannes  das  j 
Burglehen  in  den  Besitz  der  Witwe  übergeht,  nach  ihrem  Tode  fällt  es  | 
• an  den  ältesten  Sohn  oder  an  die  älteste  Tochter,  bei  Wiederverhei-  j 
ratung  der  Witwe  geht  es  direkt  an  das  betreffende  Kind  über.  Am  I 
23.  April  1330  bestätigte  Ludwig  der  Bayer  wie  dem  Bürgermeister,  | 
dem  Schultheiß  den  Ratmannen  und  Bürgern,  so  auch  den  Burgmannen 
von  Oppenheim  alle  Privilegien,  die  sie  bis  dahin  besessen  hatten.-^) 

Für  die  Reichsburg  Gelnhausen  erließ  1366  Karl  IV.  ein  Privileg, 
des  Inhalts,  daß  sie  niemand  an  ihren  Handfesten,  Briefen,  Rechten, 
Gnaden,  Freiheiten  und  guten  Gewohnheiten  kränken  dürfe,  diese  wer- 
den ihr  vielmehr  bestätigt. Ferner  soll  niemand  Gebäude  aufrichten 
dürfen,  die  den  Burgmannen  oder  der  Burg  Schaden  bringen  könnten. 
Klagen  gegen  die  Burgmannen  müssen  immer  zunächst  beim  Burggra- 
fen vorgebracht  werden.  Wie  Friedberg,  so  nahm  Ruprecht  am  29.  Ok- 
tober 1410  auch  Gelnhausen  unter  seinen  und  des  Reiches  besonderen 
Schutz  und  machte  den  Burgmannen  gewisse  Versprechungen. •>) 

Auch  in  Landau  scheint  eine  Reichsburg  bestanden  zu  haben,  we- 
nigstens deutet  darauf  hin  eine  Urkunde  Friedrichs  des  Schönen  vom 
28.  März  1315,  in  der  er  den  Burgmannen,  dem  Rat  und  den  Bürgern 
von  Landau  ihre  Freiheiten,  Rechte  und  Gew^ohnheiten  bestätigt.®) 

Zur  Stadt  Breisach  gehörte  ebenfalls  eine  Reichsburg.  Ebenfalls 
am  28.  März  1315  verordnete  Friedrich,  daß  die  Reichsburg  Breisach 

1)  Böhmer  ebda.  S.  450,  Nr.  2067. 

2)  s.  die  Urkunde  bei  L ü n i g a.  a.  O.  8.  1 14 — 1 18. 

3)  Böhmer,  Reg.  3.  Ergänzgsh.  zu  den  Regesten  von  1314 — 1317  S.  360, 
Nr.  3278. 

4)  s.  die  Urkunde  bei  Lünig  a.  a.  O.  S.  191.  Böhmer,  Reg.  VIII,  S.  360, 
Nr.  4405;  vgl.  Moser  S.  167. 

5)  DR.  IV,  S.  173—175. 

6)  B ö h m e r.  Reg.  3.  Ergänzgsh.  zu  den  Regesten  von  1314 — 1347,  S.  382, 
Nr.  299. 


Weitere  Reichsburg-en.  Ganerbschaften,  b)  Die  übrigen  Reichsritter  57 


i,,auf  Absterben  eines  jeden  römischen  Königs  und  Kaisers  dem  Rate  da- 
selbst zur  Bewahrung  eingehändigt  werden  sollte. “i) 

Auch  für  die  Ganerbschaften  mögen  einige  Beispiele  genügen: 
1337  belehnte  Ludwig  der  Bayer  Gottfried  und  Hermann  von  Trohe, 
sowie  deren  Gauerben  mit  dem  Gericht  von  Buseck^).  Im  Jahre  1418 
sprach  ein  kaiserliches  Gericht  zu  Baden  dem  Landgrafen  Ludwig  von 
Hessen  seine  Ansprüche  auf  das  Busecker  Tal  ab  und  erklärte,  daß  die 
Herren  von  Buseck  und  von  Trohe  sich  mit  ihren  Lehen  nur  an  Kaiser 
und  Reich  zu  halten  hätten,  ohne  irgendwelche  Verpflichtungen  gegen- 
über Hessen.  Gleichzeitig  erfolgte  der  Ausschluß  des  Senant  von  Buseck 
aus  der  Ganerbschaft,  weil  er  den  Landgrafen  von  Hessen  für  seinen  Teil 
am  Busecker  Tal  als  Lehensherrn  anerkannt  hatte.^) 

DieGanerben  von  Reiff  enberg  öffneten  im  Jahre  1349 Karl  IV.  ihr 
Schloß  gegen  Zahlung  einer  Geldsumme^).  Man  wird  daraus  mit  Moser 
schließen  dürfen,  daß  den  Kaisern  das  Öffnungsrecht  in  den  reichs- 
unmittelbaren Schlössern  nicht  ohne  weiteres  zustand,  sondern  daß  sie 
sich  dieses  erst  von  Fall  zu  Fall  auf  dem  Vertragswege  gegen  gewisse 
Bedingungen  erwerben  mußten.  ^ * 

b)  Die  Reichsritfer  ausserhalb  der  Reichsburgen 
und  Ganerbschaften. 

Die  Beziehungen  der  übrigen  Reichsritter  zu  Kaiser  und  Reich  waren 
weniger  eng  als  die  der  in  den  Reichsburgen  und  Ganerbschaften  sitzen- 
den. Doch  lassen  sich  manche  Ähnlichkeiten  feststellen.  Die  Reichs- 
burgen und  Ganerbschaften  waren  natürlich  infolge  ihrer  engeren  Be- 
ziehungen immer  mehr  des  kaiserlichen  Schutzes  gewiß  als  die  einzel- 
nen Reichsritter.  Sie  bildeten  kompakte  Massen,  wertvolle  Stützpunkte 
für  kriegerische  Operationen,  sie  boten  Raum  genug  für  Mannschaft 
und  für  Waffen.  Ein  dauerndes  Verhältnis  konnte  sich  bei  ihnen  früher 
und  fester  herausstellen  als  bei  den  andern.  Die  Rechte  waren  im  we- 
sentlichen dieselben:  Freiheit  von  Heersteuer  und  Kriegsdienst,  pri- 
vilegierte Gerichtsbarkeit,  Wildbann  etc.  Wie  bei  den  Reichsburgen 
und  Ganerbschaften  wurden  auch  hier  die  Rechte  nicht  auf  einmal  ver- 
liehen, sondern  nacheinander  und  von  Fall  zu  Fall  an  die  einzelnen 

1)  Böhmer,  Reg.  a.  a.  O.  S.  382,  Nr.  300. 

2)  s.  die  Urkunde  bei  Lünig  a.  a.  O.  S.  163. 

3)  s.  die  Urkunde  ebda.  S.  165 — 170. 

4)  s.  die  Urkunde  ebda.  S.  170/71. 
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Ritter.  Bei  diesen  war  dies  ja  selbstverständlich,  ihre  staatsrechtlichen  ’ 
Verhältnisse  klärten  sich  nur  ganz  allmählich,  landesherrliche  An- 
sprüche auf  sie  wurden  vielfach  erhoben,  ebenso  oft  bestritten,  hier 
endigte  der  Streit  mit  deren  Durchsetzung,  dort  wurden  sie  für  die 
Dauer  zurückgewiesen.  So  war  der  Träger  der  Reichsgewalt  den  Rittern 
gegenüber  oft  in  einer  sehr  mißlichen  Lage,  er  bedurfte  ihrer  und  mußte  ■ 
ihnen  deshalb  seine  Unterstützung  leihen,  und  andrerseits  mußte  er 
sich  hüten,  die  einzelnen  Territorialgewalten  in  ihren  wirklichen  oder  . 
angemaßten  Rechten  allzusehr  zu  kränken. 

Die  Unmittelbarkeit  der  Ritter  hat  sich,  wie  wir  wissen,  am  Rhein  ; 
zuerst  ausgebildet,  so  haben  wir  auch  aus  diesen  Gegenden  schon  früher  ■ 
als  anderswo  Urkunden,  die  sich  mit  ritterlichen  Rechten  befassen.  Auf 
dem  Reichstag,  den  Friedrich  II.  1219  zu  Frankfurt  abhielt,  wurde  ein 
Streit  ausgetragen,  der  zwischen  dem  Abt  von  Aulisberg  und  dem  Ritter  ■ 
Konrad  von  Mögen  wegen  des  Schlosses  Riedern  bei  Frankfurt  spielte.^) 
Daß  der  Streit  vor  dem  Reichstag  entschieden  wurde,  ist  ein  Beweis  da- 
für, daß  der  Ritter  Konrad  von  Mögen  reichsunmittelbar  war,  denn  ; 
wenn  nicht  beide  Parteien  und  das  strittige  Gut  unmittelbar  gewesen  . 
wären,  so  hätte  sich  wohl  nicht  ein  Reichstag  mit  der  Sache  befaßt.  Die- 
ser Vorfall  ist  hier  angeführt  als  ein  Beispiel,  wie  weit  zurück  auch  in 
dieser  Beziehung  die  Entwicklung  geht,  für  die  weitaus  überwiegende 
Mehrheit  der  Reichsritter  beginnt  sie  erst  mit  dem  Interregnum. 

a)  Die  Einwirkung  von  Kaiser  und  Reich  auf  die  reichsritterschaftliche 

Organisation. 

Daß  Ritterbünde,  deren  Zweck  lediglich  die  gegenseitige  Unter- 
stützung in  Fehden  und  Raubzügen  war,  durch  die  Ordnung  und  Sicher- 
heit gefährdet  wurden,  keinen  Anspruch  auf  Gnade  und  Begünstigung 
von  oben  hatten,  versteht  sich  von  selbst.  Gegen  sie  einzuschreiten  war  i 
dem  Kaiser  nicht  immer  möglich,  nicht  immer  reichte  seine  Macht  i 
dazu  aus.  Manchmal  allerdings  mag  man  auch  ein  Auge  zugedrückt  ha-  | 
ben,  wenn  man  hoffen  konnte,  übermütige  Territorialherrn  durch  j 
fehdelustige  Ritter  im  Zaume  zu  halten.  t 

Die  ,, kaiserlose,  schreckliche  Zeit“  hatte  in  weiten  Gegenden  des 
Reichs  geradezu  anarchische  Zustände  heraufgeführt,  vor  allem  im 
Südwesten,  wo  es  an  starken  Territorialgewalten  mangelte.  Rudolf  I. 
bemühte  sich  dann,  mit  starkem  Arm  Ruhe  und  Frieden  herzustellen. 


1)  Moser  a.  a.  0.  S.  102/03. 


Icc) 


Die  Einwirkung  von 


Kaiser  u.  Reich  auf  d.  reichsrittersch.  Organisation 
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Landfriedensbestrebungen  waren  in  Deutschland  sehr  alt;  sie 
setzten  schon  unter  Heinrich  III.  ein,  der  auf  einer  Synode  zu  Konstanz 
1043  und  später  noch  wiederholt  allen  seinen  Feinden  verzieh  und  die 
Großen  des  Reichs  seinem  Beispiel  zu  folgen  veranlaßte.^)  Zu  einem 
Reichsfriedensgesetz  kam  es  damals  wahrscheinlich  noch  nicht.  Unter 
Heinrich  IV.  wurde  1077  zu  Mainz  ein  solches  Gesetz  erlassen,  1103 
wurde  dieses  erneuert.^)  Diese  Reichslandfrieden  faßten  die  unter 
Heinrich  IV.  schon  vorher  erlassenen  territorialen  Landfrieden  zu- 
sammen. 

Rudolf  I.  machte  nach  den  wichtigen  Landfrieden  Friedrichs  I. 
zu  Nürnberg  von  1 187  und  Friedrichs  II.  zu  Mainz  von  1235  wieder  den 
ersten  energischen  Versuch:  am  24.  März  1287  erließ  er  auf  dem  Reichs- 
tag zu  Würzburg  einen  Landfrieden,  den  er  am  8.  April  1291  auf  dem 
Reichstag  zu  Speier  erneuerte.^)  In  Thüringen  zeigte  er  dann  auch,  daß 
es  ihm  ernst  war:  rücksichtslos  ging  er  dort  gegen  das  Raubrittertum 
vor,  und  flößte  so  allen,  die  ähnliche  Pfade  wandelten,  einen  heilsamen 
Schrecken  ein^).  Roth  v.  Schreckenstein  wirft  die  Frage  auf^),  war- 
um Rudolf  den  föderativen  Zug,  der  gerade  damals  sich  bei  der  Ritter- 
schaft zu  entwickeln  begann,  nicht  für  seine  Zwecke  ausgenützt  und  eine 
reichsritterschaftliche  Organisation  ins  Leben  gerufen  habe.  Diese  Or- 
ganisation, von  oben  geleitet,  hätte  in  den  Dienst  des  Kaisers  gestellt 
und  eine  wertvolle  Stütze  der  Zentralgewalt  werden  können.  Aber  die 
Entwicklung  war  doch  noch  nicht  weit  genug  gediehen,  eine  reichs- 
rechtliche Sanktionierung  durch  den  Kaiser  war  noch  nicht  gut  mög- 
lich, solange  die  Grundlagen  so  wenig  gefestigt  waren. 

Die  Landfriedensbestrebungen  hörten  nun  nicht  mehr  auf,  einer  der 
vornehmsten  Zwecke  dieser  Gesetzgebung  war  es  zweifellos,  die  Exi- 
stenz förmlicher  Räuberbanden  und  Raubritterorganisationen  zu  ver- 
hindern. Wenn  auch  der  Mangel  einer  straffen  Organisation  die  strenge 
Durchführung  dieser  Maßregeln  unmöglich  machte,  so  standen  sie  doch 
nicht  nur  auf  dem  Papier,  wie  man  manchmal  vielleicht  glaubt.  So 


1)  Gebhardts  Handbuch  der  deutschen  Geschichte,  herausg.  von  Ferdi- 
nand Hirsch.  4.  Aufl.  1910.  Bd.  I,  S.  321. 

2)  ebda.  S.  497.  3)  ebda.  S.  536. 

4)  Roth  v.  Schreckenstein  I,  S.  301  weist  es  zurück,  daß  das  Raub- 
rittertum damals  das  Normale  unter  der  Ritterschaft  gewesen  sei.  „Man  irrt 
sich  aber  oder  täuscht,  wenn  man  die  Ritterschaft  als  eine  sich  vom  Fett 
des  Landes  mästende  Raubbande  darstellt.“  5)  ebda.  S.  310. 
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wurde  von  Reichs  wegen  auf  die  reichsritterschaftliche  Organisation 
wenigstens  in  negativem  Sinne  eingewirkt  — die  Raubritter  rekrutierten 
sich  zweifellos  in  erster  Linie  aus  den  freien  Rittern  — durch  die  Unter- 
drückung ihrer  gemeinschädlichen  Bestrebungen  wurde  die  Ritter- 
schaft auf  bessere  Bahnen  gelenkt,  die  besseren  Elemente  konnten  die 
Führung  erlangen,  und  es  wurde  Raum  geschaffen  für  eine  Organisation 
höheren  Stiles. 

Albrecht  I.  (1298 — 1308)  setzte  die  Landfriedenspolitik  seines 
Vaters  fort:  auf  einem  Reichstag  zu  Nürnberg  erneuerte  er  den  von 
diesem  1287  erlassenen  Frieden^).  Ludwig  der  Bayer  (1314 — 1347) 

• erließ  in  den  Jahren  1316  und  1323  Reichslandfriedensgesetze^).  Zahl- 
reiche Territoriallandfriedensbünde  wurden  unter  ihm  geschlossen^). 
Unter  Karl  IV.  (1347 — 1378)  kam  keine  Reichsfriedensgesetzgebung 
zustande^).  Landfriedensbündnisse  wurden  geschlossen,  um  eine  Aus- 
führung der  in  den  Landfriedensgesetzen  von  früher  festgesetzten  Maß- 
regeln herbeizuführen,  sie  kamen  in  allen  Teilen  des  Reichs  zustande, 
mit  und  ohne  kaiserliche  Mitwirkung.  Die  Spitze  jedes  dieser  Bünde 
bildete  eine  Kommission  von  Geschworenen,  die  einen  Obmann  wählte, 
nur  in  den  kaiserlichen  Bündnissen  wurde  dieser  vom  Kaiser  ernannt. 

In  Franken,  Bayern  und  Schwaben  handelte  es  sich  meist  um  kaiser- 
liche, unter  persönlicher  Beteiligung  oder  auf  Aufforderung  des  Kaisers 
abgeschlossene  Bündnisse.  Die  goldene  Bulle  von  1356  bestimmte  ^ 
zum  Punkt  des  Landfriedens  nur,  daß  alle  Vasallen,  die  ihre  Lehens- 
herrn bekriegen,  ihr  Lehen  verlieren,  und  alle  Fehden,  die  nicht  drei 
Tage  zuvor  angesagt  würden,  als  schändliches  Verbrechen  angesehen 
werden  sollten'’).  Ferner  wurden  alle  Innungen  und  Städtebündnisse 
untersagt.  Als  dann  die  Ritterbünde  mehr  und  mehr  auftauchten, 
wurde  dies  in  der  Praxis  auch  auf  diese  ausgedehnt.  Bündnisse  wie  die 
der  Martinsvögel  und  der  Stern  er  waren  natürlich  infolge  ihrer  ver- 
werflichen gemeinschädlichen  Zwecke  den  Reichsgewalten  ein  Dorn  im 
Auge,  doch  bedurfte  es  hier  nicht  so  sehr  des  kaiserlichen  Einschreitens, 
weil  die  Reichsstände,  denen  derartige  Gesellschaften  zu  schaffen  mach- 

1)  Gebhardt  S.  546. 

2)  ebda.  S.  599. 

3)  1333  gestattete  Ludwig  den  Reichstädten  Gelnhausen,  Frankfurt,  Fried- 
berg und  Wezlar  Bündnisse  einzugehen  mit  Herren,  Rittern,  Knechten  und 
Edelleuten.  Moser  a.a.O.  S.  183. 

4)  Gebhardt  S.  608.  5)  ebda.  S.  611. 


Rudolf  I.  Albrecht  I.  Ludwig  der  Bayer.  Karl  IV. 
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ten,  sich  meist  selbst  ihrer  Haut  zu  wehren  wußten.  Immerhin  hielt  es 
der  Kaiser  doch  manchmal  für  notwendig,  selbst  einzugreifen^).  Am 
21.  Oktober  1370  befahl  Karl  IV.  der  Stadt  Straßburg,  dem  Grafen 
Eberhard  von  Wirtemberg  gegen  Hugelin  von  Rappoltstein  und  seine 
Verbündeten  (die  Martinsvögel)  beizustehen^),  schon  am  2.  April  1368 
hatte  er  dem  Grafen  und  den  Seinigen  seinen  sowie  seiner  Amtleute  und 
PflegerSchutz  versprochen,  nötigenfalls  wollte  er  ihm  50bewaffneteRitter 
und  Knechte  zu  Hilfe  schicken^).  Die  Gesellschaf  t von  der  Krone, 
die  am  6.  Januar  1372  zusammentrat,  kam  ebenfalls  mit  dem  Haus 
Wirtemberg  in  Konflikt  und  bildete  eine  derartige  Gefährdung  des  Land- 
friedens, daß  sie  am  6.  Juni  desselben  Jahres  durch  kaiserlichen  Erlaß 
aufgelöst  wurde.  Gleichzeitig  wurden  auch  alle  ähnlichen  Bündnisse  in 
Schwaben  aufgehoben®).  Eine  Folge  dieser  energischen  Landfriedens- 
politik war  es  wohl,  daß  um  dieselbe  Zeit  die  „Gesellschaf  t mit  dem 

Wolfen“  in  einer  Urkunde  feierlich  versicherte,  daß  sie  sich  nicht  „um 
Raubs  oder  anderer  unredlicher  Sachen“  willen  zusammengetan  habe. 
Sie  sei  bisher  gegen  Herrn  und  Reichsstädte  in  Schwaben  gewesen,  ver- 
spreche aber  jetzt,  während  der  zwei  Jahre,  für  die  sie  sich  zusammen- 
geschlossen habe,  nichts  gegen  diese  zu  unternehmen  ). 

Auch  die  im  Jahr  1373  erstmals  erwähnte  Gesellschaft  von 
St.  Georg  wurde  am  22.  Oktober  1375  als  „wider  Gott,  Recht,  Ehre 
und  kaiserlicheGesetze“  verstoßend  aufgelöst*),  nach  einigen  Jahren  lebte 
sie  allerdings  wieder  auf.  Bei  der  Auflösung  dieser  Gesellschaft  betonte 
der  Kaiser  besonders,  daß  er  ,,zu  andern  Zeiten  mit  Rat  der  Kurfürsten, 
Fürsten,  Grafen,  freien  Herrn  und  Städte,  alle  in  deutschen  Landen  ent- 
standenen oder  entstehenden  Gesellschaften  verboten  habe“,  trotzdem 
habe  sich  eine  neue  Gesellschaft,  die  St.  Georgengesellschaft,  gesammelt. 


1)  Ein  strenger  Gegner  des  Bündniswesens  war  Karl  IV.  übrigens  nicht: 
1366  erlaubte  er  selbst  den  Reichstädten  in  der  Wetterau,  sich  mit  Herren, 
Rittern  und  Knechten  zu  verbünden.  Moser  a.  a.  O.  S.  139. 

2)  Chr.  Fr.  Stälin  III,  S.  302. 

3)  ebda.  S.  303;  die  Urkunde  s.  Sattler,  Grafen  I,  Beilage  Nr.  138. 

4)  1366  gab  Karl  wie  sein  Vorgänger  Ludwig  den  Reichstädten  Gelnhausen, 
Frankfurt,  Friedberg  und  Wezlar  die  Erlaubnis,  sich  mit  Herren,  Rittern, 
Knechten  und  Edelleuten  zu  verbünden.  Moser  a.  a.  O.  S.  183. 

5)  Chr.  Fr.  Stälin  III  S.  310.  P.Fr.  Stälin  I S.  546.  Roth  v. 
Schreckensteinl  S.  471.  Böhmer:  Reg.  VIS.  421  Nr.5074. 

6)  Roth  v.  Schreckenstein  S.  468. 

7)  P.  Fr.  Stälin  a.  a.  O.  S.  558. 
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und  viele  Herren,  Ritter  und  Knechte  sich  darin  mit  Eiden  und  Gelüb- 
den verbunden;  er  befiehlt  nun  allen  bei  Verlust  ihrer  Rechte,  Lehen  und 
Güter,  aus  dieser  Gesellschaft,  die  wider  Gott,  wider  Recht,  Ehre  und 
kaiserliche  Gesetze  sei,  ohne  Verzug  auszutreten^). 

Unter  Wenzel  (1378—1400)  griff  das  Bündniswesen  immer  weiter 
um  sich.  Die  Tendenz  zur  Standesorganisation,  die  alte  Gegensätze 
noch  mehr  verschärfte,  und  der  damit  verbundene  Zug  zur  Dezentrali- 
sation wurden  immer  mächtiger.  Das  ,, Prinzip  der  Einung“  verschärfte 
„zunächst  nur  den  Gegensatz  zwischen  den  verschiedenen  Ständen  im 
. Reiche  und  bewirkte  eine  fortschreitende  Lockerung  des  Reichsverban- 
’des.  Die  Frage  war,  ob  es  gelingen  würde,  diese  ständische  Sonderung 
zu  überwinden  und  in  derselben  Form  zwischen  den  ständischen  Inter- 
essen einen  Ausgleich  herbeizuführen“^).  Dieser  Versuch  ist  nun  wirk- 
lich von  Wenzel  gemacht  worden.  Unter  Ausnützung  des  Zuges  der  ; 
Zeit  suchte  er  der  Dezentralisation  entgegenzuarbeiten^).  Auf  seine  An- 
regung ist  der  große  Bund  vom  Jahre  1382  entstanden,  der  diese  Be- 
strebungen eröffnete^).  Im  Jahre  1381  war  vergeblich  dem  Reichstag 
von  Frankfurt  ein  Landfriedensentwurf  vorgelegt  worden,  der  das 
Reich  in  vier  Quartiere  teilte  und  alle  übrigen  Bündnisse  verbot^),  die  ja 
auch  tatsächlich  der  Reichsverfassung,  besonders  der  goldenen  Bulle,  zu- 
widerliefen®). Am  Widerstand  der  Städte  scheiterte  diese  Vorlage-). 
Nun  kam  Wenzel  auf  den  Gedanken,  durch  eine  Vereinigung  von  Für- 
sten, Städten  und  Rittern  den  Streitigkeiten  zwischen  diesen  die  Spitze 
zu  nehmen.  Und  wenn  nun  unter  kaiserlichen  Auspizien  die  Ritter-  j 
gesellschaften  vom  Löwen  von  St.  Georg  und  von  St.  Wilhelm  einen  1 
Bund  schlossen  mit  dem  Herzog  Leopold  von  Österreich,  dem  Grafen  | 
Eberhard  von  Wirtemberg  und  den  zum  schwäbischen  Städtebund  ge-  i 
hörigen  Reichsstädten,  so  lag  darin  die  Anerkennung,  daß  die  Mitglieder  | 
dieser  Rittergesellschaften  reichsunmittelbar  waren.  In  dem  ganzen  | 
Bund  lag  aber  auch  die  Anerkennung  der  verschiedenen  Organisationen  J 
überhaupt^).  Man  konnte  es  nun  doch  nicht  mehr  wagen,  solche  Ver-  | 

1 ) B ö h m e r , Reg.  Imp.,  S.  458,  Nr.  555.  | 

2)  Prutz,  Staatengeschichte  des  Abendlandes  im  Mittelalter,  2 Bände, 
Leipzig  1885/7,  Bd.  II,  S.  321. 

3)  vgl.  Vorwort  zu  DR.  I,  S.  98ff.  4)  s.  ebda,  und  Gebhardt  S.  626. 

5)  Gebhardt  S.  621.  6)  ebda.  S.  626.  - 7)  ebda.  S.  621  und  626.  j 

8)  Nach  Sattler,  Grafen  I,  S.  249  trug  sich  Wenzel  später  mit  dem  Gedanken,  1 

die  drei  Gesellschaften  mit  einer  vierten,  der  „Vom  Horn“,  in  eine  zu  ver-  ' 
schmelzen  und  selbst  an  deren  Spitze  zu  treten. 
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bindungen  ohne  weiteres  als  friedensbrecherisch  und  reichsfeindlich  zu 
bezeichnen,  man  mußte  nun  auch  bei  den  Rittergesellschaften  unter- 
scheiden zwischen  Raubbünden,  wie  denen  der  Martinsvögel  und  Ster- 
ner,  und  solchen  Bünden,  die  höhere  Zwecke  verfolgten^). 

Im  März  1383  gelang  es  dann  Wenzel  wirklich  auf  dem  Reichstagzu 
Nürnberg,  einen  zwölfjährigen  Landfrieden  durchzusetzen;  auch 
diesmal  aber  hielten  sich  die  Städte  fern^).  Endlich  am  26.  Juli  1384  kam 
: ein  Kompromiß  zustande,  infolgedessen  der  rheinische  und  der  schwä- 
' bische  Städtebund  sich  anschlossen.  Dies  geschah  zu  Heidelberg.  ,,Es 
war  die  umfassendste  Friedensvereinigung,  die  seit  langem  in  Deutsch- 
land errichtet  worden  war.  Da  aber  Fürsten  wie  Städte  ihre  gesonderten 
Bündnisse  sich  vorbehielten  und  Schiedsgerichte  für  Streitigkeiten 
unter  den  Bundesgenossen  gar  nicht  aufgestellt  wurden,  da  es  auch  an 
einer  starken  Zentralgewalt  fehlte,  welche  das  lockere  Gefüge  der  ver- 
schiedenartigsten politischen  Bildungen  hätte  Zusammenhalten  können, 
so  war  das  Heidelberger  Bündnis  nichts  als  ein  dürftiger  Notbehelf.“^) 
Unter  der  Ritterschaft  durchweg  geordnete  Zustände  herbeizuführen, 
gelang  jedenfalls  nicht.  Der  Raubbund  der  Martinsvögel  bestand  noch 
im  Jahr  1395^).  Und  gerade  in  Schwaben  kam  damals  eine  weitere  Ritter- 
gesellschaft auf,  die  den  Frieden  empfindlich  störte  und  besonders  den 
Wirtembergern  zu  schaffen  machte:  der  Schleglerbund.  Diese  Gesell- 
schaft hatte  es  ganz  offenkundig  auf  die  Untergrabung  der  landesfürst- 
lichen Macht  abgesehen,  die  Händel  mit  Wirtemberg  bekamen  ihr  aber 
schlecht.  Am  27.  November  1395  erließ  Wenzel  den  Befehl,  „daß  die 
Gesellschaft,  die  sich  nennt  Siegeler  und  wider  ihn  und  das  h.  Reich 
gröblich  sei,  gänzlich  ab  sein  und  fürbass  nicht  mehr  gehalten  werden 


1)  Moser  S.  139  bestreitet  überhaupt,  daß  in  der  Goldenen  Bulle  ein  Ver- 
bot der  Verbindungen  des  Reichsadels  ausgesprochen  gewesen  sei.  Aus  dem 
Inhalt  des  Kap.  XV  ist  aber  doch  deutlich  zu  entnehmen,  daß  alle  dem  Land- 
frieden zuwiderlaufenden  Bündnisse  untersagt  wurden.  Unter  diesen  Begriff 
konnte  aber  schließlich  jeder  Bund  fallen,  da  jeder  Bund  durch  seine  Existenz 
provokatorisch  wirkte. 

2)  Gebhardt  S.  626/27.  DR.  I,  367—385. 

3)  ebda.  S.  627.  DR.  I,  S.  436—448.  — Erneuert  wurde  der  Heidelberger 
Vertrag  am  5.  Nov.  1387  durch  die  Mergentheimer  Stallung  und  am  5.  Mai  1389 
durch  den  Landfrieden  von  Eger,  DR.  I,  S.  588 — 595  und  DR.  II,  S.  156  271. 
Gebhardt  a.  a.  0. 

4)  Roth  V.  Schreckenstein  I,  S.  458. 
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solle“. 1)  Dieses  energische  Auftreten  des  Kaisers  wie  das  der  Fürsten 
von  Wirtemberg,  Mainz,  Speier,  Baden,  Österreich,  Bamberg,  Würz- 
burg, Nürnberg  veranlaßte  die  Auflösung  der  Gesellschaft. 

Im  einzelnen  war  der  Verlauf  folgender:  Als  Grundlage  des  Ver- 
fahrens gegen  die  Schlegler  diente  Artikel  18  des  Landfriedens 
von  Eger:  „Were  ouch,  das  got  nicht  enwolle,  das  dheine  boze  geselle- 
schaft  uferstund  in  diesem  landfrid  oder  in  diesen  landfrid  gweme  oder 
czuge,  wider  die  sollen  wir  und  die  fürsten  herren  und  stete  mit  aller 
unserr  und  irer  machte  zucziehen  und  in  widersten  sie  zu  vertreiben  an 
alles  geverde.“ 

Auf  diesen  Artikel  gestützt  war  die  Pforzheimer  Vereinigung 
vom  18.  Dezember  1395  zustande  gekommen. 2)  Auch  schon  bei  dem 
Fürstenbund  vom  23.  Mai  1395  hatte  man  sich  darauf  berufen. 3) 
Der  König  war  längere  Zeit  hindurch  in  guten  Beziehungen  zu  den 
Schleglern  gestanden.  In  einem  Brief  vom  18.  Dezember  1393  wird 
die  Unzufriedenheit  darüber  ausgedrückt. Unter  dem  21.  November 
1394  wird  berichtet,  daß  man  sich  erzählte,  Wenzel  habe  die  Gesellschaft 
in  seinen  Sold  genommen  und  ihr  einen  Hauptmann  bestellt.®)  Dem 
arbeiteten  die  Fürsten  entgegen  hauptsächlich  aus  Furcht,  der  König 
möchte  durch  seine  Verbindung  mit  der  Rittergesellschaft  eine  mächti- 
gere Stellung  gewinnen.  Ihr  geschlossenes  Vorgehen  gegen  die  Schlegler 
war  jedenfalls  die  Hauptursache,  daß  Wenzel  sein  drohendes  Mandat 
gegen  diese  erließ.  Dieses  wirkte  nicht,  die  Fürsten  trafen  am  30.  No- 
vember und  18.  Dezember  1395  sowie  am  15.  Januar  1396  neue  Verab- 
redungen, und  erst  ein  Schiedsgerichtsspruch  vom  6.  April  1396  führte 
dann  zur  Auflösung.'") 

So  war  durch  einmütiges  Vorgehen  von  Kaiser  und  Fürsten  ein  gro- 
ßer Erfolg  erzielt  worden.  Auffällig  ist  es  allerdings,  wie  sehr  man  sich 
im  Austrag  bemühte,  den  Schleglern  goldene  Brücken  zu  bauen.  Es 
wurde  ihnen  versichert,  daß  die  Gesellschaft  unbeschadet  ihrerEhre  ab- 
getan werden  solle,  Wenzel  nahm  sogar  die  Bundesmitglieder  in  seine 

1)  s.  die  Urkunde  bei  Sattler,  Grafen  II,  Beilagen  S. 7/8;  vgl.  Chr.  Fr. 
Stälin  III,  S.  364.  Rothv.  Schreckenstein  I,  S.  524. 

2)  DR.  II,  S.  161.  3)  s.  dazu  und  zum  Folgenden  ebda.  S.  384. 

4)  ebda.  S.  368.  5)  ebda.  S.  408. 

6)  Chr.  Fr.  Stälin  III,  S.  365/66.  Roth  v.  Schreckenstein  I, 
S.  526.  Sattler,  Grafen  II,  S.  16.  s.  die  Urkunde  ebda.  Beilage  Nr.  11, 
S.  13—14. 
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Dienste  auf.^)  Man  kann  deshalb  Weizsäcker^)  darin  wohl  zustim- 
men, wenn  er  aus  der  sofortigen  Wiederaufnahme  der  Schlegler  in  die 
königliche  Gunst  (schon  am  9.  Mai  1396)  den  Schluß  zieht,  daß  es 
Wenzel  in  diesem  Falle  mit  der  Auflösung  der  Gesellschaft  nicht  so  be- 
sonders ernst  war,  ja  man  kann  vielleicht  mit  ihm  sogar  von  einem 
Scheinmanöver  reden.  Das  Vorgehen  der  Fürsten  aber  als  erfolglos  zu 
bezeichnen,  das  ist  durchaus  falsch,  denn  wir  wissen  nichts  davon,  daß 
die  Schleglergesellschaft  wieder  ins  Leben  getreten  wäre,  und  der  könig- 
liche Dienst  war  jedenfalls  für  die  Schlegler  eine  genügende  Hemmung, 
wieder  in  die  frühere  Art  zu  verfallen. 

Wie  es  sich  auch  mit  Wenzels  Verhältnis  zu  den  Schleglern  ver- 
halten mag,  er  setzte  in  den  folgenden  Jahren  seine  Landfriedenspolitik 
kräftig  fort:  am  30.  September  1397  erließ  er  auf  dem  Reichstag  zu 
Nürnberg  einen  Landfrieden  für  Baiern  und  Franken^),  auf 
Grund  dessen  in  diesen  Gegenden  systematisch  gegen  Raubschlösser 
vorgegangen  wurde.  Am  6.  Januar  1398  kam  auf  dem  Reichstag  zu 
Frankfurt  ein  allgemeiner  Landfriede  auf  zehn  Jahre  zu- 
stande'^).  Aber  eine  dauernde  Wirkung  hatte  all  dies  nicht. 

Ruprecht  (1400—1410)  arbeitete  ebenfalls  vergeblich  an  der  Durch- 
führung des  Landfriedens.’’)  Sigismund  (1410 — 1437)  suchte  eine 
Reichsreform  durchzuführen  und  ebenfalls  dem  Landfrieden  zu  seinem 
Rechte  zu  verhelfen.  Der  Landfriede  war  natürlich  von  der  Reichs- 
reform unlöslich,  ja  er  bildete  deren  Grundlage.  Aber  auch  Sigismund 
mußte  mit  seinen  Plänen  scheitern ; die  Zeit  war  noch  nicht  reif  für  solche 
Ideen.6)  Die  Reichsritterschaft  machte  ihm  besonders  viel  zu  schaffen, 
und  gerade  für  sie  ist  seine  Regierung  von  besonders  großer  Bedeutung 
gewesen.  Am  13.  September  1422  kam  ein  Erlaß  Sigismunds  heraus, 
durch  den  die  Reichsritterschaft  und  ihre  Organisation  auf  eine  neue, 
solide  Basis  gestellt  worden  ist.  Er  lautet:’) 


l)Chr.  Fr.  Stälin  III,  S.  364— 366.  P.  Fr.  S’täfin  I,  S.  576— 578. 
Rothv.  Schreckenstein  I,  S.  522 — 526.  2)  DR.  II,  S.  385. 

3)  DR.  II,  S.  482—493,  vgl.  P.  F.  Stälin  a.  a.  0.  S.  579.  Chr.  Fr. 
Stälin  a.  a.  0.  S.  367. 

4)  DR.  III,  S.23 — 45;  vgl.  Chr.  Fr.  Stälin  a.  a.  0.,  P.F.Stälin  a.  a.  ü. 

5)  Gebhardt  a.  a.  O.  S.  635. 

6)  Gebhardt  a.  a.  0.  S.  647 — 650,  658/659. 

7)  s.  die  Urkunde  bei  Burgermeist  er,  C.  D.  E.  I,  S.  30/31.  Lunig, 

R.-A.p.  s.  c.  III,  1,  S.  22/23.  DR.  VIII,  S.  219/220.  . 
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„Wir  Sigismund  usw.  Bekennen  und  thun  kund  mit  diesem  Brief 
usw.,  so  ist  doch  unsere  Betrachtung  nicht  allein  darauf!  gewendet, 
wie  unser  und  des  Reichs  Ritterschafft,  damit  der  Adel  be- 
stattet ist,  also  versorget  werde,  dass  er  bestehe,  und  nicht  zerrüttet, 
noch  zerstöret,  oder  also  gedrungen  seye  an  seinen  Rechten,  sondern  dass 
er  bey  unsern  Zeiten  an  seinem  Wesen  glücklich  und  seeliglich  bleibe 
und  auffnehme,  und  wann  wir  wohl  vernommen  haben,  daß  die  Rit- 
terschafft in  Teutschem  Lande  viel  Zwang  erleidet,  und  fast 
getrungen  wird  an  Ihren  Rechten  von  etlichen  und  Auffhaltung  solches 
Unrechten  wohl  bedürfft,  und,  wiewohl  sie  vielleicht  offt  gern  zu  Uns 
Zuflucht  hätten  von  solches  Unrechts  wegen,  und  Uns  anzuruffen,  ihnen 
das  zu  wenden,  so  seynd  Wir  ihnen  offt  zu  ferr,  von  andern  Unserer 
Geschaffte  wegen,  die  wir  vor  Händen  haben,  daß  sie  Uns  nicht  füglich 
mögen  erreichen,  darumb  mit  wohlbedachtem  Muth,  gutem  Rath  und 
rechten  Wissen,  geben  wir  vollen  Macht  und  Gewalt  der  Ehe- 
genannten Ritterschafft,  überall  in  Teutschen  Landen, 
und  gönnen  ihnen,  dasssiesich  miteinander  verbinden  und 
vereinigen  sollen  und  mögen,  wie  sie  das  am  besten  zu 
seyn  beduncken  wird,  dass  sie  bey  Gleich  und  Recht  bleiben,  und 
dass  sie  auch  unsere  und  des  Reichs  Stadt  in  denselben  Bund  wohl  neh- 
men mögen,  die  sich  zu  ihnen  wollen  verbinden,  doch  Uns  und  Unsern 
Nachkommen  am  heiligen  Römischen  Reiche  ausgenommen,  dass  Uns 
und  derselben  Unsern  Nachkommen  am  Reiche  derselbe  Bund  un- 
schädlich seyn  solle,  daran  freveln  oder  thun  sie  nicht  wider  Uns,  noch 
das  heilige  Römische  Reich,  noch  niemandan  ders,  in  keinerWeise  usw.“ 
Mit  diesem  Erlaß  war  die  Reichsritterschaft  nun  in  der 
Tat  endgültig  legitimiert,  das  Gewohnheitsrecht  war  zum 
Gesetz  geworden,  ln  den  vergangenen  Jahrhunderten  hatte  ja 
allerdings  kein  deutscher  Kaiser  oder  König  daran  gedacht,  der  Ritter- 
schaft, die  nun  einmal  keinen  Herrn  über  sich  hatte  als  den  Kaiser,  das 
Koalitionsrecht  bestreiten  zu  wollen.  Wenn  sich  kaiserliche  Erlasse 
gegen  reichsritterschaftliche  Einigungen  wandten,  so  waren  diese  ge- 
meingefährlicher Natur.  Der  große  Bund  von  1382  hatte  schon  gezeigt, 
daß  man  sich  mit  den  Rittergesellschaften,  wenn  auch  vielleicht  ungern, 
abzufinden  wußte,  es  hatten  sich  ja  sogar  unter  Rittern,  deren  Land- 
sässigkeit  ziemlich  sicher  war,  unabhängige  Organisationen  gebildet. 
Aber  diese  waren  doch  nur  von  ganz  vorübergehender  Dauer  gewesen; 
wo  überhaupt  die  Möglichkeit  bestand,  die  Ritter  landsässig  zu  machen. 


Sigismund  legitimiert  die  Reichsritterschaft  77 

■ia  war  man  nun,  wenn  man  vom  Oberelsaß  und  von  Bayern  absieht, 
schon  längst  so  weit  gekommen.  Die  immer  wiederkehrenden  Ritter- 
bünde in  Franken,  in  Schwaben,  am  Rhein  und  auch  im  Elsaß,  die 
einen  festen  Stamm  von  Geschlechtern  besaßen,  um  den  sich  immer 
ineue  kristallisierten,  die  zur  Ausbildung  von  Kantonen  und  von  Gesell- 
I schäften  geführt  hatten,  ließen  sich  jetzt  nicht  mehr  aus  der  Welt 
1 schaffen.  So  wurde  gewiß  einerseits  nur  der  Tatbestand  urkundlich 
i festgehalten,  und  es  ist  zu  weit  gegangen,  wenn  Fellner  sagt^),  der  Er-  , 
laß  Sigismunds  sei  „ein  gänzlicher  Bruch  mit  der  Vergangenheit,  eine 
in  das  Verhältnis  zwischen  Fürst  und  Ritterschaft  tief  eingreifende,  für 
die  Zukunft  folgenschwere  .Maßregel“  gew'esen.  Den  Bruch  mit  der 
Vergangenheit  sieht  er  darin,  daß  bisher  Bündnisse  zwischen  Privaten 
und  Städten  nur  mit  Wissen  des  Landesherrn,  und  wenn  dieser  aus- 
drücklich ausgenommen  wurde,  erlaubt  gewesen  seien;  er  weist  darauf 
hin  daß  auch  der  fränkische  Landfriede  Ruprechts  Bestimmungen 
habe  gegen  „böse  Gesellschaften“,  die  ohne  Wissen  des  Reichs  entstanden 
und  „gemeinem  Nutz  und  Friede“  schädlich  gewesen  seien.  Ähnliche  Be- 
stimmungen habe  auch  der  Landfrieden  von  Eger  enthalten;  auch  die 
Auflösung  der  schwäbischen  Ritterbünde  durch  Karl  IV.  wird  m diesem 
Zusammenhang  angeführt.  Demgegenüber  kann  man  nur  betonen,  daß 
die  Reichsritter  gar  keine  Landesherrn  hatten,  daß  sie  also  beim  Ab- 
schluß ihrer  Bündnisse  nur  auf  Kaiser  und  Reich  Rücksicht  zu  nehmen 
brauchten.  Länder-  und  leutegierige  Territorialherrn  fanden  für  ihre 
Ansprüche  auf  reichsritterschaftliches  Eigentum  gar  keine  Stutze  m den 
Reichsc'esetzen.  Die  erwähnten  Bestimmungen  Karls  IV.,  Wenzels 
und  Ruprechts  bezogen  sich  nur  auf  Raubritterbünde.  Rechtlich  blieb 
also  die  Stellung  der  Reichsritter  nach  wie  vor  dieselbe,  von  einschnei- 
dender Bedeutung  allerdings  war,  daß  diese  Rechte  nun  reichsgesetzhch 
festgelegt  wurden.  Overmann  hebt  diese  Bedeutung  allzuwenig  her- 
vorn,  denn  es  war  doch  in  Wirklichkeit  für  die  Reichsritterschaft  ein  un- 
endlicher Gewinn,  den  Kaiser  hinter  sich  zu  haben.  Aus  reinem  Edelmut 
unternahm  Sigismund  seinen  Schritt  natürlich  nicht;  es  waren,  wie 
Fellner  betont»),  die  schwere  Niederlage  von  Deutsch-Brod,  das 
schlechte  Einvernehmen  mit  den  meisten  Reichsfürsten  und  das  Be- 
dürfnis an  Kriegern,  die  ihn  dazu  veranlaßten.  Kriegsleute  brauchte  der 
Kaiser  immer,  und  solche  konnte  ihm  die  Reichsritterschaft  immer  ge- 


1)  a.  a.  O.  S.  83. 


2)  a.  a.  O.  S.  574. 


3)  a.  a.  O.  S.  83. 
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währen,  so  hatte  also  auch  er  seinen  Vorteil  bei  dem  Vertrag,  den  er  1422 
gewissermaßen  mit  ihr  schloß. 

Da,  wo  die  Ritterschaft  reichsunmittelbar  war,  hatte  sie  nun 
freie  Bahn,  dies  ist  die  Bedeutung  der  Urkunde.  Aber  die  Urkunde 
ging  noch  weiter,  da  sie  „überall  in  deutschen  Landen“  der  Ritter- 
schaft das  Koalitionsrecht  zugestand.  Insofern  hat  Fellner  recht, 
wenn  er  von  einem  „gänzlichen  Bruch  mit  der  Vergangenheit“  spricht. 
Da  wo  die  Ritterschaft  landsäßig  war,  und  da  wo  die  Verhältnisse 
noch  schwankend  waren,  wurde  so  in  die  rechtlichen  Zustände  ein- 
gegriffen. Die  Ritterschaft,  die  sich  die  Freiheit  schon  halb  und 
, halb  erkämpft  hatte,  wurde  in  ihrem  Streben  bestärkt,  die  land- 
sässige  Ritterschaft  wurde  direkt  zur  Unbotmäßigkeit  aufgemuntert. 
Konflikte  mußten  daraus  entstehen;  offenbar  lag  der  Plan  zugrunde, 
durch  das  ganze  Deutsche  Reich  hindurch  eine  unmittelbare  Ritter- 
schaft zu  schaffen  als  Stütze  für  die  Monarchie.  Daß  dieser  Plan  da- 
mals nicht  mehr  durchführbar  war,  liegt  auf  der  Hand.  Neue  Gebiete 
konnten  der  freien  Ritterschaft  nicht  mehr  zugeführt  werden,  im  Gegen- 
teil: sie  verlor  in  der  Folgezeit  Gebiete,  in  denen  ihre  Existenz  gesichert 
schien.  Aber  für  die  Territorien,  in  denen  sie  Bestand  haben  sollte,  be- 
deutet das  Jahr  1422  eine  neue  Aera,  die  Legitimierung  des  bisher  Ge- 
wonnenen. In  der  ganzen  Zeit  bis  1495  hat  kein  anderer 
deutscher  Kaiser  so  direkt  auf  die  Entwicklung  der 
Reichsritterschaft  eingewirkt  wie  Sigismund. 

Wenn  Sigismund  in  seinem  Erlaß  von  „des  Reiches  Ritterschaft“ 
spricht,  so  ist  es  nicht  das  erstemal,  daß  diese  Bezeichnung  gebraucht 
worden  ist,  schon  im  14.  Jahrhundert  wurde  der  Gegensatz  zur  land- 
sässigen  Ritterschaft  durch  die  Bezeichnung  „des  Reiches  Ritterschaft“ 
zum  Ausdruck  gebracht.^)  Moser  untersucht  in  seiner  gründlichen 
Weise  eingehend,  ob  wirklich  nur  die  Reichsritterschaft  oder  die  Ritter- 
schaft überhaupt  gemeint  sei. 2)  Er  gibt  zu,  daß  der  verfügende  Teil  der 
Urkunde  sich  auf  die  deutsche  Ritterschaft  überhaupt  bezieht,  und  daß 
in  der  Urkunde  nirgends  die  Rede  ist  von  der  Ritterschaft  in  Schwaben, 
Franken  und  am  Rhein. 2)  Aber  der  Ausdruck  ,,des  Reiches  Ritter- 

1)  Overmann  a.  a.  O.  S.  574.  2)  a.  a.  O.  S.  143f. 

3)  Der  weitere  Punkt,  daß  auch  die  landsässige- Ritterschaft  als  des  Kaisers 
und  Reichs  Ritterschaft  bezeichnet  werden  könne,  ist  gar  nicht  stichhaltig. 
Moser  führt  als  Beweis  an,  daß  in  der  Wahlkapitulation  Sigismunds  gesagt 
werde:  ,,Die  mittelbare  Reichs-  und  der  Stände  Landes-Unterthanen“,  wobei 
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Schaft“  könne  sich  nur  eben  auf  die  Reichsritterschaft  beziehen,  und  es 
wäre  gegen  die  goldene  Bulle  und  gegen  die  Landeshoheit  der  Reichs- 
stände gewesen,  wenn  ihr  landsässiger  Adel  sich  mit  den  Reichsstädten 
hätte  verbünden  dürfen,  ferner  seien  die  meisten  Reichsstädte  in 
Schwaben,  Franken  und  am  Rhein  gelegen,  anderswo  nur  verschwin- 
dend wenige;  da  der  Reichsadel  damals  noch  keine  eigentliche  Ver- 
fassung gehabt  habe,  so  konnte  der  Kaiser  allgemein  reden.  Ich  meine, 
die  Sache  liegt  so:  in  erster  Linie  ist  die  freie  Reichsritterschaft  in 
Schwaben,  Franken,  am  Rhein  und  im  Elsaß  gemeint,  denn  für  diese  ist 
die  rechtliche  Grundlage  der  kaiserlichen  Erlaubnis  allein  gegeben, 
der  Schluß  der  Urkunde  ist  aber  so  allgemein  mit  voller  Absicht  gehal- 
ten, um  halblandsässigen  und  landsässigen  Rittern  den  Rücken  zu 
stärken  für  Unabhängigkeitsbestrebungen.  Daß  damit  die  Reichsver- 
fassung angetastet  wurde,  ist  klar;  aber  man  darf  Sigismund  so  etwas 
wohl  Zutrauen,  außerdem  war  ja  der  Wortlaut  der  Urkunde  so  ungenau 
und  unbestimmt,  daß  die  Auslegung,  es  sei  nur  die  Reichsritterschaft 
gemeint,  ebensowohl  möglich  war,  wie  die,  es  handle  sich  um  die  Ritter- 
schaft überhaupt. 

ß)  Die  staatsrechtliche  Stellung  der  Reichsritter  zu  Kaiser  und  Re  ch. 

Der  dritte  Teil  von  Kerners  Staatsrecht  der  Reichsritterschaft  ist 
I bezeichnet  als  St aats-Rei chs-Recht^).  Kerner  teilt  es  ein  in  Be- 
ziehungen zum  Reich,  zum  Kaiser  und  zu  den  Reichsständen. Die  Ab- 
fassung eines  reichsritterschaftlichen  Staatsreichsrechts  sei  dadurch  be- 
gründet, daß  die  Reichsritterschaft  überhaupt  eine  Anomalie  in  der  deut- 
schen Staatsverfassung  darstelle.  Sie  sei  gewissermaßen  auf  halbem  Wege 
stehen  geblieben  ,, mitten  in  ihrem  Wachsthum“,  Reichsunmittelbarkeit 
ohne  Reichsstandschaft  bestimme  nun  für  sie  den  Standpunkt.  Ihre 
Unmittelbarkeit  erhebe  sie  zwar  über  die  reichsständischen  Untertanen, 
der  Mangel  an  Reichsstandschaft  unterscheide  sie  aber  merklich  von 
den  mit  dieser  versehenen  unmittelbaren  Reichsbürgern.  „Ganz  isolirt 
stehen  die  Reichs-Ritter  in  dem  teutschen  Staats-System  da,  weder  den 
Reichs-Ständen  noch  ihren  Unterthanen  ähnlich,  weder  Repräsentan- 

mittelbare  Reichsuntertanen  auf  den  landsässigen  Adel  gehe,  aber  mittelbar  und 
unmittelbar  ist  jedenfalls  zweierlei,  und  Moser  selbst  muß  zugeben,  daß  das  Prä- 
dikat „des  Reichs  Ritterschaft“  nie  dem  landsässigen  Adel  zuteil  geworden  sei. 

1)  Allgemeines  positives  Staats-Reichsrecht  der  unmittelbaren  freyen 
Reichsritterschaft  in  Schwaben,  Franken  und  am  Rhein  von  Johann  Georg 
Kerner.  Lemgo  1789.  2)  § 1,  S.  1-^. 
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ten  noch  Repräsentirte  auf  dem  teutschen  Reichstag;  zwar  als  Bürger 
des  teutschen  Reichs,  die  aber  nicht  zu  dem  Reich  steuren;  die  sich  für 
schuldig  erkennen,  dem  Reich  mit  Leib  und  Blut  zu  dienen,  und  in  die- 
ser Rücksicht  dem  Kaiser  zur  Zeit  der  Noth  einen  Tribut  zu  bezahlen, 
den  kein  anderer  teutscher  Reichsbürger  bezahlt.“  Dadurch  seien  sie- 
des  kaiserlichen  Schutzes  gewiß,  und  so  sei  ihre  Anhänglichkeit  an  das 
Oberhaupt  des  Deutschen  Reichs  inniger  und  fester  als  an  dieses  selbst, 
da  reichsständisches  und  reichsritterschaftliches  Interesse  sich  oft 
durchkreuzen,  und  dieses  nur  durch  den  Schutz  des  Kaisers  im  Gleich- 
gewicht  erhalten  werden  könne.  Kerner  schreibt  aus  seiner  Zeit  heraus,  i 
er  sieht  den  Zustand,  wie  er  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  war,  aber  i 
die  Charakteristica  sind  in  unserem  Zeitraum  dieselben.  Eine  Ein-  \ 
Schränkung  ist  allerdings  insofern  zu  machen,  als  das  enge  Verhältnis  I 
zum  Kaiser  kein  von  Anfang  an  gegebenes  war;  es  hat  sich  erst  allmäh-  I 
lieh  durch  viele  Schwankungen  und  Krisen  hindurch  so  fest  heraus-  y 
gebildet. 

aa)  Verhältnis  zum  Reich.* 

Kerners  1.  Abschnitt  handelt  ,,Von  dem  Verhältnis  der  Reichs-  » 
Ritterschaft  zu  der  öffentlichen  Verfassung  und  Regierung  des  teut-  l 
sehen  Reichs“^),  dessen  erstes  Kapitel  ,,Von  dem  Verhältnis  der  Reichs-  \ 
Ritterschaft  zu  der  Verfassung  und  Regierung  des  teutschen  Reichs  |j 
überhaupt“. 2)  Zunächst  beschäftigt  er  sich  darin  mit  der  Reichsun-  ^ 
mittelbarkeit,  er  streift  kurz  deren  Entstehung,  die  wir  früher  verfolgt  ! 
haben,  er  weist  darauf  hin,  daß  sich  die  Unmittelbarkeit  der  Reichs-  t 
ritterschaft  mit  der  Landeshoheit  der  Reichsstände  oft  in  schwerem  ; 
Kampf  befunden  habe^).  In  den  älteren  Reichsgesetzen  wie  in  den  f 
neueren  werde  von  den  Reichsrittern  als  ,,von  unmittelbaren  Reichs-  \ 
bürgern“  gesprochen,  sie  werden  benannt  ,,als  Ritter  und  Knechte“,  als  j 
,, Ritterschaft  und  vom  Adel,  die  ohne  Mittel  unter  den  Kaiser  und  das  i 
Reich  gehören“,  ,,dem  Kaiser  und  dem  Reich  ohne  Mittel  unterworfen  i 
seien  und  keinen  Fürsten  haben“.'*)  Moser  betont,  daß  das  Prädikat  j 
,,Nobilis“  und  ,, Edler“  nur  den  Grafen  und  Herren  zugekommen  sei,  i 
gelegentliche  Ausnahmen  beweisen  nichts  dagegen,  zumal  diese  häufig  i 
auf  Schreibfehler  zurückzuführen  seien.“) 

Von  Reichssteuern  und  auch  von  der  Pflicht  zur  Heeres- 
fol^e  war  die  Reichsritterschaft  frei,  deshalb  erhob  sich  unter  ihr,  wie  i 

1)  S.  5—169.  2)  S.  9—129. 

3)  S.  9.  4)  S.  10.  5)  a.  a.  O.  S.  38-^1. 
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ß)  Die  staatsrechtliche  Stellung  der  Reichsritter  zu  Kaiser  und  Reich  gl 


unter  den  Reichsständen  eine  gewaltige  Erregung,  als  Sigismund  mit 
seinen  Reichsreformplänen,  mit  dem  Versuch  einer  Reichssteuer  in  Ge- 
stalt eines  Pfennigs,  mit  der  Absicht  einer  militärischen  Auflage  hervor- 
trat. Die  Not  der  Hussitenkriege  bestimmte  Sigismund  dazu,  aber  er 
drang  nicht  durch.  Die  Reichskriegsmatrikel  des  Reichstags  von  Nürn- 
berg im  Jahr  1422  blieb  auf  dem  Papier  stehen.^) 

In  §4  behandelt  Kern  er  die  Unmittelbark  eit  der  r eichsritt  er- 
schaftlichen  Güter.^)  Auf  diesen  Gütern  lasteten  ebensowenig  wie 
auf  den  Personen  der  Ritter  irgendwelche  Abgaben.  Doch  mag  es  in  den 
Zeiten  des  noch  schwankenden  Rechts  und  der  noch  in  der  Entwicklung 
begriffenen  Staatsverfassung  oft  zu  Mißhelligkeiten  mit  den  Reichs- 
ständen gekommen  sein.  Die  reichsritterschaftlichen  Güter  konnten 
Allode  oder  Lehen  sein.^)  Nach  Moser^)  stammen  diese  ritterschaft- 
lichen  Reichslehen  spätestens  aus  der  Zeit  Rudolfs  I.  Er  führt  als  Be- 
weis dafür  u.  a.  an,  daß  die  Kaiser  nach  Rudolf  I.  kaum  mehr  Land  an- 
getroffen haben,  das  sie  als  Lehen  hätten  vergeben  können.^)  Allerdings 
kam  es  gelegentlich  vor,  daß  Reichsritter  ihre  Allodialgüter  Kaiser  und 
Reich  als  Lehen  angetragen  haben.  Moser  führt  ein  Beispiel  aus  späterer 
Zeit  an.  Reichslehen  finden  sich  beim  niederen  Adel  nur  in  Schwaben, 
Franken  und  am  Rhein,  daraus  geht  hervor,  daß  von  Anfang  an  auch 
darin  zwischen  dem  niederen  Adel  in  diesen  und  dem  in  anderen  Gegen- 
den ein  großer  Unterschied  bestanden  hat,  und  daß  die  Unmittelbar- 
keit bzw.  Mittelbarkeit  damit  zusammenhängt.  Seit  der  Zeit  Rudolfs  I. 
finden  sich  Lehenbriefe  der  Reichsritter.  Moser  führt  eine  ganze  Reihe 
solcher  Verleihungen  von  Reichslehen  an®),  von  denen  ich  hier  einige 
wiedergebe.  1290  bestätigte  Rudolf  I.  den  Verkauf  einiger  Reichslehen 
durch  Gilbert  von  Sachsenhausen  an  Heinrich  von  Sachsenhausen, 
früheren  Schultheißen  von  Frankfurt.  Heinrich  Vll.  belehnte  1309  des 


1)  Lamprecht,  Deutsche  Geschichte,  Bd.  IV,  S.  421.  Prutz,  Staaten- 
geschichte usw.,  Bd.  II,  S.  401/02. 

2)  S.  20—37. 

3)  Schröder,  Deutsche  Rechtsgeschichte.  4.  Aufl.  1902.  S.  870. 

4)  Moser  a.  a.  O.  S.  114:  „Es  ist  bekannt,  daß  viele  Reichsfreye  Familien 
von  Adel  in  Schwaben,  Franken  und  am  Rhein  noch  auf  den  heutigen  Tag  eine 
Menge  Güther,  Gefälle  und  Gerechtsame,  von  dem  Kaiser  und  Reich  zu  Lehen 
tragen.“ 

5)  Hierzu  und  zum  Folgenden  ebda.  S.  114 — 117. 

6)  a.  a.  O.  S.  117 — 121  u.  S.  169 — 171.  — Bei  Lünig  z.  B.  findet  sich  eine 
ganze  Anzahl  von  solchen  Reichslehenbriefen. 
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letzteren  Sohn  Wolfram  mit  allen  von  seinem  Vater  besessenen  Reichs- 
lehen. Ludwig  der  Bayer  bewilligte  1345  die  Überlassung  von  Reichs-  I 
lehen  durch  Heinrich  von  Urberg  an  Rudolf  von  Sachsenhausen;  dieser 
Rudolf  von  Sachsenhausen  wurde  von  Karl  IV.  noch  mehrfach  belehnt, 
1366  z.  B.  erhielt  er  ein  Mühlwasser  bei  Frankfurt,  er  wird  übrigens 
immer  als  Nobilis  oder  Edler  bezeichnet.  1389  bestätigte  Wenzel  den 
Brüdern  Friedrich,  Rudolf  und  Wolf  von  Sachsenhausen  ihre  Lehen- 
güter, 1398  belehnte  er  Cuno  v.  Reiffenberg  mit  zwei  Drittel  und  Hen- 
nich  V.  Beidesheim  mit  einem  Drittel  des  Dorfes  Niedererlbach,  1422  be- 
lehnte Sigismund  Rudolf  von  Sachsenhausen  mit  einem  Teil  am  Schloß 
zu  Rödelheim. 

Es  bedurfte  keiner  besonderen  kaiserlichen  Erlaubnis,  w’enn  un- 
mittelbare Ritter  ihre  Güter  an  Reichsstände  verkauften,  ebensowenig  ^ 
wenn  sie  von  diesen  ihre  Güter  als  Lehen  nahmen. Neben  ihrem  un- 
mittelbaren Besitz  konnten  sie  auch  landsässigen  haben. 

DieFrage  der  persönlichen  Unmittelbarkeit  der  Reichs- 
ritt er^)  ist  später  viel  umstritten  worden.  Wie  es  damit  in  der  älteren 
-Zeit  stand,  läßt  sich  schwer  sagen;  man  darf  wohl  annehmen,  daß  die 
Reichsstände  geneigt  waren,  den  Reichsrittern  die  Unmittelbarkeit 
außerhalb  ihrer  Besitzungen  abzusprechen,  während  diese  selbstver- 
ständlich darauf  beharren  mußten,  daß  die  Unmittelbarkeit  mit  ihrer 
Person,  nicht  mit  ihren  Gütern  verknüpft  sei,  denn  andernfalls  wäre  ihre 
ganze  Stellung  eine  Halbheit  gewesen.  Ein  Gutachten  über  diese  Frage 
ist  natürlich  aus  den  ältesten  Zeiten  nicht  zu  erwarten;  solange  die  Stel-  ; 
lung  der  Reichsritter  nicht  prinzipiell  geregelt  war,  mußten  alle  ihre  ; 
Verhältnisse  im  Unklaren  bleiben.  I 

In  späteren  Zeiten,  als  die  Reichsritterschaft  die  Reichsstand- 
schaft wirklich  anstrebte,  wurde  die  Frage  aufgeworfen,  ob  sie  diese 
nicht  einstens  besessen  habe,  denn  daraus  suchte  man  ein  Anrecht  für 
die  Gegenwart  abzuleiten.  Kerner  und  Moser  beschäftigen  sich  auch 
mit  dieser  Frage.^)  Moser  führt  an,  daß  eine  Stelle  in  einem  Dekret  | 
Rudolfs  I.  vom  Jahre  1275  als  Stützpunkt  benützt  worden  ist.  Die-  * 
ses  Dekret  bezog  sich  auf  das  zwischen  Baiern  und  Böhmen  strittige 
Recht  der  Kaiserwahl.  Darin  wird  gesprochen  von  einer  „Curia  apud 

1)  Moser  a.  a.  O.  S.  140/41. 

2)  Schröder  a.  a.  O.  S.  870.  Moser  a.  a.  0.  S.  189—191. 

3)  K e r n e r § 5,  S.  37-^. 

4)  Kerner  a.  a.  O.  S.  48—66.  Moser  a.  a.  O.  S.  122—127. 


aa)  Verhältnis  zum  Reich.  Unmittelbarkeit.  Reichsstandschaft 


Augustam  solleniter  celebrata“  und  es  folgt  später  die  Stelle:  „Coram 
Nobis,  cunctisque  Principibus,  Praelatis,  Baronibus,  Militibus,  et  uni- 
verso  Populo,  qui  eidemCuriae  assidebant.“  Daraus  wollte  man  entneh- 
men, daß  die  Milites=Ritter,  die  ja  hier  offenbar  an  einem  Reichsakt  mit- 
wirkten, die  Reichsstandschaft  besessen  hätten.  Moser  weist  dies  mit 
Recht  zurück,  und  zwar  mit  folgenden  Gründen,  die  man  ruhig  über- 
nehmen kann:  1.  In  der  Urkunde  heißt  es  ,, assidebant“,  d.  h.,  die  Be- 
treffenden wohnten  dem  Vorgang  bei,  nicht  sie  stimmten  mit  ab,  also 
auch  die  milites  nicht;  das  Dekret  wurde  nur  in  ihrer  Anwesenheit  ver- 
lesen, es  ist  doch  auch  undenkbar,  daß  eine  buntzusammengewürfelte 
Schar  von  Principes,  Praelati,  Barones,  Milites  eine  Staatsaktion  hätte 
vollziehen  können.  2.  Der  „universus  populus“  wird  den  Vorhergenann- 
ten ohne  w’eiteren  Zusatz  angereiht,  so  daß  man  annehmen  müßte,  auch 
das  Volk  sei  an  der  Abstimmung  beteiligt  gewesen,  dies  ist  aber  vollends 
ein  Unding.  3.  Als  ,, milites“  wird  der  niedere  Adel  überhaupt  bezeich- 
net, der  landsässige  sowohl  wie  auch  der  unmittelbare.  Doch  selbst, 
wenn  hier  nur  unmittelbare  Ritter  zugegen  gewesen  wären,  so  würde 
dies  ohne  Bedeutung  sein,  da  es  sich  nur  um  ein  Beiwohnen,  nicht  um 
ein  Mitbeschließen  gehandelt  hätte.  Ähnlich  hinfällig  sind  zwei  andere  Be- 
weise, die  gelegentlich  angeführt  wurden^),  wie  Moser  nachweist.  Ker- 
ner und  Moser  beschäftigen  sich  mit  einer  Stelle  aus  der  goldenen  Bulle, 
diese  sei  erlassen  „assidentibus  Nobis  omnibus  Principibus  Electoribus, 
ecclesiasticis  et  secularibus  ac  aliorum  Principum,  Comitum,  Baronum, 
Procerum,  Nobilium  et  Civitatum  multitudine  numerosa“.  Auch 
diese  Stelle  wollte  man  als  Beweis  für  die  Reichsstandschaft  der  Reichs- 
ritter, für  ihre  Beteiligung  an  den  Reichstagen  anführen,  was  genau  so 
unsinnig  ist  wie  in  dem  ersten  Fall,  abgesehen  davon,  daß  Nobiles  hier 
wohl  kaum  den  niederen  Adel  bezeichnen  kann.  Es  verlohnt  sich  eigent- 
lich gar  nicht  auf  die  Frage  der  Reichsstandschaft  näher  einzugehen  und 
die  Gründe  der  Anhänger  der  Reichsstandschaftstheorie  zu  prüfen. 
Aber  es  wird  dadurch  wenigstens  klar,  daß  von  einer  Reichsstandschaft 
gar  keine  Rede  sein  kann,  da  die  hauptsächlichsten  Beweisgründe  so 
dürftig  aussehen. 

Den  Reichsrittern  kam  natürlich  der  Gerichtsstand  der  Reichs- 
unmittelbaren zu;  daß  dies  schon  frühe  anerkannt  wurde,  zeigt  der  an 
anderer  Stelle  bereits  erwähnte  Fall  des  Ritters  Konrad  von  Hogen, 


1)  bei  Moser  a.  a.  0. 
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dessen  Streit  mit  dem  Abt  von  Aulisberg  wegen  des  Schlosses  Riedern 
bei  Frankfurt  von  Friedrich  II.  auf  dem  Reichstag  von  Frankfurt  ent- 
schieden wurde.i)  Die  Ritterbünde  gingen  schon  frühe  daran,  für  in- 
terne Streitigkeiten  sog.  Austräge  einzusetzen.  Daß  der  privilegierte 
Gerichtsstand  häufig  von  Reichsständen  angefochten  wurde,  liegt  auf 
der  Hand.  Wie  die  Territorialfürsten  immer  wieder  die  Hoheit  ihrer 
Landgerichte  gegenüber  den  Rittern  durchzusetzen  suchten,  davon 
bietet  Fellner  in  seiner  Geschichte  der  fränkischen  Ritterschaft  ein  an- 
schauliches Bild. 2) 

Die  Reichsritterschaft  hatte,  wie  wir  wissen,  keine  Verpflich- 
tung, an  den  Reichskriegen  teilzunehmen  und  das  Reich  gegen 
äußere  Feinde  zu  schützen.^)  Aber  sie  setzte  ihre  Ehre  darein,  trotzdem 
die  Blutsteuer  zu  entrichten.  Das  war  gerade  ihr  Stolz,  daß  sie  freiwillig 
ihr  Leben  für  Kaiser  und  Reich  in  die  Schanze  schlug.  Deshalb  sträubte 
sie  sich  auch  so  entschieden  gegen  alle  Versuche,  ihr  den  Zwang  der  an- 
dern aufzuladen. 

ßß)  Verhältnis  zum  Kaiser. 

Nähere  Beziehungen  zum  Kaiser  mußten  sich  erst  anbahnen,  sie 
waren  nicht  von  Anfang  an  so  eng  wie  die  der  Reichsburgen  und  Gan- 
erbschaften, doch  erkannte  Wenzel  1382  die  Rittergesellschaften  von 
St.  Georg,  mit  dem  Löwen  und  von  St.  Wilhelm  an,  das  Recht  zur  Or- 
ganisation verlieh  der  Erlaß  Sigismunds  vom  Jahre  1422.  Es  bildete  sich 
nun  eine  Art  von  Klientelverhältnis  zwischen  Kaiser  und  Ritter- 
schaft heraus.")  Die  Ausbildung  dieses  Verhältnisses  gehörte  späteren 
Zeiten  an.  Die  Besitzer  von  Reichslehen  standen  natürlich  in 
einem  etwas  näheren  Verhältnis  zum  Kaiser  als  die  anderen,  und  für  sie 
bestand  wohl  in  ihrer  Eigenschaft  als  solche  die  Pflicht  zur  Heeresfolge. 
Moser  findet  jedoch  keine  Aufzeichnungen  darüber^),  daß  von  dem 
Reichsadel  in  Schwaben,  Franken  und  am  Rhein  für  Kaiser  und  Reich 
solche  Lehendienste  geleistet  worden  sind.  Ebensowenig  konnte  er  fin- 
den, daß  den  Reichsrittern  außerhalb  den  Reichsburgen  insgesamt  oder 
einem  größern  Teil  von  ihnen  Freiheiten  von  kaiserlicher  Seite  ver- 

1)  Moser  a.  a.  O.  S.  102/03. 

2)  dort  S.  87ff.  3)  Schröder  a.  a.  0.  S.  868. 

4)  Dagegen  wurde  gegen  Organisationen,  die  dem  Wohl  des  Ganzen  schäd- 
lich waren,  mit  Strenge  eingeschritten,  wie  das  Vorgehen  Karls  IV.  gegen  die 
Martinsvögel,  die  Kronengesellschaft  und  die  Gesellschaft  von  St.  Georg 
(s.  0.  S.  71f.),  sowie  das  Wenzels  gegen  die  Schlegler  (s.  o.  S.  73f.)  zeigt. 

5)  a.a.  O.  S.  113. 


ßß)  Verhältnis  zum  Kaiser.  Belehnungen  und  Verleihungen  35 

I liehen  worden  wären. i)  An  die  einzelnen  Ritter  wurden  natürlich 
Rechte  gegeben;  zahlreich  wurden  Reichslehen  verliehen. 

Einige  Beispiele  seien  angeführt 2):  1274  gestattete  Rudolf  I.  dem 
Heinrich  von  Sachsenhausen,  Schultheißen  von  Frankfurt,  im  Namen 
des  Kaisers  Mühlwasser  zu  verleihen,  1291  belehnte  er  Heinrich  und 
Konrad  „Milites  de  Sachsenhausen“  mit  einem  Beholzungsrecht  aus 
dem  Reichswald  Dreieich  bei  Frankfurt,  sie  sollten  täglich  einen  Wagen 
Holz  mitnehmen  dürfen,  1297  erhielten  Heinrich,  ehemaliger  Schultheiß, 
und  Konrad  von  Sachsenhausen  eine  Wiese  zu  Durkelwil,  die  vorher 
Friedrich  v.  Brenngesheim  gehört  hatte,  zu  Lehen.  Ludwig  der  Bayer 
verlieh  1320  an  Wolfram  von  Sachsenhausen  und  seine  Brüder  ein  Be- 
holzungsrecht  aus  dem  Reichswald  bei  Frankfurt,  1329  belehnte  er 
Rudolf  von  Sachsenhausen  mit  Gerechtsamen  in  der  Dreieich  und  dem 
Königsbach  bei  Frankfurt,  1336  erteilte  er  dem  Rudolf  von  Sachsen- 
hausen das  Recht,  sein  Korn  in  Frankfurt  und  vor  der  Stadt  zu  ver- 
kaufen, 1338  gestattete  er  Berengar  und  Poppo  von  Adelsheim  in  ihrer 
Feste  zu  Adelsheim  oder  auf  ihren  sonstigen  Besitztümern  vier  seßhafte 
Juden  zu  halten^),  1361  Karl  IV.  dem  Rudolf  von  Sachsenhausen,  der 
als  „Nobilis“  bezeichnet  wird,  Mühlwasser  in  seinem  und  des  Reichs 
Namen  zu  verleihen,  zugleich  erhielt  dieser  das  Privileg,  aus  dem  Königs- 
wald zu  Frankfurt  einen  Wagen  Holz  zu  entnehmen.  Man  sieht,  daß  das 
Geschlecht  derer  von  Sachsenhausen  sich  besonderer  kaiserlicher 
Gunst  erfreute,  und,  was  wichtiger  ist,  daß  die  kaiserlichen  Privilegien 
von  Fall  zu  Fall,  nicht  ein  für  allemal  verliehen  wurden,  und  immer 
wieder  der  Bestätigung  bedurften. 

1)  a.  a.  O.  S.  113. 

2)  Diese  finden  sich  mit  Ausnahme  eines  besonders  belegten  Beispiels  bei 
Moser  a.a.O.  S.  118—122  und  S.  169—170. 

3)  Böhmer,  R.  J.  3.  Ergänzungsheft  zu  1314 — 1347,  S.  370,  Nr.  3421. 
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III.  DIE  ENTWICKLUNG  SEIT  DEM  PRIVILEGIUM 
SIGISMUNDS  BIS  ZUM  ERSTEN  REFORM- 
REICHSTAG MAXIMILIANS  I.  (1422—1495.) 

Das  Privilegium  Sigismunds  hat  der  Reichsritterschaft  die 
Grundlage  für  ihre  Weiterentwicklung  gegeben,  aber  doch  hat  es  noch 
lange  gedauert,  bis  diese  Entwicklung  eine  soJche  Breite  und  Fülle,  eine 
solche  Einheitlichkeit  und  Geschlossenheit  zugleich  bekam,  daß  man  von 
einer  zusammenhängenden  Geschichte  sprechen  kann.  Die  Organisation 
in  den  einzelnenTerritorien  beginnt  nun  allerdings  immer  mehr  Gestalt  zu 
gewinnen:  dieKantone  bilden  sich  allmählich  aus,  die  interterritorialen 
Beziehungen  werden  fester,  die  Einigungen  werden  häufiger.  Die  völlige 
Abschließung  und  Abgrenzung  der  Reichsritterschaft  vollzog  sich  in  die- 
sem Zeitraum  noch  nicht,  noch  finden  wir  Fürsten  und  Herren  und  Städte 
mit  ihr  im  Bunde.  Eine  feste  staatsrechtliche  Gestalt  verliehen  ihr  erst  die 
Bedrohungen,  die  gegen  das  Ende  des  1 5.  Jahrhunderts  von  außen  kamen. 

1.  Die  innere  Entwicklung. 

In  der  schwäbischen  Entwicklung  nimmt  der  Bund  vom  St. 
Georgenschild  einenbesondersbreitenRaum  ein, überdiesensindwir  ja 
auch  durch  Liebenaus  Untersuchung  besonders  gut  unterrichtet.  In  den 
anderenTerritorien  finden  wir  keineGesellschaft,  die  eine  so  hervorragende 
Rolle  spielte. 

a)  In  Schjwaben. 

Für  Schwaben  wie  für  die  andern  Territorien  bewährt  sich  auch  in 
dieser  Zeit  noch  die  Äußerung  Liebenaus^),  daß  es  ein  Charakteristi- 
kum der  Ritterbünde  ist,  daß  sie  im  Gegensatz  zu  manchen  anderen 
Bünden  nicht  auf  ewige  Zeiten  geschlossen  wurden,  sondern  nur  auf 
kurze  Dauer,  da  man  sich  das  Recht  wahren  wollte,  die  alten  Verbin- 
dungen zu  lösen  und  neue  einzugehen  oder  sich  ganz  zu  isolieren. 

Einige  Urkunden  aus  den  Jahren  1424  und  1425  verdienen  keine  be- 
sondere Berücksichtigung,  ihr  Inhalt  ist  bei  Liebenau  angegeben. 

1)  a.  a.  O.  S.  248. 

2)  Sie  beziehen  sich  auf  eine  Vereinbarung  zwischen  zwei  Grafen  v.  Fürsten- 
berg und  dem  Grafen  v.  Lupfen  und  der  Ritterschaft  St.  Georgenschilds  wegen 
Zerstörung  des  Schlosses  Lupfen.  25.  Oktober  1424.  8.  März  1454  (2  versch.  Ur- 
kunden). Liebenau  S.  255. 
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Wichtig  sind  sie  nur  insofern,  als  sie  Kunde  geben  von  der  Existenz  des 
Georgenschilds.  In  Verhandlungen  mit  den  Städten  Konstanz  und 
Luzern  sowie  dem  Grafen  Hans  v.  Tengen,  Götz  v.  Hünenberg  und 
E.  V.  Fridingen,  dem  Landvogt  und  dem  Domkapitel  von  Konstanz  we- 
gen Kaufmannsgütern  aus  Welschland  treffen  wir  in  einer  Urkunde  vom 
21.  April  1425  Abgeordnete  der  Ritterschaft  im  Hegau^);  als  Haupt- 
mann der  Gesellschaft  St.  Georgenschild  im  Hegau  fungiert  in  einer 
der  Urkunden  vom  8.  März  Hans  Konrad  v.  Bodmann.  1426  schloß  die 
Ritterschaft  des  St. Georgenschilds  im  Hegau,  in  Oberschwaben  an 
der  Donau  und  im  Allgäu  mit  der  Gesellschaft  zu  Unterschwaben  an  der 
Donau  einen  Bund  zur  Aufrechterhaltung  des  Friedens,  des  gemeinen 
Nutzens  usw.,  „daß  sie  als  Glieder  beim  römischen  Reich  bleiben 
möchten“. 2)  wir  treffen  hier  also  wieder  dieselbe  Einteilung  wie  im 
Jahre  1413  beim  Georgenschild.  Daß  ein  Ritterhauptmann  auch  in 
jener  Zeit  schon  ein  dornenvolles  Amt,  keine  Sinekure  hatte,  geht  aus 
einer  Urkunde  von  1427  hervor^),  in  der  der  Hauptmann  Ritter  Hans 
Konrad  v.  Bodmann  an  die  Ritter  Berchtold  v.  Stauffen  und  Kaspar 
V.  Klingenberg  (vielleicht  seine  Mithauptleute)  schreibt,  er  sei  mit  Ge- 
schäften der  Ritterschaft  des  St.  Georgenschildes  im  Hegau  derartig  über- 
laden, daß  er  den  Befehl  des  KaisersSigismund  betreffend  die  Entgegen- 
nahme der  Huldigung  der  Städte  und  Schlösser  Herzog  Friedrichs  von 
Österreich  nicht  ausführen  könne.  1429  wird  in  einer  Urkunde,  deren 
Inhalt  die  Beilegung  der  Streitigkeiten  mit  den  Appenzellern  bildet,  un- 
terschieden zwischen  der  Ritterschaft  in  Schwaben  und  dem  St.  Ge- 
orgenschild^);  mit  der  Ritterschaft  in  Schwaben  waren  wohl  die  außer- 
halb des  St.  Georgenschilds  befindlichen  Ritter  gemeint.  Als  Hauptleute 
des  St.  Georgenschilds  unterzeichnen  Graf  Joh.  v.  Tengen,  Ritter 
Berchthold  v.  Stein  und  Kaspar  v.  Klingenberg.^)  1430  im  Februar 
werden  als  Hauptleute  genannt  Berchtold  v.  Stein  und  Hans  Konrad 
V.  Bodmann®),  im  August  desselben  Jahres  Graf  Johann  v.  Lupfen, 
Graf  Eberhard  v.  Lupfen,  dessen  Sohn  und  Kaspar  v.  Klingenberg. ^) 

1)  Liebenau  a.  a.  0. 

2)  Liebenau  a.  a.  O.  Chr.  Fr.  Stäliil  a.  a.  0.  III,  S.  448.  Roth  v. 
Schreckenstein  I,  641:  „auch  daß  sie  als  Glieder  beym  heiligen  Reiche 
bleiben  mügen,  St.  Georg,  der  Kirche,  dem  Reiche  und  ihren  Landen  zu  Ehren 
und  zur  Stärkung,  zu  Nutz,  zu  Frieden  und  gemach.“ 

3)  Liebenau  S.  256.  4)  Liebenau  S.  257. 

5)  Jedenfalls  identisch  mit  dem  Adressaten  des  Briefs  von  1427. 

6)  Liebenau  S.  257.  7)  24.  August.  Liebenau  a.  a.  0. 
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In  einer  weiteren  Urkunde  aus  diesem  Jahr  wird  wieder  Kaspar  v.  Klin- 
genberg als  Vertreter  des  St.  Georgenschilds  genannt.^)  Die  Führung 
der  Gesellschaft  blieb  offenbar  jahrelang  mit  geringem  Wechsel  — Jeden- 
falls durfte  man  nicht  zwei  Jahre  nacheinander  zum  Hauptmann  ge- 
wählt werden  — in  denselben  Händen.  Das  Jahr  1430  ist  aber  für  die 
Geschichte  der  Reichsritterschaft  besonders  wichtig  durch  eine  schwä- 
bisch-bairisch-fränkische  Einigung^),  von  der  weiter  unten  noch 
die  Rede  sein  wird.  Der  schwäbische  Teil  wird  bezeichnet  als : Ritterschaft 
in  Schwaben,  Gesellschaft  mit  St.  Georgenschild,  Einigung  in  dem  Hegau, 
zu  Oberschwaben,  und  zu  Niederschwaben  an  der  Donau.  Ritterschaft  in 
Schwaben,  Gesellschaft  usw.  und  Einigung  usw.  sind  hier  wohl  als  ver- 
schiedene Ausdrücke  für  denselben  Begriff  aufzufassen,  denn  es  treten  nur 
Hauptleute  auf  der  Partei  im  Hegau  (Graf  Johannes  v.Tengen,  Hanns 
Konrad  von  Bodmann,  Ritter  und  Kaspar  v.  Klingenberg),  der  Partei  in 
Oberschwaben  an  der  Donau  (Berthold  v.  Stein  zu  Ronsberg,  Ritter,Wolf 
V.  Stein  zu  Klingenstein,  Ritter  und  Hans  v.  Freyberg  zu  Achstetten)  und 
der  Partei  zu  Niederschwaben  an  der  Donau  (Friedrich  v.  Zipplingen), 
Haupt  V.  Pappenheim,  d.h.r.  Reichs-Erbmarschall  und  Hanns  v.Wester- 
nach).  Auf  einem  Adelstag  zu  Windsheim  betreffend  den  Krieg  gegen  die 
Hussiten  vertraten  im  September  1431  Wilhelm  v.  Rechberg  und  Freiherr 
v.Hausen  die  Ritterschaft  im  Hegau,  Allgäu  und  an  der  Donau. 3)  Auch 
vom  Adel  des  Kraichgaus  waren  Vertreter  bei  der  Tagung  zugegen, 
in  einer  Liste  wird  Reynhart  v.  Neytperg  (Reinhard  von  Neipperg)  „von 
des  Lands  wegen  krochkaw“  aufgezählt.^)  Im  Kraichgau  saß  von  jeher 
reichsfreier  Adel,  und  die  Familie  der  Neipperg  ist  eine  alte  reichs- 
ritterschaftliche.  Ob  hinter  Reinhart  v.  Neipperg  eine  geschlossene 
Korporation  stand,  oder  ob  er  von  einer  für  den  besonderen  Fall  zu- 
sammengetretenen Adelsversammlung  delegiert  wurde,  ist  nicht  er- 
sichtlich, es  läßt  sich  also  nichts  darüber  sagen,  wie  weit  damals  die 
Organisation  im  Kraichgau  vorgeschritten  war.°)  Im  Jahr  1434  finden 

1)  Liebenau  S.  258. 

2)  Moser  a.a.O.  S.  153.  Kerner  II,  S.  13.  Chr.  Fr.  Stälin  III,  S.448. 
Liebenau  S.  258.  Roth  v.  Schreckenstein  I,  S.  641/42.  — Die  Urkunden s. 
Lünig,  p.  s.  c.  III,  2,  S.  237—239. 

3)  DR.  IX,  S.  624—628,  Liebenau  S.  258.  4)  DR.  IX,  S.  627. 

5)  Am  13.  Januar  1432  fand  ein  weiterer  Adelstag  zu  Nürnberg  statt  (DR. 

X,  5,  953/54).  Man  beschäftigte  sich  mit  der  Hussiten-  und  der  Landfriedens- 
frage, kam  aber  zu  keinem  Resultat,  sondern  beschloß,  sich  mit  dem  auf  27.  Ja- 
nuar nach  Würzburg  angesetzten  Fürstentag  ins  Benehmen  zu  setzen. 
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wir  wieder  Hans  Konrad  v.  Bodmann  als  Hauptmann  des  St.  Georgen- 
schilds im  Hegau,  er  quittiert  in  der  betreffenden  Urkunde  dem  Grafen 
I Egon  V.  Fürstenberg  für  ausstehende  Steuern  an  die  Gesellschaft.^) 
i Um  diese  Zeit  erfolgte  die  Vereinigung  des  St.  Wilhelmsschilds 
I mit  dem  St.  Georgenschild  in  Schwaben. 2)  Die  vereinigte  Gesell- 
i Schaft  ordnete  Herzog  Friedrich  von  Österreich,  ein  Fall  wohlwollenden 
I und  förderlichen  Eingreifens  eines  Reichsfürsten  in  die  reichsritterschaft- 
j liehe  Organisation.^)  Die  Folge  dieser  Neuordnung  war  eine  ganze 
I Reihe  von  Neueintritten  in  die  Gesellschaft,  die  zum  Teil  auch  auf  den 
I Herzog  Friedrich  zurückgingen. ^)  (1436  und  1437.)  Am  8.  Mai  1437  kam 
zwischen  der  Ritterschaft  St.  Georgenschildes  und  den  Grafen  Ulrich 
und  Ludwig  von  Württemberg  ein  Bund  auf  zwei  Jahre  zustande  zur 
Handhabung  des  Landfriedens.  In  diesem  Vertrag  werden  drei  Par- 
teien der  Vereinigung  mit  St.  Georgenschild  genannt:  l.im  Hegau. 
2.  in  Oberschwaben  an  der  Donau.  3.  in  Niederschwaben  an  der  Donau. 
Dies  entspricht  der  Einteilung  von  1430  und  steht  im  Gegensatz  zu 
der  von  1426,  wo  die  drei  Teile  des  Georgenschilds  sind  1.  Hegau,  2. 
Oberschwaben  an  der  Donau,  3.  Allgäu.  Hauptleute  sind  Ritter  Hans 
Konrad  v.  Bodmann,  Marquard  v.  Schellenberg  und  Albrecht  v.  Härn- 
haus.  Mitsiegler  sind:  Johann  v.  Tengen,  Graf  zu  Nellenburg,  Heinrich 
V.  Randegg,  Ritter,  Beetz  v.  Stein,  Hans  v.  Freiberg,  Diepold  Grüß 
und  Hans  v.  Westerstetten. ^)  Am  29.  April  1438  schlossen  vor  Kaspar 
v.Klingenberg,  Hauptmann  des  St. Georgenschildes  in  Hegau  und  16 Glie- 
dern derGesellschaft,  darunter  zwei  Grafen  v.Lupfen,  die  Herren  v.Rosen- 
egg.  Randegg,  Schenberg,  Truchseß  v.  Diessenhofen,  v.  Hornburg,  Frie- 
dingen, Reischach,  Stoffeln,  Blumberg,  Rämberg,  Blumenegg,  imThurn, 
Hans  Konrad,  Hans  und  Frischhans  v.  Bodmann  einen  Familienvertrag.  ®) 
Dieser  an  sich  unwichtige  Vorgang  interessiert  wegen  der  dabei  vorkom- 
menden Namen.  Daß  gelegentlich  Reichsfürsten  sich  direkt  zum  Eintritt 
in  eine  Rittergesellschaft  herbeiließen,  zeigt  eine  Urkunde  vom  23.  April 
1439;  damals  traten  Kurfürst  Friedrich  v.  Brandenburg  und  seine  Söhne 
Friedrich,  Albrecht  und  Johann  auf  zwei  Jahre  in  die  Gesellschaft 
des  St.  Georgenschildes  an  der  Donau  ein.  Der  St.  Georgenschild  be- 

' 1)  Am  11. Oktober  1434,  Liebenau  S.259. 

2)Chr.Fr.Stälin  III,  S.447.  3)  ebda.  S. 448.  Liebenau  S.260. 

4)  Stälin  S.  447/8.  Liebenau  S.260. 

5)  Moser  a.  a.O.  S.753.  Liebenau  a.  a.  0.  S.  261.  Sattler  II,  S.  120/21. 

6)  Liebenau  S.  262. 
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wies  seinen  Ernst,  den  Landfrieden  zu  wahren  auch  im  Jahre  1440  wieder: 
damals  schloß  er  mit  schwäbischen  Städten  und  Fürsten  einen  Bund 
zur  Bekämpfung  des  Räuberunwesens.^)  Von  der  Reorganisation  des 
St.  Georgenschildes  an  bis  zum  Jahre  1463  besitzen  wir  keine  Urkunden, 
die  für  die  genossenschaftliche  Entwicklung  von  besonderer  Bedeutung 
wären.  Wie  die  Rittergesellschaften  geschlossen  hinter  ihrtn  einzelnen 
Mitgliedern  standen,  wenn  es  galt,  deren  Interessen  nach  außen  hin  zu 
wahren,  ließe  sich  durch  zahlreiche  Beispiele  belegen.  Ein  solcher  Fall  soll 
hierangeführt  werden^):  In  einem  Streit,  in  den  Ritter  Veit  v.  Isenburg 
und  Junker  Hans  v.  Rechberg  vom  hohen  Rechberg  mit  eidgenössischen 
.Orten  geraten  waren,  vermittelten  Frischhans  v.  Bodmann,  Hauptmann 
der  Ritterschaft  vom  St.  Georgenschild  der  Vereinigung  im  Hegau,  Graf 
Johann  v.  Tengen,  Heinrich  v.  Randegg,  Hans  v.  Klingenberg,  Ritter 
Albrecht  v.  Klingenberg,  Hans  Ulrich  v.  Stoffeln  und  Heinrich  v.  Ofter- 
dingen, Gesellen  der  Vereinigung.  Mit  dem  Krieg,  den  22  schwäbische 
Städte  gegen  die  Raubritter  im  Hegau  im  Jahr  1441  führten,  hat  der  St. 
Georgenschild,  der  gerade  dem  Raubrittertum  zu  steuern  suchte,  als 
solcher  nichts  zu  tun,  er  wurde  auch  von  der  Stadt  Radolfzell,  als  diese  am 
30.  Oktober  des  Jahres  dem  Städtebund  beitrat,  ausdrücklich  ausgenom- 
men.3)  Wohl  aber  galt  der  Krieg  einzelnen  .Mitgliedern  der  Gesellschaft, 
wie  z.  B.  dem  Grafen  Heinrich  v.  Lupfen,  der  im  Jahr  1440  als  Mitglied  der 
Gesellschaft  genannt  wird.^)  Am  8.  Juni  1442  erneuerte  die  Gesellschaft 
vom  St.  Georgenschild,  des  Viertels  im  Hegau  und  am  Bodensee  auf  drei 
Jahre  ihren  Bund  gegen  jedermann,  ausgenommen  König  Friedrich. 
Hauptmann  war  damals  Graf  Hans  v.  Tengen  und  Nellenburg,  Landgraf 
im  Hegau  und  Madach.  Die  innere  Entwicklung  einer  Rittergesellschaft 
ging  natürlich  immer  Hand  in  Hand  mit  den  äußeren  Beziehungen. 
Durch  ihre  Organisationsform  und  durch  die  Zwecke  und  Ziele  ihrer 
Vereinigung  wurde  sie  natürlich  zu  ganz  bestimmten  Schritten  nach 
außen  hin  veranlaßt.  Ein  gutes  Bild  davon,  was  alles  an  eine  solche 
Rittergesellschaft  herantrat,  und  wie  eine  stete  Wechselwirkung  zwi- 
schen innerer  und  äußerer  Entwicklung  bestand,  geben  die  Zusammen- 
stellungen Li  ebenaus.  In  den  Jahren  von  1443  bis  1462  ist  die 
Organisation  in  sich  gefestigt,  um  so  mehr  kann  die  Gesellschaft  nach 
außen  hin  auftreten,  und  um  so  mehr  wird  sie  auch  von  allen  Seiten 
umworben.^)  Wir  finden  sie  1443imBund  mit  Ulrich  vonWirtem- 


2)  ebda.  S.  263.  3)  ebda.  S.  263. 

5)  Liebenau  S.  264 — 267. 


1)  Liebenau  S.  262. 

4)  ebda.  Stälin  III,  S.  452. 
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berg^)  und  mit  Baiern,  1445  mit  Ulrich  und  Ludwig  von 
Wirtemberg2),  sowie  mit  Albrecht  von  Österreich^),  1447 
mit  Ludwig  von  Wirte mberg^),  1460  mit  Sigismund  von 
I Österreich®),  1461  mit  Albrecht  von  Österreich.®)  In  Rechts- 
; Streitigkeiten  wird  häufig  die  Georgengesellschaft  oder  ihre  Hauptleute 
jauch  von  Außenstehenden  angegangen;  1444  sucht  Bischof  Heinrich 
j von  Konstanz  zu  vermitteln  zwischen  den  Eidgenossen,  Zürich  und 
Österreich  unter  Beteiligung  von  Delegierten  der  Georgenritterschaft  ^), 

1 446  bietet  Abt  Friedrich  in  der  Reichenau  dem  Abt  Kaspar  von  St.Gallen 
wegen  eines  Streites  Recht  an  auf  den  Reichslandvogt,  das  Gericht,  in  dem 
das  Streitobjekt  liegt,  oder  den  St.  Georgenschild^),  1461  fordert  Hans 
V.  Rechberg  die  Stadt  Schaffhausen  zur  Rechtfertigung  wegen  eines  zer- 
störten Schlosses  vor  den  Hauptmann  der  Ritterschaft  im  Hegau. ^) 

Aus  dem  Jahr  1463  haben  wir  einen  Bundesbrief  eines  Ge- 
orgenschilds. Denn  offenbar  kann  diese  Vereinigung  nicht  schlechtweg 
identifiziert  werden  mit  der  Gesellschaf  t,  mit  der  wir  uns  bisher  beschäftigt 
haben.  Die  Zahl  der  Teilnehmer  an  dem  neuen  Bund  ist  eine  sehr  be- 
schränkte, nirgends  in  der  Urkunde  wird  von  einer  schon  bestehenden  Ge- 
sellschaft gesprochen,  um  deren  Fortsetzung  es  sich  hier  handeln  würde, 
nirgends  auch  von  der  sonst  allgemein  auftretenden  Einteilung  in  Bezirke 
oder  Kantone.  Li  eben  au  hätte  deshalb  diesen  Bund  nicht  ohne  weiteres 
in  seine  Liste  aufnehmen  dürfen.  St.  Georg  war  ja  der  Schutzpatron  der 
Ritter,  es  lag  deshalb  sehr  nahe,  daß  sich  eine  Gesellschaft  von  Adeligen, 
die  sich  neu  zusammenschloß,  als  Gesellschaft  St.  Georgs  oder  St.  Ge- 
orgenschild bezeichnete,  und  man  konnte  ihr  dies  wohl  nicht  ohne  wei- 
teres verbieten.  Eine  solche  neugebildete  Gesellschaft  haben  wir  wohl 
auch  im  Jahr  1463  vor  uns.  Teilnehmer  waren  die  Grafen  Eberhardt, 
Johannes  und  Georg  v.  Werdenberg,  die  Grafen  Httgo  und  Ulrich  von 
Montfort,  Graf  Konrad  v.  Fürstenberg,  die  Grafen  Heinrich,  Sigmund  und 
Hans  V.  Lupfen,  Herr  Rudolf  v.  Rechberg,  Landkomtur,  die  Herren  Eber- 
hard und  Hans  Truchsessen  zu  Waldburg,  Herr  Burckard  v.  Homburg, 
Herr  Heinrich  v.Randeck,  Herr  Hans  v.Kunseck,  Hans  Ulrich  v.  Stoffeln, 
Wolf  und  Burckard  v.  Jungingen,  Pilgrim,  Konrad  und  Heinrich  v.  Rei- 
schach, Balthasar  v.  Blumeneck,  Konrad  v.  Homburg,  Ortolf  v.  Heudorf, 
Ulrich  Gremlichs  Erben,  Herr  Ludwig  Abt  und  der  Konvent  desGottes- 

1)  am  3.  September.  2)  am  20.  März.  3)  am  9.  Juni. 

4)  am  23.  April.  5)  am  23.  August.  6)  am  1.  Juni. 

7)  am'  22.— 31.  März.  8)  am  18.  Juli.  9)  am  9.  Juni. 


92  ni.  Die  Entwicklung  seit  dem  Privilegium  Sigismunds  usw.  I 

hauses  zu  Salmansweiler,  die  Stadt  Pfullendorf.  Die  Bundesgenossen  ver-|j 
pflichten  sich,  wie  üblich,  zu  gegenseitiger  Unterstützung  gegen  fremde® 
Beschimpfung,  sie  geloben  sich,  interne  Streitigkeiten  auf  dem  Wege  des 
Rechts  zu  erledigen.  Unleugbare  Geldschulden  dürfen  gepfändet  werden 
durch  den  Amtmann  des  Gerichts,  zu  dem  der  Schuldner  gehört,  doch  muß 
mit  den  Pfändern  „pfantlich  gefaren“  werden,  „nach  desselben  Gerichts 
Gewonheit“,  wegen  verbriefter  Schulden  soll  laut  diesen  Briefen  vorge- 
gangen werden,  betreffend  Zins  undHubgeld  nach  dem  altenHerkommen. 
Wenn  einer  nichts  zu  verpfänden  hat,  so  soll  ihn  sein  Amtmann  dazu  an- 
halten,  einen  Eid  zu  Gott  und  den  Heiligen  zu  schwören  „in  vierzehn 
Tagen  uss  den  Gerichts  zwengen  und  bännen,  darinn  er  gesessen  ist,  zu 
gan  und  dorzu  nit  zukommen,  dann  mit  des  ClegersWissen  undWillen  oder 
emals  er  In  bezalt  hat“.  Der  Gläubiger  kann  dann  den  Schuldner  mit 
andern  Gerichten  angehen.  Die  Bundesglieder  ,,und  die  zu  Uns  zu  ver- 
sprechend steend,  die  in  nit  gesworm  Gericht  gehören“,  es  seien  Edle  oder 
Unedle,  Städte  oder  Kommunen,  Geistliche  oder  Weltliche,  die  mitein- 
ander „spennig“  werden,  sollen  diese  Streitigkeiten  austragen  vor  drei 
Richtern,  die  durch  die  Gesellschaft  oder  deren  Mehrheit  eingesetzt  wer- 
den „alle  Jahr“.  Streitigkeiten  wegenErbschaften  und  Lehen  müssen  vor 
die  zuständigen  Gerichte  gebracht  werden.  Die  drei  Richter  sollen 
Recht  „halten“,  wann  sie  vom  Hauptmann  dazu  aufgefordert  werden  „an 
Enden“,  die  den  Parteien  am  gelegensten  sind,  es  soll  dabei  kein  Verzug 
stattfinden.  Wenn  sich  die  Parteien  aus  freien  Stücken  „eines  andern 
Rechts  oder  Gütlichkeit“  vereinen,  so  ist  dagegen  nichts  einzuwenden. 
Der  Hauptmann  soll  dem  Kläger  binnen  14  Tagen  Recht  verschaffen 
vor  den  Drei.  Wenn  einer  oder  mehrere  der  Richter  in  einer  Sache  als 
befangen  zu  betrachten  sind,  so  sollen  dafür  andere  ,,onargwönige  und 
togentliche“  eintreten.  Beschwerden  gegen  Urteile  können  binnen 
einem  Monat  nach  dessen  Erlaß  vor  den  Hauptmann  und  dessen 
zugeordnete  Räte  gebracht  werden.  Was  diese  Berufungsinstanz 
als  Recht  erkennt,  das  soll  dann  Geltung  haben.  Die  Berufungsver- 
handlung muß  binnen  14  Tagen  nach  der  Aufforderung  durch  den 
Hauptmann  angesetzt  werden.  Wenn  ein  Hauptmann  oder  seine  Räte 
selbst  in  einen  Fall,  der  vor  sie  gebracht  wird,  verwickelt  oder 
sonst  befangen  sind,  so  sollen  sie  durch  ,, Unverwandte“  ersetzt 
werden.  Wenn  der  Teil,  der  Berufung  beim  Hauptmann  angestrengt 
hat,  verliert,  so  soll  er  der  Gegenpartei  den  Schaden,  der  ihr  durch  die 
Berufung  entstanden  ist,  nach  Erkenntnis  des  Hauptmanns  und  der 
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Räte  ersetzen.  Die  Freiheiten,  Gnaden,  Briefe,  Privilegien,  alten  Her- 
kommen garantiert  man  sich  gegenseitig.  Wenn  die  Gesellschaft  oder 
Teile  dieser  „es  wäre  mit  belägern,  besitzen,  beziehen,  mit  Rob,  Nom, 
Brand  oder  jn  anderer  Wyse“  geschädigt  werden,  so  sollen  die  Mit- 
glieder dahin,  wo  Gefahr  ist  „ohn  alles  Verziehen  zu  Roß  und  zu  Fuß 
nach  allem  Unserm  Vermögen“  zuziehen.  Wenn  das  Schloß  eines 
Mitglieds  entsetzt  oder  zurückerobert  wird,  so  muß  es  dem  früheren 
Eigentümer  zugestellt  werden.  Gefangene  Mitglieder  müssen  unver- 
züglich befreit  werden.  Eroberte  Städte,  Märkte,  Dörfer  werden  Ge- 
meingut. Wenn  es  zum  Krieg  kommt  mit  Herren,  deren  Vasallen 
Bundesmitglieder  sind,  so  sollen  Hauptmann  und  Räte  von  Fall  zu 
Fall  entscheiden,  wie  sich  diese  zu  verhalten  haben.  Die  Gesellschafts- 
mitglieder sollen  sich  gegenseitig  schützen,  daß  sie  nicht  vor  fremde 
und  ausländische  Gerichte,  die  für  sie  nicht  zuständig  sind,  gezogen 
werden  „und  by  billichen  und  zimlichen  Rechten  mögen  beliben“. 
Gegen  geistliche  Gerichte  soll  in  geistlichen  Sachen  kein  Einspruch  er- 
hoben werden.  Wenn  aber  einer  von  westfälischen  Gerichten  „anders 
dann  nach  Ordnung  und  Gesetzt  derselben  Gericht  und  die  Reformation 
usswisst“  belangt  wird,  so  soll  dem  nicht  Folge  geleistet  werden.  Wenn 
Mitglieder  von  außerhalb  der  Gesellschaft  Stehenden  „umb  Ir  Vor- 
derung  und  Ansprach  Ere  und  Rechts  an  billichen  Enden  zu  sind“ 
angefordert  und  ersucht  werden,  so  soll  den  Anfordererp  ,,an  billichen 
Enden,  die  Unsern  Hauptmann  und  die  Rät  bedunckt  billich“  Ehre 
und  Recht  gegeben  werden,  ausgenommen  ,,ob  ainer  vor  datum  diss 
Briefs  gedient  hatt,  als  under  dem  Adel  Herkommen  ist,  und  er  darumb 
zu  Ere  und  Recht  nit  fürkommen  wolt,  in  dem  sollen  wir  desshalben 
müssig  gan“.  Wenn  einer  persönlich  in  einen  Krieg  verwickelt  wird, 
der  die  Gesellschaft  nichts  angeht,  so  braucht  diese  ihm  keine  Hilfe  zu 
leisten.  Bei  Kriegen  aber,  die  die  Gesellschaft  angehen,  muß  bis  zum 
Austrag  der  Sache  treue  Waffenbrüderschaft  gehalten  werden.  Wenn 
ein  Gesellschaftsmitglied  stirbt,  so  müssen  trotzdem  seine  Schlösser, 
Städte,  Leute  und  Güter  zur  Verfügung  der  Gesellschaft  bleiben.  Kei- 
ner soll  des  andern  eigene  Leute,  nachjagende  Vogtleute  und  unver- 
rechnete  Amtleute  oder  sonst  Verbürgte  und  Verschworene  auf- 
nehmen. Die  Bundesglieder  dürfen  sich  nur  an  solchen  andern  Ge- 
sellschaften beteiligen,  die  ihre  Gesellschaft  ausnehmen,  ebensowenig 
bei  jemand  Dienst  nehmen,  der  dies  nicht  tut.  Neue  „Gesellen“  dürfen 
durch  den  Hauptmann  und  die  Räte  aufgenommen  werden  ausgenom- 


94  Die  Entwicklung  seit  dem  Privilegium  Sigismunds  usw. 

men  Fürsten,  fürstenmäßige  Herrn  und  mächtige  Kommunen;  über 
letzterer  Aufnahme  entscheidet  die  Gesellschaft.  Keiner  soll  gegen  den 
andern  „by  yemand  usserhalb  Unser  Gesellschaft  zu  Tagen  Rechten 
noch  taidingen  nit  sin  noch  stan,  dann  mit  Willen  des  Sächers“.  Aus- 
nahmen gelten  für  einen  Vater  bei  seinem  Sohn,  für  einen  Sohn  bei 
seinem  Vater  und  sonst  bei  nahen  Verwandten,  ferner  für  Herren  und 
Diener  gegenseitig.  Jedes  Jahr  werden  „zu  allen  Unsern  vorgeschrieben 
Geschäfften  und  Ussträgen“  ein  Hauptmann,  Räte  und  Richter  verwählt. 
Es  folgt  dann  die  übliche  Verpflichtung,  die  diesen  auferlegt  wird,  in 
der  Fassung:  „Unser  yeglichem  ainem  als  dem  andern  glich  fürderlich 
und  gemain  zu  sind,  auch  in  allen  Unser  Gesellschafft  Sachen,  was  für 
sie  getragen  und  Commen  würdet,  nach  dem  aller  getrulichsten  uf  Ir 
höchsten  Verstentnuss,  nieman  zu  Lieb  noch  zu  Leid,  weder  durch 
Freuntschafft,  Miedt  noch  Gab,  sondern  allein  zu  Nutz,  Ere  und  Frommen 
Unser  gemeinen  Gesellschafft  raten,  handlen  und  fürnemen  nit  uff  Ir 
selbs  sondern  uff  derselben  Unser  Gesellschafft  Lösten.“  Den  Anord- 
nungen und  Befehlen  des  Hauptmanns  und  der  andern  muß  unbedingt 
nachgekommen  werden.  Wenn  nach  Ablauf  des  Gesellschaftsvertrages 
Mitglieder  von  Außenstehenden  wegen  Angelegenheiten  belangt  wer- 
den, die  in  die  Zeit  der  Einung  fallen,  so  soll  diesen  Hilfe  und 
Rat  gewährt  werden,  gerade  als  ob  die  Einung  noch  dauerte.  Dienern 
der  Mitglieder,  .die  „Erb  und  aigen“  haben,  gegenüber  bestehen  keine 
Verpflichtungen,  sie  wollen  denn ,, dieser  Ainung  geniessen  und  entgelten 
als  wir  andern“.  Nur  wenn  ein  solcher  Diener  wegen  der  Gesellschaft 
in  Geschäfte  oder  Krieg  kommt,  soll  er  geschirmt  werden.  Keiner  soll 
fremde  Ansprüche  gegen  seine  Mitgesellen  kaufen  oder  sonst  an  sich 
bringen.  Einem  Widersacher  der  Gesellschaft  darf  kein  Geleit  gegeben 
werden  „ussgenommen  zu  Höven,  Rechten  oder  gütlichen  Tagen“.  Der 
Hauptmann  muß  nach  Ablauf  seiner  Amtsperiode  der  Gesellschaft 
Rechnung  ablegen.  Überschüsse  werden  nach  Ablauf  der  Einung  ent- 
sprechend unter  die  Mitglieder  verteilt,  Schulden  werden  ebenfalls  um- 
gelegt auf  jeden  „nach  Anzahl  siner  jährlichen  Gült“.  Alle  Sachen, 
die  vor  Beginn  der  Einung  zu  offener  Feindschaft  geführt  haben  und 
alle  vorher  von  einem  Außenstehenden  über  eines  der  Mitglieder  er- 
langten Urteile  gehen  die  Gesellschaft  nichts  an.  Ausgenommen  sind 
Fälle,  in  denen  offenkundige  Übervorteilung  oder  Rechtsverkürzung 
vorliegt.  Abänderungen  an  einem  oder  mehreren  Artikeln  dürfen  vor- 
genommen werden.  Ausgenommen  werden  der  Papst,  der  Kaiser  „und 
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was  yeglicher  vor  datum  diss  Briefs  gelopt,  versworen  oder  verschriben 
haut  und  dess  ainer  diZyt  unser  Ainung  mit  Eren  nit  mag  alsin“.  Die 
Einung  soll  währen  bis  zum  St.  Georgentag  und  von  da  ab  drei  Jahre.  — 
Dies  ist  der  Inhalt  des  etwas  umständlichen  und  ungeordnetenVertrages. 
Diese  Eigenschaften  haften  natürlicherweise  allen  derartigen  Abmach- 
ungen an  und  sind  auch  bei  den  früheren  ritterschaftlichen  Verträgen 
schon  zutage  getreten.  Die  einzelnen  Bestimmungen  sind  im  wesent- 
lichen dieselben  wie  früher,  doch  ist  einiges  hervorzuheben. 

Der  Bund  ist,  wie  alle,  kein  reiner  Adelsbund,  ein  Kloster  ist 
beteiligt  „Herr  Ludwig  Abt  und  der  Konvent  des  Gotteshauses  zu 
Salmansweiler“,  Mitglied  ist  auch  eine  Stadt,  Pfullendorf.  Doch 
sucht  man  dem  Anschluß  weiterer  reichsständischer  Mitglieder  mög- 
lichst vorzubeugen  durch  die  Bestimmung,  daß  über  die  Aufnahme  von 
Fürsten,  fürstenmäßigen  Herren  und  mächtigen  Kommunen  nicht 
Hauptmann  und  Räte  zu  entscheiden  haben,  sondern  die  Gesellschaft. 
Von  den  einzelnenBestimmungen  sind  sonst  noch  hervorzuheben : Die  aus- 
führlichen Verordnungen  über  die  Schuldverhältnisse,  die  Wahrung  der 
eigenen  richterlichen  Kompetenz  gegenüber  fremden  und  ausländischen 
Gerichten.  Auf  den  Einfluß  des  Abtes  ist  wohl  der  Paragraph  zurückzu- 
führen, daß  gegen  geistliche  Gerichte  in  geistlichen  Sachen  kein  Einspruch 
erhoben  werden  solle.  Gegen  die  westfälischen  Gerichte  wird  besonders 
scharf  Stellung  genommen.  Die  Bundesmitglieder  dürfen  sich  nur  an 
solchen  anderen  Gesellschaften  beteiligen,  die  ihre  Gesellschaft  aus- 
nehmen und  nur  bei  jemand  Dienst  nehmen,  der  dies  auch  tut.  Von 
den  Vertragsbestimmungen  wird  diesmal  auch  der  Papst  ausgenommen. 

Über  den  St.  Georgenschild,  d.  h.  über  die  dauernde  Vereinigung 
dieses  Namens  sind  wir  auch  weiterhin  gut  unterrichtet,  doch  findet 
sich  wenig,  was  für  die  Organisation  von  besonderer  Bedeutung  wäre: 
1464  wird  Max  v.  Schellenberg  als  Hauptmann  erwähnt.^)  Im  selben 
Jahr  entbrannte  im  Hegau  und  in  der  Bodenseegegend  eine  Fehde, 
bei  der  die  Gesellschaft  zeigte,  daß  sie  sich  nicht  immer  auf  die  Seite 
ihrer  Standesgenossen  stellte,  sondern  denjenigen  unter  diesen,  die 
in  Räubereien  und  Fehden  ihren  Lebenszweck  sahen,  energisch  ent- 
gegenzutreten, wußte.  Es  galt  damals  dem  Treiben  des  Eberhard  von 
Klingenberg  und  des  Hans  von  Rechberg  ein  Ende  zu  bereiten,  von 
denen  der  erstere  Mitglied  der  Gesellschaft  gewesen  war.-)  Am  28.  Ja- 

1)  Liebenau  S.  267. 

2)  Liebenau  ebda.  u.  f.  S.  Roth  v.  Schreckenstein  II,  82ff. 
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nuar  1465  wurde  dann  die  Fehde  zwischen  den  Grafen  Ulrich  und 
Eberhard  von  Wirtemberg,  den  Grafen  Johann  Eberhard  und  Jörg 
V.  Werdenberg,  Graf  Johann  v.  Sonnenberg,  Markgraf  Karl  von 
Baden  und  der  Gesellschaft  des  St.  Georgenschildes  einerseits,  den 
Brüdern  Eberhard,  Kaspar,  Heinrich,  Albrecht  und  Wolfgang  v.  Klin- 
genberg andrerseits  ausgetragen. i)  Hans  V.  Rechberg  war  schon  1464  an 
einer  Verwundung  gestorben. 2)  Aus  dem  Jahre  1465  führt  Liebenau 
einen  Bundesbrief  an. 3)  Im  Jahre  1466  ächtete  das  Hofgericht  Rott- 
weil Graf  Johannes  v.  Tengen,  Melchior  v.  Blumeneck,  Burkart  v.  Hom- 
burg und  Hans  Jakob  v.  Bodmann,  offenbar  Mitglieder  des  Georgen- 
schilds, denn  diesem  wird  davon  Mitteilung  gemacht.**)  1468  wird  in 
einer  Urkunde  erwähnt,  daß  der  Georgenschild  in  Oberschwaben  noch  bis 
zum  nächsten  St.  Jörgentag  dauere.^)  Am  26.  August  1468  kommt  ein 
Bund  zustande  zwischen  Herzog  Sigmund  zu  Österreich  und  der  Ritter- 
schaft St.Georgenschildes  in  Oberschwaben  gegen  die  Eidgenossen.®)  A m 
6.JuniwirdeinBundvonGeorgenrittern  erneuert,  offenbar  aber  ist 
dieser  nicht  identisch  mit  dem  großen  Georgenbund.  Es  werden  nämlich  als 
Mitglieder  aufgezählt  nur  die  Grafen  v.  Hohenberg,  Zollern,  Werdenberg, 
Eberhard  v.  Sonnenberg,  Georg  Truchseß  v.  Waldburg,  die  Freiherren 
V.  Zimmern,  Gundelfingen,  Berchtold  und  Stein.^  Das  eigentlich  ritter- 
liche Element  spielt  in  dem  Bund  also  gar  keine  Rolle.  1474  kam  ein 
Vertrag  zustande  zwischen  dem  Markgrafen  von  Baden  und  der  an- 
grenzenden Ritterschaft  auf  fünfzehn  Jahre^);  nach  mancher  Ansicht 
ist  dies  die  Grundlegung  der  reichsritterschaftlichen  Organisation  in  der 

1)  Liebenau  S.268.  Roth  v.  Schreckenstein  II,  S.83.  Sattler  III, 
S.  38/39.  Urk.  s.  ebda.  Beil.  Nr.  30,  S.  29/30. 

2)  Liebenau  a.  a.  0.  3)  S.  271.  4)  ebda. 

5)  Mosers  Angabe  (S.  154),  daß  sich  diese  Urkunde  bei  Lünig,  Part.  Spec. 
unter  Österreich  S.  13  finde,  ist  nicht  zutreffend. 

6)  Liebenau  S.  272,  die  Urkunde  bei  Bürgermeister,  C.D.E.  I,  S.48— 50. 

7)  Liebenau  S.  271. 

8)  Moser  S.154.  Kerner  II,  S.  14,  s.  auch  H.  Freih.  Röder  von  Diers- 
burg: Zur  Geschichte  der  Reichsritterschaften,  im  Speziellen  die  Gründung  des 
Ritterkantons  der  Ortenau.  Vierteljahrsschrift  für  Heraldik,  Sphragistik  und 
Genealogie,  IX.  Jahrg.  Berlin  1881.  S.  38—48.  Dieser  bezeichnet  als  Ge- 
burtsjahr der  Ortenauschen  Reichsritterschaft  das.  Jahr  1464.  Damals  verbün- 
deten sich  Angehörige  der  Familien  Röder  v.  Thiersberg  (Diersburg),  Schauen- 
burg und  Neuenstein  v.  Hubacker  auf  15  Jahre,  zur  Wahrung  des  Landfriedens. 
Um  diese  sammelten  sich  später  fast  alle  Geschlechter  der  Ortenau  (s.  S.  40). 
Der  Vertrag  von  1474  (s.  S.  42ff.)  bildet  demnach  schon  eine  spätere  Stufe. 
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Drtenau  gewesen.  Die  Zahl  der  Vertragschließenden  betrug  25,  der 
Inhalt  des  Vertrags  war:  sich  bei  seinen  Gütern  zu  schützen,  jährlich 
dnen  Hauptmann  zu  wählen,  vor  diesem  oder  vor  Austrägen,  die  vom 
.Uarkgrafen  Karl  und  den  Parteien  bestellt  werden.  Recht  zu  geben 
jjnd  zu  nehmen.  Die  Zahl  der  Pferde,  mit  denen  sie  im  Falle  der  Not 
j einander  zu  Hilfe  kommen  sollten,  wurde  bestimmt.  Zu  Bestreitung 
,Jer  Kosten  sollte  beim  Hauptmann  Geld  hinterlegt  werden,  worüber 
fieser  Rechenschaft  zu  geben  hatte,  die  Mitglieder  sollten  so  oft  als 
lötig  zusammenberufen  werden  und  sich  nicht  weigern  zu  erscheinen. 
Die  Ortenau  bildete  später  keinen  selbständigen  Kanton,  sie  war  ein 
Bezirk  des  Kantons  Neckar-Schwarzwald-Ortenau,  hatte  aber  als  Be- 
zirk eine  eigene  Verfassung.^) 

Für  einen  der  späteren  schwäbischen  Kantone,  den  Kraichgau, 
sind  wir  in  der  glücklichen  Lage,  für  die  Zeit  von  1476 — 1508  eine 
fausgezeichnete,  gründliche  Darstellung  zu  besitzen:  A.  G.  Kolb,  Die 
Kraichgauer  Ritterschaft  unter  der  Regierung  des  Kur- 
fürsten Philipp  von  der  Pfalz.^)  Wir  haben  in  dieser  Schilderung 
ein  Beispiel  für  die  Zwitterstellung,  die  die  freie  Ritterschaft  häufig 
zwischen  Kaiser  und  Reich  einerseits,  dem  Territorialfürstentum  andrer- 
seits einnahm.  Wir  sehen,  wie  sich  diese  um  die  Ritterschaft  stritten, 
und  zu  welch  komplizierten  Verhältnissen  dies  führte.  Die  Einwirkun- 
gen des  Turnierwesens  sind  berücksichtigt,  die  Theorien,  die  am  pfäl- 
zischen Hof  über  die  rechtliche  Stellung  der  Ritterschaft  herrschten, 
sind  erwähnt.  Die  Gründung  des  Schwäbischen  Bundes,  der  Worm- 
ser Reichstag  von  1495  und  der  Bayrische  Erbfolgekrieg  bewirken  eine 
wirklich  dramatische  Gestaltung  der  Dinge. 

Wirerfahren  durch  Kolb  auch  etwas  von  den  geographischen  Grenzen 
des  Kantons  Kraichgau^):  Die  Besitzungen,  die  im  16.  Jahrhundert  in 
der  Matrikel  des  Ritterkantons  Kraichgau  zusammengefaßt  wurden, 
lagen  in  dem  Winkel  zwischen  Neckarknie  und  Rhein.  Diese  Besitzungen 
nahmen  einen  großen  Teil  des  Kraichgaus  ein.  Sebastian  Münster 
sagt  in  seiner  Kosmographie^)  von  dem  Kraichgau:  ,,das  dann  fast 
der  edelleut  ist“.  Neben  der  Ritterschaft  spielte  nur  die  Pfalz  eine 
Rolle.  Die  Güter,  Burgen  und  Dörfer  gingen  hin  und  her  zwischen  der 
Pfalz  und  der  Ritterschaft.  — Für  die  Zeit  bis  1488  erfahren  wir  für 
die  Organisation  im  Kraichgau  nicht  sehr  viel,  abgesehen  von  den 

1)  Kerner  II,  S.  75.  2)  Freiburger  Dissertation,  Stuttgart  1909. 

3)  S.  1.  4)  Kosmographie,  Mappa  Europae  usw.  Frankfurt  1737. 
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Turniergenossenschaften,  die  wir  in  einem  besonderen  Abschnitt  be- 
handeln. 

Zwei  solche  Turniergesellschaften  die  vom  Fisch,  genannt  Se- 
wer,  und  die  zum  Falken,  genannt  Schnaitholzer,  schlossen  sich 
im  Jahr  1484zusammen.i)  Dies  ist  insofern  wichtig,  als  derspätere  Kan- 
ton Hegau-Allgäu-Bodensee  in  seinem  Wappen  einen  Fisch  und  einen 
Falken  führte  und  sich  im  Jahr  1700  eben  auf  die  Urkunde  von  1484  be- 
zieht; allerdings  bezieht  sich  der  Kanton  damals  auch,  wie  oben  er- 
wähnt^),  auf  den  St.  Georgenschildsbund  von  1413.  Wie  man  sich  das 
Verhältnis  von  St.  Georgenschild  und  der  vereinigten  Falken-  und 
Fischgesellschaft  zu  denken  hat,  ist  nicht  so  leicht  zu  sagen.  Der  Ge- 
orgenschild hatte  sich  ja  allmählich  über  ganz  Schwaben  ausgedehnt 
und  die  kleineren  Gesellschaften  in  sich  aufgenommen.  Seine  Zwecke 
waren  natürlich  ganz  andere  als  die  der  Turniergesellschaften,  diese 
hatten  in  erster  Linie  gesellschaftliche  und  Standesinteressen  zu 
wahren,  jener  für  die  Erhaltung  der  staatsrechtlichen  Stellung  zu 
sorgen.  Fisch  und  Falken  waren  nicht  die  einzigen  Turniergenossen- 
schaften in  Schwaben,  Roth  v.  Schreckenstein  erwähnt  zum  Jahre 
1479  außerdem  die  Gesellschaften  im  Bracken  und  Kranz,  in 
der  Krone. Im  Kraichgau,  der  von  R.  v.  S.  an  derselben  Stelle  fälsch- 
licherweise zur  Ritterschaft  am  Rheinstrom  gerechnet  wird,  bestand 
die  Turniergesellschaft  zum  Esel,  die  sich  allerdings  auch  über  andere 
Gegenden,  so  den  Odenwald  erstreckte.  Aus  dieser  Eselsgesellschaft 
will  man  den  späteren  Kanton  Kraichgau  ableiten,  da  dieser  einen 
Esel  in  seinem  Wappen  führte  und  entsprechend  aus  der  Gesellschaft 
zum  Fisch  und  Falken  den  Kanton  Hegau-Allgäu-Bodensee.-^)  Rich- 
tiger wird  man  sich  die  Sachlage  wohl  so  denken  dürfen,  daß  dieselben 
Ritter  gleichzeitig  Mitglieder  der  politischen  und  der  gesellschaftlichen 
Organisationen  waren.  Daß  auf  den  ersteren  die  spätere  politische 
Kantons-  und  Kreisorganisation  ^beruhte,  ist  klar,  daß  man,  um 
auch  an  die  Turniergenossenschaften  anzuknüpfen  und  deren  Tra- 
ditionen zu  übernehmen,  deren  Wappen  beibehielt,  ist  sehr  wahrschein- 
lich. Es  finden  sich  auch  bei  der  Gesellschaft  vom  Fisch  und  Falken 
viele  aus  den  politischen  Organisationen  bekannte  Namen^),  so  Bod- 

1)  s.  die  Urkunde  bei  Lünig,  Part.  Spec.  Cont.  I,  unter  Churfürsten  und 
Stände  S.64. 

2)  s.S.28.  3)  Bd.  II,  S.  107.  4)  Kerner  II,  S.  14/15. 

5)  s.  die  Urkunde  bei  Lünig  a.  a.  O.  S.  64—70. 
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mann,  Klingenberg,  Schellenberg,  Waldburg,  Kunseck,  Randeck,  Blu- 
meneck, Jungingen,  Enzberg,  Ems,  Homburg,  Reischach,  Fridingen. 

Eine  Erneuerungeines  Bundes  der  Ritterschaft  des  St.  Georgen- 
schildes wird  eben  aus  jener  Zeit  erwähnt^):  Am  26.  Juni  1482  wurde 
dieser  Bund  erneuert  auf  sechs  Jahre  zum  Schutze  gegen  jedermann, 
ausgenommen  Papst  und  Kaiser.  Der  Papst  tritt  hier  wieder  auf  wie 
i 1463.2)  Als  Mitglieder  werden  aufgezählt:  Graf  Georg  v.  Werdenberg, 
die  Grafen  v.  Montfort,  Sulz,  Lupfen  und  Eberhard  v.  Sonnenberg,  die 
Freiherren  v.  Zimmern  und  Johann  Truchseß  v.  Waldberg,  Landvogt 
in  Schwaben,  die  Herren  v.  Königsegg,  Schellenberg,  Laubenberg,  Enz- 
berg, Ems,  Homburg,  Bodmann,  Reischach  und  Fridingen.  Alles 
Namen,  die  in  der  Urkunde  von  1484  wieder  auftreten. 

Ein  Ereignis  von  entscheidender  Bedeutung  für  die  schwäbische 
Ritterschaft  und  für  Schwaben  überhaupt  war  dann  die  Gründung 
des  Schwäbischen  Bundes  1488. 3)  Dieser  Bund  hängt  zusammen 
mit  Friedrichs  IH.  Landfriedensbestrebungen.  Schon  1466  hatte  er  zu 
Ulm  einen  territorialen  Landfrieden  aufzurichten  gesucht.  Aber  weder 
diese  noch  spätere  Bestrebungen  hatten  Erfolg  gehabt.  Nach  vergeb- 
liehen  Versuchen  der  Durchführung  eines  allgemeinen  Landfriedens  kam 
der  Kaiser  wieder  auf  die  Idee  des  partikularen  Landfriedens  zurück, 
so  zu  Frankfurt  1486  und  zu  Nürnberg  1487.  In  Schwaben  sollte  der 
Anfang  gemacht  und  ein  Bund  errichtet  werden,  der  nötigenfalls  mit 
Waffengewalt  für  die  Durchführung  des  Friedens  zu  sorgen  hatte.  An 
i diesen  Bestrebungen  hatte  der  Kurfürst  Berthold  von  Mainz 
!‘  großen  Anteil.  Es  spielte  noch  ein  ,, geheimer“  Grund,  wie  Müller 
: sagt-)  mit,  nämlich  das  Anwachsen  der  wittelsbachischen  Macht  und 
i die  damit  Hand  in  Hand  gehende  wachsende  Anmaßung  und  Unbot- 
’ mäßigkeit  der  bairischen  Herzöge  Georg  und  Albrecht.  Georg  von 
1 Baiern  sollte  geäußert  haben:  ,, Seine  keyserliche  Majestät  wäre  ganz 
' von  ihm  veracht“.  Albrecht  sollte  gesagt  haben:  „Die  Stände  wüssten 
selbst  wie  er  (Albrecht)  sich  gen  seiner  keyserlichen  Majestät  und  dem 

1)  Liebenau  S.  274.  2)  s.  oben  S.  95. 

3)  vgl.  J.  J.  Müller,  Reichstagstheatrum  unter  Friedrich  V.  Jena  1713. 
VI.  Vorst.  Kap.  XXXVII,  S.  157— 159.  Roth  v.  Schreckenstein  II,  S.90ff. 
Moser  S.  155ff.  Kerner  S.  25ff.  Gebhardt  I,  S.  698.  Lamprecht  V,  1, 
S.  21/22.  Prutz  S.  540,  542.  K.  Klüpfel,  Urkunden  zur  Geschichte  des 
schwäbischen  Bundes,  Teil  I 1488—1506.  Bibi.  d.  literarhist.  Vereins,  Bd.  XIV, 
Stuttgart  1846,besond.d.  Einleitung.  Ch.  Fr.  Stälin  III,  S.615ff.  P.  F.  Stäiin 
1,  2 (1882),  S.  691  ff.  41  a.  a.  O.  S.  157. 


100  III-  Die  Entwicklung  seit  dem  Privilegium  Sigismunds  usw. 


Haus  zu  Österreich  gehalten  hab’  und  noch  hielte.“  Der  Kaiser  hatte 
bei  solcher  Opposition  Ursache  „sich  in  gute  Positur  zu  sezen“.i)  So 
kam  es  zur  Gründung  des  Schwäbischen  Bundes,  der  als  ein  kaiserliches 
Bollwerk  gedacht  war.  An  die  Städtebünde  wie  an  die  ritterschaftliche 
Organisation  knüpfte  der  neue  Bund  an.  Der  Hauptmann  des  St.  Ge-  j 
orgenschildes,  Hugo  v.  Werde nberg,  war  von  Anfang  an  Feuer  und 
Flamme  für  das  neue  Projekt.  Gebhardt  hält  ihn  sogar  für  den  Vater 
des  Gedankens-),  wenigstens  des  Gedankens  in  dieser  Form,  denn  schon 
Markgraf  Albrecht  Achilles  und  Herzog  Ludwig  von  Baiern  hatten 
sich  mit  der  Absicht  getragen,  einen  neuen  Schwäbischen  Bund  zu  stif- 
ten.3)  Der  St.  Georgenschild  hatte  keinen  Grund,  die  Bestrebungen 
seines  Hauptmanns  nicht  gutzuheißen,  lag  es  doch  in  seiner  eigenen 
Tendenz,  Ruhe  und  Ordnung  aufrecht  zu  erhalten  und  den  Landfriedens- 
brechern ihr  Handwerk  zu  legen. 

Das  erste  kaiserliche  Mandat,  das  die  Errichtung  des  Schwäbischen 
Bundes  anordnete,  erfolgte  von  Nürnberg  aus  am  26.  Juni  1487^), 
ein  Jahr  vor  dem  Ablauf  der  Georgenschildsvereinigung  von  1482,  mit 
einer  Ladung  der  Stände  nach  Eßlingen  auf  den  26.  Juli.  Auf  diesern  Tag 
zu  Eßlingen  spielte  Hugo  v.  Werdenberg  die  Hauptrolle,  auf  sein  Be- 
streben wurde  in  dem  Abschied  der  schw’äbischen  Ständeversammlung 
den  Prälaten,  Grafen,  Herrn  und  den  Reichsstädten  in  Schwaben  ein 
Plan  vorgelegt,  wie  der  im  Jahre  1486  geschlossene  Landfriede  am 
besten  gehandhabt  werden  könne  durch  eine  engere  Verbindung  der 
Stände.'’)  Anwesend  bei  den  Beratungen  waren  die  Schw^äbischen  Städte 
sowie  der  St.  Georgenschild.  Die  Vereinigung  hieß  deshalb  zunächst: 
„Gesellschaft  St.  Georgenschilds  und  der  Reichsstädte  des 
Bunds  im  Lande  zu  Schwaben“®),  es  war  eine  Vereinigung  im 
Sinne  Kaiser  Sigismunds.*) 

Die  Bedeutung  der  Ritterschaft  für  diesen  Bund  zeigt  sich  haupt- 
sächlich darin,  daß  der  Ausschuß,  der  nach  der  ersten  Eßlinger  Tagung 
eingesetzt  w’urde,  um  einen  Verfassungsentwurf  auszuarbeiten,  als 


1)  Die  gew^alttätige  Wegnahme  der  Reichsstadt  Regensburg  i.  J.  I486  durch 
Herzog  Albrecht  hatte  seine  Befürchtungen  besonders  gesteigert. 

2)  Gebhardt  a.  a.  O.  S.698,  vgl.  P.  F.  Stalin  S.  693f. 

3)  Gebhardt  a.  a.  O. 

4)  Klüpfel  a.  a.  O.  S.  1,  Lamprecht  a.  a.  O.  S.  26. 

o)  Klüpfel  S.  1.  6)  Chr.  Fr.  Stälin  III,  S.  619. 

7)  vgl.  Roth  v.  Schreckenstein  II,  S.  91. 


jHugo  V.  Werdenberg. 
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(Vorlage  für  dessen  zweiten  Teil:  die  militärische  Organisation  und  die 
Bestimmungen  über  die  Aufnahme  neuer  Mitglieder,  die  Urkunde 
ides  Georgenschilds  vom  lO.März  I463i)  benützte  und  sie  in 
i diesem  Teil  fast  wörtlich  übernahm.^)  Der  Verfassungsentwurf  wurde 
lauf  einer  Reihe  von  Tagen,  zu  Ulm,  Reutlingen  und  Eßlingen  fertig- 
I gestellt.*)  Mit  der  Bereitwilligkeit  zum  Beitritt  aber  war  es  nicht  so 

iiweit  her,  zumal  da  alle  andern  Bündnisse  und  Einungen  nun  aufge- 
j hoben,  und  alle  anderen  Verpflichtungen  gelöst  sein  sollten.*)  Schheß- 
s lieh  erreichten  die  Städte,  daß  nur  diejenigen  Bündnisse  verboten  wur- 
I den,  die  dem  neuen  Bund  entgegenwirkten.*) 

I Die  Errichtung  des  Schwäbischen  Bundes  und  der  Bund  selbst  inter- 
i essiert  uns  in  diesem  Zusammenhang  nur,  insoweit  er  mit  der  reichs- 
' ritterschaftlichen  Organisation  im  Zusammenhang  steht,  ln  dem  Erlaß 
I des  Kaisers  vom  4.  Oktober  1487,  in  dem  er,  als  ihm  das  Warten  zu  lang 
wurde,  die  Prälaten,  Grafen,  Herren,  Ritterschaft,  Adel  und  Städte 
I Schwabens')  zum  Beitritt  auffordert,  ist  der  ursprüngliche  Charakter 
I des  Bundes,  als  einer  Verschmelzung  der  Adels-  und  Städtebünde  noch 
völlig  gewahrt:  Fürsten  werden  gar  nicht  zur  Teilnahme  aufpfordert. 

I Der  Kaiser  betont  ausdrücklich,  daß  der  Bund  gerade  deshalb  in  Schwa- 
ben gegründet  werde,  weil  dieses  ihm  und  dem  Reiche  vor  andern  Län- 
dern ohne  alles  Mittel  zugehörig  und  unterworfen  sei  und  keinen  eigenen 
Fürsten,  noch  sonst  jemand  besitze,  der  ein  gemein  Ansehen  darauf 
; habe,  als  ihn  den  römischen  Kaiser.')  Ritterschaft  und  Städte  sollen 
1 mobil  gemacht  werden  gegen  das  Fürstentum.  Es  ist  klar,  daß  beide 
i durch  diesen  Bund  in  ihrer  inneren  Entwicklung,  in  ihrem  Zusammen- 
! gehörigkeitsgefühl  und  in  ihrer  Organisation  gestärkt  wurden,  ln  dem 
Erlaß  vom  4.  Oktober  wurde  die  Bestimmung  noch  aufrecht  erhalten, 
daß  alle  andern  Bündnisse  ohne  Ausnahme  hinfällig  sein  sollten.  Schon 
am  9.  Oktober  erlitt  übrigens  der  Charakter  des  Bundes  eine  Modi- 
I fizierung:  es  wurde  nämlich  damals  zu  Ulm  beschlossen,  nicht  nur  den 
Erzherzog  Sigismund  von  Österreich,  sondern  auch  den  Grafen  Eber- 
hard im  Bart  von  Wirtemberg,  den  Markgrafen  von  Baden,  die  Bischöfe 


1)  s.  oben  S.  91ff.  2)  P.  Fr.  Stalin  1,  S.  694. 

3)  Chr.  Fr.  Stalin  III,  S.  620.  . • 

4)  Kolb  S.47.  Chr.  Fr.  Stalin  I,  S.620.  Roth  v.  Schreckenstein  11, 

S.  91/92.  5)  Kolb  S.  47.  ^ u i 

6)  Lünig,  P.  S.  1, 2, 4,  S.  74/75;  vgl.  Moser  S.  155.  Roth  v.  Schrecken- 

stein  II,  S.  92.  Kolb  S.  47.  7)  vgl.  Kolb  a.  a.  0. 
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von  Augsburg  und  Konstanz  aufzunehmenA)  Die  Bestimmung  von  i 
der  Aufhebung  aller  übrigen  Bündnisse  hatte  für  die  Ritterschaft  ihre 
zwei  Seiten:  einerseits  hätte  sie  das  Gute  gehabt,  daß  nun  alle  Zer- 
Splitterung  aufhörte,  daß  alle  in  einer  festen  Organisation  einem  ge- 
meinsamen Ziele  dienen  konnten  und  so  fest  zusammengekettet  wurden. 
Andrerseits  aber  war  zu  befürchten,  daß  sich  durch  den  Bund  nach 
und  nach  eine  völlige  Abhängigkeit  vom  Kaiser  bzw.  vom  Haus  Habs- 
burg herausbilden  würde,  und  wenn  auch  die  Gefahr  natürlich  nie  be-  I 
standen  hätte,  daß  sie  ihrer  Unmittelbarkeit  beraubt  würden  — dazu 
war  Österreich  denn  doch  in  Schwaben  nicht  stark  genug  — , so  wären  i 
doch  vielleicht  ihre  Sonderinteressen  nicht  genugsam  betont  worden.  | 
Sie  mußten  freie  Hand  haben  und  wenigstens  die  Möglichkeit  besitzen,  i 
in  Sonderorganisationen,  ihre  eigene  ritterschaftliche  Politik  zu  treiben  j 
und  das  Standesgefühl  wach  zu  halten.  Bei  den  Städten  war  der  Wider-  j 
Spruch  noch  stärker  und  so  wurde  am  21.  Januar  1488  die  Bestim-  ! 
mung  über  die  Aufhebung  der  Bündnisse  abgeschwächt  durch  den  Zu- 
satz : ,,wo  und  so  fern  es  dieser  unser  veraynung  und  verbindtnusz  wider- 
wertig ist,  oder  abbruch  thut.“^) 

Am  14.  Februar  war  der  Bund  und  die  Bundesverfassung  im 
wesentlichen  fertig.  Die  Vertragschließenden  waren  damals  1.  Erz- 
herzog Sigmund  von  Österreich,  2.  Graf  Eberhard  von 
Wirtemberg,  3.  die  Gesellschaft  vom  St.  Georgenschild, 

4.  22  s c h w ä b i s c h e R e i c h s s t ä d t e. 3)  Der  Charakter  des  Bundes  hatte 
sich  doch  sehr  geändert,  da  50  an  Macht  und  Einfluß  nun  dem 
Fürstentum  zukamen. Dem  St.  Georgenschild  wurden  eine  Anzahl 
geistlicher  Herren  und  Frauen  zugeteilt.  Er  selbst  erließ  am  14.  Fe- 
bruar einen  neuen  Bundesbrief ^):  Seit  langer  Zeit  befänden  sie  sich  in 
der  Gesellschaft  und  Vereinigung  St.  Georgenschilds  und  seien  zu  ihrem 
gegenseitigen  Schutz  verbunden  gewesen.  Der  gemeine  Adel  sei  von 
Gott  dazu  verordnet,  Gerechtigkeit  und  Frieden  zu  fördern,  aber  da 


1)  Klüpfel  S.  11/12.  2)  ebda.  S.  12/13. 

3)  Chr.  Fr.  Stälin  S. 622.  Roth  v.  Schreckenstein  S.92.  Lamprecht 
S.21.  Gebhardt  S.  698.  P.  Fr.  Stälin  S.  695. 

4)  Kolb  (S.  47)  weist  zwar  darauf  hin,  daß  Graf  Eberhard  nominell  kein 
Reichsfurst  war,  aber  als  „Fürstenmäßiger“,  der  im  Besitze  fürstlicher  Macht 
^ar,  muß  er  hier  als  Fürst  aufgefaßt  werden.  Dies  zeigt  sich  ja  gerade  auch  in 
der  Organisation  des  Bundes,  da  er  nicht  dem  übrigen  Adel  zugeteilt  ist,  son- 
dern ein  Viertel  des  Bundes  für  sich  allein  bildet. 

5)  Lünig  a.  a.  O.  S.  75—77. 
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nun  der  Kaiser  einen  allgemeinen  Landfrieden  verordnet  habe,  da  sie 
ihm  ohne  Mittel  unterworfen  seien,  und  er  sie  nochmals  durch  ein  be- 
sonderes Mandat  aufgefordert  habe,  so  werde  nun  dem  kaiserlichen 
Willen  Folge  geleistet.  So  erneuern  sie  nun  auch  zu  besserem  Schutz  der 
Witwen,  Kauf  leute  und  Pilger,  sowie  auch  ihrer  selbst  und  der  Ihrigen  und 
in  Anbetracht  der  schwierigen  Zeitläufe  ihren  alten  Georgenschild.  Und 
wiewohl  sie,  die  Prälaten,  Grafen,  freien  Herren,  Ritter  und  Knechte 
im  Land  zu  Schwaben  zu  einer  gemeinsamen  Gesellschaft  verbunden 
seien,  so  unterscheiden  sie  sich  nun  doch  in  vier  Teile  mit  besonderen 
Hauptleuten  und  Räten,  da  das  Land  Schwaben  weit  und  breit  und 
ihrer  viel  seien,  damit  sie  ihre  Sachen,  Austräge  und  Händel  unter  sich, 
gegen  und  miteinander  mehr  in  der  Nähe  und  mit  geringerer  Mühe  und 
Kosten  erledigen könii<^ii.  Der  ersteTeil  ist  imKreisHegäu  undBo- 
densee,derz weite  amKocher,  der  drittean  derDonau  undder 
vierte  am  Neckar.  — Die  Kantone  Kocher  und  Neckar 
I treten  damit  zum  erstenmal  auf,  und  es  ist  nun  urkundlich  die 
Ausdehnung  des  St.  Georgenschilds  über  fast  ganz  Schwaben  nach- 
gewiesen, während  wir  früher  doch  immer  nur  von  der  Organisation 
in  Oberschwaben  etwas  erfahren  hatten. Bei  einem  Vergleich  mit  der 
späteren  Kantonseinteilung  finden  wir  folgende  Abweichungen: 
Beim  1.  Teil  fehlt  der  Allgäu,  dieser  tritt  bis  zum  Jahr  1426  auf,  von 
da  ab  fehlt  er  (s.  unten  Anm.  i ),  beim  Kanton  Neckar  fehlt  Schwarz- 
wald und  Ortenau,  die  später  dazutraten,  der  spätere  Kanton 
Kraichgau  fehlt  ganz.  — Die  sonstigen  Bundesbestimmungen  ent- 
halten nichts  Neuest):  an  der  Spitze  stehen  4 Hauptleute  (für  jeden 
Kanton  einer)  mit  je  zwei  Räten.  Es  sind  dies  1.  Hegäu-Bodensee: 
Eitel  Hans  v.  Bodmann,  Hauptmann,  Wolfgang  v.  Klingenberg  Land- 
kommentur  der  Ballei  im  Elsaß  und  in  Burgund  und  Georg  Graf  zu 
Werdenberg  und  zu  Heiligenberg,  Räte.  2.  Kocher:  Albrecht  Herr  zu 
Limburg,  des  römischen  Reichs  Erbschenk,  Hauptmann.  Ludwig 
Graf  zu  Helfenstein,  der  Jüngere,  Albrecht  v.  Rechberg  zu  Hohenrechberg, 
Ritter,  Räte.  3.  Donau:  Ulrich  v.  Frundsberg  zu  Mündelheim,  Ritter, 


1)  So  1409  zwei  Teile:  1.  im  Allgäu  und  an  der  Donau.  2.  im  Hegäu,  Thur- 
gau und  am  Bodensee.  1413:  3 Teile:  1.  Allgäu,  2.  Hegau.  3.  Donau.  1426: 
1 Hegau.  2.  Oberschwaben  an  der  Donau.  3.  Allgäu,  daneben  eine  Gesellsc  a 
in  Unterschwaben  an  der  Donau.  1430: 1.  Hegau.  2.  Oberschwaben  an  der  Donau. 
3.  Niederschwaben  an  der  Donau.  1437:  ebenso,  1468  in  Oberschwaben. 

2)  Abgesehen  von  denen  über  das  Verhältnis  zu  den  Städten. 
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V^erweser  des  Hauptmanns.  Simon,  Abt  des  Gotteshauses  zu  Ochsen- 
hausen. Johannes  v.  Stoffeln  zu  justingen,  Freiherr,  Räte.  4.  Neckar: 
Wilhelm  v.  Urbach,  Hauptmann;  Konrad  Schenk  v.  Winterstetten  und 
Hermann  v.  Sachsenheim,  beide  Ritter,  Räte.  Die  Georgenritterschaft 
hielt  durch  diesen  Vertrag  ihre  besondere  Organisation  aufrecht.  Der 
Aufnahme  von  Fürsten,  Fürstgenossen  und  Kommunen  wird  ein  Riegel 
vorgeschoben  durch  die  Bestimmung,  daß  eine  solche  Aufnahme  nur  im 
Einverständnis  aller  vier  Teile  möglich  sein  soll.  Für  das  Zusammen- 
arbeiten von  Städten  sollen  ein  gemeinsamer  Hauptmann  und  Räte 
auf  gemeinsame  Kosten  aufgestellt  werden.  Wenn  sich  w’egen  der  Per- 
son dieses  Hauptmanns  keine  Einigung  erzielen  läßt,  so  soll  das  Los 
entscheiden.  Botschaften  in  Geschäften  der  gesamten  Gesellschaft 
gehen  auf  Kosten  der  Allgemeinheit.  Im  Kriegsfall  sollen  Streitkräfte 
auf  Grund  der  jedem  Teilhauptmann  zugestellten  Steuerzettel  vom 
Hauptmann  veranschlagt  werden.  Entsprechend  dem  Bündnisbrief 
zwischen  der  Ritterschaft  und  den  Städten  müssen  von  beiden  je  neun  ] 
Räte  aufgestellt  werden,  acht  sind  nun  durch  die  Räte  der  Ritter- 
kantone gedeckt,  wenn  wegen  des  neunten  eine  gütliche  Einigung  nicht 
möglich  ist,  so  soll  das  Los  entscheiden,  in  welcher  Reihenfolge  die  ein- 
zelnen Kantone  diesen  Rat  stellen.  Jedes  einzelne  Mitglied  der  Ge- 
sellschaft verpflichtet  sich  ,,mit  handgelobten  treuen  an  geschwornen 
aydtsstatt“  seinem  Hauptmann  und  den  ihm  Beigeordneten  „sein  ver- 
mögen der  Järlichen  gült  in  gold  gerait  in  gleichem  Landlauff“  an- 
zuschlagen und  dem  Hauptmann  seine  Aufstellung  zu  übersenden,  damit 
dieser  dem  gemeinsamen  Hauptmann  das  Vermögen  seiner  Gesellschaft 
mitteilen  kann.  Der  Bund  soll  bis  zum  17.  März  1496  währen. 
Ein  Verzeichnis  der  Bundesteilnehmer  gibt  Lünig  a.  a.  0.  S.  82  bis  85. 
Am  14.  Februar  (St.  Valentinstag)  kam  auch  ein  Erlaß  des  kaiser- 
lichen Kommissärs  Graf  Hugo  v.  Werdenberg  heraus,  daß  die 
Prälaten,  Grafen,  Freien  Herren,  Ritter  und  Knechte  der  Rittergesell- 
schaften Hauptleute  und  Räte  wählen  und  Personen  aus  ihrer  Mitte 
bestimmen  sollten,  die  die  Einung  zu  besiegeln  hätten.^) 

Am  Donnerstag  nach  Ostern  erließ  der  Teil  am  Kocher  noch 
einen  besonderen  Gesellschaftsbrief,  der  die  rechtlichen  Verhält- 
nisse in  der  üblichen  Weise  regelte. Für  -Fürsten,  Fürstenmäßige  ^ 
und  mächtige  Kommunen  finden  sich  wieder  verschärfte  Eintritts- 

1)  s.  die  Urkunde  bei  Bürgermeister,  Cod.  Dipl.  S.  72/73;  vgl.  Klüpfel 
a.  a.  O.  S.  13.  2)  Lünig  a.  a.  0.  S.  77—81. 
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bedingungen.  Interessant  ist  die  Bestimmung,  daß  zu  Tagungen  des 
Hauptmanns  und  der  Räte  dem  Hauptmann,  falls  er  ein  Graf  oder  Herr 
ist,  acht  Pferde,  wenn  er  ein  Ritter  ist,  6 Pferde,  jedem  Rat,  wenn  er 
Graf  oder  Herr  ist,  6,  wenn  er  Ritter  ist,  4,  wenn  er  Edelmann  ist,  3 
Pferde  zustehen. 

Trotz  aller  Beschlüsse  und  guten  Vorsätze  mußte  der  Kaiser  am 
16.  April  nochmals  von  Köln  aus  ein  Gebot  an  Prälaten,  Grafen,  freie 
Herren,  Ritter  und  Knechte  der  Gesellschaft  St.  Jörgenschilds,  an  die 
Reichsstädte,  gemeinen  Hauptleute  „und  sunst  allen  andern  unsern 
und  des  heiligen  richs  undertanen  und  getruwen,  so  in  dem  land  zu 
Schwaben  gesessen,  in  was  wirden,  stats  oder  wesens  die  sint“  er- 
gehen lassen.  Die  Säumigen  sollten  im  Lauf  von  15  Tagen  bei  100  M. 
Goldes  Strafe  beitreten.  Alle  entgegenstehenden  Bündnisse  und  Ver- 
pflichtungen wurden  erneut  aufgehoben. i) 

Unterdessen  waren  die  Verhandlungen  wegen  der  Bundesorgani- 
sation weiter  gegangen.  Am  15.  April  schon  war  ein  „Abschied  des 
Adels  und  der  gemainen  Bunds  Stett“  zu  Reutlingen  zustande 
gekommen. 2)  Zwei  Tage  vorher,  am  13.  April,  waren  die  zu  stellenden 
Truppenkontingente  festgesetzt  worden:  Sigmund  von  Österreich  und 
Eberhard  von  Wirtemberg  sollten  je  300  Reiter  und  3000  Fußgänger 
stellen,  die  beiden  andern  Teile  zusammen  600  Reiter  und  6000  Fuß- 
gänger. Bei  weiterem  Truppenbedarf  sollte  jeder  Teil  die  Hälfte  seines 
Kontingents  dazu  stellen. 3)  In  dem  Abschied  vom  15.  April  ist  von  den 
Städten  an  gar  keiner  Stelle  die  Rede,  so  daß  die  Überschrift  bei 
Bürgermeister“^),  die  nichts  von  den  Städten  erwähnt,  den  Vorzug  der 
größeren  Genauigkeit  hat.  Zunächst  handelt  der  Abschied  von  den 
finanziellen  Leistungen.  Jedes  Mitglied  der  Gesellschaft  St.  Georgen- 
schilds soll  seine  jährlichen  Gülten  und  Nutzungen  an  Pfandschaften, 
Lehenbriefen,  an  Eigentum  in  Gestalt  von  Zehnten,  Weihern  oderGütern, 
an  ewigen  verbrieften  Zinsen  oder  Leibgedingen  und  an  Gülten  gemäß 
dem  Gesellschaftsbrief  anschlagen.  Über  die  Art  dieser  Veranschlagung 
folgen  noch  nähere  Bestimmungen.^)  Wenn  einer  bis  zur  Neuwahl  des 

1)  Kolb  a.  a.  O.  S.  48.  2)  s.  die  Urkunde  bei  Klüpfel  S.  21—25. 

3)  s.  die  Urkunde  bei  Klüpfel  S.  16 — 21. 

4)  „Steur-Zettel  de  Anno  1488,  mit  damaliger  Ritterhauptleuten  und  -Räten 
Nahmen  auch  Beyfügung  anderer  Ordnungen“:  Cod.  Dipl.  Eq.  I 579  583. 

5)  „also  welche  winwachs,  gült  oder  körn  untrungen  haben,  die  sollen  das 
anschlahen  nach  herren  gült  nach  lantloff,  desglichen  welche  körn,  gült  und 
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Hauptmanns  über  seine  angeschlagene  Steuer  hinaus  sich  um  zehn  | 
Pfund  jährlicher  Einkünfte  verbessert  hat,  so  soll  er  dies  dem  Haupt-  ^ 
mann  mitteilen  und  entsprechend  mehr  bezahlen.  Hat  er  sich  um 
ebensoviel  verschlechtert,  so  muß  er  entsprechend  weniger  bezahlen. 
Jedes  Gesellschaftsmitglied  soll  mit  Hab  und  Gut  und  mit  der  Steuer  t 
bei  dem  Teil  sein,  bei  dem  es  eingeschrieben  ist.  Wenn. der  Haupt-  ! 
mann  der  Gesellschaft  mit  seinen  vier  Räten  die  laufenden  Geschäfte 
nicht  erledigen  kann,  so  soll  und  kann  er  zu  diesen  noch  weitere  Räte, 
aber  höchstens  acht  hinzunehmen.  Dadurch  soll  eine  Beschränkung  | 
der  Tagungen  möglich  gemacht  werden,  solche  sollen  nur  abgehalten  | 
•werden,  wenn  es  sich  um  Neuwahl  des  Hauptmanns  und  der  Räte  ; ; 
handelt,  oder  wenn  der  Gegenstand  der  Tagesordnung  ein  so  hoch- 
wichtiger ist,  daß  man  nicht  ohne  die  Gesamtheit  der  Gesellen  vor-  . 
gehen  kann  und  will. 

Ein  religiöser  Zug  offenbart  sich  in  den  Bestimmungen  zur  1 
Wahl:  In  der  Nacht,  die  der  Wahl  vorausgeht,  soll  jeder  sich  in  seiner  ' 
Herberge  aufhalten,  und  dort  morgens  ein  Amt  ,,von  unser  lieben 
frowen  und  in  der  ere  Sant  Jorgen“  halten  und  singen  lassen.  Die 
Wahl  selbst  ist  eine  geheime.  Fernbleiben  von  einer  Gesellschafts- 
versammlung („ganze  manung“)ohne  ,,ehaffte  oder  libs-not“  wird  bei 
Prälaten,  Grafen,  Herren  mit  zwölf  Gulden,  bei  Rittern  mit  sechs,  bei 
Edelleuten  mit  drei  bestraft.  Etw^aige  Entschuldigungen  für  Fernbleiben 
werden  vom  Hauptmann  und  von  der  Gesellschaft  auf  ihre  Stich- 
haltigkeit geprüft.  Die  Strafen  werden  vom  Hauptmann  eingezogen. 
Der  Hauptmann  soll  nicht  auf  den  Eid  mahnen,  außer  wenn  er  es  bei 
seinem  Eid  für  nötig  hält.  Die  Bestimmungen  über  die  Zahl  der  Be- 
rittenen, die  dem  Hauptmann  und  den  Räten  zukommen,  decken  sich 


nutzung  haben,  soll  auch  also  nach  herren  gült  angeschlagen  werdten,  ob  auch 
einer  oder  mer  güther  ketten,  und  die  selbst  bauen  lieszen,  die  sollen  wir  also  ver- 
stüren,  was  dieselben  güt  jeden  gelten  möchten,  so  er  die  um  einen  jährlichen 
zinsz  verkauften  wolt,  desgleichen  zehenden,  was  die  zu  gemeinen  jahren  gelten 
mögen,  das  alles  soll  in  mintz  und  darnach  in  gold  gerechnet  und  angeschlagen 
werdten,  nach  gelegenheit  der  mintz  an  den  selben  enden,  da  jeder  gesessen 
ist,  es  mag  ouch  jeder,  was  er  jährlich  zins  und  libding  davon  g>'bt,  daran  ab- 
ziehen,  und  sust  gantz  einchen  ferrern  abzug  nicht  tun,  und  das  überig  an  einer 
somm  lut  des  articuls  in  der  verschribung  unserm  hauptmann  verschlossen  zu 
senden,  und  sollen  die  bynutzungen  fry  und  ohnverstürt  belyben,  doch  soll 
nichts  für  Bynutzung  geacht  wurden,  denn  frevd  fälls  glasz  und  dienst-gelt  und 
ferrer  nicht.“ 
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mit  denen  des  Kanton  Kocherschen  Vertrags.  Jeder  im  Bund  soll 
aus  den  Seinigen  den  vierten  Mann  auswählen  und  ausrüsten,  für  den 
Notfall  müssen  auch  die  andern  gerüstet  sein.  Die  Fürsten  von  Öster- 
reich, Brandenburg  und  Wirtemberg  wie  die  Prälaten,  Grafen,  Frei- 
herrn, Ritter  und  Knechte  und  die  Städte  des  Bundes  sollen  fest- 
stellen „was  reiszig  lüt  zu  rosz  oder  fusz“  in  ihrem  Territorium  dem  Bund 
nicht  geloben  wollen^)  und  mit  diesen  dann  verhandeln. 

Der  religiöse  Zug  tritt  in  einer  weiteren  Verordnung  zutage,  daß 
jeden  Freitag  während  der  Dauer  der  Vereinigung  in  jeder  Pfarrkirche 
von  der  Kanzel  eine  Fürbitte  für  den  Bund  verkündet  und  gesprochen 
werden  solle. 

Jeder  Hauptmann  soll  in  seinem  Teil  Nachforschungen  anstellen, 
ob  jemand  von  Briefen,  Freiheiten  oder  anderem  aus  früherer  Zeit 
j etwas  weiß,  das  dem  Bund  und  dem  Land  Schwaben  von  Nutzen 
sein  könnte,  damit  man  davon  Gebrauch  zu  machen  imstande  ist. 
Alle  Gesellen  sollen  den  St.  Jörgenschild  tragen,  ausgenommen  die- 
I jenigen,  die  nicht  Edle  sind.  Es  folgt  eine  Aufzählung  der  zu  den  Ver- 
handlungen Bevollmächtigten:  10  von  Österreich,  10  von  Wirtem- 
berg, 14  von  der  Ritterschaft,  10  von  den  Städten.  Unter  den  öster- 
reichischen Räten  finden  sich  meist  bekannte  ritterschaftliche  Namen: 
Bodmann,  Sonnenberg,  Stoffeln,  Truchseß  v.  Waldburg,  Frundsberg, 
Stadion,  Reischach,  Klingenberg.  Ähnlich  unter  den  württembergischen : 
so  Stadion,  Ehingen,  Neuneck.  An  der  Spitze  der  ritterschaftlichen  Ab- 
geordneten steht  natürlich  Graf  Hugo  v.  Werdenberg,  der  eigentliche 
Schöpfer  des  Bundes  ,,gemainer  hauptmann  der  prälaten,  graven, 

1)  ,,die  nicht  möchten  geloben  und  schweren,  den  bundt  on  schaden  da 
gehalten  han  oder  gelegen  sin.“ 

2)  Diese  Fürbitte  hat  folgenden  Wortlaut:  „Lieben  Kinder  Christi!  laussen 
uns  flyszlich  mit  ernst  Gott  den  Allmächtigen,  sin  werte  liebe  mutter  Madam 
und  alle  hailigen  bitten  für  den  löblichen  bund  desz  landes  Schwaben,  dasz  der 
barmherzig  Gott  ihm  woll  verlyhen  wyszheit,  krafft  und  macht  zu  regieren,  be- 
schützen und  schirmen  landlüt,  wittwen  und  waisen,  dasz  wir  behalten  einen 
zytlichen  frid,  dadurch  wir  mögen  verdienen  den  ewigen  frid,  sollichs  zu  er- 
werben, sprechen  mit  jnnigkeit  und  andacht  ain  jeder  mensch  ain  Pater  noster  und 
ein  Ave  Maria“,  — „dasz  ouchin  allen  stetten  in  den  pfarr-kirchen  und  klöstern 
allwegen  uff  St.  Jergen  tag  ain  amt  in  der  von  der  hailigen  dreyfaltigkeit  der 
Junfrowen  Mariae  und  des  lieben  ritters  St.  Jergen  um  sig  und  gnad  gesungen 
werd,  dasz  ouch  allweg  in  yeder  fron-vasten  ain  seelmesz  und  daruff  ein  amt,  wie 
obsteht,  gesungen  werdt,  so  lang  disz  buntnusz  weren  wirdet“,  sind  weitere  Be- 
stimmungen. 
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fryen,  herren,  ritter  und  knecht  der  gesellschaft  St.Jergen  schildts.^)! 
An  der  Spitze  der  Städte  steht  Wilhelm  Besserer,  Bürgermeister  von 
Ulm. 

Unklar  sind  zwei  Bestimmungen  am  Schluß  der  Urkunde:  obwohl 
oben  schon  die  Räte  des  Kantons  Neckar  bestimmt  sind,  werden  noch 
vier  weitere  genannt. Ferner  sind  noch  acht  weitere  diesen  bei- 
gegeben „in  den  Sachen,  so  man  ain  ganze  manung  haben  müst.“^) 

In  einem  Abschied  der  Ritterschaft  zu  Reutlingen  vom  27.  Mai 
1488^)  werden  die  Steuerbestimmungen  vom  15.  April  wiederholt.  Auf 
die  nächste  Tagung  sollten  Adel  und  Städte  ihre  Hauptleute  mit  un- 
beschränkter Vollmacht  entsenden.  Gegenstand  der  Beratung  sollte 
ein  gleichmäßiger  Anschlag  sein  unter  Hereinziehung  der  den  Städten 
gehörigen  Spitäler  und  Gotteshäuser,  Gülten  und  Güter.  Ferner  sollte 
über  die  Aufnahme  von  Mainz  und  Brandenburg  die  Meinung  eingeholt 
werden. 

Der  Charakter  des  Bundes  veränderte  sich  im  Lauf  der  Zeit  immer 
mehr  durch  den  Beitritt  einer  Reihe  von  Reichsfürsten,  die  außerdem 
größtenteils  dem  schwäbischen  Territorium  nicht  angehörten.  So 
schlossen  sich  am  16.  Juli  1488  die  Markgrafen  Friedrich  und  Sigmund 
von  Brandenburg- Ansbach  und  Bayreuth^)  an,  am  13.  Dezember  der 
Bischof  von  Augsburg®),  am  15.  Januar  1489  Erzbischof  Berthold 
von  Mainz  J,  im  selben  Jahre  auch  Markgraf  Christoph  von  Baden  und 
Erzbischof  Johann  von  Trier. Die  schwäbischen  Stände  zeigten  sich 
nach  wie  vor  säumig,  kaiserliche  Mandate  mußten  ihrem  guten  Willen 

1)  Die  übrigen  Abgeordneten  sind:  Hegäu-Bodensee:  Eitelhans  v.  Bod- 
mann,  Hauptmann;  Herr  Wolfgang  v.  Klingenberg,  Landkommentur;  Baltha- 
sar v.  Randeck.  Kocher:  Albrecht,  Herr  zu  Limburg,  Hauptmann;  Dietrich 
V.  Weiler,  Hans  v.  Ahelfingen;  Neckar:  Jörg  v.  Ehingen,  Hauptmann;  Ludwig 
V.  Nippenburg,  Wilhelm  v.  Neuneck,  Ludwig  v.  Emershofen;  Donau:  Ulrich 
V.  Frundsberg,  Hauptmann;  Wilhelm  v.  Stadion,  Hans  Späth. 

2)  „Disz  hernach  geschriben:  vier  sind  erwölt  zu  rathen  desz  hauptmanns 
am  Neckar:  Hans  v.  Nüneck,  Hansz  v.  Ryschach,  der  vogt  zu  Nuwenburg,  Mar- 
tin v.  Nüneck,  Hans  v.  Ow  zu  Wachendorf.“ 

3)  Diese  sind:  Doctor  Ludwig  Truchsess  von  Hoefingen,  Herr  Konrad  Schenk 

V.  Winterstetten,  Wilhelm  v.  Urbach  (Auerbach?),  Merk  v.  Haifingen,  Wolf  v. 
Tachenhausen,  der  Ältere,  Burckhardt  v.  Ehingen,  Peter  Schwelcher,  Balthasar 
V.  Bühl.  4)  Klüpfel  a.  a.  O.  S.  29/30. 

5)  Gebhardt  a.a.O  S.  698.  Chr.  Fr.  Stälin  S.  624. 

6)  Chr.  Fr.  Stälin  S.  623.  7)  Gebhardt  a.a.O.  Stälin  S.  624. 

8)  Gebhardt  a.  a.  0. 
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von  Zeit  zu  Zeit  immer  wieder  nachhelfen,  so  z.  B.  am  3.  September  von 
Antwerpen  aus.^) 

Die  Bundesverfassung  war  unterdessen  ausgebaut  und  fertiggestellt 
worden. 2)  Ihre  Bestimmungen  waren  im  wesentlichen  folgende^): 
Gegen  fremde  Angriffe  mußten  alle  gemeinsam,  als  wäre  es  jedes  ein- 
jzelnen  Sache,  auf  eigene  Kosten  und  Schaden  Vorgehen,  sie  mußten 
Isich  gegenseitig  beschützen  gegen  jeden,  der  sie  mit  fremden  und  aus- 
ländischen Rechten,  geistlichen  oder  weltlichen,  die  sie  nichts  angingen, 
belästigen  wollte;  für  Schlichtung  der  inneren  Zwistigkeiten  wurden 
Austräge  mit  erster  und  Berufungsinstanz  aufgestellt,  keiner  durfte  in 
fremde  Einungen  und  Dienste  treten.  Das  Wichtigste  für  uns  ist 
die  Einsetzung  eines  Bundesrats.  Anfänglich  betrieben  die  dem 
Bund  angehörigen  Fürsten  ihre  eigenen  Angelegenheiten  nur  durch 
Abordnung  von  Gesandten  an  Städte  und  Adel,  bei  Streitigkeiten  unter- 
warfen sie  sich  dem  Spruch  von  Schiedsrichtern.  Der  Bundesrat  be- 
stand nur  aus  zwei  Kollegien,  einem  der  Ritterschaft  und  einem  der 
Städte.  Jedes  wurde  gebildet  aus  neun  Räten  und  einem  Hauptmann 
und  mußte  jährlich  neu  gewählt  werden.  Vom  ersteren  Kollegium 
wurden  zunächst,  wie  es  nicht  anders  möglich  war,  Hugo,  Graf 
V. Werdenberg,  vom  andern  Wilhelm  Besserer,  Bürgermeister  von  Ulm, 
zu  Hauptleuten  gewählt.  Der  Ort  der  Bundesversammlungen  war  meist 
Ulm  oder  Eßlingen,  manchmal  auch  Gmünd  und  Hall.  Allmählich 
kamen  die  Bundesfürsten  dazu,  neben  dem  Bundesrat  der  Städte  und 
Ritter  ihren  eigenen  zu  errichten. 

Der  Bundesrat  der  Städte  und  Ritter  war  aber  nach  wie  vor  das 
eigentliche  Bundesorgan  und  ist  als  solches  zu  betrachten.  So  blieb 
der  Ritterschaft,  wenn  sie  auch  für  den  Bund  die  ursprüngliche  Be- 
deutung  verlor,  infolge  der  Bundesorganisation  noch  ein  bedeutender 
Einfluß  auf  das  Ganze.^)  Die  laufenden  Geschäfte  gelangten  zuerst 
in  die  Hände  der  Städte  und  der  Ritterschaft,  und  dies  verlieh  diesen 
ein  gewisses  Übergewicht.  Die  Fürsten  hatten  allerdings  die  Entschei- 


1)  Klüpfel  a.  a.  O.  S.  37/38. 

2)  Die  Statuten  wurden  später  auf  den  St.  Valentinstag,  den  14.  Februar, 
zurückdatiert,  es  ist  aber  sehr  wahrscheinlich,  daß  sie  erst  nach  der  Versamm- 
lung vom  Sonntag  Quasimodogeniti  (13.  April)  vollständig  entworfen  worden 
sind,  s.  Klüpfel  a.  a.  O.  S.  15. 

3)  Chr.  Fr.  Stälin  S.  624  25. 

4)  vgl.  Roth  V.  Schreckenstein  II,  S.  95. 
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düng  in  ihrer  Hand  durch  ihre  Macht  und  durch  den  mordalischen  Ein-  J 
fluß,  den  sie  auf  das  Bundesratskollegium  ausübten.  j- 

Auf  die  Ritterschaft  im  Kraichgau  hatten  bisher  alle  kai- f 
serlichen  Erlasse  und  Mandate  nicht  den  geringsten  Eindruck  gemacht. 

So  sah  sich  der  Kaiser  genötigt,  wenn  er  nicht  auf  die  Anerkennung 
seiner  Autorität  verzichten  wollte,  hier  mit  schärferen  Mitteln  vorzu- 
gehen.  Die  Lage  war  weder  für  den  Kaiser  noch  für  die  Kraichgauer  : 
Ritterschaft  geklärt.  Man  war  sich  nämlich  nicht  darüber  einig,  ( 
ob  der  Kraichgau  überhaupt  zu  Schwaben  zu  rechnen  sei.  Der  Kaiser  ^ 
und  der  Schwäbische  Bund  vertraten  die  Auffassung,  daß  Schwaben  i 
gleichzusetzen  sei  den  beiden  Landvogteien  Ober-  und  Niederschwaben,  j 
zu  letzterer  hatte  auch  die  Landvogtei  Wimpfen  mit  Heilbronn  und  | 
dem  Kraichgau  gehört. i)  Die  Pfalz,  für  die  der  Kraichgauische  Adel  I 
eine  sehr  wertvolle  Stütze  war,  machte  sich  natürlich  die  andere  An- 
sicht zu  eigen,  daß  der  Kraichgau  nicht  in  Schwaben  einbegriffen  sei. 
Aus  dem  Aufeinanderprallen  dieser  entgegengesetzten  Definitionen  des 
Begriffs  Schwaben  entstand  nun  ein  Streit  um  die  Kraichgauische 
Ritterschaft,  der  deren  Organisation  und  innerer  Entwicklung  sehr  zu 
gute  gekommen  ist. 

Das  kaiserliche  Mandat  vom  16.  April  an  die  Stände  Schwabens 
mit  der  energischen  Aufforderung  zum  Beitritt  kam  im  Mai  auf  der 
Reutlinger  Bundesversammlung  zur  Verlesung.  Pflichtgemäß  wurde  es 
denen  zur  Kenntnis  gebracht,  die  es  anging.  Jörg  v.  Ehingen,  Haupt- 
mann des  Teils  am  Neckar,  teilte  es  einigen  Kraichgauer  Rittern  mit, 
und  diese  wandten  sich  an  den  Pfalzgrafen.  Dieser  ermunterte  sie  zum 
Protest.  Sie  erklärten  hierauf,  sie  gehörten  zur  Pfalz,  und  der  Schwä-  . 
bische  Bund  ginge  sie  nichts  an.  Die  Hauptleute  des  Bundes  ließen  ^ 
das  natürlich  nicht  gelten,  sie  suchten  dadurch  beruhigend  einzuwirken, 
daß  sie  erklärten,  der  Bund  habe  keine  antifürstlichen  Tendenzen  und  ' 
diene  lediglich  der  Erhaltung  des  Landfriedens.  Unterdessen  hatte  der 
Pfalzgraf  durch  eine  energische  Vorstellung  beim  Kaiser  erreicht,  daß 
dieser  erwiderte  ,,es  liege  ihm  fern,  dem  Pfalzgrafen  oder  jemand  an- 
derem die  Seinen  abzuziehen“.  In  der  Antwort  an  den  Schwä- 
bischen Bund,  an  deren  Abfassung  Hans  v.  Gemmingen  und  andere 
Kraichgauische  Ritter  beteiligt  waren,  wurden  alle  Gesichtspunkte 
aufgestellt,  die  von  der  Pfalz  in  den  späteren  Verhandlungen  mit  Kaiser 


1)  vgl.  Kolb  a.  a.  O.  S.  49;  s.  zum  folgenden  ebda.  S.  49 — 77. 
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und  Bund  vorgebracht  wurden.  Es  wurde  entschieden  betont,  daß  die 
Kraidlgauer  Ritterschaft  dem  Kurfürsten  Philipp  und  seinem  Fürsten- 
tum ohne  Mittel  zugehöre  (3.  Sept.  1488).  In  einem  Schreiben  vom 
selben  Tage  spricht  der  Kurfürst  von  ,, unsrer  Ritterschaft“.  Den  wei- 
teren Verlauf  dieser  Verhandlungen  haben  wir  an  einer  andern  Stelle 
zu  betrachten.  Hier  sei  nur  das  für  die  Organisation  Wichtige  heraus- 
gegriffen. Es  zeigte  sich  deutlich  gerade  in  jener  kritischen  Zeit,  daß 
unter  der  Kraichgauer  Ritterschaft  großenteils  „nicht  die  Gesinnungen 
des  späteren  Ritterkantons,  sondern  jene  des  pfälzischen  Beamten- 
tums“i)  herrschten.  Erst  jetzt  durch  die  Gründung  des  Schwäbischen 
Bundes  und  durch  das  Vorgehen  des  Kaisers  wurde  ihnen  nahegelegt, 
über  ihre  staatsrechtliche  Stellung  nachzudenken.  Der  bisherige  Man- 
gel an  Selbstbewußtsein,  das  Gefühl  der  Abhängigkeit  gegenüber  der 
Pfalz,  hatte  es  bisher  nicht  zur  Schaffung  einer  Organisation  kommen 
lassen,  eine  solche  wäre  natürlich  auch  sofort  durch  den  Pfalzgrafen, 
der  die  Ritterschaft  völlig  landsässig  zu  machen  bestrebt  war,  in  Keime 
erstickt  worden.  Jetzt  machte  sich  der  Mangel  der  Organisation  na- 
türlich drückend  bemerkbar,  denn  die  Turniergenossenschaft  des  Esels, 
in  der  sie  zudem  noch  mit  Rittern  von  der  Bergstraße  und  dem  Oden- 
wald zusammen  waren,  dientelediglichSports-undStandesinteressenund 
konnte  für  politische  Angelegenheiten  nicht  in  Frage  kommen;  auch 
ging  sie  damals  schon  ihrer  Auflösung  entgegen.  Wenn  sich  nun  eine 
Kraichgauische  Ritterorganisation  zu  bilden  begann,  so  ist  dies  recht 
eigentlich  das  Verdienst  des  Kaisers  gewesen,  der  sich  durch  die  Antwort 
des  Pfalzgrafen  nicht  einschüchtern  ließ  und  schon  am  12.  September 
1488  von  Antwerpen  aus  mit  einem  Spezialmandat  an  28  mit  Namen 
angeführte  Ritter  und  „alle  ires  namens  und  geslechts“  vorging.  Gerade 
dadurch  lernten  sie  sich  von  den  Standesgenossen  anderer  Territorien 
unterscheiden,  als  Kraichgauer  fühlten  sie  sich  jetzt,  nicht  mehr  als 
Pfälzer.  Auf  den  beiden  Versammlungen,  die  sich  auf  Anregung  des 
Pfalzgrafen  jetzt  (Dezember  1488  und  12.  Februar  1489)  zusammen- 
fanden, wurden  seit  lange  zum  erstenmal  ,,nur  den  Kraichgau  be- 
treffende, politische  Angelegenheiten  von  Kraichgauern“^)  behandelt. 
Auf  pfälzische  Anregung  begann  man  sich  nun  zusammenzuschließen 
und  wählte  einen  Hauptmann.  Die  Pfalz  hoffte  in  diesem  Hauptmann 
und  in  dieser  Organisation  ein  gefügiges  Werkzeug  zu  erhalten,  aber 


1)  Kolb  S.  54.  2)  Kolb  S.  58. 
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ohne  es  zu  wollen,  hat  sie  damit  den  Grund  gelegt  zu  dem  späteren 
Ritterkanton  Kraichgau.  Im  Jahr  1490  stand  die  Sache  so,  daß  der 
Schwäbische  Bund  und  der  Kaiser  an  ihrem,  die  Pfalz  ebenso  an  ihrem 
Standpunkt  festhielten,  daß  der  Kaiser  aber  zunächst  nicht  weiter 
drängen  wollte.^) 

Für  die  Zeit  bis  1495  ist,  abgesehen  vom  Kraichgau,  nicht  mehr 
viel  zu  berichten.  Was  Li  eben  au  für  diese  Zeit  für  die  Geschichte  des 
St.  Georgenschilds  beibringt^),  kommt  hier  nicht  in  Betracht,  weil  darin 
nichts  auf  die  Organisation  Bezügliches  enthalten  ist.  Seine  Daten  be- 
ziehen sich  übrigens  fast  immer  auf  den  Teil  im  Hegau  und  am  Boden- 
see, gelegentlich  tritt  auch  der  an  der  Donau  auf.^)  Im  Kraichgau  ist 
seit  1490  eine  Weiterbildung  zu  verzeichnen.  Am  1.  Februar  1490 
schloß  die  Kraichgauer  Ritterschaft  einen  Bund  auf  zehn  Jahre.  Die 
Ansätze  dazu  gehen  auf  die  Speier  Versammlung  von  1488  zurück.^) 
Man  begann  damals  den  Druck  der  pfälzischen  Fesseln  zu  spüren,  man 
machte  Anstalt,  sie  zu  sprengen.  Fern  von  der  Residenz  Heidelberg, 
in  Speier,  kamen  die  Kraichgauer  im  Dezember  1488  zusammen. 
Die  Turniergenossenschaft  vom  Esel  hatte  immer  in  Heidelberg  ge- 
tagt. Die  Wahl  des  Ortes  zeigt  den  Willen  zur  Unabhängigkeit.  Der 
Kurfürst  wurde  nicht  einmal  von  der  Versammlung  benachrichtigt,  er 
erfuhr  von  ihr  erst  durch  Dritte.  Er  war  von  diesem  Verhalten  nicht 
sehr  erbaut,  Unwillen  und  Sorge  kämpften  in  ihm.  Am  28.  Dezember 
beruhigte  ihn  ein  Gesandter  der  Versammlung,  Hans  v.  Sickingen,  über 
den  Zweck  der  Vereinigung;  trotzdem  begab  sich  Philipp  in  die  Nähe 
von  Speier  auf  seine  Burg  Wersau.  Die  Ritterschaft  besann  sich  unter- 
dessen immer  mehr  auf  sich  selbst.  Sie  suchte  Hofgericht  und  Schirm- 
verhältnis zu  beseitigen  dadurch,  daß  sie  rechtliche  Austräge  aufzu- 
stellen und  sie  selbst  zu  handhaben  sich  anschickte.  Schon  am  30.  De- 
zember glaubte  nun  Philipp  eingreifen  zu  müssen:  er  betonte,  daß  die 
Ritter  vor  seinem  Hofgericht  immer  zu  ihrem  Recht  gekommen  seien. 
Ebensowenig  wie  die  Errichtung  von  Austrägen  sei  die  eigene  Hand- 
habung notwendig.  Die  Pfalz  habe  ihre  Ritterschaft  noch  nie  im  Stich 
gelassen  und  werde  dies  auch  nie  tun.  Vor  dem  zwangsweisen  Eintritt 
in  den  Schwäbischen  Bund  habe  man  sie  bewahrt.  Wenn  man  neue 
Wege  einschlagen  wolle,  so  setze  man  nur  Freiheit  und  Herkommen, 
Dienstbarkeit  und  Zinsbarkeit  aufs  Spiel.  Im  pfälzischen  Hof-  und 

1)  Kolb  S.  100.  2)  a.  a.  O.  S.  276/77.  3)  1490.  24.  September. 

4)  Kolb  S.  58—62. 
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Beamtendienst  seien  die  Kraichgauer  bisher  bevorzugt  worden.  Die 
Errichtung  einer  Gesellschaft  würde  einen  Akt  der  Verachtung  be- 
deuten und  dies  könne  er  nicht  dulden.  In  Hans  V.  Sickingen,  dem 
damaligen  Führer  der  Kraichgauer  Ritterschaft,  sieht 
Kolb^)  einen  Vorläufer  des  größeren  Franz  v.  Sickingen. 
An  ihn  richtete  der  Pfalzgraf  noch  ein  besonderes  Schreiben,  dessen 
Inhalt  eine  staatsrechtliche  Erörterung  bildete.  Er  suchte  darin  nach- 
zuweisen, daß  der  Kaiser  kein  Recht  habe,  die  Ritterschaft  zur  Selbst- 
handhabung aufzufordern,  und  daß  diese  deshalb  auch  dieser  Auf- 
fassung nicht  Folge  leisten  dürfe.  Die  Versammlung  von  Speier 
ist  die  Vorstufe  zu  der  von  Landau,  die  unter  Franz  v. 
Sickingens  Leitung  stand.  Der  Gegenstand  der  Zusammenkunft 
und  die  Haltung  des  Pfalzgrafen  waren  damals  dieselben.  „Auf  beiden 
waltete  derselbe  Geist  der  Unabhängigkeit  und  ohne  die  Speierer  Ver- 
sammlung wäre  jene  von  Landau  überhaupt  nicht  zu  denken.“-) 

Mit  der  Loslösung  von  der  Pfalz  ging  es  nun  aber  doch  nicht  so 
rasch.  Dazu  waren  die  Verhältnisse  doch  zu  schwierig.  Allerdings  war 
das  Auftreten  der  Kraichgauer  gegen  früher  wesentlich  selbstbewußter. 
Bei  ihrer  Verantwortung  in  Heidelberg  am  1.  Januar  1489^) 
bestritten  sie,  unter  sich  besondere  rechtliche  Austräge  und  Gerichts- 
zwang aufgerichtet  zu  haben.  Auch  die  Absicht  dazu  hätten  sie  nicht 
gehabt.  Dies  letztere  konnten  sie  wohl  mit  gutem  Gewissen  nicht 
sagen^),  und  in  diesem  Leugnen  vorhandener  Absichten  erblicke  ich 
ein  Zurückweichen,  was  Kolb  gar  nicht  hervorhebt.  Immerhin  hielten 
sie  daran  fest,  daß  sie  berechtigt  seien,  eine  Vereinigung  zu  machen. 
Ihr  Untertanenverhältnis  zur  Pfalz  bestritten  sie  jedoch  nicht.  Sie 
erklärten,  sie  seien  die  „Mannen  und  Diener“  der  Pfalz,  und  es  würde 
ihnen  übel  anstehen,  einen  Verein  mit  pfalzfeindlichen  Tendenzen  zu 
gründen.  Andrerseits  betonten  sie  wieder,  es  sei  ihr  altes  Herkommen 
sich  zu  vereinigen,  ohne  vorherige  Erlaubnis  der  Pfalz.  Diese  Antwort 
sieht  sehr  nach  Kompromiß  aus:  die  Unabhängigen  waren  noch  nicht 
so  sehr  durchgedrungen,  wie  Kolb  meint.  Und  wenn  die  Sprache 
auch  bestimmter  war  als  früher,  so  war  sie  doch  völlig  der  Situation 
angepaßt.  Die  Pfalz  stand  gar  nicht  so  glänzend  da;  im  Notfall 
hatte  die  Ritterschaft  sowohl  den  Schwäbischen  Bund  als  den  Kaiser 
hinter  sich. 


1)  S.61.  2)  ebda  S.62.  3)  ebda.  S.  63. 

Eberbach:  Die  deutsche  Reichsritterschaft 


4)  vgl.  ebda.,  S.  59. 
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Einen  wirklichen  Fortschritt  aber  bedeutete  es  nun,  als  die  Ritter-  i 
Schaft  am  1.  Februar  1490  eine  „Bruderschaft“  schloß,  die  auf  der  , 
Speirer  Vereinigung  von  1488  aufgebaut  war.  Zeitlich  fiel  dies  fast 
zusammen  mit  der  letzten  Zusammenkunft  der  Eselsgesell- 
schaft (11.  Januar).  Diese  hatte  abgewirtschaftet,  nur  noch 
7 Kraichgauer  wohnten  dem  letzten  Kapitelstag  an.  Das  Turnierwesen 
hatte  sich  überlebt,  und  man  sah  nun  ein,  daß  es  wichtigere  Dinge  gab 
als  die  Veranstaltung  von  Ritterspielen. 

Die  Satzungen  der  neuen  Gesellschaft  hatten  folgenden  Inhalt^): 

1.  Die  Ritterschaft  wählt  jährlich  einen  Hauptmann,  der  die  Tage  an- 
setzt. Von  ihrem  Besuch  entschuldigt  nur  ehafte  Not.  2.  Die  Mitglie- 
der sollen  in  guten  Treuen  und  Ehren  miteinander  leben,  bei  Beleidi- 
gungen Genugtuung  geben,  bei  Teidungen  einander  Beistand  leisten. 

3.  Wenn  einer  ,, niedergeworfen  und  zu  gevencknis  getrongen  oder 
bracht“  wird,  sollen  Hauptmann  und  Mitglieder  ihn  zu  lösen  suchen. 
Der  Pfalzgraf  soll  dabei  um  seine  Hilfe  ersucht  werden,  ebenso  „andere 
unser  herren  und  frundt“.  4.  Bei  Streitigkeiten  mit  Untertanen  anderer 
Mitglieder  soll  der  Kläger  den  Hauptmann  um  Ansetzen  eines  Tages  | 
und  freundlichen  Austrag  bitten.  5.  Zum  Teidungsmann  dürfen  außer  j 
Mitgliedern  der  Gesellschaft  nur  Geschwister  oder  Geschwisterkinder  , 
des  Mannes  bzw.  der  Frau  genommen  werden.  6.  Die  Kleidung  der 
Ritter  sind  im  Sommer  rote,  im  Winter  graue  Röcke  und  rote  Kappen,  j 
Die  Farbe  steht  in  des  Hauptmanns  Gefallen,  ausgenommen,  wenn  der  | 
Pfalzgraf  verlangt,  ,,dasz  wir  mit  siner  gnaden  kleiden  sollten,  und  uns  j 
sin  hofkleid  schickt“,  dann  sollen  sie  ihm  willfahren.  7.  Im  Fall  einer  j 
Fehde  soll  einer  dem  andern  auch  mit  seinen  Knechten  aushelfen.  | 
8.  Bei  Streitigkeiten,  in  welchen  die  Parteien  nicht  den  Hauptmann  um  j 
Vermittlung  angehen,  soll  dieser  von  sich  aus  einen  Tag  ansetzen.  Die  Mit- 
glieder haben  dem  Hauptmann  Anzeige  zu  machen,  sobald  sie  von  einem  I 
derartigen  Zwist  hören.  9.  Wenn  der  Kaiser  ein  Mandat  erläßt  an  die  Ritter-  i 
Schaft,  so  soll  der  Hauptmann  sofort  den  Pfalzgrafen  um  Rat  und  Hilfe  an-  ; 
gehen.  Ferner  soll  er  die  Ritterschaft  beschreiben  und  mit  ihr  beraten,  wie 
man  um  das  Mandat  herumkommen  kann.  10.  Jeder  soll  seine  Behausung  ' 
nach  Vermögen  und  Gelegenheit  mit  Zäunen,  Mauern,  Böllern  und 
Büchsen  ausrüsten.  11.  Ferner  soll  jeder  nach  Wunsch  und  Vermögen 
Knechte  und  Pferde  halten.  12.  Die  Einung  soll  zehn  Jahre  währen. 


1)  Kolb  S.83f. 


Fortschritte  der  Unabhängigkeitsbestrebungen  im  Kraichgau  U5 


Beim  Durchgehen  dieser  Bestimmungen  fallen  uns  gegenüber  den 
sonstigen  Ritterbünden  vor  allem  zwei  Unterschiede  ins  Auge:  einmal 
das  Vorhandensein  einer  Tracht,  während  wir  sonst  nur  Abzei- 
chen finden,  zweitens  die  Rücksichtnahme  auf  den  maßgebenden  Für- 
sten, dem  man  einen  Einfluß  auf  die  Tracht  gewährt.  Man  könnte  dar- 
aus auf  ein  Vorwiegen  des  höfischen  Elements  schließen,  und 
wenn  man  dies  auch  mit  Rücksicht  auf  die  einen  unabhängigen  Geist 
atmenden  genossenschaftlichen  Bestimmungen  nicht  tut,  so  muß  man 
doch  sagen,  daß  die  Ritterschaft  sich  noch  nicht  so  stark  fühlte,  um  sich 
ganz  auf  eigene  Füße  zu  stellen  und  auf  taktische  Rücksichten  zu  ver- 
zichten. Bei  Fehden  mit  Auswärtigen  bedurfte  man  noch  der  Hilfe  des 
Pfalzgrafen  und  rechnete  man  auch  noch  auf  „andere  unser  herren  und 
frundt“.  Ebenso  verließ  man  sich  auf  diese  Hilfe  für  den  Fall,  daß  der 
Kaiser  wieder  ein  Mandat  erlassen  sollte.  Merkwürdigerweise  hielt  man 
immer  noch  die  Zugehörigkeit  zum  Schwäbischen  Bund  für  eine  grö- 
ßere Freiheitsberaubung  als  das  Untertanenverhältnis  zur  Pfalz. 

Die  Bedeutung  der  Bruderschaft  aber  liegt  in  der  straf- 
fen Organisation  und  in  dem  Bestreben,  in  rein  interne 
Angelegenheiten  niemand  sich  ein  mischen  zu  lassen.^)  Es 
wird  streng  darauf  gesehen,  daß  die  Streitigkeiten  der  Mitglieder  unter- 
einander und  mit  ihren  Untertanen  vor  das  Forum  der  Gesellschaft  und 
nicht  vor  das  des  schwäbischen  Hofgerichts  kommen.  Durch  die  Be- 
stimmung, daß  zu  Teidungsmännern  nur  Mitglieder  der  Gesellschaft 
und  deren  nächste  Verwandte  genommen  werden  dürfen,  verhütet  man 
das  Eindringen  von  fremden  Einflüssen.  Die  Exekutive  ist  auf  die  eine 
Person  des  Hauptmanns  konzentriert,  was  die  Aktionsfähigkeit  der 
Gesellschaft  beträchtlich  stärkt. 

Es  war  wieder  um  eine  Stufe  vorwärts  gegangen  für  die 
Kraichgauer  Ritterschaft.  Aber  der  Pfalzgraf  suchte  nun  ihrem 
Streben  ein  Halt  zu  gebieten  dadurch,  daß  er  gegen  einige  ihrer  führen- 
den Mitglieder  einschritt. Die  Bemühungen  des  Schwäbischen  Bundes- 
um  Gewinnung  der  Kraichgauer  Ritterschaft  gingen  weiter.^)  Allerlei 
Verwicklungen  kamen  noch  dazu:  so  das  Vorgehen  der  b ai  rischen 

1)  Kolb  S.  84 — 86.  S.  86  urteilt  Kolb:  „Von  einem  Verhältnis  politischer 
Abhängigkeit  ist  nicht  einmal  andeutungsweise  die  Rede“  und  hat  damit,  wenn 
man  von  dem  aus  der  eigenen  militärischen  Schwäche  hervorgehenden  Anleh- 
nungsbedürfnis an  stärkere  Mächte  absieht,  Recht. 

,2)  Kolb  S.  86—91.  3)  ebda.  S.  97—99. 


8* 


116  Entwicklung  seit  dem  Privilegium  Sigismunds  usw. 

Herzoge  gegen  den  Lö wen bund,  das  auch  eine  weitere  Verschär- 
fung des  Verhaltens  der  Pfälzer  gegen  die  Kraichgauer  zur  Folge  hatte.^) 
Schließlich  aber  wurde  die  Stellung  der  Pfalz  durch  ihre  damalige  aus- 
wärtige Politik  so  geschwächt,  daß  sie,  um  ihren  Finanzen  aufzuhelfen,  1 
sich  zur  Erhebung  einer  Notsteuer  gezwungen  sah.  Sie  fühlte  sich  ■ 
jedoch  nicht  stark  genug,  um  diese  Steuer  auch  von  der  Ritterschaft  ein-  j 
fach  zu  erheben.  Um  nicht  deren  völlige  Loslösung  herbeizuführen, 
mußte  man  sich  begnügen,  sie  im  Jahre  1494  um  die  Entrichtung  der  i 
Steuer  zu  bitten. In  den  Schadlosbriefen,  die  den  einzelnen  Adeligen  I 
für  die  Steuerbewilligung  ausgestellt  wurden,  wurde  ausdrücklich  her-  i 
vorgehoben,  daß  die  Entrichtung  des  Geldes  vollständig  freiwillig  und  | 
nicht  auf  Grund  landesherrlichen  Rechtsanspruches  erfolgt  sei.  Die  ' 
Steuerfreiheit  der  Ritterschaft  war  damit  anerkannt,  und 
dies  bedeutete  einen  Schritt  weiter  zur  Unabhängigkeit. 

b)  In  Franken. 

Die  verwickelten  Verhältnisse  des  Kraichgaues  machten  es  notwen-  ! 
dig,  manchmal  eingehender  als  erwünscht,  sich  mit  den  Beziehungen  ,j 
zum  Kaiser  und  zum  Territorialfürstentum  zu  befassen.  Es  ist  ja  auch  | 
beinahe  ein  Ding  der  Unmöglichkeit,  die  Entwicklung  der  Organisation, 
ganz  losgelöst  von  allem  übrigen  zu  betrachten.  Die  innere  Entwick-  I 
lung  vollzog  sich  eben  immer  unter  Einwirkungen  von  außen,  und  da  | 
reizt  es  doch  manchmal,  diesen  nachzugehen,  zumal  wenn  man, 
wie  durch  Kolb  für  die  Kraichgauer  Ritterschaft,  eine  klare,  durch- 
sichtige Quelle  hat.  Für  Franken  soll  nun  aber  dieser  Fehler  vermieden 
werden,  es  soll  alles  wegbleiben,  was  sich  nicht  direkt  auf  die  Organi- 
sation bezieht,  es  sei  deshalb  hier  nochmals  auf  Fellners  Ein- 
leitung verwiesen.^)  In  dieser  gibt  er  einen  Überblick  über  die  Bezie- 
hungen der  Diözese  Würzburg  zu  ihrer  Ritterschaft,  so  daß  wir  also  für 
Franken,  wie  für  Schwaben,  eine  Untersuchung  über  Reichsritterschaft  : 
und  Territorialfürstentum  haben.  In  der  Hauptsache  handelte  es  sich 
in  der  Würzburger  Diözese  um  Streitigkeiten,  die  sich  aus  der  Gerichts- 
barkeit der  Bischöfe  ergaben,  und  eine  lange  Reihe  von  Auseinander- 
setzungen mit  den  Bischöfen,  die  als  „Herzoge  von  Franken“  über  ein 
besonderes  Selbstbewußtsein  verfügten,  begleitet  hier  die  Geschichte 
der  Reichsritterschaft.  Für  die  anderen  fränkischen  Gebiete  haben  wir 


1)  Kolb  S.  101—135.  2)  ebda.  S.  13&— 138.  3)  a.  a.  O.  S.  13—105. 


b)  In  Franken.  Der  Bischof  von  Würzburg  und  die  Ritterschaft  H7 

noch  keine  Spezialuntersuchungen,  aber  es  wird  dort  nicht  viel  anders 
gegangen  sein. 

Schon  ein  Jahr  nach  dem  Erlaß  Kaiser  Sigismunds,  im  Jahre  1423, 
kam  es  zu  einem  neuen  Ritterbund.^)  Lünig  bezeichnet  diesen  als 
„Vertrag,  so  zwischen  Grafen,  Herren  und  der  freyen  Reichsritterschaft 
in  Francken  auf  zehen  Jahr  aufgerichtet“.  Namen  sind  in  der  Urkunde 
keine  angegeben.  Die  Einung  erfolgte  offenbar  unter  einem  Druck  von 
außen,  die  Vertragschließenden  beklagen  sich  im  Eingang  darüber,  daß 
sie  „insgemein  und  besonders  beschwert“  würden,  ebenso  wie  das  Land 
überhaupt,  und  daß  sie  dies  unbillig  dünke.  Sie  und  ihre  Vorfahren 
seien  von  jeher  in  solchen  Würden,  Herrschaften,  Freiheiten  und  rech- 
tem Herkommen  gewesen,  daß  ihnen  solche  Beschwernis  des  Landes 
nicht  lieb  sein  könne.  Zu  gemeinem  Nutz,  Ehr,  Fried  und  Notdurft  ha- 
ben sie  sich  deshalb  zusammengeschlossen.  Die  Einung  soll  zehn  Jahre 
dauern,  aber  Herr  von  Castell  — offenbar  der  Hauptmann  --  und  die 
Mehrheit  der  Gesellschaft  haben  die  Macht,  wenn  sie  wollen,  die  Einung 
zu  verlängern.  Der  König  wird  von  den  \ ertragsbestimmungen  aus- 
genommen, aber  im  übrigen  wollen  sie  sich  gegen  jede  Beschwerung 
wehren  und  einander  dabei  treulich  unterstützen.  Offenbar  ist  also  die 
Spitze  gegen  das  fränkische  Territorialfürstentum  gerichtet.  Für  die 
Schlichtung  interner  Zwistigkeiten  werden  die  üblichen  Maßnahmen 
getroffen.  Der  Ausschuß  der  Fünf,  der  an  der  Spitze  steht,  hat  nament- 
lich dafür  zu  sorgen,  daß  keiner  von  seinen  Rechten,  Freiheiten  usw. 
gedrängt  oder  in  seiner  Habe  verkürzt  werde,  und  nötigenfalls  bewaff- 
nete Hilfe  zu  veranlassen.  Namentlich  aber  ist  solche  bei  direkter  feind- 
licher Bedrohung  zu  leisten. 

Gegenüber  dem  Vertrag  von  1402  weist  dieser  wesentliche  Erweite- 
rungen auf,  aber  manches  deckt  sich  auch  vollkommen  mit  früheren  Be- 
stimmungen. Es  fällt  zunächst  auf  ein  Zug  zur  Zentralisation.  Die 
Person  des  Hauptmanns  tritt  mehr  hervor,  gleich  eingangs  der  Urkunde 
wird  dieser  mit  Namen  angeführt,  gelegentlich  wird  er  nur  mit  „er  be- 
zeichnet, die  Bezeichnung  „der  Ungerade“,  die  etwas  Schablonen-  und 
Zahlenmäßiges  an  sich  hat,  tritt  nicht  wieder  auf.  Auf  die  Opposition 
gegen  das  Fürstentum  wird  hier  gleich  zu  Beginn  hingewiesen,  nicht  erst 
am  Schluß  wie  1402.  Daß  mit  den  allgemeiner  gehaltenen  Wendungen  in 
erster  Linie  der  Bischof  von  Würzburg  gemeint  ist,  wie  früher,  unterliegt 

“lyT^Urkunde  bei  Lünig,  P.  S.  III,  2,  S.  228-231;  vgl.  Moser  S.  159; 
Kerner  II,  S.  33.  Fellner  S.  84.  Roth  v.  Schreckenstein  I,  5.019. 


III.  Die  Entwicklung  seit  dem  Privilegium  Sigismunds  usw. 


keinem  Zweifel,  da  das  Bistum  Bamberg  nicht  so  mächtig  war  und  die  I 
Burggrafen  von  Nürnberg,  die  Hohenzollern,  damals  in  der  Mark  Bran-  I 
denburg  genug  zu  tun  hatten, i)  Die  Beute  soll  wie  früher  geteilt  wer- 
den,  den  Schaden  dagegen  soll  im  Gegensatz  zu  früher  jede  Partei  für  l| 
sich  tragen.  Die  Bestimmungen  über  Austräge  und  über  Beihilfe  gegen 
Feinde  sind  erweitert,  decken  sich  aber  im  übrigen.  Für  Lehenssachen  ^ 
erklärt  man  sich  beidemal  als  nicht  zuständig.  Neu  ist  die  Bestimmung  u 
über  die  Aufbringung  der  Kosten:  Die  Fünf  haben  diese  auf  die  Ge-  I 
seilen  umzulegen,  ,, jeglicher  nach  seiner  Anzahl  und  Vermögen“,  diese  | 
Summe  ist  dann  unweigerlich  zu  entrichten.  Die  Fünf  müssen  sich  8 
• wieder  in  ähnlicher  Weise  verpflichten.  Die  Zusammenkünfte  sind  dies-  jj 
mal  nicht  vierteljährlich,  sondern  halbjährlich  zu  Schweinfurt,  Königs- 
berg,  Karlstatt,  Ochsenfurt,  Kitzingen,  oder  wo  es  sonst  gelegen  ist,  am  i 
Sonntag  vor  Michaelis  und  am  Sonntag  Reminiscere;  da  sollen  ,.ihre  und  !■ 
des  Landes  Gebrechen  und  Notdurft'^  vorgenommen  werden,  außer-  , 
ordentliche  Tagungen  sind  natürlich  auch  diesmal  statthaft.  Neu  ist,  ■ 
daß  die  Fünf  das  Recht  haben,  ihre  Nachfolger  zu  designieren,  dieser  , 
Wahl  muß  Folge  geleistet  werden,  auch  von  einem,  der  auf  der  Tagung 
nicht  zugegen  ist.  Die  Neuwahl  findet  wie  früher  halbjährlich  statt. 
Über  ihre  Amtstätigkeit  haben  die  Fünf  Rechnung  abzulegen  an  ihre 
Nachfolger.  Es  finden  sich  noch  folgende  neue  Bestimmungen:  Die 
Fünf  sollen  nach  Ablauf  ihrer  Amtsperiode  und  nach  ihrer  Entlastung 
von  niemand  wegen  irgendwelcher  Amtshandlungen  behelligt  werden 
können.  Über  Sachen,  die  sich  vor  der  Einung  „verlaufen“  haben,  kön- 
nen die  Fünf  Recht  sprechen,  aber  sie  brauchen  es  nicht.  Neuaufnah- 
men vornehmen  kann  der  Herr  von  Castell  und  mit  ihm  die  Fünf  (der 
Hauptmann,  Herr  von  Castell,  steht  also  außerhalb  der  Fünf)  durch 
Mehrheitsbeschluß.  Wenn  ,,sich  hernach  Sachen  im  Land  machten,  also 
dass  man  des  Landes,  unser  aller  oder  der  Unsern  Ehr,  Nutz,  Fried  und 
Frommen  meinet  zu  suchen,  dasselb  dann  in  dieser  Schrifft  nicht  be- 
grieffen  were,  wann  wir  dann  des  erinnert  werden,  so  soll  unser  Herr 
von  Castell,  mit  Rath  der  Fünffern  oder  des  mehrer  Theils,  und  sonst 
der  andern  unserer  guten  Freund  die  Sachen  für  sich  nehmen  und  dar- 
innen das  Beste  und  Möglichste  suchen,  nachdem  und  dann  die  Sachen 
gelegen  ist,  darinnen  wir  dann  getreulich  verfolgen  sollen,  und  das  soll  uns 
an  dieser  Verschreibung  keinen  Schaden  bringen,  ohn  alles  Gefehrde.“ 


1)  Roth  V.  Schreckenstein  I,  S.619. 
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Im  selben  Jahr  1423,  am  selbenTag,  Freitag  nach  Andreastag,  verbün- 
deten sich  dieselben  Grafen,  Herren  und  Ritter  mit  der  freien  Reichsstadt 
Schweinfurt!) : es  war  ein  Bündnis  ganz  im  Sinne  Sigismunds. 
Die  Ritterschaft  bezeichnet  sich  in  der  Urkunde  als  „Wir  die  Grafen, 
Herren,  Ritter  und  Knecht  der  Ainigung  zu  Francken“.  Der  Eingang, 
der  die  Gründung  der  Vereinigung  angibt,  ist  natürlich  ganz  ähnlich, 
wie  der  in  der  gleichzeitigen  Urkunde.  „Als  haben  wir  angesehen  man- 
cherley  Klag  der  Gemeinde,  des  Lands  zu  Francken,  als  von  neuer  un- 
gewöhnlicher Sünde,  Aufsetzen,  unredlichen  Gewalt,  Beschwernüss, 
Krieg  und  Rauberey  wegen,  die  sich  in  demselben  Land  machen  und 
aufwachsen  möchten“,  und,  da  man  „solchen  ungewöhnlichen  Aufsetzen 
und  unrechtlichen  Beschwernuss  des  Lands“  sich  widersetzen  und 
arm  und  reich  bei  ihren  Würden  usw.  erhalten  muß,  haben  sie  sich 
verbunden.  Deshalb  verbünden  sie  sich  nun  auch  mit  der  Stadt 
Schweinfurt. 

Der  König  wird  natürlich  wieder  ausgenommen.  Die  Stadt  Schwein- 
furt soll  in  allen  ihren  Privilegien  geschützt  werden.  Gegen  feindliche 
Angriffe  erfährt  sie  Hilfeleistung.  Dafür  muß  die  Stadt  ein  Elftel  der 
Kosten  des  Bundes  tragen.^)  Auf  100  Reisige,  die  der  Adel  stellt, 
kommen  4 von  der  Stadt  zu  stellende.  Wenn  man  Fußvolk  braucht,  hat 
die  Stadt  60  Gewappnete  und  Schützen  aufzubringen.  Gegen  andere 
Reichsstädte  ist  sie  nur  dann  zur  Hilfe  verpflichtet,  wenn  diese  gegen 
einen  aus  der  Einung  mit  Waffengewalt  Vorgehen.  Die  Beute  wird 
zwischen  Adel  und  Stadt  im  Zahlenverhältnis  verteilt,  und  zwar  gelten 
2 Fußgänger  = 1 Reiter.  Eroberte  Schlösser  und  Gefangene  sind  von 
diesem  Wahlprinzip  nicht  ausgenommen.  Der  Schaden  soll  von  jeder 
Partei  selbst  getragen  werden,  soweit  er  nicht  durch  den  ,, Frommen 
gedeckt  ist.  Büchsen,  Armbrüste,  Pulver  und  sonstige  Kriegsmateri- 
alien, die  von  den  Schweinfurtern  gestellt  werden,  müssen  diesen,  wenn 
sie  in  Feindeshand  fallen,  aus  der  Bundeskasse  ersetzt  werden.  Zwei 
Abgeordnete  der  Stadt  treten  zu  dem  Ausschuß  der  Fünf  hinzu.  Alle 
Güter  und  sonstiges  Eigentum  der  Stadt  ist  unverletzlich  und  darf  nicht 
angetastet  werden.  Schweinfurt  darf  keinen  aus  den  eigenen  Leuten 
oder  von  denen,  „die  heusslich  oder  heblich  hinder  uns  gesessen  weren“, 

1)  Lünig  a.a.O.  S.  232— 234;  vgl.  Roth  v.  Schreckenstein  I,  S.619f. 

Moser  S.  159.  Kerner  S.  33.  Fellner  S.  84/85.  . c-  ^ -x. 

2)  Mit  der  Einschränkung,  daß  eine  Ermäßigung  stattfindet  beim  Emtn 
von  weiteren  Fürsten,  Grafen  oder  Städten. 
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ohne  den  Willen  des  Herrn  als  Bürger  aufnehmen.  Wenn  aber  ein  sol-f 
eher  Untertan  tatsächlich  doch  Bürger  und  binnen  Jahresfrist  von  | 
niemand  zurückgefordert  wird,  so  darf  er  in  der  Stadt  bleiben.  Wenn  ® 
eine  größere  Zahl  von  Reisigen  nach  Schweinfurt  ins  Quartier  kommt, 
so  darf  daraus  kein  Schaden  entstehen.  Streitigkeiten  zwischen  beiden 
Parteien  werden  durch  Austräge  geschlichtet.  Gegen  Feindschaften,  die 
der  Stadt  aus  ihrer  Zugehörigkeit  zum  Bund  erwachsen  und  die  nach 
Ablauf  der  Einung  zum  Austrag  kommen,  muß  Hilfe  geleistet  werden. 
Für  den  Adel  unterzeichnen:  Leonhard  Graf  und  Herr  zu  Castel;  Er- 
kinger  v.  Sinsheim  zum  Stephansberg,  Ritter;  Wilhelm  v.  Grumbach, 
Ritter;  Wilhelm  v.  Schaumberg,  Ritter;  Hans  Zöllner  zu  Burgenfeld; 
Caspar  v.  Bibra;  Kunz  v.  Hutten;  Erkinger  v.  Sinsheim  zu  Wiesen- 
brunn; Diez  V.  Tüngen;  Hans  v.  Stein  zum  Altenstein;  Götz  v.  Roten- 
han;  Albrecht  v.  Maßbach;  Albrecht  Truchseß  zu  Wetzhausen;  Hans 
V.  Hesperg;  Andreas  Veit  v.  Rieneck  und  Hans  v.  Wenkheim,  der 
jüngere. 

Der  Bund  von  1423  trug  der  Ritterschaft  noch  weitere  reiche  Früchte. 
Es  ist  ja  ganz  unverkennbar,  daß  seine  Spitze  dem  Fürstentum  gegolten 
hatte,  dieses  aber  brach  die  Spitze  ab,  indem  es  selbst  sich  an  den  Bund 
anschloß.  Dies  konnte  den  adeligen  Bundesgenossen  nur  lieb  sein,  denn 
durch  ihren  Beitritt  verpflichteten  sich  die  Fürsten  ja,  eben  das  abzu- 
stellen, was  die  Ursache  des  Bundes  gewesen  war.  Am  Sonntag  vor  ^ 
St.  Urbanstag  1424,  (21.  Mai),  traten  die  Hofbeamten  des  Bischofs 
von  Eichstätt  für  sich  und  ihren  Herrn  der  Vereinigung  bei.^)  Aus  der 
Urkunde  ist  ersichtlich,  daß  damals  dem  Bunde  schon  angehörten  die 
Bischöfe  von  Bamberg  und  Würzburg  und  die  Markgrafen  Friedrich 
und  Johannes  von  Brandenburg,  Burggrafen  von  Nürnberg.^)  Die  ge- 
fährlichsten Gegner  der  Ritterschaft  waren  also  dadurch  unschädlich 
gemacht,  die  Differenzen,  die  zwischen  ihr  und  dem  Bischof  von  Würz- 
burg, wegen  des  bischöflichen  Landgerichts,  dem  sich  die  Ritter  nicht 
^t^rwerfen  wollten,  bestanden  hatten,  waren  vorher  durch  Vermitt- 

1 ) L ü n i g S. 234/35,  vgl. Moser  S.  1 59,  K e r n e r S. 33,  Roth  v.  Schrecken- 
stein S.  624,  Fellner  S.  85. 

2)  Die  Sache  liegt  zweifellos  nicht  so,  daß  die  Adelsgesellschaft  dem  Bund 
dieser  Fürsten  beitrat,  wie  Fellner  meint,  wenn  diese  auch  schon  seit  1422  ge- 
eint waren.  Gegen  diesen  Fürstenbund  war  ja  gerade  der  neue  gerichtet;  es  hat 
also  die  Annahme  sicher  mehr  für  sich,  daß  die  Fürsten  sich  bedroht  fühlten, 
und  daß  von  ihnen  die  Annäherung  ausging.  Die  Auffassung  Fellners  findet 
sich  auch  sonst  nirgends,  und  irgendwelche  Beweise  bringt  er  nicht  vor. 
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lung  des  Bischofs  von  Bamberg  aus  der  Welt  geschafft  worden^)  (März 
1424).  Es  schlossen  sich  weiter  an:  die  Herren  von  Euheim  (Mittwoch 
vor  St.  Urbanstag  = 23.  Mai)^),  Graf  Ludwig  von  Oettingen  (Montag 
nach  dem  hl.  Palmtag)^),  Graf  Albrecht  von  Hohenlohe^)  (Dienstag 
nach  dem  Sonntag  Misericordiae),  Konrad  Herr  zu  Weinsberg  (Dienstag 
nach  Misericordiae).^) 

Ins  Jahr  1430  fällt  die  oben  erwähnte  ^)  schwäbisch-bai- 
risch-fränkische Einigung,  aus  der  sich  jedoch  keine  Schlüsse 
ziehen  lassen  auf  die  innere  Organisation  der  fränkischen  Ritter- 
schaft. Es  ist  auch  keine  Urkunde  erhalten,  in  der  die  Namen  der 
fränkischen  Hauptleute  und  Räte  angegeben  wären.  Ganz  allgemein 
wird  von  den  „Edlen,  Strengen  und  Vesten  Hauptleuten  und  allen 
I Herren,  Rittern  und  Knechten  der  Ritterschaften,  der  Gesellschafften 
von  Francken“  gesprochen,  oder  von  den  „Edlen  und  Vesten  Herren, 
j Ritter  und  Knechten  der  Ainung  zu  Francken“. 

1431  mußte  Erkinger  v.  Schwarzenberg  der  Stadt  Schweinfurt  we- 
gen ,, einiger  an  ihr  wider  die  gemeine  Ainung  begangenen  Verbrechen“ 
Genugtuung  geben.  0 In  dieser  Urkunde,  die  uns  hier  nicht  weiter  zu 
beschäftigen  hat,  werden  Heinrich  Fuchs  zu  Waldburg,  Apel  v.  Stein, 
Hans  V.  Enheim,  Bastian  v.  d.  Tann  und  Heinz  Steinrück  genannt  als 
„die  Fünff  über  die  Ainung  der  Ritterschafft  zu  Francken  gekoren“. 

Die  Ritterschaft  erhielt  sich  nicht  lange  in  ihrer  starken  Position, 
bald  trat  eine  rückläufige  Bewegung  ein.  Die  Bischöfe  von  Würzburg 
bekamen  wieder  die  Oberhand,  und  es  drohte  aufs  neue  di  e Gefahr  der 
Lan dsässigkeit.  Diesen  Gang  der  Entwicklung  zeigt  ein  Vertrag 

1)  Lünig  S.  235,  Fellners.  85.  2)  Lünig  S.  235.  3)  Lünig  S.  235/36. 

4)  Lünig  S.  236. 

5)  Lünig  S.  236/37.  — Die  Bedeutung  des  Bundes  von  1424  charak- 

terisiert Fellner  (S.  85)  folgendermaßen:  „Es  ist  die  Anpassung  der  fürst- 
lichen Politik  an  die  nach  beginnendem  Zusammenschluß  des  Ritterstandes 
in  selbständigen  Einungen  von  politischer  Färbung  und  nach  Gutheißung,  ja 
Förderung  dieses  Prozesses  durch  die' Reichsgewalt  veränderte  Lage.  Wie 
nach  Lockerung  des  Ministerialverhältnisses  durch  Dienstverträge  mit  den 
einzelnen  Ritterbürtigen,  suchen  die  Fürsten  nun  durch  Verhandlung  mit  den 
Einungen  ihren  Einfluß  auf  die  Ritterschaft  zu  wahren,  und  gut  verstehen  sie  es, 
den  ihnen  feindlichen  Bestrebungen  durch  Beschwichtigung  und  geeignete  Zu- 
geständnisse, namentlich  auch  durch  die  Mittel  des  Beitrittes  zu  der  betreffen- 
den Einung  immer  wieder  eine  unschädlichere  Richtung  zu  geben,  den  ernsteren 
ihren  Interessen,  in  letzter  Linie  ihrer  Landeshoheit,  drohenden  Gefahren  vor- 
zubeugen.“ 6)  s.  S.  88.  7)  Lünig  S.  240/41. 
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von  1435.^)  In  diesem  wird  der  würzburgische  Adel  geradezu  als  land- 
sässig  behandelt  und  der  bischöflichen  Gerichtsbarkeit  unterstellt.  Der 
Vertrag  ist  geschlossen  vom  Bischof  und  Domkapitel  Würzburg  mit  den 
Äbten,  Prälaten,  Grafen,  Herren,  Rittern  und  Knechten,  die  zum  Stift 
gehörten.  In  einen  Ausschuß,  der  im  Stift  Ordnung  und  Einigkeit  her- 
stellen  soll,  werden  gewählt  5 Vertreter  des  Kapitels,  2 von  den  Prälaten, 
3 von  den  Grafen,  2 von  den  Herren,  und  9 von  der  Ritterschaft.  Es 
sind  hier  also  die  einzelnen  Kategorien  des  Adels  getrennt  behandelt, 
während  diese  ja  sonst  immer  zusammengingen.  Aus  den  21  wird  wie- 
der ein  engerer  Ausschuß  gewählt:  1 vom  Kapitel,  1 von  den  Grafen  und 
’ Herrn,  1 von  der  Ritterschaft.  Diese  drei  halten  sich  ständig  am  bischöf- 
lichen Hof  auf  und  erledigen  die  täglich  zufallenden  Geschäfte.  In 
schwierigen  Fällen  sollen  die  andern  18  dazu  geladen  werden,  die  21  ent- 
scheiden dann  zusammen  mit  dem  Bischof.  In  besonders  wichtigen  An- 
gelegenheiten können  noch  20  vom  Kapitel,  aus  den  Prälaten,  Grafen, 
Herren,  Rittern  und  Knechten,  auch  etwas  mehr  oder  weniger  zugezo- 
gen werden.  Die  drei  erhalten  jährlich  je  100  rheinische  Gulden,  der 
Bischof  muß  ihnen:  ,,Kost,  Futter,  Nagel  und  Eysen“  geben.  Keiner 
von  ihnen  darf  mehr  als  4 Pferde  haben.  Wenn  die  18  von  den  3 ein- 
berufen werden,  erhalten  sie  Verpflegung,  ebenso  die  20.  Die  3 werden 
jährlich  aus  den  21  neugewählt,  ebenso  müssen  von  den  21  jährlich  10 
bzw.  11  ausscheiden,  beim  Ausscheiden  einzelner  Mitglieder  durch  Tod, 
Krankheit  oder  aus  einem  andern  Grund  findet  Zuwahl  statt.  Da  das 
Stift  in  Schulden  ist,  so  erhält  der  Bischof  10  000  Gulden,  wovon  er  sei- 
nen Hof  halten  und  die  drei  verpflegen  soll.  Die  Besoldung  der  drei  geht 
nicht  von  dieser  Summe  ab.  Etwaige  Kriegskosten  sollen  gedeckt  wer- 
den von  dem  gemeinen  Gut,  der  Nutzung  und  den  Gefällen  des  Landes, 
was  übrig  bleibt,  gehört  dem  Stift.  Die  Gefälle  und  Abgaben  müssen  an 
die  drei  abgeliefert  werden.  Diese  haben  darüber  halbjährlich  Rechnung 
abzulegen  an  den  Bischof,  den  Pfleger  und  an  die  18.  Bei  dem  Rechen- 
schaftsbericht sollen  drei  Abgeordnete  von  den  Städten  des  Stifts  an- 
wesend sein.  Die  wichtigsten  Bestimmungen  sind  die  nun  folgenden 
über  die  bischöfliche  Rechtspflege.  Streitigkeiten  zwischen  Grafen, 
Herren,  Rittern  und  Knechten  sollen  am  Hof  des  Bischofs  vor  diesem 
und  den  Sausgetragen  werden,  oder, wenn  der  Beklagte  dies  nicht  will, 
vor  dem  Landgericht  des  Stifts  und  Herzogtums  Franken;  hiebei  tritt 


1)  Lünig  S.  242—251.  Moser  S.  159.  Kerner  S.  33/34. 
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das  Kollegium  der  21  in  Kraft,  ,,und  wie  die  oder  der  mehrer  Theil  unter 
ihn  erkennten,  dass  darzu  zu  thun  were,  dess  soll  man  thun,  ausgenom- 
men, was  Halss  oder  Handt  antreffe,  das  soll  man  austragen  als  sich 
dann  mit  Recht  gebührt“.  Das  Landgericht  soll  nach  Rat  der  21  gut 
I besetzt  werden,  „dass  das  aufgericht  redlich  gehalten  und  ungefehrlich 
1 daran  gericht  werde“.  Streitigkeiten  zwischen  geistlichen  Herren  und 
I Grafen  oder  Herrn  werden  vor  dem  bischöflichen  Hofgericht  ausgetra- 
gen, solche  zwischen  Geistlichen  und  Rittern  oder  Knechten,  wenn 
erstere  Kläger  sind,  vor  einem  Gericht  aus  4 Weltlichen  und  3 Geist- 
lichen, wenn  letztere  klagen,  vor  einem  Gericht  aus  4 Geistlichen  und 
3 Weltlichen.  Es  folgen  noch  viele  weitläufige  Bestimmungen  über  die 
Rechtspflege  im  Bistum  Würzburg,  auf  die  wir  hier  nicht  weiter  ein- 
zugehen brauchen,  aus  dem  bisher  Angeführten  wird  schon  klar,  daß  die 
Ritterschaft  damals  aus  irgendwelchen  Gründen  die  bischöfliche  Ge- 
richtsbarkeit anzuerkennen  für  gut  hielt,  und  daß  sie  sich  damit  der 
würzburgischen  Landeshoheit  unterstellte.  Für  diese  Unterwürfigkeit 
war  es  ein  schlechtes  Äquivalent,  daß  sie  selbst  an  der  Rechtsprechung 
und  an  der  Verwaltung  teilnehmen  durfte. 

Auch  in  der  Folgezeit  wurde  es  nicht  besser,  es  ist  vielleicht  nur  von 
Zufällen  abhängig  gewesen,  daß  die  fränkische  Ritterschaft  nicht  zu 
dauernder  Landsässigkeit  herabgedrückt  wurde,  während  es  in  Baiern, 
wo  die  Ritterschaft  sich  sehr  kräftig  regte,  so  weit  gekommen  ist.  Es 
mag  sein,  daß  das  Verhalten  der  Franken  ihrer  diplomatischen  Ver- 
anlagung entsprang,  daß  sie  an  kritischen  Zeitpunkten  lieber  in  der 
Hoffnung  auf  kommende,  bessere  Tage  ihren  Nacken  freiwillig  unter  das 
Joch  beugten,  anstatt  ihre  zukünftige  Unabhängigkeit  durch  eine  hals- 
starrige Opposition  zu  verscherzen. 

Aus  dem  Jahr  1446  ist  zwar  ein  Anlauf  zu  verzeichnen^):  eine 
Einigung  zwischen  Fürsten,  Grafen  und  gemeiner  Ritterschaft  im 
Lande  zu  Franken  wider  gewaltsame  Eingriffe  in  ihre  Freiheiten  und 
andere  Beschwerden.  Die  Einigung  wird  auf  4 Jahre  geschlossen,  eineVer- 
längerung  ist  vorgesehen,  wer  dann  nicht  mehr  mitmachen  will,  kann  aus- 
treten. Ein  Fünferausschuß  tritt  wieder  auf.  Der  Inhalt  des  Vertrags 
stimmt  so  ziemlich  mit  dem  von  1423  überein,  einige  Bestimmungen 
sind  neu,  so:  wenn  einer  wegen  seiner  Zugehörigkeit  zu  der  Einigung 
seinem  Lehensherrn  sein  Lehen  aufsagen  muß,  so  sollen  die  andern  die- 


1)  Lünig  S.  251—256, 
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sein  Fehde  ankündigen  und  sich  erst  zufrieden  geben,  wenn  jenes  rück-  1 
gängig  gemacht  ist.  Zu  den  Unkosten  soll  jeder  nach  seinem  Vermögen  ; i 
beitragen,  — während  sonst  eine  Steuer  auferlegt  oder  eine  Umlage  nach  | 
der  Zahl  der  gestellten  Pferde  angesetzt  wurde.  Die  Fünf  können  einen 
oder  mehrere  aus  den  Grafen  und  Herrn  zu  sich  kooptieren,  diese  Zu- 
gewählten können  sich  durch  ihre  Räte  vertreten  lassen,  nur  bei ,, schwe- 
ren und  treffentlichen  Sachen“  ist  ihr  persönliches  Erscheinen  notwen- 
dig. Über  Neuaufnahmen  in  den  Bund  entscheiden  die  Fünf  gemeinsam 
mit  einer  Anzahl  von  anderen  Mitgliedern. 

Initiative  und  Energie  zeigte  die  Ritterschaft  auch,  als  Bischof  ■ 
Gottfried  von  Würzburg  das  Gerichtswesen  seiner  Diözese  refor- 
mierte. Aus  dem  Jahr  1447  ist  eine  Urkunde  vorhanden,  über  die 
Reformation  der  geistlichen  Gerichte.^)  Um  dieselbe  Zeit  muß  aber  auch , 
wie  aus  einer  andern  Urkunde  hervorgeht^),  das  Landgericht,  das  Cent- 
gericht und  das  Brückengericht  reformiert  worden  sein.  Gegen  alle 
diese  Gerichte  ging  die  Ritterschaft  damals  mit  Beschwerden  vor. 
Diese  selbst  sind  bei  Lünig  nicht  abgedruckt,  wohl  aber  die  Antwort 
des  Bischofs  Lorenz  (richtig  Gottfried)^),  aus  der  der  Inhalt  der  Eingabe 
zu  ersehen  ist.  Auf  die  rechtliche  Seite  der  Sache  können  wir  hier  nicht 
eingehen;  deutlich  zeigt  sich  aber,  daß  der  Bischof  und  sein  Kapitel  an 
der  Zugehörigkeit  der  Ritterschaft  zum  Stift  unbedingt  festhielt.  Diese  ■ 
wird  in  bestimmtem  Ton  darauf  hingewiesen,  ,,daß  sie  dem  Stifft  als 
ihrem  Vatterlandt  gehörig  seyndt,  die  sich  auch  darbey,  wie  ihre  Vor-  ' 
eitern  gethan,  getreulich  halten  und  sich  an  niemandt  anders  schlagen 
sollen“.  Die  Grafen,  Herren  und  Ritterschaft  werden  als  ,,Unter- 

1)  Diese  sind:  Graf  Georg  zu  Henneberg,  Graf  Wilhelm  zu  Henneberg,  Graf  j 
Wilhelm  zu  Kastei,  Herr  Lorenz  v.  Ostheim,  Herr  Heinrich  v.  Lichtenstein,  | 
Eberhard  v.  Thüngen,  Balthasar  v.  Wenkheim,  Erkinger  v.  Sinsheim  zu  Wiesen-  i 
brunn,  Georg  Fuchs  zu  Schweinshaupt,  Georg  v.  Stein,  Peter  v.  Herbstadt,  1 
Adolf  Marschalk,  Heinz  v.  Thünfeld  der  Ältere  und  Endres  Zöllner. 

2)  Lünig  S.  256— 267.  3)  Lünig  S.  267— 293. 

4)  Diese  Antwort  verlegt  Kerner  (S.  34)  fälschlich  ins  Jahr  1446;  die 
Urkunde  ist  zwar  bei  Lünig  undatiert,  aber  da  die  Reformation  der  geist- 
lichen Gerichte  laut  Urkunde  erst  im  Jahre  1447  erfolgte,  so  kann  eine 
daraufhin  erfolgte  Beschwerde  natürlich  frühestens  in  dieses  Jahr  fallen.  Auch 
Moser  (S.  160)  hebt  dies  nicht  hervor.  — Der  Name  Lorenz  ist  wohl  durch  irgend- 
ein Versehen  statt  Gottfried  in  die  Urkunde  hineingekommen,  denn  es  kann  keine 
Rede  davon  sein,  daß  diese  wirklich  in  die  Zeit  des  Bischofs  Lorenz  (von  Bibra) 
1495 — 1519  gehört.  Von  einer  Reformation  der  Gerichte  unter  diesem  ist 
nichts  bekannt. 
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thanen“  bezeichnet.  Am  Schluß  der  Urkunde  wird  der  Wunsch  ausge- 
sprochen, daß  der  Adel  sich  gegen  den  Bischof,  sein  Kapitel  und  Stift 
untertänig,  treulich  und  tröstlich  zeigen  möge. 

1448  wurde  eine  Einigung  geschlossen  zwischen  einer  Anzahl  von 
Rittern  und  der  Stadt  Schweinfurt  unter  der  Protektion  des  Markgrafen 
Albrecht  von  Brandenburg.^)  Dieser  schreibt,  er  habe  betrachtet  und 
erkannt  „das  freundlich  Wesen,  darinnen  etlich  Geschlecht,  der  Erbaren 
Ritterschafft  im  Land  zu  Francken,  als  nehmlich  Michael  und  Herman, 
Herren  zu  Schwartzenberg,  Gebrüdere  Heinrich  Steinrück,  Eberhardt 
Rüdt  von  Kollenberg,  der  Älter,  Hanss  von  Vestenberg  zu  Schernau, 
Bartholmes  und  Contz  von  Hutten,  Kilian  v.  Tüngen  und  Wolframb 
V.  Tüngen“  miteinander  gestanden  seien.  Diese  seien  alle  in  markgräf- 
lichen Diensten  gewesen  ,,und  mit  unsern  Eltern  und  uns  solcher  Maszen 
herkommen  seynd,  dass  wir  sie  williglich  in  solchen  ihren  freundlichen 
Wesen  begehren  zu  handhaben  und  ihne  Gnad  und  Gunst  zu  be- 
weisen“. Auch  die  Stadt  Schweinfurt,  die  eine  Zeitlang  im  Schutz  und 
Schirm  des  Markgrafen  gestanden  ist,  hat  sich  dessen  Gnade  zu  er- 
freuen. „Darum  und  nach  dem  Wesen  schwerer  Leufft,  die  jetzund 
allerwegen  in  den  Landen  auferstehen“,  damit  die  Ritterschaft  und  die 
Stadt  „in  Fried  und  Söne  gehalten  und  vor  Gewalt  und  Unrecht  desto 
bass  bleiben  mögen“,  wird  ein  Bund  zwischen  beiden  ins  Leben  gerufen, 
der  fünf  Jahre  dauern  soll.  1.  In  dieser  Zeit  ist  jede  Feindschaft  zwi- 
schen den  Vertragschließenden  ausgeschlossen.  2.  Feinde  werden  ge- 
meinsam abgewehrt.  3.  Einem  gemeinsamen  Aufgebot  soll  jede  Partei 
nach  ihrem  Vermögen  unweigerlich  Folge  leisten.  4.  Von  den  zu  stellen- 
den Reisigen  müssen  die  Ritter  vier  Fünftel,  die  Stadt  das  letzte  Fünftel 
aufbringen.  5.  Truppen,  die  einer  Partei  zu  Hilfe  geschickt  sind,  müs- 
sen „an  den  Enden  und  Stetten“,  wohin  sie  beschieden  sind,  liegen 
bleiben  und  sich  selbst  verköstigen.  Es  wird  Sorge  getragen,  daß  sie  da, 
wo  sie  sind,  Kaufgelegenheit  haben.  6.  Bei  einem  gemeinsam  geführten 
Krieg  wird  Schaden  und  Nutzen  ausgeglichen  und  ,, gefangen  mit  ge- 
fangen geledigt“.  Der  übrigbleibende  Nutzen  wird  verteilt  nach  dem 
Zahlenverhältnis,  der  übrigbleibende  Schaden  wird  von  jeder  Partei 
selbst  getragen.  7.  Bei  Fehden  mit  Fürsten,  Herren  und  anderen,  deren 
Lehensträger  einzelne  von  den  Rittern  sind,  die  deshalb  ihr  Lehen  auf- 
sagen müssen,  soll  kein  Friede  geschlossen  werden,  ehe  das  Lehensver- 


1)  Lünig  S.  290—292,  vgl.  Moser  S.  160. 
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hältnis  wiederhergestellt  ist.  8.  Wenn  einer  der  Ritter  Ganerbe  eines 
Schlosses  ist  und  darin  einen  Burgfrieden  geschworen  hat,  so  darf  er  ihn 
halten.  9.  Balthasar,  Engelhardt  und  Sigmund  vonTüngen  sowie  Cuntz 
V.  Grumbach  sind  ausgenommen,  w'eil  ein  Teil  der  Ritter  mit  diesen 
schon  länger  in  einer  Einigung  ist.  10.  Fehden,  die  während  der  Zeit 
der  Einigung  ausbrechen,  müssen  auch  nach  deren  Ablauf  gemeinsam 
vollends  ausgetragen  werden.  11.  Neu  aufnehmen  darf  die  Ritterschaft, 
wen  sie  will;  wenn  unter  ihr  wegen  solcher  Neuaufnahmen  Meinungs- 
verschiedenheiten entstehen,  so  hat  der  Markgraf  die  Entscheidung. 
12.  Fürsten  und  Städte  dürfen  nicht  aufgenommen  werden.  13.  Neu- 
aufgenommene  müssen  sich  in  einem  Beibrief  auf  die  Artikel  verpflich- 
ten. 14.  Jedes  halbe  Jahr  wird  ein  Ausschuß  von  fünf  Mitgliedern  ge- 
wählt: 3 von  der  Ritterschaft,  2 von  der  Stadt  Schweinfurt.  15.  Alle 
Anliegen  müssen  vor  diese  Fünf  gebracht  werden.  Diese  können  Ta- 
gungen der  ganzen  Gesellschaft  ansetzen  nach  Schweinfurt  oder  irgend- 
wo anders  hin.  16.  Die  Wahl  in  den  Ausschuß  der  Fünf  muß  angenom- 
men werden.  17.  Streitigkeiten  zwischen  der  Ritterschaft  und  der 
Stadt  müssen  vor  den  Fünf  ausgetragen  werden.  Diese  sollen  zuerst 
einen  gütlichen  Ausgleich  versuchen  und  wenn  dies  nicht  möglich  ist, 
einen  rechtlichen  Austrag  herbeiführen.  18.  Bei  Streitigkeiten  zwischen 
Bundesmitgliedern  und  deren  armen  Leuten  sollen  diese  zu  Recht  ge- 
stellt werden  ,,an  den  Enden  und  den  Gerichten,  darin  dann  jeglicher 
gesessen  ist  und  nach  Begehrung  des  Klägers  soll  auch  keiner  dem  an- 
dern das  Recht  gefehrlich  verziehen“.  19.  Die  pekuniären  Aufwendun- 
gen sollen  von  den  Fünf  umgelegt  werden.  Der  Vertrag  schließt  mit 
einem  Treugelöbnis  an  Markgraf  Albrecht,  der  seinerseits  verspricht, 
die  Ritterschaft  und  die  Stadt  in  ihrer  Einigung  zu  schützen.  — Der 
Markgraf  als  Protektor  des  Ritter-  und  Städtebundes,  dies  ist  immerhin 
eine  auffallende  Erscheinung.  Daß  er  diese  Rolle  nicht  aus  purer  Un- 
eigennützigkeit spielte,  versteht  sich  von  selbst.  Ehe  es  wieder  zu 
einem  ritterschaftlich-städtischen  Bund  kommen  sollte,  der  das  Fürsten- 
tum bedrohte,  wie  1423,  und  dem  man  schließlich  nolens  volens  hätte 
beitreten  müssen,  rief  er  lieber  selbst  großmütig  einen  solchen  ins  Le- 
ben, als  dessen  Gönner  er  dann  in  einer  ebenso  schönen  wie  unanfecht- 
baren Position  dastand. 

Im  Jahr  1450  sehen  wir  den  Bischof  Gottfried  auf  dem  Rückzug  vor 
der  Ritterschaft  begriffen. i)  Er  schlägt  nicht  mehr  den  bestimmten, 


1)  Lünig  S.292/3,  vgl.  Moser  S.  160/1;  Kerner  S.24. 
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landesherrlichen  Ton  an,  wie  ehedem.  Es  handelte  sich  um  die  Erhebung 
einer  „Kloensteuer“  zur  Bestreitung  der  Kosten,  die  aus  „schwere 
Krieg  und  Leuffte“  dem  Stift  entstanden  sind,  und  die  nur  durch  eine 
„gemeine  Mitleidunge  der  Stiffts  Unterthanen“  gedeckt  werden  kön- 
nen. Daß  der  Adel  hier  wieder  unter  die  ,, Unterthanen“  gerechnet 
wird,  will  wenig  bedeuten,  denn  es  wird  ausdrücklich  hervorgehoben, 
daß  die  Grafen,  Herren,  Ritter  und  Knechte,  die  Kloensteuer  von  ihren 
eigenen  und  erblichen  armen  Leuten  zu  erheben  von  Rechts  und  alten 
Herkommens  wegen  nicht  schuldig  seien,  sondern  dies  ,,von  freyen 
Willen,  uns  und  dem  Stifft,  auch  ihn  selbst  und  den  Ihren  zu  Ehren, 
Nutz,  Frieden  und  Gemach“  getan  haben  „und  darumb  gereden  wir 
bey  guten  wahren  Treuen,  dass  solches  zu  ewigen  Zeiten  von  uns,  unsem 
Nachkommen,  Stifft  und  Capitul  für  ein  Herkommen,  Gewehre,  Recht, 
Pflicht  oder  Gerechtigkeit  gein  ihn  und  ihren  aigenen  und  erblichen 
armen  Leuthen  und  Güthern  nicht  soll  fürgenommen  und  gefordert 
werden,  in  keine  Weiss,  ohne  alles  Gefehrde“.  Damit  ist  doch  ein  Unter- 
schied gemacht  zwischen  dem  Adel  und  den  sonstigen  Untertanen. 
Wäre  der  Adel  völlig  landsässig  gewesen,  so  hätte  er  die 
Steuer  bezahlen  müssen,  ob  er  wollte  oder  nicht.  Immerhin 
zeigt  sich  in  dem  Vorgang  noch  ein  starkes  Abhängigkeitsverhältnis ; 
wäre  die  Ritterschaft  ganz  losgelöst  gewesen  von  dem  Territorialver- 
band, so  hätte  sie  auch  freiwillig  keine  Steuer  für  das  Bistum  bezahlt. 

1459  wurde  wieder  ein  Ve  rt  rag  zwischen  Grafen,  Herren  und  Ritter- 
schaft geschlossen  auf  vier  Jahre. Es  ist  das  alte  Lied,  das  gesungen 
wird:  „Wir  die  hernach  geschriebene  Grafen,  Herren,  Ritter  und 
Knecht,  bekennen  einträchtiglich,  dass  wir  angesehen  und  betracht  ha- 
ben, mancherley  Wildtenste  (?),  Rauberey  und  Beschädigung,  so  sich 
im  Land  ergeben  und  ob  ichtes  Unbilliches  gein  uns  oder  den  Unsern 
fürgenommen  würde,  dass  wir  demselben  widerstehen,  auch  bey  unsern 
alten  Herkommen  bleiben  mögen.“  Die  Austräge  sind  etwas  anders  or- 
ganisiert als  früher:  ein  Obmann  und  zwei  Vertreter  jeder  Partei ,, sollen 
versuchen,  die  Sach  mit  Wissen  gütlich  zu  vertragen,  ob  aber  das  nicht 
seyn  wolte,  so  sollen  die  Fünff  sie  mit  Recht  entscheiden“.  Der  Ob- 
mann muß  binnen  vierzehn  Tagen,  nachdem  die  Sache  vor  ihn  gebracht 
ist,  einen  Tag  ansetzen,  aus  besonderen  Gründen  kann  der  Termin  auch 
hinausgeschoben  w^erden,  doch  höchstens  3 x 14  4-  3 = 45  Tage.  Für 


1)  Lünig  S.  293/4,  vgl.  Moser  S.  161. 


128  Entwicklung^  seit  dem  Privilegium  Sigismunds  usw. 

Lehen  gilt  die  Bestimmung,  daß  sie  vor  dem  Lehensherrn  ausgetragen 
werden  müssen.  Der  Obmann  wechselt  halbjährlich,  seine  Unkosten 
werden  ihm  nach  Ablauf  der  Amtszeit  ersetzt;  jeder  hat  dazu  ent- 
sprechend beizutragen.  Es  folgen  noch  bekannte  Bestimmungen  für 
den  Fall,  daß  einer  fehdehalber  sein  Lehen  aufsagen  muß,  für  „From- 
men“ und  ,, Schaden“.  Neu  ist  das  Gebot  der  Schw'eigepflicht  über  Be- 
schlüsse der  Gesellschaft.  Neuaufnahmen  erfolgen  einstimmig  oder 
durch  Mehrheitsbeschluß.  Die  neuen  Mitglieder  müssen  „Beibriefe“ 
geben,  Änderungen  am  Vertrag  dürfen  vorgenommen  werden. Dieser 
Vertrag  erfolgte  am  St.  Jacobstag  (25.  Juli),  am  Donnerstag  darauf 
wurde  Schweinfurt  aufgenommen. 

Das  Verhältnis  war  nun  nachgerade  ein  traditionelles  geworden,  das 
die  Ritterschaft  mit  Schweinfurt  verband.  1423,1448,1459:  35  Jahre 
bestand  es  nun  schon.  Es  werden  von  der  Stadt  außer  dem  König  auch 
die  Reichsstädte  ausgeschlossen,  außer  wenn  diese  einen  oder  mehr  aus 
der  Einigung  „vergewaltigen  oder  verunrechten“  wollen  (wie  1423).  Wie 
1423  trägt  die  Stadt  ein  Elftel  der  Unkosten  im  Gegensatz  zu  1448,  wo 
keine  zahlenmäßige  Bestimmung  getroffen  wurde.^)  Wenn  man  Rei- 
sige braucht^),  so  soll  die  Stadt  ,,bey  unserm  gewöhnlichen  reysigen  Ge- 
zeug,  den  wir  dann  auf  das  mahl  versolden  und  bey  uns  haben,  bleiben 
lassen,  und  uns  nicht  anders  anlegen,  ohn  Gefehrde  (wie  1423).  Im 
Kriegsfall  darf  die  Stadt  mit  nicht  mehr  als  60  Gewappneten  und 
Schützen  angesetzt  werden,  und  dies  nur,  wenn  die  Verbündeten  selbst 
die  Offensive  ergreifen  und  einen  größeren  Zug  unternehmen.  Wenn  es 
sich  um  Hilfeleistung  für  einen  angegriffenen  Bundesgenossen  handelt, 
so  genügt  das  gewöhnliche  tägliche  „reisige  Gezeug“  (wie  1423),  der  Ver- 
trag von  1448  verpflichtete  die  Stadt  zur  Stellung  von  ein  Fünftel  der 
Reisigen.  Büchsen,  Pulver  und  sonstiges  Kriegsmaterial  wird  von  der 
Stadt  zur  Verfügung  gestellt,  etwaige  Verluste  daran  werden  ihr  wie 
nach  der  früheren  Bestimmung  (1423)  ersetzt  auf  Bundeskosten.  Wenn 
einem  der  Mitglieder  etwas  von  seiner  Habe  genommen  wird,  und  der 
Räuber  damit  in  den  Bereich  der  Stadt  gerät,  so  soll  er  zur  Herausgabe 


1)  Unter  den  Besieglern  der  Urkunde  finden  sich  die  Namen:  Grafen  zu 
Henneberg,  Grafen  zu  Wertheim,  Truchseß  zu  Wetzhausen,  v.  Hutten  zu  Trim- 
berg,  V.  Tüngen,  zu  Salzburg;  die  letzten  drei  sind  Ritter. 

2)  Lünig  S.  294 — 296.  Moser  a.  a.  O. 

3)  Mit  derselben  Einschränkung  wie  damals. 

4)  Zu  Gesandtschaften  u.  dgl. 
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aufgefordert  bzw.  dazu  gezwungen  werden.  Dem  Ausschuß  der  Fünf 
gehören  wie  1423  und  1448  zwei  Vertreter  der  Stadt  an.  Die  Grafen, 
Herren,  Ritter  und  Knechte  sowie  deren  Leute  dürfen  in  Schweinfurt 
frei  aus-  und  einreiten,  ebenso  die  Städter  in  den  Städten,  Märkten  und 
Dörfern  des  Adels,  im  Notfall  auch  in  deren  Schlössern,  doch  muß  ein 
Ratsmitglied  dabei  sein. 

1461  trat  diesem  Bund  von  1459  noch  eine  ganze  Anzahl  von  Adeligen 
bei.i)  Die  rechtlichen  Verhältnisse  zwischen  Bischof  und  Adel  von  Würz- 
burg wurden  im  selben  Jahr  1461  neu  geregelt. Eingangs  der  Ver- 
tragsurkunde wird  versichert,  daß  der  Adel  bei  allen  seinen  Privilegien 
bleiben  und  keine  Gewalt  daran  leiden  solle.  Klagen  des  Bischofs  und 
des  Kapitels  gegen  Adelige  und  umgekehrt  von  Adeligen  gegen  Bischof 
oder  Kapitel  sollen  vor  dem  bischöflichen  Gericht  ausgetragen  werden. 
Wenn  der  Angeklagte  ein  Geistlicher  ist,  sind  die  Geistlichen  im  Gericht 
um  eine  Person  stärker  vertreten  als  die  Weltlichen  und  umgekehrt. 
Klagen  in  geistlichen  Angelegenheiten  gehören  vor  das  geistliche  Ge- 
richt, auf  dessen  unter  Bischof  Gottfried  erfolgte  Reformation  hinge- 
wiesen wird.  Das  Landgericht  soll  mit  Rittern  ordentlich  besetzt  wer- 
den, und  die  in  dessen  Reformation  enthaltenen  Bestimmungen  grö- 
ßere Beachtung  finden  als  bisher.  So  soll  eine  Beschlagnahme  des 
Eigentums  vor  gesprochenem  Urteil  künftig  nur  bei  solchen  erfolgen, 
die  nicht  im  Stift  seßhaft  sind  oder  die  Flucht  ergriffen  haben  oder  in 
dürftigen  Verhältnissen  leben.  Die  Kompetenz  der  geistlichen  Gerichte 
darf  nicht  mehr  überschritten  werden.  Auch  für  das  Brückengericht  in 
Würzburg  und  die  Centgerichte  im  Stift  soll  die  Reformation  mehr  als 
Disher  in  Kraft  treten.  Bischof  und  Stift  versprechen  jedem  Grafen, 
Herrn,  Ritter,  Knecht  und  Rittermäßigen  auf  seine  Mannlehen,  die  er 
/om  Bischof  und  Stift  hat,  ebenso  ihren  Weibern  und  Töchtern  ,,Be- 
<antnüss“  zu  tun,  „doch  dass  die  Lehen  allwegen  des  dritten  Theils 
Desser  seyn  solten,  dann  darauf  bekant  würdet“.  Ebenso  soll  dem 
\del  gestattet  sein,  seinen  Weibern  und  Töchtern  auf  Pfandschaften, 
die  sie  vom  Bischof  und  vom  Stift  haben,  Verschreibung  zu  tun.  Kein 
Feil  soll  den  Seinen  gestatten,  sich  an  westfälische  Gerichte  zu  wenden, 
außer  wenn  einem  Ehre  und  Recht  an  den  ordentlichen  Gerichten,  zu 
lenen  er  gehört,  versagt  wird.  Wer  zuwiderhandelt,  soll  an  Leib  und 
jut  gestraft  werden  und  weder  Frieden  noch  Geleit  haben.  Wer  auf 

1)  Lünig  a.  a.  O.  S.  296/7,  vgl.  Moser  S.  161. 

2)  Lünig  a.  a.  O.  S.  297—299. 
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den  Straßen  oder  sonst  im  Stift  Räuberei  betreibt,  der  wird  ebenfalls 
vogelfrei  „in  unser  und  ihren  Landen,  Schlossen,  Stätten,  Märckten 
und  Gebiethen“,  jeder  darf  ihn  angreifen. 

Gegen  Übertretungen  und  Verletzungen  dieses  Ver- 
trags ist  eine  Einigung  von  1470  gerichtet.^)  Es  waren  damals 
68  Adelige  beteiligt.  Ausgenommen  werden  der  Papst,  der  Kaiser,  der 
Bischof  „unser  gnädiger  Herr  von  Würtzburg“  der  als  Landesfürst  be- 
zeichnet wird,  — was  auf  starke  Abhängigkeit  und  auch  auf  starkes  Ab- 
hängigkeitsgefühl schließen  läßt.  Als  Zweck  des  Bundes  wird  an- 
gegeben: Handhabung  von  Recht  und  Gerechtigkeit,  Förderung  des 
allgemeinen  Nutzens.  Der  Inhalt  des  Vertrags  ist  folgender:  Keiner  soll 
den  andern  mit  Gewalt  des  Seinigen  berauben  oder  sonst  Schaden  zu- 
fügen oder  zufügen  lassen.  Streitigkeiten  sollen  vor  das  ordentliche 
Gericht  „unsers  gnädigen  Herrn  von  Würtzburg,  unsres  Landesfürsten“. 
Nur  versiegelte  und  verbriefte  Schuld  soll  jeder  selbst  einfordern.  Gegen 
Übergriffe  aller  Art  nimmt  man  sich  gegenseitig  in  Schutz.  Rein  per- 
sönliche Fehden,  die  mit  dem  Zweck  des  Vertrags  in  keinem  Zusam- 
menhang stehen,  sind  für  die  andern  nicht  verbindlich.  Den  Mitglie- 
dern bleiben  die  Burgfrieden  Vorbehalten,  in  denen  sie  mit  anderen 
leben.  Die  Verpflichtung  wegen  der  aufgesagten  Lehen  erscheint  wie- 
der, ebenso  wegen  gegenseitiger  Unterstützung  über  die  Vertragsdauer 
hinaus.  An  der  Spitze  stehen  ein  Hauptmann:  Johann  Graf  zu  Wert- 
heim und  vier  Räte:  Georg  Fuchs  zu  Schweinshaupt,  Heinrich  Zobel, 
Ritter,  Georg  v.  Thüngen  und  Kunz  v.  Bibra.  Von  diesen  können  weitere 
Mitglieder  zur  Unterstützung  beigezogen  werden. 

1474  reichte  die  Ritterschaft  beim  Bischof  von  Würzburg  Beschwerde 
in  15  Artikeln  ein. 2)  Sie  beschwerte  sich  u.  a.  darüber,  daß  das 
bischöfliche  Kanzleigericht  häufig  Kompetenzen  beanspruche,  die  nur 
dem  Hofgericht  zukommen,  dem  bischöflichen  Centgericht  legte  sie 
Übergriffe  zur  Last,  die  hohen  Kanzleitaxen  sowie  der  Wein-  und  Ge- 
treidezoll erregten  ihren  Unwillen.  Im  Jahre  1483  verbündeten  sich 
Grafen,  Herren,  Ritter  und  Knechte  in  Franken  wieder  zur  Aufrecht- 
erhaltung der  alten  Freiheiten,  wie  sie  1461  festgelegt  worden  waren. 
Sie  verpflichten  sich  zu  gegenseitiger  Hilfe  1.  wenn  einem  sein  Lehen 
gegen  das  Herkommen  und  die  Bestimmungen  des  Lehenbriefs  einge- 
zogen wird.  2.  Bei  Zwang  zu  Dienst  oder  Heeresfolge  über  das  Her- 

1)  Moser  S.  161/2,  Kerner  IIS.  34;  s.  die  Urkunde  bei  Lü  nig  S.  299/301. 

2)  Fellner  S.  101.  3)  ebda.  S.  102. 
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kommen  hinaus.  3.  Bei  Steuern  oder  Schatzungen,  die  gegen  das  Her- 
kommen sind.  4.  Bei  feindlichem  Überzug,  widerrechtlicher  Wegnahme 
von  Stadt  oder  Schloß.  5.  Bei  Gefangennahme  ohne  redliche  Fehde. 
Versammlungen  zu  Schweinfurt  und  zu  Pfarrweisach  wurden  abgehal- 
ten, den  anwesenden  Räten  des  Bischofs  gelang  es,  beschwichtigend  zu 
wirken. 

Für  die  Jahre  1483 — 1495  erfahren  wir  nichts  von  Bündnissen  und 
Verträgen,  erst  der  Wormser  Reichstag  des  Jahres  1495  entfesselte  auch 
in  Franken  wieder  eine  lebhaftere  reichsritterschaftliche  Bewegung. 

c)  Am  Rhein. 

Über  die  Entwicklung  im  Rheinland  von  1422 — 1495  läßt  sich  nicht 
sehr  viel  sagen.  Es  scheint  dort  in  dieserZeit  derReichsritterschaf  t das  Da- 
sein nicht  besonders  erschwert  worden  zu  sein,  so  daß  keine  Veranlassung 
vorlag,  der  Organisation  besondere  Aufmerksamkeit  zu  schenken.  Den 
Bestrebungen  des  Kaisers  Sigismund  kam  man  nicht  sehr  entgegen, 
offenbar  weil  eben  die  Voraussetzungen,  unter  denen  er  zum  Zusammen- 
schluß aufforderte,  nicht  zutrafen.  So  verhallte  sein  Appell  vom  Jahr 
1429^),  man  fühlte  sich  nicht  „vest  und  mercklich  gedrungen.“  Von  der 
,,Gedrang  und  Beschwehrung“,  die  dem  Kaiser  zu  Herzen  ging,  merkte 
man  nichts,  die  Verhältnisse  lagen  anders  als  in  Schwaben  und  Franken, 
auf  deren  Ritterschaft  eine  solche  Schilderung  zutraf.  Es  war  sehr  gut 
gemeint,  wenn  Sigismund  auf  die  Einigung  als  einziges  Mittel  zur  Er- 
haltung der  Gnaden  und  Freiheiten  hinwies,  aber  am  Rhein  fühlte  man 
sich  ohnedies  seiner  Stellung  sicher.  Wir  hören  deshalb  nichts  davon, 
daß  die  Botschaft  des  Ritters  Friedrich  von  Fiersheim,  der  den  Rhein- 
ländern die  nähere  kaiserliche  Instruktion  zu  überbringen  hatte,  zu 
einem  Resultat  geführt  hätte,  so  warm  und  überzeugend  er  auch  schil- 
dern mochte,  welche  Förderung  der  Ritterschaft  vom  St.  Georgenschild 
in  Schwaben  ihre  Einigung  täglich  bringe.  Adressiert  ist  das  kaiserliche 
Schreiben  an  die  Grafen,  Herrn,  Ritter  und  Knechte  auf  dem  Gau  und 
Westerrich.  Moserund  Kerner  haben  dieses  Schreiben  völlig  mißver- 
standen: aus  der  Aufforderung  zur  Einigung  machen  sie  eine  Begut- 
achtung einer  schon  vorhandenen;  was  über  den  St.  Georgenschild  ge- 
sagt ist,  haben  sie  auf  die  rheinische  Ritterschaft  bezogen  und  infolge- 
dessen kann  auch  Kerner  die  Frage  aufw^erfen,  ob  der  Adressat  die 

l)s.  die  Urkunde  bei  Lünig,  P.  S.  III,  3,  S.  84/5;  vgl.  Mos  er  S.  163,  Kerner 
S.  44. 
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Löwengesellschaft  gewesen  sei.  Tatsächlich  ergibt  sich  aber  gerade  aus 
dem  Schreiben,  daß  im  Rheinland  damals  keine  Organisation  bestand; 
weshalb  würde  der  Kaiser  sonst  sagen:  „dass  gar  nützlich  und  gut  were, 
dass  Ihr  Euch  miteinander  vereinet“  und  „wann  Ihr  wohl  mercken  und 
prüfen  mögent,  was  Nutz  und  Förderung,  dass  der  Ritterschafft  von 
Sanct  Georgen  Schilt  hoch  und  täglich  bringet,  dass  Sie  in  solcher  Eini- 
gung bisshero  gewesen  seynd,  darzu  Wir  Ihnen  geholffen  haben,  und 
was  Wir  Euch  auch  gehelffen  und  gerathen  können,  damit  Ihr  in  guten 
Weesen  bestehen  möget“. 

Zum  Jahr  1490  erwähnen  Moser  und  Kerner  einen  Vertrag  der  Lö- 
wengesellschaft mit  dem  Schwäbischen  Bund.^)  Es  handelt  sich  jedoch 
hier  auch  wieder  um  ein  Mißverständnis,  da  diesen  Vertrag  nicht  die 
rheinische,  sondern  die  bayrische  Löwengesellschaft  schloß. 

d)  Im  Elsaß. 

Die  Ritterstuben  zum  Mühlstein  und  vom  Hohensteg 
standen  nach  wie  vor  im  Mittelpunkt.  Sie  waren  die  ruhenden 
Pole,  während  andere  Vereinigungen  meteorartig  auftauchten  und  wie- 
der verschwanden.  Das  Erscheinen  der  verderbenbringenden  Arma- 
gnakenbanden  veranlaßte  im  Jahre  1439  einen  Bund  zwischen  Bischof 
Wilhelm  von  Straßburg,  der  Herrschaft  Lichtenberg  und  der  gemeinen 
Ritterschaft  im  Elsaß  an  einem,  dem  Unterlandvogt  zu  Hagenau  im 
Namen  der  Landvogtei  sowie  der  Reichsstädte  Hagenau,  Kolmar, 
Schlettstadt,  Weißenburg,  Oberehnheim,  Kaisersberg,  Mühlhausen, 
.Münster  in  St.  Gregors  Tal,  Türkheim,  Rosheim  am  zweiten,  und  der 
Stadt  Straßburg  am  dritten  Teil.  Für  die  Ritterschaft  unterzeichnen 
Heinrich  v.  Landsberg,  Ritter;  Hans  v.  Ratsamhausen,  v.  Triberg  und 
Eberhard  v.  Andlau.^)  1444  wurde  dieser  Bund  bei  der  Erneuerung  der 
„Armengecken“-Gefahr  wiederholt.^)  Seine  Bestimmungen  sind  jeden- 
falls im  großen  Ganzen  identisch  mit  denen  des  Vertrages  von  1439. 
Jeder  der  drei  Teile  hat  einen  Hauptmann.  Gemeinsame  Beute  wird 
verteilt,  was  ein  Teil  ohne  die  Hilfe  der  anderen  gewinnt,  gehört  ihm 
allein.  Der  Abzug  vom  Kriegsschauplätze  darf  nur  auf  Befehl  der  drei 
Hauptleute  vor  sich  gehen.  Die  Einung  ist  auf  drei  Jahre  geschlossen. 
Die  schützende  Hand  des  Bundes  ist  ausgestreckt  über  das  Gebiet  von 

1)  Moser  a.  a.  O.  S.  163.  Kerner  a.  a.  O.'  S.  44. 

2)  vgl.  Kolb  S.  105.  3)  Overmann  a.  a.  O.  S.  590. 

4)  s.  die  Urkunde  bei  Lünig  P.  S.  III  unter  Elsaß  S.  42/3. 
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Obersulz  nach  Wüstenburg,  zwischen  Rhein  und  Gebirge  bis  nach 
Mühlhausen.  Dieses  Aktionsgebiet  kann  noch  erweitert  werden.  Die 
Ritterschaft  tritt  in  diesem  Vertrag  als  ein  geschlossenes  Ganzes  auf; 
ob  dieser  Einigung  ein  Zusammenschluß  der  beiden  Ritterstuben  als 
Grundlage  diente,  läßt  sich  nicht  sagen;  es  ist  aber  wohl  anzunehmen. 
Zweifellos  bestand  diese  Organisation  vor  dem  Jahr  1439  noch  nicht, 
erst  die  Not,  die  allen  gemeinsam  war,  ließ  den  trennenden  Hader  ver- 
gessen. 

Wenn  Overmann  glaubt,  von  andern  Ritterbünden  im  Unterelsaß 
sei  uns  nichts  überliefert^),  so  täuscht  er  sich.  1463  wurde  die  Hei- 
lige Geist-Gesellschaft  auf  zehn  Jahre  gegründet. Mitglieder 
waren  25  Grafen,  Herren,  Ritter  und  Knechte  aus  dem  „Waßgau“  und 
zwar  2 Grafen,  2 Herren,  21  Ritter  und  Knechte.  Der  Name:  Heilige 
Geist-Gesellschaft  könnte  irreführen.  Es  war  keine  Vereinigung  rein 
religiösen  Charakters.  Im  Grund  unterschied  sie  sich  kaum  von  sonsti- 
gen Ritterorganisationen,  das  Religiöse  war  nur  eine  Beigabe,  die  sonst 
allerdings  meist  fehlte.  Dieses  Moment  kam  darin  zur  Geltung,  daß  bei 
der  jährlich  am  Dienstag  nach  S.  Remigius  stattfindenden  Tagung  12 
Priester  ein  „Jargezeit“  zu  vollbringen  hatten,  am  Dienstag  Abend  mit 
einer  Vigilie  und  am  Mittwoch  mit  einer  Messe  „von  dem  Heiligen 
Geist,  von  Unser  lieben  Frauen  und  von  allen  Gläubigen  Seelen,  den 
Allmächtigen  Gott  und  Marien  die  Himmlische  Königin  und  alle  Gottes 
Heiligen  zu  bitten,  sich  zu  erbarmen  über  Uns  und  alle  Unsere  Eltern, 
Vatter,  Mutter,  Brüder  und  Schwestern,  darzu  alle,  die  Uns  je  Guts 
gethan  haben.  Da  sollen  und  wollen  Wir  auch  löblich  zu  der  Zeit  zu 
Opffer  geben,  Almosen  geben,  betten,  und  andere  gute  Werck  thun  und 
vollnbringen  zu  einer  jeglichen  Messen,  die  uns  auf  den  Tag  beschehen.“ 
Die  Organisation  der  Gesellschaft  weist  einige  Besonderheiten  auf.  Vor 
allem  ins  Auge  fällt  die  Vorzugsstellung  von  3 Mitgliedern:  des  Grafen 
Friedrich  von  Zweibrücken,  Herrn  zu  Bitsch',  des  Herrn  Ludwig  zu 
Lichtenberg  und  des  Herrn  Georg  von  Ochsenstein.  Nur  unter  diesen 
drei  wechselt  die  Hauptmannschaft  oder  Obmannschaft,  sie  bilden  eine 
Art  von  Oligarchie,  die  tatsächlich  das  Heft  in  der  Hand  hat.  Es  ist  ein 
einzigartiger  Fall,  daß  das  oberste  Amt  von  vornherein  für  einen  kleinen 
Kreis  von  Personen  reserviert,  und  das  allgemeine  Wahlrecht  für  diesen 
Posten  aufgehoben  ist.  Die  Ritterschaft  ist  hier  als  ein  Adel  zweiten 

1)  Overmann  a.  a.  O. 

2)  s.  die  Urkunde  bei  Bürgermeister  Cod.  Dipl.  I,  S.  874 — 882. 
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Ranges  von  den  Grafen  und  Herrn  abgesondert;  wenn  der  zweite  Graf 
in  der  Einung  „Simon  Wecker  jung  Grav  zu  Zweybrucken“,  wohl  der 
Sohn  des  Grafen  Friedrich,  keinen  Anspruch  auf  die  Hauptmannschaft 
hat,  so  wird  dies  an  seiner  Jugend  liegen.  Diese  prinzipielle  Scheidung 
zwischen  Grafen  und  Herrn  einerseits,  der  Ritterschaft  andrerseits,  ist 
auch  etwas  Neues.  Der  kleinen  Zahl  der  .Mitglieder  entsprechend  besteht 
der  Ausschuß  nur  aus  3 Köpfen:  dem  Obmann  und  zwei  Räten;  die 
letzteren  werden  gewählt.  Fürs  erste  Jahr  waren  dies:  Martin  von  Heim- 
statt, Ritter,  Amtmann  zu  Lauterburg  und  Walther  von  Thann,  die  dem 
Grafen  Friedrich  von  Zweibrücken,  dem  die  erste  Hauptmannschaft 
’ kraft  seines  Standes  zukam,  beigegeben  wurden.  Die  Zwecke  des  Bun- 
des sind  im  wesentlichen  dieselben  wie  die  der  anderen  Ritterbünde: 
gegenseitige  Hilfe,  Verhinderung  interner  Fehden,  Austräge.  Das  reli- 
giöse Moment  offenbart  sich  auch  in  dem  Abzeichen,  jedes  .Mitglied 
trägt  als  „Orden“  ein  silbernes  Halsband  mit  dem  heiligen  Geist.  Die- 
ses Halsband  soll  eine  .Mark  Silbers  wägen,  keines  darf  besser  sein  an 
Silber  oder  an  .Macherlohn.  Getragen  muß  es  werden  bei  der  .Mitglieder- 
versammlung, dem  „.Mahltag“,  ,,auf  hochzeitlich  Tag“  und  bei  Fürsten 
und  Herrn.  Noch  eine  weitere  Bestimmung  religiöser  Natur  ist  vor- 
handen: bei  einem  Todesfall  in  der  Gesellschaft  muß  jedes  .Mitglied  für 
das  Seelenheil  des  Verstorbenen  eine  .Messe  lesen  lassen,  jeder  soll, 
wenn  er  sein  Ende  herannahen  fühlt,  seinen  Orden  nach  Stephansfeld 
(heute:  Stephansfelden)  ,, setzen“,  oder  seine  Erben  dafür  nach  seinem 
Tode  sofort  7 rheinische  Gulden  dorthin  schicken.  Daselbst  soll  auch 
bestellt  werden,  daß  solches  so  angelegt  werde,  daß  es  des  Abgegange- 
nen und  seiner  Freunde  seligen  Seel  zustatten  komme.  Auch  noch 
einige  andere  Punkte  sind  erwähnenswert:  ,, Späne“  zwischen  Mitglie- 
dern werden  so  gehandhabt:  wenn  die  Parteien  sich  nicht  selbst  gütlich 
einigen  können,  so  soll  ihnen  ein  Tag  zum  gütlichen  Austrag  angesetzt 
werden,  vor  dem  Obmann  und  den  Räten,  oder  wenn  diese  persönlich 
in  die  Sache  verwickelt  sind,  vor  andern,  dazu  bestellten  .Mitgliedern  der 
Gesellschaft.  Wenn  ein  Vergleich  nicht  möglich  ist,  soll  eine  rechtliche 
Entscheidung  gefällt  werden,  die  binnen  ^ Jahr  nach  Vorbringen  des 
Falles  erledigt  sein  muß.  Wenn  der  Obmann  stirbt,  so  rückt  der,  an  dem 
nach  ihm  die  Reihe  wäre,  vor,  es  ergibt  sich  aber  daraus  nicht  die  .Mög- 
lichkeit, die  Befähigung  zur  Obmannschaft  auf  andere  .Mitglieder  aus- 
zudehnen. Geht  einer  der  Räte  mit  Tod  ab,  so  kann  der  Obmann  für 
diesen  einen  Nachfolger  wählen,  bis  zu  dessen  Wahl  haben  der  Obmann 
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und  der  eine  Rat  dieselbe  Macht  wie  sonst  die  Drei.  Diese  dürfen  sich, 
wenn  ein  anderer  aus  der  Gesellschaft  zu  ihnen  zu  „sprechen“  hat,  dem 
Austrag  nicht  entziehen,  doch  muß  gegebenenfalls  bis  zu  diesem  Aus- 
trag ein  Ersatzmitglied  gewählt  werden.  In  Kriminalsachen  verhält 
sich  dies  natürlich  ebenso.  Nach  Erledigung  der  Sache  tritt  das  betref- 
fende Ausschußmitglied  wieder  auf  seinen  Posten  zurück,  d.  h.  wohl 
nur  dann,  wenn  kein  Makel  an  ihm  haften  geblieben  ist.  Die  adeligen 
Untertanen  sollen  vor  Übergriffen  geschützt  werden.  Wenn  ein  Mitglied 
Streitigkeiten  mit  außerhalb  der  Einigung  Stehenden  hat,  und  beide 
Parteien  die  Sache  „zu  recht  bieten“  auf  ein  anderes  Mitglied,  so  soll  sich 
dieses  der  Aufforderung  nicht  entziehen,  ebenso  sollen  ihm  weitere  Mit- 
glieder, die  es  um  Rat  und  Hilfe  bittet,  ihre  Unterstützung  nicht  ver- 
sagen. Es  ist  zulässig,  daß  in  einem  Krieg  auf  beiden  Seiten  sich  Mit- 
glieder der  Gesellschaft  befinden,  aber  es  soll  kein  Mitglied  das  andere  an 
Leib  und  Gut  schädigen  dürfen.  Im  Grunde  läuft  es  ja  überhaupt  dem 
Geiste  einer  Einigung  zuwider,  wenn  deren  Angehörige  sich  feindlich 
gegenüberstehen,  sie  dürften  eigentlich  nur  in  einem  Kriegslager  bei- 
einander sein,  aber  die  lokalen  und  politischen  Verhältnisse  waren  mäch- 
tiger als  der  gute  Wille,  die  Bundestreue  unter  allen  Umständen  zu 
halten.  Ob  die  Bestimmung,  Gut  und  Blut  der  Bundesgenossen  zu 
schonen,  im  Kriegsfall  immer  durchführbar  war,  ist  sehr  fraglich.  In 
Fehden  sollen  die  Bundesmitglieder  einander  unterstützen,  Graf  Fried- 
rich und  die  beiden  Herrn  mit  je  zwei  Reisigen,  der  junge  Graf  und  die 
Ritterschaft  mit  je  einem.  Wer  keine  bewaffnete  Hilfe  leisten  kann, 
muß  für  je  einen  Reisigen  12  Gulden  schicken.  Neuaufnahmen  erfolgen 
durch  Mehrheitsbeschluß;  durch  Austritte  sollen  sich  die  Zurückbleiben- 
den nicht  irre  machen  lassen.  Wer  sich  einem  Austrag  nicht  fügen  will 
und  gewalttätig  vorgeht,  der  darf  nicht  unterstützt  werden.  Übertretun- 
gen der  Vertragsbestimmungen  unterstehen  der  Disziplinargewalt  des 
Obmanns  und  der  Räte;  diese  dürfen  nach  ihrem  Ermessen  Strafen  ver- 
hängen. Die  eingehenden  Strafgelder  werden  gemeinnützig  verwendet. 
Der  „Mahltag“  findet  jährlich  am  Dienstag  nach  S.  Remigius  statt  um 
die  Mittagszeit.  Ort  der  Tagung  ist  unter  der  Obmannschaft  des  Grafen 
von  Zweibrücken  Bitsch,  unter  der  des  Herrn  v.  Lichtenberg  Ing- 
weiler, unter  der  des  Herrn  v.  Ochsenstein  Reichshofen.  Auf  diesen  Tag 
soll  jeder  Graf  und  Herr  je  zwei,  jeder  Ritter  und  Knecht  je  einen  Gulden 
geben  oder  den  Wert  davon.  Diese  Beiträge  werden  am  Mittwoch  an  den 
Obmann  und  die  Räte  abgeliefert,  diese  sollen  damit  den  Imbiß  „und 
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was  auf  diese  Gesellschafft  und  Pfaffheit  (die  12  Priester)  gemeiniglich 
gehet“  beschaffen.  Über  die  Verwaltung  des  Geldes  muß  der  Gesell- 
schaft Rechenschaft  erstattet  werden,  ein  etwaiges  Defizit  wird  um- 
gelegt,  ein  Überschuß  soll  „mit  gutem  Rath  Unser  aller  für  Uns  ange- 
leget werden.“  Wer  den  Tag  versäumt,  muß  „zur  Besserung  und  Pön“, 
wenn  er  ein  Graf  oder  Herr,  6 Gulden,  wenn  er  ein  Ritter  oder  Knecht 
ist,  3 Gulden  geben  zum  Nutzen  der  Allgemeinheit.  „Es  wäre  dann,  dass 
unser  einem  oder  mehr,  der  also  aussen  bliebe,  beneme  mercklich  Herren- 
Gebott,  Leibs-Noth,  Krieg  und  Feindschafft,  oder  dass  er  aus  dem  Land 
wäre  ernstlicher  Geschäfftnuss  halben,  dass  er  zu  solchem  Tage  nicht 
kommen  möchte  und  sich  das  also  mit  der  Warheit  würde  erfinden,  mit 
guter  und  redlicher  Entschuldigung.“  Die  Entschuldigungen  werden 
natürlich  auf  ihre  Stichhaltigkeit  geprüft.  Beschlüsse  der  Tage  sind  auch 
für  die  abwesenden  .Mitglieder  verbindlich. 

Wir  hören  weiter  nichts  von  dieser  Heiligen  Geist-Gesellschaft,  wir 
wissen  nicht,  ob  sie  nach  .Ablauf  der  zehn  Jahre  erneuert  worden  ist  und, 
ob  sie  eine  größere  Ausdehnung  gew’onnen  hat.  Zur  Zeit  des  Wormser 
Reichstags  (1495)  bestand  sie  nicht,  wie  überhaupt  damals  keine  elsäs- 
sische  Vereinigung  vorhanden  war.  Es  hat  sich  im  Elsaß  bis  zum  Ende 
des  15.  Jahrhunderts  keine  dauernde  Gesellschaft  gebildet,  in  der  alle 
oderauch  nur  der  größte  Teil  der  Ritter  vereinigt  gewesen  wären.  Das 
eigentümliche  Verhältnis  zur  Stadt  Straßburg,  das  besonders  in  der 
Existenz  der  beiden  Ritterstuben  seinen  Ausdruck  fand,  dauerte  noch 
weiter  ins  16.  Jahrhundert  hinein  und  verlieh  nach  wie  vor  der  elsässi- 
schen  Ritterschaft  ihren  eigenartigen  Charakter.  Von  der  Stube  zum 
Mühlstein  haben  wir  aus  dem  Jahre  1492  eine  Ordnung.^) 

e)  Unterbrochene  reichsritterschaftliche  Entwicklungen. 

Im  15.  Jahrhundert  hatte  die  Reichsritterschaft  die  völlige  Sicher- 
heit der  Existenz  noch  lange  nicht  erreicht,  sie  befand  sich  viel- 
mehr in  einer  fortwährenden  Krisis,  und  diese  wurde  erst 
um  die  Wende  des  Jahrhunderts  so  recht  akut.  So  sicher 
man  damals  behaupten  konnte,  daß  im  deutschen  Norden  für  einen 

1)  Overmann  S.  589,  nach  ihm  befindet  sich  diese  Ordnung  im  Straß- 
burger Stadtarchiv  unter  J.  D.  G.  92,  Bd.  20  u.  21.  Uns  wurde  allerdings  bei 
Nachforschungen  in  Straßburg  gesagt;  es  seien  im  städtischen  .Archiv  überhaupt 
keine  reichsritterschaftlichen  Urkunden  mehr,  und  im  Bezirksarchiv  fand  sich 
die  betreffende  Urkunde  nicht  vor. 
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unmittelbaren  niederen  Adel  jede  Existenz-  und  Entwicklungsmöglich- 
keit ausgeschlossen  war^),  so  wenig  hätte  man  sagen  können,  ob  im 
Südwesten  des  Reichs  diese  Entwicklung  eine  dauernde  bleiben  würde. 
So  haben  wir  gesehen,  wie  die  Würzburger  Ritterschaft  bis  zum  Ende 
unserer  Periode  fortwährenden  Schwankungen  unterworfen  war  und 
nur  mit  Mühe  die  landesherrlichen  Ansprüche  der  Bischöfe  von  sich  ab- 
wehren  konnte,  wie  die  Kraichgauer  Ritterschaft  ihre  Ansprüche  schon 
beinahe  vergessen  hatte  und  sich  unter  den  Fittichen  der  Pfalz  ganz 
wohl  fühlte,  bis  sie  durch  die  Gründung  des  schwäbischen  Bundes  aus 
ihrer  Lethargie  aufgerüttelt  wurde. 

Andrerseits  machten  sich  gerade  in  diesen  Jahrzehnten  in  anderen 
Gebieten  des  deutschen  Südens  so  kräftige  freiheitliche  Regungen  unter 
dem  niederen  Adel  bemerkbar,  daß  man  zunächst  gar  nicht  absehen 
konnte,  wie  es  gehen  würde.  Wir  führen  ein  paar  der  wichtigsten 
Beispiele  an.^) 

a)  Die  oberelsässische  Ritterschaft. 

Bis  zum  Ende  des  15.  Jahrhunderts  war  zwischen  der  Stellung  der 
Ritterschaft  im  Oberelsaß  und  im  Unterelsaß  kein  Unterschied.  Lange 
mußte  dort  die  Habsburgermacht,  wenn  auch  mit  Widerwillen,  unab- 
hängige Reichsritter  dulden.  Die  Daten,  die  uns  für  diese  Tatsache  zur 
Verfügung  stehen,  fallen  auf  die  Grenze  unseres  Zeitraums,  das  eine  vor 
seinen  Beginn,  das  andere  unmittelbar  nach  seinem  Ende,  aber  sie  müs- 
sen herangezogen  werden,  da  andere  fehlen  und  da  sie  zeigen,  daß  die 
Stellung  des  Adels  während  des  15.  Jahrhunderts  unverändert  blieb. 
1420  tritt  im  Oberelsaß  eine  Rittergesellschaft  „vom  Lechbart“  auf, 
zu  deren  Mitgliedern  die  Geschlechter  der  Waldner,  Neuenstein,  Mün- 
stral,  Hadstatt,  Mörsperg,  vom  Hus  und  Hagenbach  gehörten.^)  Sie 
führte  ein  eigenes  Siegel  und  schloß  ein  Bündnis  mit  dem  Bischof  von 
Straßburg.  1496  verhandelte  Maximilian  I.  noch  mit  dem  oberelsässi- 
schen  Adel  wie  mit  den  übrigen  Reichsritterschaften  wegen  des  ge- 

1)  Es  regten  sich  allerdings  z.  B.  in  Brandenburg  noch  unter  den  ersten 
Hohenzollern  Unabhängigkeitsbestrebungen  (s.  Lamprecht,  Deutsche  Ge- 
schichte IV  S.  335),  aber  dies  waren  von  vornherein  aussichtslose  Versuche;  das 
Fürstentum  war  in  Norddeutschland  doch  überall  so  stark,  daß  es  leicht 
Herr  ward  über  seinen  Adel. 

2)  Ein  weiteres  Beispiel:  Unabhängigkeitsbestrebungen  der  steiermärkisch 
österreichischen  Ritterschaft  s.  oben  S.  23  Anm.  3. 

3)  Overmann  S.  591,  die  Urkunde  befindet  sich  nach  0.  im  Straßburger 
Bezirksarchiv. 
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meinen  Pfennigs.  Damit  wurde  für  diese  Zeit  die  Unabhängigkeit  der 
oberelsässischen  Ritterschaft  anerkannt.  Doch  ist  später  dann  keine 
Rede  mehr  von  solcher  Unabhängigkeit,  der  Adel  erlag  schließlich  der 
habsburgischen  .Macht. 

ß)  Die  thurgaulsche  Ritterschaft. 

Der  Adel  im  Thurgau  rechnete  sich  lange  zur  freien  schwäbischen 
Ritterschaft;  bei  der  großen  interterritorialen  Einigung  von  1382  ist 
sein  Gebiet  mit  einbezogen.  1409  haben  wir  ihn  in  dem  erneuerten 
Georgenschildsbund  mit  der  Stadt  Konstanz  getroffen:  der  Georgen- 
schild zerfiel  damals  in  zwei  Bezirke:  1.  im  Allgäu  und  an  der  Donau, 
2.  im  Hegau,  Thu  rgau  und  am  Bodensee.  Später  tritt  der  Thurgau  nicht 
mehr  als  ritterschaftlicher  Bezirk  auf,  schon  in  dem  Bund  von  1413 
nicht  mehr.  Er  hat  sich,  wie  .Moser  und  mit  ihm  Kerner  sagt^),  „zu 
den  Schweizern  geschlagen“. 

y)  Die  bairische  Ritterschaft 

Auf  die  Ritterschaft  in  Baiern  wirkte  die  fränkische  Entwicklung 
ein. 2)  Die  Selbständigkeitsbestrebungen  in  dem  benachbarten  Land 
mußten  ansteckend  wirken.  Eine  Stütze  für  solche  Bestrebungen  bot 
übrigens  schon  die  Ottonische  Handveste  von  1311.  Durch  diese  war  den 
Landherrn,  Grafen,  Freien  und  Dienstmannen  gestattet,  sich  eidlich  zu 
gegenseitiger  Hilfe  zusammenzuschließen,  wenn  ihnen  die  versprochenen 
Freiheiten  nicht  gehalten  würden.  1361  unter  Herzog  Meinhard  wurde 
ein  Bund  auf  10  Jahre  errichtet,  an  dessen  Spitze  Ulrich  v.  Abensberg, 
Hademar  v.  Laber,  Hiltbold  v.  Stein,  Konrad  Frauenberger  und  Kon- 
rad  Rumerspruker  standen.  Die  .Mitglieder  trugen  eine  Uniform.^) 
1416  kam  unter  Ludwig  dem  Bärtigen  (1413 — 1443,  lebt  von  1365  bis 
1447)  von  Baiern- Ingolstadt  ein  Ritterbund  auf  5 Jahre  zustande 
unter  einem  Hauptmann  und  einem  Ausschuß.^)  Die  hervorragendsten 

1)  .Moser  a.  a.  O.  S.  146.  Kerner  II,  S.  6 u.  16. 

2)  Roth  v.  Schreckenstein  I,  S.  604;  s.  dort  auch  zum  Folgenden. 

3)  Roth  v.  Schreckenstein  gibt  fälschlich  das  Jahr  1360  an,  nach 
Riezler,  Geschichte  Baierns;  III,  S.  60  war  der  Tag  der  Vereinigung  der 
28.  September  1361.  Es  war  eigentlich  eine  Turnierv’ereinigung  von  55  Mit- 
gliedern, aber  diese  verpflichteten  sich  zu  gegenseitiger  Unterstützung  im 
Kriegsfälle  und  griffen  in  die  politischen  Verhältnisse  ein.  Herzog  Meinhard 
und  Herzog  Friedrich  von  Niederbaiern  traten  dem  Bunde  bei. 

4)  Roth  V.  Schreckenstein  a.  a.O.  u.  S.  604.  Riezler  a.  a.  O.  S.  234. — 
Roth  v.  Schreckenstein  irrt  sich  wohl,  wenn  er  15  statt  5 Jahre  schreibt. 
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der  25  Bundesmitglieder  stammten  aus  dem  Landesteil  Ludwigs,  aber  die 
Tendenz  zu  einer  allgemeinen  bairischen  Ritterschaft  war  vorhanden. 
Es  waren  vertreten  die  Namen  Abensberg,  Grans,  Kammer,  Laber, 
Törring,  Laiming,  Frauenberg,  Pienzenau,  Maxelrain,  Harskirchen, 
Kammerberg,  Waldeck,  Wolfstein,  Frauenhofen,  die  Turner,  Eisnhofer 
und  die  Pütrich  von  Reicherzhausen.  Städte  und  Märkte  sollten  bei- 
treten dürfen.  Für  den  Grad  des  Selbständigkeitsgefühls  ist  die  Be- 
stimmung bezeichnend,  daß  sie  ihre  Freiheiten  und  Rechte  gegen  jeder- 
mann verteidigen  wollten,  den  Landesherrn  nicht  ausgeschlossen.  Lud- 
wig der  Bärtige  nützte  später  den  Bund  für  seine  persönlichen  Zwecke 
aus,  und  Riezler  vermutet  deshalb,  daß  er  bei  der  Gründung  schon  die 
Hand  im  Spiele  hatte.  1418  kam  ein  Krieg  zum  Ausbruch  zwischen 
Ludwig  dem  Bärtigen  einerseits,  Heinrich  von  Baiern-Landshut  und 
den  Herzogen  von  Baiern-München  und  Baiern-Straubing  andrerseits. 
In  diesemKrieg  warLudwigsHauptstütze  der  bairische  Ritterbund ; durch 
ein  Ausschreiben  vom  13.  November  1419  gelang  es  ihm,  viele  von  diesen 
zu  Absagebriefen  an  den  Markgrafen  Friedrich  von  Brandenburg,  der 
sich  der  Koalition  seiner  Gegner  angeschlossen  hatte,  zu  bewegen.^) 
Dieser  stützte  sich  seinerseits  auf  die  ansbachische  Ritterschaft,  zu  der 
die  Familien  der  Seckendorff,  Berlichingen,  Crailsheim,  Eib,  Leonrod, 
Schenk  und  Elbrichshausen  gehörten.  Der  bairische  Bund  hielt  am 
16.  Januar  1420  einen  Tag  zu  Aichach  ab:  damals  zählte  er  dank  der 
Agitation,  die  Ludwig  für  ihn  betrieb,  schon  77  Mitglieder.-)  Der 
Herzog  wollte  ein  Protektorat  über  die  Ritterschaft  ausüben  und 
schloß  nun  deshalb  in  Aichach  zugleich  mit  seinem  Sohn  ein  Schutz- 
und  Trutzbündnis  mit  der  Ritterschaft  ab.  An  der  Spitze  des  Ritter- 
bundes stand  als  Hauptmann  damals  Kaspar  v.  Törring  und  ein  Aus- 
schuß von  4—6  Mitgliedern.  Der  Bund  war  für  11  Jahre  geschlossen 
und  nahm  für  den  Kriegsfall  nur  aus:  die  Könige  von  Deutschland  und 
Frankreich,  des  letzteren  Schwester  Jsabel  und  den  Erzbischof  von 
Salzburg.  Die  Irrungen  zwischen  Bundesgliedern  werden  vom  Bund 
selbst  entschieden,  ausgenommen  Prozesse  über  Grund  und  Boden. 
Der  Hauptzweck  des  Bundes  war  die  Erhaltung  der  Freiheiten,  Rechte, 
Briefe  und  Gewohnheiten.  Wenn  ein  Bundesglied  in  diesen  beeinträch- 
tigt wird,  so  soll  der  Hauptmann  mit  dem  Ausschuß  auf  Eid  erkennen, 

1)  Roth  v.  Schreckenstein  a.  a.  O. 

2)  Davon  waren  nach  Riezler  a.  a.  O.  S.  249:  61  Adelige  und  16  Städte  und 
Märkte,  s.  auch  Roth  v.  Schreckenstein  S.  607/8. 
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ob  man  dem  Kläger  Hilfe  schuldig  sei.  Ist  dies  der  Fall,  so  muß  der 
Hauptmann  dafür  sorgen,  daß  jener  zu  seinem  Recht  kommt.  Inter- 
essant ist,  daß  Kaiser  Sigismund,  der  zwei  Jahre  später  selbst  die 
Ritterschaft  aufforderte,  sich  zu  organisieren,  am  21.  April  1420  mit 
einem  Erlaß  gegen  den  Bund  eingriff.^)  Er  mißbilligte  das  Unter- 
nehmen der  Ritter  und  forderte  den  Hauptmann  auf,  den  Bund  ab- 
zutun. Vor  allem  tadelte  er,  daß  Ritter  aus  Herzog  Heinrichs  Land 
sich  an  den  Bund  angeschlossen  hatten,  der  gegen  ihren  eigenen  Landes- 
herrn gerichtet  war.  Er  wies  auf  die  -goldene  Bulle  hin,  die  solche 
Einungen  überhaupt  verbiete.  Von  einem  Erfolg  war  dieser  Erlaß  übri- 
• gens  nicht  begleitet.  Nach  langem  Hin  und  Her  erlitt  Ludwig  am  19./20. 
September  1422  eine  entscheidende  Niederlage,  die  mit  ihm  auch  den  i 
Ritterbund  schwer  traf.  | 

Um  das  Jahr  1428  entstand  die  Gesellschaft  zum  Eingehürn,  ^ 
die  eine  Turniergenossenschaft  war,  aber  auch  politische  Tendenzen  ver- 
folgte.Sie  führte  auch  den  Namen  der  „Böckeler“  nach  ihremWappen, 
das  ein  ziegenartiges  Tier  mit  einem  Horn  zeigt.  Ihren  politischen 
Charakter  bewies  sie  dadurch,  daß  sie  sich  im  Jahr  1430  mit  der  schwä- 
bischen und  der  fränkischen  Ritterschaft  verband^),  also  mit  po- 
litischen Gesellschaften  zu  politischen  Zwecken.  1432  wird  sie  noch  - 
genannt^),  dann  hört  ihre  Erwähnung  auf,  was  natürlich  nicht  beweist, 
daß  sie  während  dieser  Zeit  nicht  bestanden  hätte.  Am  30.  August  1466 
trat  zu  Regensburg  eine  Gesellschaft  von  41  Herren  zusammen,  ein 
Turnierverein,  der  sich  ebenfalls  die  „Böckler“  nannte.  Inwieweit  die- 
ser Bund  mit  dem  früheren  Böcklerbund  zusammenzunehmen  ist,  läßt 
sich  schwer  sagen ; der  gemeinsame  Name  und  der  Charakter  als  Turnier- 
genossenschaft deutet  ja  auf  gewisse  Beziehungen  hin.  Die  Mitglieder 
trugen  als  Abzeichen  auf  der  Brust  die  Figur  eines  Bockes  an  einer 
Kette,  bei  den  Rittern  war  sie  aus  Gold,  bei  den  Edelknechten  aus 
Silber.  Der  Bund  umfaßte  die  Ritterschaft  der  Straubinger  Gegend  und 
einige  Adlige  des  Nordgaus.  Neben  dem  sportlichen  hatte  er  noch  einen 
höheren  Zweck,  der  im  Bundbrief  angegeben  wird:  sie  traten  zusam- 
men „im  Namen  des  allmächtigen  Gottes,  zu  Ehren  .Marias  und  aller 

1)  Roth  v.  Schreckenstein  S.  609.  Nach  Böhmer  Reg.  Imp.  XI,  1 
S.  290  N.  4118  am  19.  April. 

2)  Roth  V.  Schreckenstein  a.  a.  O.  S.  643. 

3)  Ebda.  S.  642,  s.  die  Urkunde  bei  Lünig  P.  S.  III  (Franken  S.  239). 

4)  Roth  V.  Schreckenstein  ebda.  S.  643. 
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Heiligen,  um  ihres  und  der  Ihrigen  gemeinen  Friedens,  Schutzes  und 
Schirmes  willen  und  besonders,  um  besser  widerstehen  und  dem  christ- 
lichen Glauben  helfen  zu  können  wider  die  Ketzer  und  Ungläubigen, 
die  man  nennt  die  Hussen“.  Andere  Zwecke  gibt  der  Bundesbrief  nicht 
an.  Sie  waren  vielleicht  auch  ursprünglich  nicht  vorhanden.  Jedenfalls 
aber  trat  sehr  bald  ein  Gegensatz  zum  Landesherrn,  Herzog  Albrecht, 
zutage.  Diesem  gelang  es,  ein  kaiserliches  Mandat  zu  erwirken,  das 
am  19.  Oktober  1467  die  Unverträglichkeit  der  Gesellschaft  mit  der 
Reichsordnung  aussprach  und  ihre  Auflösung  gebot.  Außerdem  ver- 
band sich  Herzog  Albrecht  mit  seinen  Vettern,  den  Pfalzgrafen  Fried- 
rich und  Otto  und  dem  Herzog  Georg  von  Baiern-Landshut,  die  sich 
ebenfalls  von  dem  Ritterbunde  bedroht  fühlten.  Auf  28.  Oktober  wurde 
die  Gesellschaft  nach  Regensburg  vorgeladen.  Dort  bereiteten  die  Für- 
sten dem  Adelsbund  ein  Ende  mit  Schrecken:  sie  erklärten  ihn  für  auf- 
gehoben, zerschnitten  den  Bundesbrief  und  gaben  jedem  der  Mitglieder 
sein  Siegel  zurück.^) 

Aber  der  Unabhängigkeitstrieb  der  bairischen  Ritterschaft  war  da- 
mit nicht  vernichtet.  Albrecht  lV.(geb.  1447  reg.  seit  1465)  mußte  zwei 
Jahrzehnte  später  selbst  den  Rückschlag  erleben. Der  schwäbische 
Bund  verdankte,  wie  wir  wissen , seine  Entstehung  u.  a.  der  unbot- 
mäßigen und  gefährlichen  Haltung  der  bairischen  Herzöge  gegenüber 
dem  Kaiser.  Auf  den  10.  August  1488  beriet  Herzog  Albrecht,  der  sich 
nun  seinerseits  bedroht  fühlte,  einen  Landtag  nach  München  und  ver- 
langte dort  von  seinen  Ständen  die  Mittel  zu  Kriegsrüstungen;  eine  allge- 
meine Steuer  sollte  aufgelegt  werden.  DieRitterschaft  wollte  diese  für  ihre 
Eigenleute,  wie  für  ihre  Vogtei-,  Lehens- und  Gerichtsleute  nicht  zulassen, 
für  sich  selbst  erklärte  sie,  bei  widerrechtlichem  Angriff  auf  den  Herzog 
auf  dessen  Schaden  und  Kosten  Hilfe  leisten  zu  wollen.  Der  Herzog  wollte 
die  Steuer  von  den  Eigenleuten  erheben.  Als  aber  wirklich  die  Steuern 
nach  des  Herzogs  Willen  erhoben  werden  sollten,  versammelte  sich  die 
Straubinger  Ritterschaft  zu  Straubing;  24  an  der  Zahl  richteten  sie  eine 
Beschwerde  an  Herzog  Albrecht.  Es  waren  großenteils  dieselben  Namen 
wie  einst  bei  den  Böcklern,  so  Nothaft,  Paulsdorfer,  Kamerauer,  Zenger, 
Muracher,  Sattelboger,  Judmann,  Leubelfing.  Es  entspann  sich  nun  ein 


1)  Riezler  S.  474.  Kolb,  Die  Kraichgauer  Ritterschaft  S.  101. 

2)  ZumFolgenden  Rothv.Schreckenstein  11,  S.  127— 137.  Riezler  Ilt 
S.  531— 563.  Kolb  S.  101  ff. 
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Rechtsstreit,  in  dem  die  Ritter  sich  wieder  hauptsächlich  auf  die  Ottoni- 
sche  Handveste  stützten.  Sie  drangen  damit  nicht  durch,  die  Juristen  des 
Herzogs  widerlegten  ihre  Rechtsansprüche.  Es  war,  wie  Riezler  sagt, 
,,in  unsrer  Geschichte  der  erste  staatsrechtliche  Streit  von  Bedeutung, 
in  dem  die  fachmännische  Gelehrsamkeit  der  Juristen  das  große  Wort 
führte  und  das  römische  Recht  zur  Entscheidung  von  Streitfragen  des 
bayrischen  Staatsrechts  herangezogen  wurde. “^)  Die  Steuern  wurden 
mit  größter  Strenge  eingetrieben,  den  Bauern,  die  nicht  zahlten,  ihr 
Vieh  gepfändet.  Eine  neue  Beschwerde  beim  Herzog  erreichte  wenig- 
stens, daß  die  Ritterschaft  die  Steuer  selbst  eintreiben  durfte.  Damit 
gab  man  sich  nicht  zufrieden,  eine  Menge  von  Einzelbeschwerden  kamen 
dazu,  man  wußte  sich  schließlich  nicht  anders  zu  helfen  als  durch 
Gründung  eines  neuen  Bundes. 

Diese  vollzog  sich  am  14.  Juli  1489  zu  Cham.  46  Adelige  traten 
für  sich  und  ihre  männlichen  Erben  zu  gegenseitigem  Schutz  in  ihren 
Rechten  zusammen  als  „Gesellschaft  vom  Löwen“.  Mit  Recht 
hebt  Roth  v.  Schreckenstein  die  „ewige“  Zeitdauer,  die  der 
Bund  haben  sollte,  hervor^),  denn  wie  wir  gesehen  haben,  war  es  gerade 
ein  Charakteristikum  der  Ritterbünde,  daß  sie  nur  auf  kürzere  Zeit, 
höchstens  auf  10  Jahre  geschlossen  wurden.  Der  Vertrag  lief  offenbar 
darauf  hinaus,  eine  dauernde  Organisation  zu  schaffen,  durch  die,  wenn 
sie  Bestand  gehabt  hätte,  eine  bairische  Reichsritterschaft  begründet 
worden  wäre.  An  der  Spitze  der  Organisation  standen  1 Hauptmann  und 
3 Räte.^)  Der  1.  Hauptmann  war  Sebastian  Pflug,  Herr  zum  Raben- 
stein zu  Schwarzburg,  Pfleger  zu  Cham,  die  ersten  Räte:  Heinrich  Not- 
haft zu  Wernberg,  Hans  von  Parsberg  und  Jobst  Zenger.  Dem  Bund 
traten  auch  fürstliche  Mitglieder  bei,  so  Herzog  Otto  von  Neumarkt 
und  die  jüngeren  Brüder  Herzog  Albrechts.  Bundesabzeichen  war  ein 
an  einer  Kette  von  16  Gliedern  hängender  Löwe;  bei  den  Herren  und 
Rittern  war  er  vergoldet,  bei  den  Knechten  aus  Silber.  Es  war  das- 
selbe Bundeszeichen,  das  110  Jahre  zuvor  der  ältere  rheinische  Löwen- 
bund getragen  hatte.  Statt  des  großen  Abzeichens  war  es  gestattet 
ein  kleineres  zu  tragen:  einen  Löwen  ohne  Kette  im  gleichen  Format 
an  Feiertagen,  Fürstentagen  und  Landtagen,  in  kleinerem  Format  an 

1)  a.  a.  O.  S.  535. 

2)  Roth  v.  Schreckenstein  II,  S.  130. 

3)  Roth  v.  Schreckenstein  sagt:  ein  Rat;  es  wurden  jedoch  nach 
Riezler  II,  S.  537  gleich  drei  Räte  gewählt. 
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den  übrigen  Tagen.  Bestimmungen  religiöser  Natur  erinnern  an  die 
wasgauische  Heilig-Geistgesellschaft:  für  das  Seelenheil  verstorbener 
Bundesglieder  werden  gemeinsame  kirchliche  Feierlichkeiten  abgehal- 
ten. Die  Erben  eines  Verstorbenen  haben  sein  Bundesabzeichen  oder 
in  dessen  Ermanglung  eine  halbe  Mark  guten  Silbers  nach  Neumarkt 
in  die  Liebfrauenkirche  beim  Schlosse  Cham  zu  schicken,  dafür  läßt 
der  Kirchenpfleger  dort  einen  Schild  mit  seinem  Wappen  und  bei- 
gemaltem Gesellschaftszeichen  aufhängen.  Als  Jahresbeitrag  hatten 
i Grafen  und  Freiherrn  je  5,  die  Ritter  je  3,  die  Knechte  je  2 Gulden  zu 
entrichten.  Ausgenommen  von  den  Vertragsbestimmungen  wurden 
I Papst,  Kaiser  und  der  Herzog  Otto  von  Baiern.  Beziehungen  zu  an- 
dern Ritterschaften  wurden  angeknüpft,  so  zu  den  Ganerben  zum  Roten- 
berg und  zur  fränkischen  Ritterschaft,  die  damals  in  Schweinfurt  tagte.^) 
Vom  schwäbischen  Bund  hielt  man  sich  zunächst  fern  mit  der  loyalen 
Begründung,  daß  dieser  in  feindlicher  Absicht  gegen  das  Haus  Baiern 
gegründet  sei,  und  daß  man  dem  Herzog  Albrecht  keinen  Grund  zu  be- 
rechtigten Beschwerden  geben  dürfe.  Einer  Verbindung  mit  der  kraich- 
gauischen  Ritterschaft,  unter  der  die  Gesellschaft  vom  Eingehürn  Boden 
hatte,  wie  mit  der  letzteren  überhaupt,  arbeitete  Albrecht  entgegen.-) 
Ein  kaiserliches  Mandat  zu  erlangen,  gelang  diesmal  nicht,  wie  einst 
gegen  die  Böckler.  Das  einzige  was  der  Kaiser  tat,  war,  daß  er  den 
Pfalzgrafen  mit  kommissarischen  Verhandlungen  betraute  (März  1490). 
Die  Löwenritter  sollten  den  Herzog  Albrecht  als  Landesherrn  aner- 
kennen und  dafür  ihren  Bund  beibehalten  dürfen.  Darauf  gingen  sie 
jedoch  nicht  ein,  sie  gaben  nun  auch  ihre  loyalen  Bedenken  auf  und 
traten  am  15.  September  1490  in  eine  Vereinigung  mit  dem  schwä- 
bischen Bund.  Damit  stellten  sie  sich  auf  dieselbe  Stufe  mit  der 
anerkannten  reichsfreien  Ritterschaft,  mit  diesem  Schritt  leugneten  sie 
ihre  Landsässigkeit.  Anfänglich  hatten  sie  nur  ihre  verbrieften  Rechte 
zu  wahren  gesucht,  wenn  auch  ihr  Bündnis  an  sich  schon  den  Charakter 
der  Unbotmäßigkeit  getragen  hatte,  und  die  Schritte  des  Jahres  1490 
nur  die  letzte  Konsequenz  waren.  Am  2.  Oktober  dieses  Jahres  er- 
richteten sie  auch  noch  ein  Schutz-  und  Trutzbündnis  mit  dem  König 
von  Böhmen.  Beide  Verträge  — der  vom  15.  September  und  der  vom 
2.  Oktober  — wurden  vom  Kaiser  und  von  seinem  Sohn  Maximilian 
bestätigt.  Durch  dieses  Vorgehen  der  Ritterschaft  wurden  Herzog  Al- 


1)  Riezler  S.  538. 


2)  Kolb  S.  102. 


III.  Die  Entwicklung  seit  dem  Privilegium  Sigismunds  usw. 


brecht  nun  zum  mindesten  moralische  Waffen  in  die  Hand  gegeben: 
er,  der  zuerst  den  Rechtsboden  verlassen  hatte,  konnte  nun  als  der  in 
seinem  Recht  Gekränkte  auftreten.  Auf  Einzelheiten  können  wir  hier 
nicht  eingehen,  diese  finden  sich  bei  Roth  v.  Schreckenstein,  Riezler 
und  Kolb;  dieser  behandelt  die  Vorgänge  im  Zusammenhang  mit  denen 
im  Kraichgau.  Es  können  nur  die  Haupttatsachen  Dezember  werden. 
Die  Löwenritter  gingen  immer  aggressiver  vor:  im  angeführt  1491  be- 
trieben sie  die  Achterklärung  gegen  den  Herzog  wegen  der  Annek- 
tierung der  Reichsstadt  Regensburg,  am  23.  Januar  1492  wurde  diese 
ausgesprochen,  der  Vollzug  der  Reichsacht  wurde  dem  Markgrafen 
Friedrich  von  Brandenburg  und  dem  schwäbischen  Bund  übertragen. 
Die  Löwenritter  stießen  zum  Exekutionsheer.  Aber  es  kam  nicht  zum 
Kampf.  Maximilian  vermittelte  einen  Waffenstillstand.  Man  verhan- 
delte vom  13.  bis  25.  Mai  in  Augsburg.  Das  Resultat  war:  Auf- 
hebung der  Acht  gegen  Albrecht  und  gegen  Regensburg,  das  ebenfalls 
geächtet  worden  war,  weil  es  sich  hatte  annektieren  lassen.  Regensburg 
wurde  wieder  Reichsstadt.  Die  Löwenritter  wurden  mit  ihren  Klagen 
und  Ansprüchen  an  ein  Schiedsgericht  gewiesen.  Schiedsrichter  waren: 
die  Kurfürsten  von  Mainz  und  Trier,  Markgraf  Friedrich  von  Branden- 
burg, Graf  Eberhard  der  Ältere  v.  Wirtemberg  und  zwei  Hauptleute  des 
schwäbischen  Bundes,  der  eine  von  der  Ritterschaft,  der  andere  von  den 
Städten.  In  den  langwierigen  Unterhandlungen,  die  sich  anschlossen, 
gelang  es  dem  Herzog,  den  Kaiser  auf  seine  Seite  zu  ziehen.  So  mußten 
die  Löwenritter  unterliegen.  Sie  hatten  ihre  Lage  noch  dadurch  ver- 
schlechtert, daß  sie  am  25.  Mai,  als  schon  der  Friede  geschlossen  war, 
ins  Feld  rückten  und  Albrechts  Besitzungen  angriffen , wobei  sie,  wie  vor- 
auszusehen, nach  anfänglichen  kleinen  Erfolgen  geschlagen  wurden.  Am 
7.  August  (nach  R.  v.  Schreckenstein  am  13.)  kam  mit  einemTeil  der 
Löwenritter  ein  Vertrag  zustande,  am  2.  Oktober  (nach  R.  v.  Sehr,  am 
29.  September)  wurde  er  auf  die  übrigen  ausgedehnt.  Der  Inhalt  des  Ver-  ! 
trags  war : Die  gemeineLandesfreiheit,  also  auch  dieFreiheiten  der  Ritter,  | 
sollte  in  Kraft  bleiben,  Irrungen  über  ihre  Auslegung  sollten  vor  die  Land-  , 
Schaft  gezogen  werden.  Dafür  sollten  die  Ritter  dem  Herzog  ,,als  ihrem 
rechten  natürlichen  Herrn  und  Landesfürsten  verpflichtet  sein,  wie  es  j 
ihre  Vorderen  und  sie  selbst  gewesen  seien  laut  der  Erbhuldigung“.  Da-  j 
mit  war  der  Unabhängigkeitskampf  der  Löwenritter  zu  Ende,  i 
es  war  ihnen  nicht  gelungen,  die  Reichsunmittelbarkeit  zu  erringen,  sie  j| 
blieben  nun  dauernd  landsässig,  wie  der  bairische  Adel  überhaupt.  Der  i 
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j Löwenbund  wurde  nicht  aufgelöst,  man  überließ  ihn  einem  langsamen 
Absterben;  von  einem  Zusammengehen  mit  dem  schwäbischen  Bund 
I war  aber  natürlich  keine  Rede  mehr.  Er  bestand  noch  im  Jahr  1495, 
damals  richtete  der  schwäbische  Bund  noch  eine  Zuschrift  an  ihn,  und 
I berief  der  letzte  Bundeshauptmann  eine  Versammlung  nach  Regens- 
* bürg.  Aber  über  die  Tatsache  der  Niederlage  konnte  dies  nicht  hin- 
I wegtäuschen;  der  einzige  Trost  war,  daß  Herzog  Albrecht  ebenfalls  eine 
I Niederlage  erlitten  hatte  und  seinen  absolutistischen  Bestrebungen  ent- 
[ sagen  mußte.  -5 

f)  Gemeinschaftliche  Einigungen. 

Wie  die  Reichsritterschaft  mehr  und  mehr  in  den  einzelnen  Landen 
ihrer  Zusammengehörigkeit  sich  bewußt  wurde,  so  wurden  auch  die 
Beziehungen  über  die  einzelnen  Lande  hin  immer  enger.  — Von  den  Tur- 
niergenossenschaften, sow'eit  sie  nicht  einen  politischen  Beigeschmack 
hatten,  ist  hier  abzusehen.  — 1430  kam  ein  schwäbisch-fränkisch- 
bairischer Ritterbund  zustande.  Wir  haben  davon  zwei  Urkunden: 
den  Vertrag  der  Schwaben  mit  den  Franken  und  vom  selben  Tag  (Montag 
vor  St.  Margretentag)  einen  Vertrag  sämtlicher  drei  Ritterschaften  mit- 
einander.i)  In  dem  schwäbisch-fränkischen  Bündnisbrief  wird  das  rö- 
mische Reich  mit  einem  Baum  verglichen,  von  dem  Äste  und  Zweige 
ausgehen.  Wie  diese  alle  miteinander  verbunden  sind,  so  sollen  auch 
die  Glieder  des  Reichs  Zusammenhalten.  Ungerechtigkeit  und  Uneinig- 
keit hätten  schon  viele  großen  Reiche  zugrunde  gerichtet.  Um  nun  an 
ihrem  Teil  ein  Hort  des  Friedens  und  der  Ordnung  zu  sein,  haben  sich 
die  Ritter  aus  „adeliger  Bewegnis“  zusammengetan.  Die  Urkunde  handelt 
in  der  Hauptsache  von  Austrägen.  Wie  sich  das  Zusammenarbeiten  der 
Franken  und  Schw'aben  in  politischen  Dingen  gestalten  sollte,  ist  nicht 
aus  ihr  zu  entnehmen.  Der  Vertrag  mit  der  bairischen  Gesellschaft 
zum  Eingehürn  stimmt  inhaltlich  natürlich  überein  mit  dem  andern: 

! Hilfe  gegen  Feinde,  Austrag  der  inneren  Streitigkeiten  durch  die  Haupt- 
I leute  unter  Zuziehung  von  Räten.  Die  Turniergenossenschaft  zum  Ein- 
gehürn trägt  hier  völlig  den  Charakter  einer  politischen  Gesellschaft. 
— Es  treten  in  dieser  Periode  keine  so  großen,  überallhin  verzweigten 
Ritterbünde  auf,  es  lag  offenbar  kein  Grund  vor,  die  bestehenden  Be- 

1)  s.  die  Urkunden  bei  Lünig  P.  S.  III,  2 (Franken),  S.237 — 239  u.  S.239, 
vgl.  Roth  v.  Schreckenstein  I,  S.  642/3.  Moser  a.  a.  O.  S.  149/50.  Kerner 
S.7/8.  Fellner  S.  86;  s.  auch  oben  S.  88,  121,  140. 

Eberbach:  Die  deutsche  Reichsrilterscha't 
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Ziehungen  in  dieser  Weise  auszunützen;  teilweise  wurden  die  Ritter 
ja  auch  durch  das  Fürstentum  gezwungen,  sich  um  das  Nächst- 
liegende zu  kümmern,  wenn  sie  nicht  ihre  Selbständigkeit  einbüßen 
wollten.  Bisweilen  veranlaßte  aber  doch  gerade  die  vom  Fürsten- 
tum drohende  Gefahr  zum  Überschreiten  der  Territorialgrenzen,  ein 
solches  liegt  z.  B.  in  dem  Bund  vor,  den  die  Löwenritter  im  Jahr 
1490  mit  dem  schwäbischen  Bunde  eingingen.^)  Zur  Herbeiführung 
dauernder  gemeinschaftlicher  Einigungen  fehlte  noch  die  große,  ge- 
meinsame Gefahr. 

g)  Reichsburgen  und  Ganerbschaften. 

Die  Verfassung  der  Reichsburgen  und  Ganerbschaften  ist  oben  ein- 
gehend behandelt  worden^),  so  daß  hier  ein  kurzer  Überblick  über  die 
Zeit  von  1422  bis  1495  genügt.  Das  Ganerbenschloß  Hohentwiel  in 
Schwaben  erließ  1475  einen  Burgfrieden,  durch  den  die  beiden  Zweige 
der  Familie  v.  Klingenberg,  denen  die  Burg  gehörte,  ihr  Verhältnis  regel- 
ten.^) Diese  Verfassung  weicht  erheblich  ab  von  den  sonst  üblichen. 
An  der  Spitze  standen  nicht  wie  sonst  Burggraf  und  Baumeister,  jeder 
der  beiden  Teile  hatte  nur  den  Schlüssel  zu  einem  Teil  des  Schlosses. 
Torwart,  Wächter  und  Knechte  wurden  beiden  Teilen  verpflichtet. 
Verkauf  oder  sonstige  Veräußerung  eines  Burganteils  war  nur  wieder 
an  einen  ehelich  geborenen  Klingenberger  zulässig.  Die  weiblichen  Fa- 
milienglieder waren  nicht  erbberechtigt.  Gäste,  die  sich  auf  der  Burg 
aufhielten,  mußten  ein  sogenanntes  ,,Enthältnisgeld“  bezahlen,  ähn- 
lich wie  auf  andern  Burgen:  ein  Fürst  100,  eine  Stadt^)  ebenfalls  100, 
ein  Graf  oder  Freiherr  40,  ein  Ritter  oder  Edelknecht  20,  ein  armer 
Knecht  10  Gulden.  Diese  Einnahmen  wurden  zur  Erhaltung  der  Burg 
verwendet.  Der  Teil,  der  den  andern  vom  Schlosse  stoßen  würde,  sollte 
seiner  Ehre  und  seines  Rechts  auf  die  Burg  verlustig  gehen.  Für  Franken 
läßt  sich  kein  Beispiel  anführen.  Im  rheinischen  Gebiete  tritt  vor  allem 
die  Burg  Friedberg  wieder  hervor:  ihre  Insassen  machten  1460  eine 
neue  Ordnung  in  Kirchensachen^),  1464  nahmen  sie  Eberhard  v.  Ep-  , 
stein,  Herrn  zu  Königstein,  seinen  ältesten  Sohn  und  dessen  Nach-  I 
kommen  zum  Burgmannen  an®),  1483  wurde  das  Verhältnis  zur  Stadt 

1)  s.  oben  S.  143.  2)s.  S.49ff. 

3)  Roth  V.  Schreckenstein  II,  S.  568f.  Stendell  a.  a.  0.  S.  20. 

4)  d.  h.  natürlich  der  amtliche  Vertreter  einer  Stadt. 

5)  Moser  S.  166.  6)  ebda. 
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Friedberg  neu  geregelt»),  im  selben  Jahre  eine  neue  Burgordnung 
erlassen.»)  Im  Jahre  1481  hatte  es  den  Anschein  gehabt,  als  sollte 
die  Stadt  Friedberg  eine  hessische  Landstadt  werden,  dies  wurde  haupt- 
sächlich durch  die  Burg  verhindert,  der  jene  am  19.  Nov.  1482  den 
sog.  Verherrungsrevers  ausstellen  mußte,  durch  den  sie  sich  verpflich- 
tete, in  ewigen  Zeiten  sich  ohne  Wissen  der  Burgmannen  niemals  ver- 
herr’en,  d.  h.  einem  Fürsten  oder  Herren  zu  eigen  machen  zu  lassen.») 

In  dem  Vertrag  von  1483  verpflichtete  sich  nun  die  Stadt,  jedem 
neuen  Burggrafen  Treue  zu  geloben  und  die  Ordnung  der  Burg 
anzuerkennen.  Ohne  den  Willen  der  sechs  Burgmannen,  die  dem 
Rat  der  Stadt  beigeordnet  sind,  dürfen  die  Städter  keine  Verbindung 
unter  sich  eingehen.  Ebensowenig  dürfen  sie  auf  die  Stadt  oder 
ihre  Renten  und  Gefälle  Geld  „entnehmen“»)  oder  Schulden  und 
„Satze“»)  machen  usw.  Allmählich  gelang  es  der  Burg,  die  Dörfer 
der  Grafschaft  Kaichen  sich  steuerpflichtig  zu  machen;  in  den 
Jahren  1467,  1474  und  1475  erlangte  sie  förmliche  Hoheitsrechte 
' über  das  dortige  freie  Gericht.«) 

; Das  Ganerbenschloß  Reiffenberg  tritt  urkundlich  auf  in  den 
' Jahren  1444,  1453,  1457.  1444  machten  die  Ganerben  eine  Austrags- 
i Ordnung  unter  sich'),  1453  schlossen  sie  „einen  neuen  Vertrag  über 
i verschiedene  Sachen“«),  1457  erneuerten  sie  ihren  Burgfrieden.») 

Die  Ganerben  von  Wartemberg  erließen  1456  einen  Burg- 
frieden.»") Es  waren  beteiligt  u.a.  Mitglieder  der  Familien:  v.  Breyden- 
born,  Horneck  v.  Heppenheim,  v.  Hohenfels,  Kämmerer  v.  Dalberg, 
V.  Fl'erssheim,  Fetzer  v.  Geispitzheim,  v.  Ingelheim,  v.  Obernstem, 
V.  Söttern,  v.  Rüdessheim,  v.  Wolfskehl,  Bock  v.  Erpfenstein,  v.  Oden- 
heim, Kolb  V.  Wartenberg,  v.  Stockheim,  Beyer  v.  Bopparten,  v.  Cop- 
penstein,  Holzapfel  v.  Hergesheim.  Der  Burgfrieden  ist  ähnlichen  In- 
halts wie  die  uns  schon  bekannten;  Zunächst  werden  die  Grenzen  an- 
‘ gegeben,  für  die  er  Geltung  haben  soll,  es  folgen  Bestimmungen  über 
die  Wahrung  des  guten  Einvernehmens:  keiner  soll  den  andern  Lüpn 
strafen  oder  sonst  an  seiner  Ehre  angreifen.  Ebensowenig  darf  er  ihn 
an  seinem  Gut  schädigen  oder  den  Feind  seines  Genossen  mit  Wissen 

1)  s.  die  Urkunde  bei  Lünig  P.  S.  C.  111,  3 (Rhein),  S.  122f. 

2)  Moser  a.  a.  0.  3)  Roth  v.  Schreckenstein  II,  S.  345. 

4)  = borgen.  5)  = Pfand. 

6)  Roth  V.  Schreckenstein  II,  S.  347.  7)  Moser  S.  168. 

8)  und  9)  Moser  S.  167.  10)  Roth  v.  Schreckenstein  li,  b.  351. 
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in  die  Burg  einlassen.  Tut  er  dies  unwissentlich,  so  muß  er  den  Ein-  v 
gelassenen  sofort  wieder  ausweisen,  dieser  darf  aber  von  seinem  Feind  ’ 
in  der  Burg  einen  Tag  und  eine  Nacht  lang  nicht  behelligt  werden. 
Die  Wahl  der  2 Baumeister  erfolgt  alle  zwei  Jahre,  dabei  darf  Gunst  und 
Neigung  keine,  nur  die  Rücksicht  auf  den  allgemeinen  Nutzen  eine 
Rolle  spielen.  Nach  Ablauf  des  Amtes  wird  Rechnung  abgelegt  vor 
einem  Ausschuß  der  Ganerben,  die  für  die  Dauer  ihrer  Anwesenheit 
auf  der  Burg  unterhalten  werden.  Andere  auswärtige  Ganerben,  die  der 
Rechnungsprüfung  beiwohnen  wollen,  erhalten  keine  Entschädigung. 
Ausbesserungen  und  Anschaffungen  an  Brücken,  Wachen,  Gräben,  Pfor- 
ten, Geschütz  u.  a.  sind  Sache  der  Baumeister,  größere  Bauten  müssen 
von  der  ganzen  Ganerbenschaft  bewilligt  werden.  Für  die  Erhaltung 
des  inneren  Friedens  haben  die  Baumeister  mit  einem  Gericht  von  Ge- 
nossen zu  sorgen.  An  der  Spitze  steht  ein  Burggraf.  Droht  ein  Angriff 
auf  die  Burg,  so  haben  die  Baumeister  die  nötigen  Anordnungen  zu 
geben.  Zu  gemeinnützigen  Zwecken  werden  Steuern  ausgeschrieben. 
Straßenraub  und  Wegelagerei  werden  verboten,  während  sonst  häufig 
die  Ganerbenschlösser  sich  gerade  auf  diesem  Gebiete  hervortaten. 
Wie  aus  dem  Inhalt  der  Urkunde  hervorgeht,  saßen  die  Ganerben,  wie 
dies  auch  bei  der  Burg  Friedberg  der  Fall  war,  nicht  alle  auf  der  Burg, 
die  den  Mittelpunkt  und  Stützpunkt  für  alle  bildete  und  ihren  Mit- 
gliedern kleine  Einkünfte  gewährte. 

Die  Ganerbschaft  vom  Busecker  Tal  erließ  1431  einen  neuen 
Burgfrieden. 1)  Beteiligt  waren  Mitglieder  der  Familien  v.  Buseck 
(Buchseck),  v.  Mönch  (Mönch)  und  v.  Trohe.  An  Strafen  werden 
festgesetzt:  für  einen  Totschlag  1 Jahr  über  Rhein,  für  eine  Wunde 
V4  Jahr  über  Rhein,  für  einen  Faustschlag  1 Monat  zu  Friedberg,  Wetz- 
lar, Marburg,  Herbern  oder  Weilburg,  für  eine  „Luge  Straff“  oder  für 
ein  „verkorn  Wort“,  14  Tage.  — Die  Höhe  der  Strafen  entspricht  den 
Bestimmungen  des  Friedberger  Burgfriedens  von  1349,  nur  setzt  dieser 
für  eine  Verwundung  V2  J^hr  an.-) 

Der  Zug  zur  Einigung  zeigt  sich  auch  hier  wieder:  1492  schlossen 
die  Burggrafen,  Baumeister,  Burgmannen,  Ganerben  und  Gemeinen 
von  Friedberg,  Gelnhausen,  Reifenberg,  Cronenberg,  Lindheim,  Falken- 
stein, Dorheim  und  Staden  ein  Bündnis  auf  13  Jahre. 3) 


1)  s.  die  Urkunde  bei  Lünig  a.  a.  0.  S.  171/2. 

2)  s.  oben  S.54.  3)  Stendell  a.  a.  O.  S.  27. 
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h)  Die  Turniergenossenschaften. 

Die  Turniergenossenschaften  hatten,  wenn  sie  nicht  über  ihre  eigent- 
lichen Zwecke  hinausgingen,  lediglich  Sport-  und  gesellschaftliche 
Standesinteressen  zu  vertreten.  Sie  gehören  also  zunächst  nicht  hierher. 
Indirekt  aber  sind  sie  von  Bedeutung  auch  für  die  politische  Entwick- 
lung der  Reichsritterschaft  gewesen,  da  sie  den  Zusammenhalt  förderten 
und  nahe  persönliche  Beziehungen  mit  sich  brachten.  Entstanden  sind 
die  Turniervereine  mutmaßlich  im  15.  Jahrhundert  aus  derjenigen  Ka- 
tegorie von  Ritterverbänden,  die  gesellige  Zwecke  verfolgten  oder  sich 
in  dieser  Richtung  entwickelt  hatten.^)  Daß  das  Turnier  in  den  Mittel- 
punkt der  geselligen  Bestrebungen  gestellt  wurde,  ist  sehr  leicht  er- 
klärlich, da  es  dem  spezifisch  ritterlichen  Beruf  der  Waffenübung  hul- 
digte. Besonders  früh,  schon  im  Jahre  1414,  war  die  Gesellschaft 
vom  Esel,  die  den  Adel  im  Kraichgau,  an  der  Bergstraße  und  im 
Odenwald  umfaßte,  ins  Leben  getreten.  Sie  bestand  über  50  Jahre 
und  ging  in  der  Zeit  Friedrichs  des  Siegreichen  von  der  Pfalz  ein. 2) 
Im  Jahr  1459  bestanden  u.  a.  die  Gesellschaften  vom  Laith- 
bracken,  die  Fürspänger,  vom  Steinbock,  vom  Rüden,  vom 
Esel. 3)  Die  Glanzzeit  des  Turnierwesens  fällt  in  die  Jahre  von  1479 
bis  1487.^)  1478  war  die  Gesellschaft  vom  Esel  neu  erstanden. 

Für  das  Jahr  1479  führt  Rüxners  Turnierbuch  folgende  Vereine  auf«): 
Am  Rheinstromi  Im  Steinbock,  im  niederen  Esel,  imWind, 

im  Wolf,  imoberen  Esel(Odenwald,  Kraichgau,  Bergstraße); 

in  Schwaben:im  Falken  und  Fisch,  im  Bracken  und  Kranz, 
in  der  Krone,  in  Baiern:  ein  geschlossener  Verein  ohne 
Namen,  in  Franken:  im  Bären,  im  Einhorn  und  in  der 
Fürspang.  Damals  waren  alle  diese  Gesellschaften  in  einem  weiteren 
Verband  als  die  Gesellschaften  der  „vier  Lande“.  An  der  Spitze  der 
landschaftlichen  Verbände  standen  „Könige“;  so  sind  Könige  im  Jahre 
1479:  beim  „Steinbock“  „einer  von  Kronenberg“,  „im  niederen  Esel“: 
Philipp  von  Eisenburg,  „im  Wind“  „der  von  Eltz“,  im  Wolf:  der  von 
Talberg,  im  Bracken  und  Kranz:  „ein  Spet“,  in  der  Krone:  Philipp, 
Graf  zu  Kirchberg,  im  Einhorn:  Thomas  Rüd,  in  der  Fürspang:  Georg 
Truchseß,  Ritter.  Das  überwiegende  Kontingent  der  Mitglieder  stellte 

1)  Roth  v.  Schreckenstein  II,  S.  105.  %2)  Kolb  a.  a.  O.  S.  14. 

3)  Roth  V.  Schreckenstein  II,  S.  106.  4)  Kolb  S.  12.  5)  ebd.  S.  14. 

6)  Bürgermeisters  Bibliotheca  Equestris  Teil  II.  Ulm  1720.  S.  265  bis 
272;  vgl.  Roth  v.  Schreckenstein  II,  S.  107. 
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die  Ritterschaft;  Grafen  und  Herren  waren  in  ziemlicher  Anzahl  ver- 
treten, auch  Fürsten  schlossen  sich  an;  so  waren  beim  ,, Fisch  und  Fal- 
ken“ die  Markgrafen  von  Hochberg,  bei  der  bairischen  Gesellschaft  der 
Kurfürst  Philipp  von  der  Pfalz,  die  Herzoge  Albrecht,  Otto  und  Georg 
von  Baiern,  Landgraf  Johann  zum  Leuchtenberg,  bei  der  Gesellschaft 
,,im  Bären“  die  Markgrafen  von  Brandenburg.  Turniere  wurden  ver- 
anstaltet: 1479  zu  Würzburg,  1480  zu  Mainz,  1481  zu  Heidelberg, 
1484  zu  Stuttgart^)  und  zu  Ingolstadt^),  1485  zu  Onolzbach,  1486 
zu  Bamberg,  1487  zu  Regensburg^),  1487  zuWorms.^)  Große  Turnier- 
ordnungen wurden  erlassen  zu  Heidelberg  1481  und  zu  Heilbronn 
1485.  Diese  Ordnungen  hat  Kolb  einer  eingehenden  Betrachtung  unter- 
zogen.^) Wir  heben  das  Wesentliche  hervor:  Schon  1479  und  1480 
waren  zu  Würzburg  und  zu  Mainz  kleine  Turnierordnungen  erlassen 
worden,  diese  dienten  als  Grundlage.  Der  erste  Teil  der  Ordnung  von 
1481  enthält  die  Bedingungen,  die  an  die  Geburt  gestellt  werden: 
Zugelassen  zu  den  Turnieren  wird  nur,  wer  väterlicher-  und  mütter- 
licherseits 4 Ahnen  hat,  und  von  dessen  Ahnen  mindestens  einer  schon 
sich  an  einem  Turnier  beteiligt  hat;  diese  letztere  Bestimmung  ist  neu, 
während  die  erstere  sich  schon  in  der  Turnierordnung  des  Esels  findet 
(1478).  Auch  wer  diese  beiden  Bedingungen  erfüllt,  wird  nicht  zuge- 
lassen, wenn  er  in  einer  Stadt  das  Bürgerrecht  besitzt.  Will  er  sich  be- 
teiligen, so  muß  er  dieses  aufsagen.  Durch  diese  Bestimmungen  wurde 
aus  dem  Adel  eine  Schicht  herausgehoben:  die  der  Turniergenossen, 
als  ein  Geburtsstand,  der  nur  alten  Adel  in  sich  schloß.  Der  zweite 
Teil  enthält  die  Bedingungen  für  die  sittliche  Qualifikation,  es  spricht 
aus  ihnen  das  Streben,  jeden  Makel  und  jeden  schuldig  oder  un- 
schuldig mit  einem  Makel  Behafteten  von  der  Gesellschaft  fernzuhalten. 
Nicht  zugelassen  wird,  wer  wissentlich  einen  Meineid  geschworen  oder 
falsches  Zeugnis  gegeben  hat,  wer  als  Kriegsgefangener  seinem  Ehren- 

1)  Mittwoch  nach  den  heiligen  drei  Königen. 

2)  Sonntag  bis  Mittwoch  nach  St.  Egidientag. 

3)  Von  Sonntag  nach  Lichtmeß  bis  zum  folgenden  Mittwoch. 

4)  Vom  Sonntag  nach  St.  Bartholomäus  bis  Mittwoch  darauf. 

5)  a.  a.  0.  S.  18 — 22,  vgl.  auch  Roth  v.  Schreckenstein  II,  S.  108 — 114. 
Die  Turnierordnung  von  1481  findet  sich  abgedruckt  in  Rüxners  Turnier- 
buch (unvollständig),  s.  Bürgermeisters  Bibi.  Eq.  II,  S.  284—287;  ferner 
bei  Bürgermeister  Cod.  Dipl.  I,  S.  54—58.  Lünig  P.S.C.  III,  1 (Schwa- 
ben), S.  2 — 4 gibt  eine  „Turnierordnung  vor  die  Gesellschaft  des  Esels  in  Schwa- 
ben von  1481  und  1485“.  Diese  stimmt  inhaltlich  mit  den  anderen  überein. 
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wort  nicht  treu  geblieben  ist,  wer  seinen  eigenen  Brief  und  Siegel  ver- 
achtet und  nicht  hält,  wer  fahnenflüchtig  geworden  ist  („eine  Feldflucht 
getan  hat“),  wer  sich  rühmt,  einer  Frau  oder  Jungfrau  ihre  Ehre  mit 
Worten  und  Werken  genommen  zu  haben  oder  einer  Gewalt  antut,  wer 
offen  Wucher  treibt  oder  ,,ein  offener  Verkäufer  ist“,  wer  Straßenraub, 
Mörderei  und  andere  Bosheiten  begeht,  ferner  wer  freventlich  in  Kirchen 
einbricht,  oder  Kirchen  und  Gotteshäuser  zerstört,  oder  einer  Kirche 
das  Ihrige  vorenthält,  wer  ein  wissentlicher  Verkehrer  des  christlichen 
Glaubens  ist  und  Ketzerei  treibt,  alle  berühmten  (=  bekannten)  und 
offenbaren  Ehebrecher  und  die  „offenbahr  an  der  Unehr  sitzen“,  wer 
sich  eines  Diebstahls  schuldig  macht  oder  sonst  eines  andern  Eigen- 
tum beschädigt  oder  einen  ohne  vorherige  Fehdeansagung  niederwirft 
oder  gefangen  nimmt,  wer  sich  unehrlich  beweibt,  oder  aus  seinem 
Stand  hinausheiratet,  alle,  „die  von  ihren  Eltern  zum  Turnier  geritten 
sind,  und  von  diesen  nicht  besucht,  sondern  „niedergelegt“  werden* , 
alle ' die  nicht  in  der  Ehe  geboren  sind,  alle  die  kaufmännische  Ge- 
schäfte betreiben.  Der  dritte  Teil  der  Ordnung  enthält  die  Statuten 
für  das  Turnier  selbst. 

1485  wurde  die  Turnierordnung  in  Heilbronn  erneuert.  ) Die 
Bestimmungen  über  die  persönliche  Qualifikation  sind  so  ziemlich  die- 
selben, neu  sind  Verordnungen  gegen  den  Luxus.  Die  Anforderungen 
an  die  Herkunft  wurden  nun  teilweise  gemildert;  wer  ohne  die  Be- 
dingungen der  4 Ahnen  und  der  Turnierteilnahme  mindestens  eines  von 
diesen  zu  erfüllen,  bisher  schon  turniert  hat,  wird  auch  fernerhin  zu- 
gelassen, doch  muß  seine  .Mutter  adelig  sein.  Wer  im  Schirm  oder  Dienst 
einer  Stadt  steht  und  keine  Verpflichtungen  zu  erfüllen  hat,  die  für  den 
Adel  nicht  passend  sind,  wird  zugelassen,  dagegen  bleibt  dauernd  tur- 
nierunfähig, wer  freiwillig  in  einer  Stadt  sitzt,  Steuer  und  Wacht  gibt, 
oder  ein  Amt  und  Obliegenheiten  hat,  wie  sie  den  gemeinen  eingesessenen 
Bürgern  zustehen.  Wenn  so  auch  eine  gewisse  Abschwächung  eintraL 
so  blieb  die  Turniergenossenschaft  doch  exklusiv  genug.  HatU  sie 
längeren  Bestand  gehabt,  so  wäre  sie  vielleicht  auch  noch  von  politischer 
Bedeutung  geworden,  für  die  bairische  Ritterschaft  jedenfalls  war  es 
ein  schwerer,  unersetzlicher  Verlust,  daß  die  Genossenschaft  nach  dem 
Turnier  von  1487  auseinanderging.  Sie  war  bei  dem  Bund  der  vier 
Lande  der  empfangende  Teil  gewesen,  sie  war  allein  von  den  nicht  un- 


I)  s.  die  Urkunde  bei  Bürgermeister  Cod.  Dipl.  1,  S.  58—63. 
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mittelbaren  Ritterschaften  zugelassen  worden  und  hatte  hoffen  können, 
auf  diese  Weise  selbst  die  Unabhängigkeit  zu  gewinnen.  Aber  die  Zeit 
der  Turniere  und  der  Turniergesellschaften  war  erfüllt,  politische  Auf- 
gaben traten  in  den  Vordergrund  und  verdrängten  die  Bestrebungen, 
die  der  Pflege  des  Sports  und  der  Reinerhaltung  der  Kaste  galten. 
Dabei  kam  die  bairische  Ritterschaft  dann  zu  kurz,  man  vergaß  oder 
war  nicht  in  der  Lage,  die  Konsequenz  daraus  zu  ziehen,  daß  man  ihr 
die  gesellschaftliche  Gleichberechtigung  gewährt  hatte,  und  ihr  nun 
auch  die  politische  Gleichstellung  zu  verschaffen. 

Für  die  Organisation  der  einzelnen  Turniergenossenschaften  haben 
wir  auch  Dokumente,  doch  können  wir  uns  mit  diesen  hier  nicht  be- 
fassen. Aus  dem  Jahr  1478  stammt,  wie  schon  erwähnt,  eine  solche 
der  Gesellschaft  vom  Esel  im  Kraichgau^),  aus  dem  Jahr  1484  eine 
der  schwäbischen  Gesellschaft  vom  Fisch  und  vom  Falken. Aus  der 
ersteren  soll  nur  kurz  folgendes  erwähnt  werden:  Die  Genossen  tragen 
außer  dem  Abzeichen,  das  in  einem  goldenen  bzw.  silbernen  Esel  be- 
steht, eine  Uniform  und  bei  den  Turnieren  noch  besonderen  Schmuck. 
4 Ahnen  und  ebenbürtige  Ehe  sind  Erfordernis.  Nach  oben  schließt 
man  sich  ab  durch  die  Bestimmung,  daß  Fürsten,  Grafen  und  Herrn 
nur  mit  Stimmeneinheit  aufgenommen  werden  können.  Das  Band  zum 
Territorialfürstentum,  d.  h.  in  diesem  Fall  zur  Pfalz,  wird  dadurch  ge- 
lockert, daß  beim  Einschreiten  der  Genossen  gegen  ein  renitentes  Mit- 
glied dieses  sich  nicht  auf  den  Schirm  oder  Burgfrieden  des  Fürsten  be- 
rufen darf.  Das  Gemeinschaftsgefühl  muß  alle  andern  Gefühle  und  Be- 
ziehungen zurücktreten  lassen.  Dieses  Gefühl  drückt  sich  auch  darin 
aus,  daß  die  Besprechungen  der  Gesellschaftskapitel  für  heimlicherklärt 
werden  können  und  dann  weder  innerhalb  noch  außerhalb  der  Gesell- 
schaftweiterverbreitetwerdendürfen. So  zeigen  sich  bedeutende  Ansätze 
zu  politischen  Unabhängigkeitsbestrebungen  auch  schon  in  den  Statuten 
der  Kraichgauer  Turniergenossenschaft.  Auf  diesen  Ansätzen  hat  die 
politische  Entwicklung  der  Kraichgauer  Ritterschaft  sich  aufgebaut. 

2.  Die  Beziehungen  zu  Kaiser  und  Reich. 

Für  die  Periode  von  1422 — 1495  haben  wir  durch  das  Dekret  Kaiser 
Sigismunds  schon  wesentlich  geklärtere  Verhältnisse.  Die  Organisations- 
fähigkeit der  Reichsritterschaft  war  damit  staatsrechtlich  anerkannt, 

1)  Kolb  S.  14—17. 

2)  s.  die  Urkunde  bei  Bürgermeister  Cod.  Dipl.  Eq.  I,  S.  63 — 74. 


2.  Die  Beziehung-en  zu  Kaiser  und  Reich,  a)  Unter  Sigismund  1422  — 1437  153 

und  so  ein  Fundament  geschaffen  für  die  weitere  Ausbildung  und  Fixie- 
rung des  reichsritterschaftlichen  Staatsrechts.  Das  Koalitionsrecht  war 
für  die  Ritterschaft  eine  Lebensfrage  gewesen,  nun  konnte  sie  sich  freier 
bewegen  und  hatte  gegenüber  den  ihr  immer  mißgünstigen  Reichs- 
ständen eine  Legitimation. 

a)  Unter  Sigismund  1422—1437. 

Sigismund,  der  am  13.  September  1422  durch  sein  kaiserliches 
Machtwort  der  Reichsritterschaft  einen  so  wertvollen  Dienst  geleistet 
hatte,  fuhr  in  der  damit  eingeschlagenen  Politik  fort.  Es  war  seine  Ab- 
sicht, als  Stütze  gegen  das  Fürstentum  eine  ,, reichsfreie  Mittel- 
partei“^)  aus  den  Reichsrittern  und  den  Reichsstädten  zu 
bilden.  So  sehr  aber  die  Ritterschaft  da,  wo  sie  schon  ganz  oder  beinahe 
unabhängig  war,  durch  Sigismunds  Erlaß  gefördert  wurde,  so  wenig  hat 
dieser  doch  die  Wirkung  gehabt,  daß  das  „eigentliche  Gebiet  des  Reichs 
im  Gegensätze  zum  Fürstenlande“^)  erweitert  worden  wäre,  daß  sich 
nun  allenthalben  ein  Freiheitskampf  der  Ritterschaft  erhoben  hätte, 
oder,  daß  dieser  da,  wo  es  wirklich  so  weit  kam,  von  Erfolg  begleitet 
gewesen  wäre.  Daß  mancherorts,  so  in  Baiern  die  Ritterschaft  in 
ihrem  Beginnen  bestärkt  wurde,  ist  ja  unzweifelhaft,  aber  es  war  doch 
ein  vergebliches  Ringen.  Der  kaiserliche  Erlaß  mußte  auf  dem  Papier 
bleiben,  solange  nicht  hinter  ihm  eine  starke  Macht  stand,  die  ihm  mit 
allem  Nachdruck  Geltung  zu  verschaffen  wußte. 

In  seinen  Reichsreformbestrebungen  hatte,  wie  wir  gesehen  haben, 
Sigismund  weder  bei  den  Reichsstädten  noch  bei  den  Reichsrittern 
Gegenliebe  gefunden,  er  hoffte  sie  nun  dadurch,  daß  er  seine  schützende 
Hand  über  sie  ausstreckte,  seinen  Plänen  dienstbar  zu  machen.  Und 
damit  hatte  er  nun  doch  besseren  Erfolg.  Den  100.  Pfennig  zu  entrichten, 
hatte  die  Ritterschaft  als  etwas  Unerhörtes  und  Entwürdigendes  emp- 
funden, den  Landfrieden  zu  schützen  und  für  Kaiser  und  Reich  zu 

1)  Roth  v.  Schreckenstein  I,  S.  575.  — 1425  auf  dem  Reichstage 
zu  Wien  äußerte  Sigismund  den  Städten  gegenüber,  wenn  er  nur  sie  und  die 
Ritterschaft  vom  S.  Georgenschild  habe,  dann  brauche  er  die  Fürsten  nicht.  Das 
Reichsoberhaupt  dachte  in  allem  Ernst  daran,  im  Bunde  mit  den  bürgerlichen 
und  ritterlichen  Elementen  den  Entscheidungskampf  gegen  die  mächtigen  fürst- 
lichen Gewalten  zu  wagen;  Bezold  : König  Sigmund  und  die  Reichskriege  gegen 
die  Hussiten  Bd.  II  (1423 — 1428).  München  1875.  S.  59.  Albrecht  I.  hatte 
einst  mit  Hilfe  der  Ritterschaft  und  der  Städte  über  die  kurfürstliche  Oppo- 
sition gesiegt;  Bezold  ebda.  2)  ebda.  S.  600. 
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kämpfen,  fand  sie  ihrer  eher  angemessen.  Bei  den  Hussitenkriegen  hielt 
sie  sich  im  ganzen  tapfer  im  Gegensatz  zu  den  übrigen  Heeresbestand- 
teilen, aus  der  Schlacht  bei  Aussig  (1426)  ist  es  bezeugt,  daß  die  Ritter- 
schaft wie  der  hohe  Adel  mutig  bis  in  den  Tod  weiterkämpfte,  als  alles 
übrige  schon  längst  in  feiger  Flucht  davongeeilt  war.i) 

Für  den  Landfrieden  trat  hauptsächlich  der  St.  Georgen- 
schild ein,  teilweise  im  Bund  mit  Reichsstädten.  Bei  der  Würz- 
burger Ritterschaft  bildete  sich  ein  dauerndes  Verhältnis  zur  Stadt 
Schweinfurt  heraus,  das  der  Erhaltung  des  Landfriedens  dienen  sollte. 
Natürlich  darf  man  nicht  annehmen,  daß  sich  die  Ritterschaft  konse- 
quent in  den  Dienst  der  Landfriedenspolitik  gestellt  hätte.  Es  gab  Ab- 
haltungsgründe genug,  dies  zeigt  z.  B.  der  Brief  einiger  Frankfurter 
Herrn  an  Standesgenossen,  daß  sie  dem  Landfriedensbund,  den  diese 
1423  schlossen,  nicht  beitreten  könnten,  da  sie  sich  verbündet  hätten, 
um  die  Abschaffung  eines  dem  Bischof  von  Würzburg  bewilligten 
Zolls  zu  erzwingen. 2)  Es  sind  dies  dieselben  Herrn,  deren  Bundesbrief 
wir  oben  behandelt  haben,  die  durch  ihr  energisches  Vorgehen  auch  das 
Fürstentum  zwangen,  ihrem  Bund  beizutreten,  so  daß  nun  auf  diese 
Weise  doch  der  Landfrieden  gesichert  wurde. 

Dem  St.  Georgenschild  bestätigte  und  vermehrte  Sigismund  am 
14.  März  1426  seine  Privilegien. 3)  Daß  sie  schon  ein  bedeutender  Fak- 
tor im  politischen  Leben  geworden  war,  zeigte  diese  Gesellschaft,  als 
sie  im  selben  Jahre  an  die  Reichsstädte  die  Aufforderung  zu  einem  ge- 
meinsamen Bund  richtete.^)  Sie  wandte  sich  an  den  Bundestag  der 
schwäbischen  Städte  zu  Ulm  vom  29.  April  mit  dem  Vorschlag  einer 
,,verainigung  glicher  billicher  recht“.  Diese  sollte  geschlossen  werden 
„von  der  gemainer  friden  und  dez  landes  nucze  und  ere  wegen,  daz 
sich  dehain  unrate  verloffe“.  Die  Städte,  die,  wie  wir  vorwegnehmen 
können,  auf  diesen  Plan  nie  eingegangen  sind,  konnten  sich  nicht  ent- 
schließen, rasch  Stellung  zu  nehmen.  Am  3.  Januar  1427  auf  einem 

1)  Roth  V.  Schreckenstein  I,  S.  629.  — Der  ganze  S.  Georgenschild 
machte  den  Zug  von  1431  mit,  der  zu  der  Niederlage  vonTauß  (14.  August  1431) 
führte;  Chr.  Fr.  Stälin  III,  S.  439. 

2)  DR.  VIII,  S.  303  '4. 

3)  Altmann,  Regesta  imperii  XI,  S.  37.  Liebenau  a.  a.  O.  S.  255. 

4)  DR.  VIII,  S.  495  in  einem  Schreiben  der  Stadt  Ulm  an  die  Stadt  Nörd- 
lingen  vom  29.  Juni;  vgl.  dazu  Anm.  1.  — 1426  schloß  die  schwäbische  Ritter- 
schaft auch  einen  Bund:  „daß  sie  als  Glieder  beim  heiligen  Reiche  bleiben 
möchten“;  Bezold  a.  a.  0.  S.  95. 
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neuen  Städtetag  zu  Ulm  bildete  der  ritterschaftliche  Vorschlag  wieder 
einen  Verhandlungsgegenstand. 

Von  großer  Unternehmungslust,  von  patriotischer  Gesinnung  und  von 
tapferem,  ritterlichem  Geist  zeugt  die  Initiative  der  fränkischen 
Ritterschaft  vom  15.  Januar  1427.2)  An  diesem  Tage  fand  man  sich 
zu  Bamberg,  wo  auch  Friedrich  von  Brandenburg  sowie  die  Bischöfe 
von  Bamberg  und  Würzburg  damals  mit  benachbarten  Reichsstädten 
wegen  eines  Landfriedens  verhandelten,  zusammen  und  schloß  mit 
Wissen  und  Zustimmung  dieser  Fürsten  unter  dem  Zeichen  der  heiligen 
Jungfrau  und  des  heiligen  Georg^)  einen  Bund  zur  Bekriegung  der 
Hussiten.  Da  die  Gewalten  der  Christenheit,  denen  die  Ausrottung  der 
Ketzer  eigentlich  zustände,  ,, ausruhen“  zu  wollen  scheinen,  so  wollten 
sie  im  Einklang  mit  dem  kommenden  Reichstag  die  Ehre  des  Reiches 
wahren.  Am  15.  Juni  wollte  man  sich  zu  Eger  sammeln  und  Haupt- 
leute wählen,  dann  wollte  man,  anstatt  ein  Turnier  abzuhalten,  sechs 
Wochen  gegen  die  Ketzer  im  Feld  liegen,  im  Feindesland  sollte  eine 
„Ehrentafel“  veranstaltet  werden,  und  diejenigen,  die  sich  durch  Tapfer- 
keit besonders  hervortun  würden,  den  Ritterschlag  erhalten.  Dort  wollte 
man  auch  beraten,  ob  die  Organisation  für  die  Zukunft  beizubehalten 
oder  durch  eine  bessere  zu  ersetzen  sei.  Zur  Teilnahme  wurden 
Fürsten,  Städte  und  Adel  aufgerufen.  Es  kam  ja  dann  anders,  als 
man  gehofft  hatte:  statt  glorreichen  Siegs  schmähliche  Niederlage. 

Unter  Februar  1427  führt  Lieben  au  einen  neuen  Versuch  des 
St.  Georgenschilds  an,  mit  den  Städten  in  einen  Bund  zu  treten^),  es 
war  ein  neuer  vergeblicher  Versuch.  Im  selben  Jahr  (1427)  sollte  Ritter 
Hans  Konrad  v.  Bodmann  im  Auftrag  Kaiser  Sigismunds  die  Huldi- 
gung der  Städte  und  Schlösser  Herzog  Friedrichs  von  Österreich  ent- 
gegennehmen, er  war  jedoch  durch  Geschäfte  im  Dienste  des  St.  Ge- 
orgenschilds daran  gehindert.®)  Ein  äußeres  politisches  Ereignis,  ein 
Krieg  mit  den  Appenzellern,  nahm  in  den  folgenden  Jahren  die  Kräfte 
der  Reichsritterschaft  in  Anspruch  und  wirkte  hemmend  auf  die  Bereit- 


1)  DR.  IX,  S.  10.  Bezold  a.  a.  O.  S.  95. 

2)  DR.  IX,  S.  11 — 14:  Herrentag  zu  Bamberg  vom  15.  Januar  1427. 
Bezold  a.  a.  O.  S.  95—97.  Liebenau  a.  a.  O.  S.  256. 

3)  Liebenau  hat  diesen  fränkischen  „Georgenschild“  ganz  unmotivierter- 
weise unter  seine ,, Bausteine  zur  Geschichte  des  St.  Georgenschildes  in  Schwa- 
ben“ aufgenommen. 

4)  a.  a.  O.,  vgl.  auch  DR.  IX,  S.  10. 


5)  Liebenau  a.  a.  O. 
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Willigkeit  des  St.  Georgenschilds,  gegen  die  Hussiten  mitzuhelfen, '^so  C 
wollte  er  sich  aus  diesem  Grund  nicht  an  der  Reichskriegssteuer  j 
gegen  diese  beteiligen.  Es  hatte  im  November  1427  der  Reichstag 
zu  Frankfurt  beschlossen,  zugunsten  des  Hussitenkriegs  von  allem  1 
geistlichen  Einkommen  5%,  von  allem  weltlichen  über  1000  Gulden 
1 Gulden  und  von  allem  weltlichen  von  1000  abwärts  bis  200  ^ Gulden  r 
zu  erheben. 1)  Klerus  und  Adel  weigerten  sich  vielerorts,  diesem  Be-  1 
Schluß  Folge  zu  leisten,  der  Georgenschild  ließ  sich  bis  1432  nicht  dazu  }• 
herbei. 2)  ln  seinen  Bestrebungen  um  einen  reichsritterschaftlich-reichs-  f ■ 
städtischen  Bund  ließ  er  nicht  locker;  in  seinem  Namen  verhandelte 
der  Graf  von  Wirtemberg  1428  mit  dem  schwäbischen  Städtebunde. ' 
Wichtig  ist  eine  Erklärung  des  Georgenschildes  vom  7.  Dezember  1 427,  er  ' , 
sei  nicht  verpflichtet,  sein  Recht  vor  dem  römischen  König  zu  suchen, 
wenn  dieser  sich  im  Welschland  oder  in  anderen  fernen  Ländern  auf- 
halte.Kaiser  Sigismund  ließ  nicht  nach  in  seinem  Wohlwollen  gegen- 
über dem  St.  Georgenschild : am  23.  April  1 429  befahl  er  der  Stadt  Straß- 
burg, die  Ritterschaft  des  St.  Georgenschildes  im  Krieg  gegen  die  Appen- 
zeller, die  sich  gegen  Kirche  und  Priesterschaft  vergangen  hätten,  zu  unter- 
stützen.“) Wie  sehr  sich  der  Kaiser  als  Gönner,  ja  fast  als  Begründer 
des  St.  Georgenschilds  fühlte,  geht  aus  dem  Brief  hervor,  den  er  1429 
an  die  Ritterschaft  im  Gau  und  Westerrich  richtete,  worin  er 
sich  rühmte,  dem  St.  Georgenschild  zu  seiner  Einigung  verholten  zu 
haben,  die  ihm  täglich  Nutzen  bringe.®)  Er  ließ  die  Botschaft  durch 
den  Ritter  Friedrich  von  Fiersheim  überbringen,  um  durch  einen  be- 
redten Zeugen  seine  Wohltat  in  noch  glänzenderem  Lichte  erscheinen 
zu  lassen  und  die  rheinischen  Ritter  zu  bestimmen,  daß  sie  sich  mit 
kaiserlicher  Hilfe  in  den  Genuß  derselben  nutzbringenden  Einrichtung 
setzen  möchten.  Ein  Erfolg  war  Sigismund  hier,  wie  so  oft,  nicht  be- 
schieden,  aber  das  Schreiben  zeigt,  wieviel  ihm  an  den  Ritterorganisa- 
tionen lag,  wie  gerne  er  seine  Politik  ganz  auf  diese  und  auf  die  Reichs- 
städte gestützt  hätte.  Am  26.  Juli  1429  wurde  der  Appenzellerkrieg 
zu  Konstanz  beigelegt  und  nun,  da  der  Georgenschild  die  Hände  wieder 
frei  hatte,  wandte  er  sich  mit  neuer  Energie  seiner  Bundespolitik  zu 
und  verhandelte,  unterstützt  von  Kaiser  Sigismund,  aufs  neue  seit 

1)  Prutz  a.  a.  O.  S.  405.  2)  Liebenau  S.  256,  DR.  IX,  S.  264,  283. 

3)  DR.  IX,  S.  239.  4)  Liebenau  a.  a.  O. 

5)  Liebenau  S.  257.  Altmann,  Regesten  585. 

6)  Lünig  P.  S.  C.  III,  3 (Rhein)  S.  84/5;  vgl.  oben  S.  131/2. 
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August  1429  mit  den  schwäbischen  Reichsstädten. i)  Der  Kaiser  hielt 
nach  wie  vor  an  dem  Plane  fest,  aus  bürgerlichen  und  ritterlichen  Eie 
menten  eine  Reichspartei  zu  schaffen.  Er  selbst  schrieb  am  27.  De- 
zember an  Ulm  und  die  mit  ihm  verbündeten  Städte,  sie  sollen  mit  der 
Ritterschaft  von  St.  Georgenschild,  wie  er  schon  längst  gewünscht  habe, 
in  eine  Einigung  treten. 2)  In  einem  Brief  der  Stadt  Augsburg  an  Ulm 
vom  18.  November  1430  taucht  das  Projekt  aufs  neue  auf. 3)  Darin  wird 
als  Gegenstand  der  nächsten  Städtetagung  zu  Ulm  sowohl  als  des  in 
Nürnberg  projektierten  Reichstags  u.  a.  die  vom  König  geplante  Ver- 
einigung zwischen  -Reichsstädten  und  Reichsritterschaft  angegeben. 
Es  wird  darin  erwähnt,  daß  ,,vor  Zeiten“  einige  Artikel  ,, zwischen  der 
ritterschaft  und  der  stette“  gesetzt  worden  seien.  Die  Aufforderung  zum 
Beitritt  sei  nur  an  die  mit  Ulm  im  Schwäbischen  Städtebund  vereinig- 
ten Städte  sowie  an  die  am  Bodensee  gelegenen  Städte  ergangen.  Die 
Augsburger  können  deshalb  vorläufig  keine  Stellung  nehmen.  Die  Städte 
am  Bodensee  waren  offenbar  teilweise  schon  vor  1430  im  Bund  mit 
dem  St.  Georgenschild,  wenigstens  führt  Liebenau^)  an,  der  Bund  zwi- 
schen der  Ritterschaft  des  St.  Georgenschilds  und  sieben  Städten  am 
Bodensee  sei  1430  auf  ein  Jahr  verlängert  worden.  Als  eine  Stütze 
des  Rechts  erscheint  der  Georgenschild  in  einer  Urkunde  vom  30.  Juli 
1430,  als  ihn  das  kaiserliche  Hofgericht  in  Rottweil  auffordert,  Ursula 
Truchseß,  die  Frau  des  Ulrich  v.  Starkenberg,  bei  ihren  Rechten  zu 
schützen.^)  In  einem  Schreiben  Ulms  an  Nördlingen^)  ist  abermals 
davon  die  Rede,  daß  der  König  Reichsstädte  und  Georgenschild  einen 
wolle.  Es  wird  dabei  auch  auf  das  Verbot  der  Aufnahme  von  Pfahl- 
bürgern hingewiesen,  das  für  ein  gutes  Einvernehmen  ja  nur  förderlich 
sein  konnte.')  Überschw'engliche  Hoffnungen  werden  an  den  Bund  ge- 


1)  Liebenau  S.  257. 

2)  DR.  IX,  S.363  Note  3.  — Nach  DR.  IX,  S.392  Note  1 hätte  er  schon  am 
29.  Dezember  ein  weiteres  Schreiben  an  dieselbe  Adresse  gerichtet,  „er  wisse 
nichts,  was  mehr  Wohlfahrt  und  Frieden  in  ihren  Landen  befördern  könnte  als 
ihre  Vereinigung  mit  der  St.  Georgen-Rittergesellschaft,  empfehle  daher  dringend 
die  erforderlichen  Schritte  zu  thun,  und  wolle  selber  dazu  rathen  und  helfen“. 
Zweifellos  handelt  es  sich  hier  um  ein  und  dasselbe  Schreiben,  vielleicht  ist  das 
eine  Aktenstück  der  Entwurf,  das  andere  das  ausgeführte  Schreiben. 

3)  DR.  XI,  S.  491/2.-  4)  a.  a.  O.  S.  258. 

5)  ebda.  6)  DR.  IX,  S.  506/7.  16.  Januar  1431. 

7)  d.  h.  allerdings  nur  dann,  wenn  die  Städte  dieses  Verbot  als  berechtigt 
anerkannten  und  damit  der  Ritterschaft  einen  Grund  zu  häufigen  Klagen 
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knüpft,  „dass  denne  damit  alle  Werbung  umb  landfride  abwere  und  man 
des  furo  nicht  antwurt  geben  bedörfte“.  Im  Februar  und  März  1431  tagte 
dann  der  Reichstag  zu  Nürnberg. Zunächst  wurde  die  Hussiten- 
frage  verhandelt.  In  dem  Glefenanschlag  für  den  Reichskrieg  gegen 
die  Hussiten  vom  1.  März  waren  verzeichnet  „geselschaft  von  sant 
Jörgen  schilt“  — der  Platz  für  die  Zahl  ist  unausgefüllt,  ferner  „die 
burglut  zu  Fridberg“  mit  30,  die  „burglut  zu  Geilnhusen“  mit  10 
Glefen.  Wir  werden  auch  später  sehen,  daß  man  sich  an  die  Reichs- 
burgen immer  eher  heranwagte  als  an  die  sonstigen  Reichsritter.  Viel- 
leicht hatten  sich  diese  auch  damals  freiwillig  bereit  erklärt,  den  betreffen- 
den Anschlagzu  leisten. Am 25.  März  1431  erließ  Sigismund  ein  Gesetz 
über  Pfahlbürger-  und  Bürgeraufnahme,  Gerichtsstand  der  armen  freien 
Leute  in  der  Landvogtei  Schwaben  und  Einungen. 3)  Er  weist  darauf 
hin,  daß  der  Pfahlbürger  wegen  ,,vor  langen  ziten  gross  zwitracht  zwi- 
schen etlichen  fürsten  und  herren  und  ritterschaft  den  steten  und  an- 
dern gewesen“  sei,  daß  Kaiser  Karl  IV.  schon  ein  Pfahlbürgerauf- 
nahmeverbot erlassen  habe  in  seiner  goldenen  Bulle  von  1356,  ja  daß 
schon  viel  früher,  im  Jahr  1231,  König  Heinrich  ein  derartiges  Verbot 
habe  ausgehen  lassen  (im  Statutum  in  favorem  principum).  Der  Land- 
frieden von  Eger  enthält  ferner  ein  solches  Verbot  (1389).  Dement- 
sprechend befiehlt  nun  Sigismund:  ,,daz  kein  fürst  grave  herre  ritter 
oder  knecht,  in  welchen  wirden  wesen  oder  state  die  sein,  noch  auch 
keynstat  oder  stete  in  dem  heiligen  rieh  dheinen  pfalburger  noch  pfal- 
burgerinne  noch  eynig  muntleute  ewiclich  dheines  weges  nicht  empfaen 
haben  noch  halten  sullen  sy  sein  geistlich  oder  werntlich  lewte“.  Pfahl- 
bürger und  .Muntleute,  die  vor  dem  Datum  des  Erlasses  aufgenommen 
wurden,  müssen  binnen  2 Monaten  entlassen  werden.  Ferner  wird  be- 


nahmen. In  einem  Schreiben  des  schwäbischen  Städtebundes  vom  30.  Mai 
1430  bittet  dieser  die  Stadt  Nördlingen,  sich  nicht  länger  zu  weigern,  in  Gemein- 
schaft mit  den  anderen  Städten  eine  Einigung  mit  der  Georgenritterschaft  ein- 
zugehen. Außer  ihr  und  Rotenburg  hätten  alle  zugesagt.  Auch  die  allgäuischen 
Städte  werden  sich  beteiligen.  Es  hänge  von  einer  dissentierenden  Stimme  sehr 
viel  ab,  da  manche  Städte  nur  unter  der  Bedingung  ihre  Zusage  gegeben  haben, 
daß  alle  Bundesstädte  sich  beteiligen.  Der  Bund  werde  die  Städte  nicht  be- 
schweren und  zur  Befestigung  des  Friedens  dienen.  DR.  IX,  S.  434. 

1)  DR.  IX,  S.  524—534. 

2)  Am  13.  März  bestätigte  Sigismund  die  Statuten  der  baierischen 
Rittergesellschaft  zum  Eingehürn;  s.  Altmann,  Reg.  II,  S.  157. 

3)  DR.  IX,  S.  565—570. 
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fohlen:  „daz  kein  fürst  grave  herre  ritter  knecht  stet  noch  ander  des 
richs  untertan  ymandts  einich  eygen  leute  nachjagende  vogtlute  und 
unverrechente  amplute  nicht  yn-  noch  aufnehmen  noch  empfahen 
sullen“.  Dies  war,  wie  wir  gesehen  haben,  in  den  Ritterbündnissen 
auch  ein  wichtiger  Punkt.  Die  Bestimmung  über  den  Gerichtsstand 
der  armen  freien  Leute  in  der  Landvogtei  Schwaben  interessiert  uns 
i in  diesem  Zusammenhang  nicht.  Dagegen  die  weitere,  daß  für  die  Zu- 
kunft niemand  ein  Bündnis  oder  Einung  machen  oder  eingehen  dürfe 
I ohne  „des  richs  wissen  gunst  Urlaub  und  willen“.  Der  Georgenritter- 
schaft befahl  Sigismund  am  3.  April  1431,  der  Stadt  Donauwörth 
I auf  deren  Verlangen  gegen  ungerechtfertigte  Angriffe  beizustehen. 
Man  sieht,  wie  er  unablässig  und  konsequent  seine  Politik  verfolgt,  die 
auf  eine  Koalition  der  Reichsstädte  und  der  Reichsritter  hinaus  will. 
Am  10.  April  1431  spricht  ein  Schreiben  der  Stadt  Nürnberg  davon, 
daß  er  der  Ritterschaft  in  Schwaben  einige  Freiheiten  gewährt  habe. 2) 
Am  30.  Juli  erneuerte  die  Stadt  Schaffhausen  ihren  Bund  mit  dem 
Georgenschild. 3)  Daß  sie  freiwillig  jederzeit  bereit  war,  für  Kaiser  und 
Reich  ins  Feld  zu  ziehen,  zeigte  die  Ritterschaft  im  August  1431, 
als  der  Georgenschild  geschlossen  sich  am  Hussitenkrieg  beteiligte.  Die 
Schuld  an  der  Niederlage  schrieb  sie  den  Fürsten  zu  und  erbot  sich, 
mit  der  nötigen  Unterstützung  nochmals  nach  Böhmen  zu  ziehen,  um 
dort  zu  siegen  oder  zu  sterben,  aber  nur  unter  der  Bedingung,  daß 
kein  Fürst  den  Oberbefehl  führe,  sondern  der  Adel  nach  eigenem  Be- 
lieben ein  Oberhaupt;  wählen  dürfe. Der  päpstliche  Legat  unter- 
stützte diesen  Vorsatz  durch  Versprechen  von  Geldsubsidien  seitens  des 
Papstes  und  des  Konzils  und  durch  die  Verheißung,  daß  der  Herzog  von 
Burgund  sich  beteiligen  werde.  Heimliche  Beratungen  der  Ritter  fan- 
den statt.  Jedoch  die  Furcht  vor  den  Städten  und  vor  einem  angeblich 
geplanten  Aufstand  der  armen  Leute  sowie  die  Abreise  des  Kaisers  vom 
Kriegsschauplatz  und  der  Beginn  von  Friedensverhandlungen  machte 
den  Plan  zunichte.')  Am  30.  September  trat  zu  Windsheim  ein 
Herren  tag  zusammen*"’),  es  waren  vertreten  Grafen,  Herren,  Ritter 


1)  Altmann,  Reg.  Bd.  II,  S.  163.  Nr.  8413.  Liebenau  S.  258. 

2)  DR.  IX,  S.571  werden  diese  nur  beiläufig  in  einem  Schreiben  Nürnbergs 

an  Ulm  und  Konstanz  erwähnt;  die  Angabe  bezieht  sich  offenbar  auf  den  Er- 
laß vom  25.  März.  3)  Liebenau  S.  259. 

4)  Chr.  Fr.  Stälin  III,  S.  439.  Liebenau  S.  259. 

5)  Liebenau  ebda.  6)  DR.  IX,  S.  624/628.  Liebenau  a.  a.  O. 
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und  Knechte  „auss  Meyssen,  Doringen,  Osterlanndt,  von  den  obern  und 
nidern  landen  zu  franncken  und  von  derBunow  in  demselben  lande  ge- 
legen, von  dem  Heegow  Algow  an  der  Thunow  oben  und  unden  und 
in  dem  Riesse  alle  im  Swabenlande  gelegen,  von  dem  Krechkow,  auch 
von  Oberen-  und  Nydern- Beyern  hiderseiten  und  geenseiten  der 
Tunaw  und  auch  in  der  Wederaw“.  Es  waren  also  alle  reichsritter- 
schaftlichen  Gebiete  vertreten.  Als  Vertreter  werden  genannt:  ,, Wil- 
helm V.  Rechpergk  von  des  lands  wegen  zu  Hegau.  Sitz  Hussenn  von 
des  lands  wegen  Algaw.  Der  lang  Erckinger  und  der  swarz  Erckinger 
V.  Seinssheim  von  der  Obern  Frannckenlant  wegen.  Peter  v.  Seckenn- 
dorff  von  der  Bunaw  und  von  dem  linderen  Frannckenland  wegen. 
Er  Reynhart  v.  Neytperg  von  des  lands  wegen  Krochkow.  Frannck 
V.  Croneborgk  von  des  lands  wegen  Wedraw.“  Unter  den  gelade- 
nen, aber  nicht  vertretenen  Adligen  werden  aufgezählt:  die  des 
Elsaß,  des  Schwarzwalds,  die  Burggrafen  von  Fridberg  und  die  Burg- 
mannen von  Gelnhausen.  Auf  dem  Tag  versprach  man  sich  gegen- 
seitige Hilfe  gegen  einen  Hussiteneinfall.  Wer  von  einem  solchen  be- 
troffen wird,  soll  sofort  den  Hauptleuten  und  Gesellschaften  in  jedem 
Land  Mitteilung  machen;  wo  noch  keine  Organisation  ist,  soll  zu  diesem 
Zweck  ein  Hauptmann  gewählt  werden.  Auf  Sommer  1432  wurde  ein 
Zug  nach  Böhmen  beschlossen.  Da  aber  ein  großer  Teil  der  Geladenen 
nicht  erschienen  war,  so  wollte  man  vorher  noch  einmal  Zusammen- 
kommen und  zwar  in  Nürnberg,  nach  einem  Schreiben  am  11.,  nach 
einem  andern  am  18.  November.  Die  Ladung  an  die  Ausgebliebenen  ist 
unterzeichnet  „Von  uns  den  graven  herren  ritter  und  knechten  der  ge- 
selschaft  und  einung  in  dem  land  Meissen,  Doringen,  Osterlannde, 
Franncken,  Swaben,  Beyern,  Krechkow  und  Wederaw,  die  auf  dem 
tage  zu  Winnsheim  gesamelt  gewest  seinden“.  Diese  allgemeine  deut- 
sche Adelseinung  entsprach  ganz  den  Absichten  Kaiser  Sigismunds;  es 
schien  damals,  als  sei  eine  dauernde  Organisation  im  Werden.  Haupt- 
leute wurden  in  Gegenden  aufgestellt,  wo  es  bisher  noch  an  jeder  Or- 
ganisation gefehlt  hatte.  Aber  die  Verhältnisse  begünstigten  diese  auf- 
keimende Entwicklung  nicht,  der  Adelsbund  war  nicht  von  Dauer.  Für 
Donauwörths  Unmittelbarkeit  sollten  nach  Sigismunds  Absicht  Adel 
und  Städte  gemeinsam  Vorgehen.  Verhandlungen  darüber  gingen  hin 
und  her  seit  September  143H),  gleichzeitig  ermahnte  der  Kaiser  auch 


1)  DR.  IX,  S.635,  639,  644. 
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I wieder  aufs  neue  die  Städte,  in  ein  näheres  Verhältnis  zur  Ritterschaft  zu 
! treten  besonders  um  einer  erfolgreichen  Abwehr  der  Hussiten  willenA) 
Am  13.  Oktober  1431  erklärt  sich  Augsburg  in  einem  Schreiben  an 
t Ulm  bereit,  der  geplanten,  vom  König  empfohlenen  Vereinigung  der 
{ Städte  mit  der  St.  Georgenritterschaft  beizutreten,  vorausgesetzt,  daß 
1 Ulm  und  die  mit  ihm  verbündeten  Städte  sich  ebenfalls  anschließen.^) 
Für  die  nahen  Beziehungen  des  Kaisers  zur  Burg  Friedberg  sind  allein 
aus  dem  Juni  1431  zwei  Urkunden  anzuführen:  am  25.  Juni  bittet 
der  Kaiser  die  Burgmannen  der  stark  verschuldeten  Stadt  Friedberg 
ein  Moratorium  zu  gewähren. 3)  Am  27.  befiehlt  er  dem  Obergrafen,  den 
Dorfgrafen  und  der  ganzen  Gemeinde  „unser  und  des  richs  frien  keucher 
gerichts“  auf  Veranlassung  der  Burgmannen  zu  Friedberg,  dem  Grafen 
Reinhart  zu  Hanau,  Gottfried  und  Eberhart,  Herren  zu  Eppenstein 
i und  dem  Diether  v.  Isenburg,  Herren  zu  Büdingen,  die  die  armen  Leute 
des  keucher  gerichts  schwer  bedrängen,  in  Zukunft  „keinerlei  dinste, 
steure  oder  bede“  zu  geben. Der  Streit  wegen  des  Kaicher  Gerichts 
I spielte  noch  längere  Zeit,  am  22.  Juli  1431  wurde  Graf  Johann  v.  Wert- 
I heim  beauftragt,  den  Streit  zwischen  Friedberg  und  Frankfurt  um  das 
Gericht  in  der  Grafschaft  Kaichen  beizulegen. Dieser  traf  am  12.  Sep- 
tember 1431  seine  Entscheidung  zugunsten  der  Burgmannen. «)  Vom 
30.  Juni  1431  haben  wir  ein  Beispiel  für  die  Verleihung  von  Hoheits- 
rechten an  Reichsritter:  die  Ritter  Eberhart  und  Reinhart  v.  Neipperg 
werden  mit  dem  Blutbann  zu  Schwaigern  belehnt. 

Eine  eigenartige  Episode  ‘)  für  die  Reichsritterschaft  begann 
mit  dem  kaiserlichen  Ausschreiben  für  den  Reichstag  von  Basel 

1)  DR.  IX,  S.  635. 

2)  ebda.  S.  636/7.  Am  13.  Januar  1432  fand  eine  weitere  Adelsver- 
sammlung zu  Nürnberg  statt,  deren  Verhandlungsgegenstände  die  Frage 
des  Hussitenkriegs  und  des  Landfriedens  bildeten.  Man  beschloß,  sich 
mit  dem  auf  27.  Januar  anberaumten  Fürstentag  zu  Würzburg  ins  Be- 
nehmen zu  setzen.  DR.  X,  S.  953/4.  Dieser  Tag  wurde  dann  auf  den 
23.  März  nach  Nürnberg  verlegt,  ebda.  S.  962.  Im  März  1432  wandte  sich 
der  Georgenschild  neuerdings  an  die  Städte  und  forderte  sie  auf,  gemeinsam 
mit  ihm  und  der  Herrschaft  Wirtemberg  einen  Landfriedensbund  zu  er- 
richten; DR.  X,  S.  964 f. 

3)  Altmann,  Regesten  II,  S.  179. 

4)  ebda.  S.  179/80. 

5)  Altmann,  Reg.  II,  S.  186,  Nr.  8730. 

6)  ebda.  S.  205,  Nr.  9005. 

7)  vgl.  DR.  XI,  Einleitung  von  Quidde,  S.  XLIX — L. 
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1433.^)  Dieses  erging  nämlich  an  „alle  Fürsten,  Herren  und  Städte  und 
etliche  namhafte  Ritter  und  Knechte“. Von  der  Ritterschaft  war  wohl 
in  erster  Linie  der  St.  Georgenschild  geladen.  Jedoch  sollte  die  Reichs- 
ritterschaft höchst  wahrscheinlich  nur  zu  einem  Punkt  der  Beratungen 
zugezogen  werden,  nämlich  zu  der  Beratung  der  Einung,  die  Sigismund 
wieder  einmal  zwischen  dem  Georgenschild  und  den  Reichsstädten 
herbeiführen  wollte,  ln  einem  späteren  Brief  erwähnte  auch  Sigismund 
die  Reichsritterschaft  unter  den  zum  Reichstag  Berufenen  nicht  mehr. 
Damit  wird  klar,  daß  die  Reichsritterschaft  mehr  inoffiziell  als  offiziell 
geladen  wurde,  aber  ich  bin  doch  gegenüber  Quid  de  der  Ansicht,  daß 
dies  prinzipiell  wichtig  ist  und  den  ersten  Schritt  zur  Reichsstand- 
schaft bedeutete.^)  Quidde  selbst  erwähnt  jaauch,  daß  bei  den  Reichs- 
städten die  Anfänge  ähnlich  waren.  Von  einer  Beiziehung  zu  Reichstags- 
beratungen war  bei  der  Reichsritterschaft  bisher  nie  die  Rede,  nur  von 
einer  Teilnahme  als  Zuschauer  und  Zuhörer.  Die  späteren  Ansprüche  auf 
Reichsstandschaft  konnten,  wie  auch  Quidde  zugibt,  damit  gestützt 
werden,  daß  man  früher  zu  Beratungen  zugezogen  war.  Es  wurde  auch 
in  Basel  die  Teilnahme  an  den  Beratungen  über  den  einen  Punkt  hinaus 
ausgedehnt.  Die  drei  Hauptleute  der  Ritterschaft  vom  St.  Georgen- 
schild trafen  kurz  vor  dem  14.  Januar  in  Basel  ein.^)  Da  man  in  Basel 
nicht  weiter  kam,  wurde  auf  7.  März  1434  ein  besonderer  Tag  nach 
Kirchheim  u.  T.  anberaumt,  der  die  schon  lange  projektierte  Einigung 
zwischen  Ritterschaft  und  Städten  endlich  zum  Abschluß  bringen  sollte. 
Daß  die  Frage  auf  dem  Reichstag  von  Basel  vorgebracht,  und  daß  sie  so 
energisch  verfolgt  wurde,  war  das  Verdienst  der  Ritterschaft,  die  ja 
überhaupt  seit  1426  sich  unablässig  um  die  Einigung  bemühte. s)  Vor 
dem  Tag  zu  Kirchheim  kamen  die  schwäbischen  Reichsstädte  in  Ulm  zu- 
sammen (am  3.  März).  Es  war  unterdessen  durchgesickert,  daß  der  Kaiser 
die  Herstellung  eines  allgemeinen  Landfriedens  plane;  dies  paßte  den 
Städten  nicht,  und  nun  betrieben  sie,  die  bisher  immer  in  dieser  Frage 
nur  hemmend  gewirkt  hatten  — hauptsächlich  wegen  des  Verbots  der 


1)  Vertreter  des  St.  Georgenschildes  waren  auch  schon  beim  Reichstag  von 
Nürnberg  (1431)  anwesend,  es  ist  aber  nichts  darüber  bekannt,  daß  sie  zu  den 
Beratungen  zugezogen  worden  wären ; B e z o 1 d : Kaiser  Sigmund  und  die  Reichs- 
kriege gegen  die  Hussiten  III  (1877),  S.  90.  - 2)  DR.  XI,  S.  172. 

3)  Daß  es  bei  diesem  ersten  Schritt  bleiben  würde,  konnte  man  ja  damals 
noch  nicht  voraussehen.  4)  DR.  XI,  S.  173. 

5)  vgl.  ebda.  S.  177. 
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Pfahlbürgeraufnahme  — mit  einemmal  die  Einigung  mit  der  Ritter- 
schaft. Dem  Tage  zu  Kirchheim  vom  7.  März  wohnten  an:  Ver- 
treter der  Rittergesellschaft  vom  St.  üeorgenschild  und  des  schwäbischen 
Städtebunds,  Räte  der  Markgrafen  von  Baden  und  des  Grafen  von 
Wirtemberg,  Gesandte  Augsburgs,  im  Aufträge  des  Kaisers:  Jakob 
Truchseß  v.  Waldburg,  des  Reichs  Landvogt  in  Schwaben,  Schenk 
Konrad  Herr  zu  Limburg  und  Ritter  Friedrich  v.  d.  Wolfskehl.^)  Man 
hat  (D.  R.  Bd.  XI)  diese  Zusammenkunft  deshalb  als  „Königlicher, 
Fürsten-,  Herren-  und  Städtetag  für  Schwaben“  bezeichnet.  Die  Ver- 
sammlung verlief  resultatlos,  ebenso  eine  weitere  in  Kirchheim  vom 
1.  April.  Obwohl  die  Beratungen  zu  nichts  führten,  ist  es  von  Interesse, 
die  Entwürfe  zu  betrachten,  die  dabei  vorgelegt  wurden,  besonders  den 
der  Ritterschaft.  Es  handelte  sich  vor  allem  darum,  Bestimmungen 
über  den  Austrag  von  Streitigkeiten  zu  schaffen,  da  die  Reichsgerichts- 
barkeit für  Differenzen  zwischen  Reichsunmittelbaren  nicht  genügte. 
Der  badische  Entwurf,  der  vielleicht  auf  kaiserliche  Anregung  zurück- 
geht, wollte  einen  Landfrieden  auf  Grund  der  kaiserlichen  Autorität  mit 
kaiserlichen  Landfriedensrichtern.  Eine  Exekutive  gegen  solche,  die 
dem  Urteil  nicht  nachkommen,  ist  vorgesehen;  der  Städtebund  und  die 
Rittergesellschaft  werden  gar  nicht  erwähnt.  Der  ritterschaftliche  Ent- 
wurf legte  die  bestehendenOrganisationen  zugrunde,  bei  ihm  ist  von  einem 
eigentlichen  Landfrieden  keine  Rede;  den  Kaiser  schaltet  er  nicht  ganz 
aus:  bei  Klagen  gegen  die  Rittergesellschaft  als  Ganzes  oder  eine  ihrer 
Parteien  und  bei  solchen  gegen  eine  Stadtgemeinde  erfolgt  die  Recht- 
sprechung vor  Amtleuten  und  Verwesern  des  Kaisers,  bei  Klagen  gegen 
einzelne  Ritter  vor  dem  Hauptmann  der  Gesellschaft.  Die  Städte  woll- 
ten zunächst  nur  einen  Bund  zwischen  ihnen  und  den  Rittern,  später 
erklärten  sie  dann  ihre  Bereitwilligkeit,  auch  andere  schwäbische  Teil- 
nehmer aufzunehmen.  Die  Austräge  sollten  so  gehandhabt  werden,  daß 
die  eine  Partei  aus  der  des  Gegners  oder  der  eigenen  eine  Anzahl  von 
Personen  vorschlug,  und  aus  diesen  dann  die  andere  die  engere  Wahl 
vornahm.  Die  Ritterschaft  sollte  auf  Dienstverträge  mit  Dritten  ver- 
zichten und  gemeinsam  mit  den  Städten  gegen  Raubschlösser  Vorgehen. 
Namentlich  die  letztere  Bestimmung  forderte  den  Widerspruch  der 
Ritterschaft  heraus.  Der  Entwurf  Wirtembergs  ist  dem  der  Städte 
ähnlich;  er  weicht  darin  ab,  daß  er  den  Beitritt  des  Markgrafen  von 


ir 


1)  DR.  XI,  S.  178. 

2)  ebda.  S.  180;  zum  Folgenden  S.  180 — 182. 
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Baden  und  eine  Einigung  zwischen  den  vier  Parteien  zur  Voraussetzung  I 
macht.  Austräge  werden  nur  vorgesehen  für  Streitigkeiten  zwischen  | 

Wirtemberg  und  Baden  und  für  solche  zwischen  Wirtemberg  und 
der  Ritterschaft.  Mit  den  Städten  hatte  Wirtemberg  schon  bei  seiner 
früheren  Einung  mit  diesen  Bestimmungen  für  solche  Fälle  vereinbart. 

— Es  waren  schon  zu  vielerlei  Entwürfe,  als  daß  etwas  Ersprießliches 
hätte  herauskommen  können;  so  ging  man  denn  auch  ohne  Resultat  aus- 
einander. 

Die  Donauwörther  Angelegenheit  führte  immer  wieder  zu  kaiser- 
lichen Aufforderungen  an  die  Ritterschaft,  die  Stadt  gegen  die  An-  . 
Sprüche  des  Herzogs  Ludwig  von  Baiern  zu  schützen,  so  auch  1434.^) 
Streitigkeiten  zwischen  Burg  und  Stadt  Friedberg  veranlaßten  1434 
wieder  das  Eingreifen  des  Kaisers.^)  Am  22.  Februar  1434  bestätigte  I 
er  die  Privilegien  der  oberbairischen  Ritterschaft^),  am  3.  August 
die  des  St.  Georgenschilds,  zugleich  verbot  er  den  Städten,  dessen  Un- 
tertanen als  Bürger  in  den  Städten  aufzunehmen  und  Mitglieder  der  Ge- 
sellschaft, die  ohne  ihr  Wissen  Ächter  beherbergt  hatten,  deshalb  zu  be-  ^ 
lästigen. 4)  Am  1.  September  1436  wurden  den  Burgmannen  von  Fried-  ; 
berg  ihre  Privilegien  bestätigt,  besonders  das  Recht,  daß  sie  nur  vor 
ihrem  Burggrafen  zu  Gericht  zu  stehen  brauchten.^)  Am  8.  Mai  1437 
verbanden  sich  die  Grafen  Ludwig  und  Ulrich  von  Wirtemberg  mit 
dem  St.  Georgenschild  zur  Handhabung  des  gemeinen  Landfriedens 
auf  zwei  Jahre.  Es  war  dies  eine  Fortsetzung  der  Bestrebungen  von 
1434;  allerdings,  solange  nicht  eine  Einigung  zwischen  Ritterschaft  und 
Städten  zustandekam,  war  der  Landfriede  in  Schwaben  nicht  in  vollem 
Maße  durchführbar.  Am  selben  8.  Mai  verbündeten  sich  übrigens  auch 
Markgraf  Friedrich  von  Brandenburg  und  seine  Söhne,  sowie  die  Pfalz- 
grafen Ernst,  Albrecht  und  Adolf  bei  Rhein  mit  dem  St.  Georgenschild 
auf  zwei  Jahre.  Am  17.  September  erging  an  diesen  die  kaiserliche  I 
Aufforderung,  die  Stadt  Winterthur  als  Sitz  des  an  Konstanz  ver- 
pfändeten Landgerichts  bei  allen  ihren  Rechten  zu  schützen  und 
zu  schirmen. 


1)  Liebenau  S.  259. 

2)  Alt  mann,  Regesten  II,  S.  265,  Nr.  9937  2.  Januar.  S.  279,  Nr.  10130/1. 
S.  307,  Nr.  10505.  S.  320,  Nr.  10663  usw. 

3)  ebda.  S.  274,  Nr.  10057. 

4)  Altmann  a.  a.  O.  S.  320,  Nr.  10661/2.  Liebenau  S.  258.  ’ , 

5)  Altmann  a.  a.  O.  S.  374,  Nr.  11403. 
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Am  9.  Dezember  1437  starb  Sigismund;  es  war  ihm  nicht  gelungen, 
in  Schwaben  einen  allgemeinen  Landfrieden  durchzusetzen  und  die 
Reichsritterschaft  im  Bunde  mit  Reichsstädten  und  Fürstentum  diesem 
Plane  dienstbar  zu  machen,  ebenso  war  sein  Plan,  eine  städtisch-ritter- 
liche Reichspartei  zu  schaffen,  mißglückt,  trotz  seiner  und  der  Ritter- 
schaft Bemühungen  gescheitert  an  der  hartnäckigen  Opposition  der 
Städte.  Zu  der  fränkischen  und  rheinischen  Reichsritterschaft  hatte 
er  weniger  nahe  Beziehungen,  aber  der  schwäbischen  ist  er  ein  konse- 
quenter Gönner  gewesen,  ein  Gönner  und  Förderer  auch  in  dem  Sinne, 
daß  er  ihre  Kräfte  für  die  Reichspolitik  wirklich  fruchtbringend  zu 
machen  suchte. 

b)  Unter  Albrecht  II.  1438-1439. 

Als  Kaiser  Sigismund  aus  dem  Leben  schied , war  ,,  das  heilige 
römische  Reich  der  Auflösung  nahe“.i)  Dieser  Auflösung  wollte  Al- 
brecht, eine  ernste,  zielbewußte  Natur,  durch  energische  Aufnahme  der 
Reichsreformbestrebungen  entgegenarbeiten.  Auf  dem  ersten  Nürn- 
berger Reichstag  vom  Juli  1438  legte  er  einen  Entwurf  vor,  der  1.  Be- 
stimmungen über  die  Aufrichtung  und  den  Fortgang  einer  gesicherten 
Rechtsprechung,  2.  über  das  Fehdewesen,  3.  über  Reform  der  west- 
fälischen Gerichte  enthielt.  Zum  ersten  Punkt  wurde  für  Reichsunmit- 
telbare bestimmt,  daß  sie  als  erste  Instanz  ein  Austragsgericht  von 
Standesgenossen,  als  zweite  ein  vom  König  eingesetztes  Gericht  anzu- 
erkennen hätten. 2)  Zur  Aufrechterhaltung  der  Gerichtsorganisation 
wie  zur  Bekämpfung  des  Fehdewesens  wurden  vier  Kreise  gebildet^): 
1.  Baiern  und  Franken.  2.  Rheinland  und  Elsaß.  3.  West- 
falen und  Belgien.  4.  Sachsen.  An  der  Spitze  der  einzelnen  Kreise 
sollten  Hauptleute  stehen.  Im  Oktober  1438  trat  ein  zweiter  Re- 
formreichstag zu  Nürnberg  zusammen.^)  Auf  diesem  kam  der 
Gegensatz  zwischen  Fürstentum  und  Herrenstand  einerseits  und  den 
Städten  andrerseits  deutlich  zutage.  Die  Fürsten  und  die  Städte  machten 
ihre  Vorschläge.  Erstere  wollten  u.  a.  eine  Verschärfung  des  Pfahl- 

1)  Viktor  v.  Kraus,  Deutsche  Geschichte  im  Ausgang  des  Mittel- 
alters I.  Stuttgart  1905.  S.  8.  2)  ebda.  S.  21. 

3)  Schon  im  Nürnberger  Landfrieden  von  1383  hatte  man  eine  solche  Kreis- 
einteilung geplant,  ebenso  während  des  Konstanzer  Konzils,  damals  sollten  den 
1.  Kreis  bilden:  Rheinland,  Elsaß,  Wetterau,  den  2.  Schwaben,  den  3.  Franken, 
den  4.  Thüringen,  Meißen,  Hessen;  Roth  v.  Schreckenstein  II,  S.  7,8. 

4)  Zum  Folgenden  v.  Kraus  a.  a.  O.  S.  24 — 27. 
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bürgerverbots,  was  bei  letzteren  böses  Blut  machte.  Scharf  zeigte  sich 
auch  der  Gegensatz  in  der  Behandlung  von  Streitfällen,  die  sich  auf 
Nichtliegenschaften  bezogen.  Bei  einer  derartigen  Klage  einer  Reichs- 
stadt gegen  einen  reichsunmittelbaren  Fürsten  oder  Herrn  sollte  der  Be- 
klagte dem  Kläger  innerhalb  14  Tagen  unter  Zusicherung  freien  Geleits 
die  Walstatt  bestimmen  und  durch  seine  Räte,  denen  gegenüber  dem 
Kläger  das  Recht  der  Ausscheidung  verdächtiger  Richter  zustehen  sollte. 
Recht  sprechen  lassen.  Umgekehrt  aber,  wenn  ein  Fürst  oder  Herr 
gegen  eine  Reichsstadt  klagen  würde,  so  sollte  der  König  oder,  wenn 
dieser  abwesend,  einer  der  zu  diesem  Zweck  eingesetzten  vier  Kommis- 
sarien der  vier  Kreise  (Franken,  Schwaben,  Sachsen,  Baiern  werden 
hier  genannt)  nach  Maßgabe  der  territorialen  Zuständigkeit  über  die 
Reichsstädte  zu  Gericht  sitzen.  Die  Kommissarien  sollten  für  alle 
reichsunmittelbaren  Gerichte  die  Berufungsinstanz  bilden.  Gegen  die- 
sen Vorschlag  sträubten  sich  natürlich  die  Reichsstädte.  Albrecht 
suchte  zu  vermitteln  und  stellte  sich  dabei  in  der  Frage  der  Gerichts- 
organisation mehr  auf  die  Seite  der  Städte.  Die  Rechte  und  Privilegien 
der  Städte  sollten  ebenso  wie  die  der  anderen  gewahrt  werden.  Eine 
neue  Kreiseinteilung  wurde  nun  vorgeschlagen:  Franken,  Baiern, 
Schwaben,  Rheinland,  Niederland,  Sachsen.  Im  dritten  war  einbegriffen 
die  Gesellschaft  von  St.  Georgen schild^);  daneben  wird  erwähnt 
die  Ritterschaf t im  Hegau.  Weshalb  diese  besonders  genannt  wird, 
ist  nicht  recht  ersichtlich,  da  die  hegauische  Ritterschaft  doch  damals 
im  Georgenschild  schon  längst  organisiert  war.  Schon  auf  1.  November 
sollten  Kreishauptleute  gewählt  werden,  diesen  sollten  je  10  Beisitzer 
aus  den  Ständen  der  Herren,  Ritter  und  Städte  zur  Seite  stehen.  Doch 
wir  haben  uns  mit  diesen  Plänen  und  Vorschlägen  nicht  weiter  zu 
befassen:  die  Reichsreform  Albrechts  scheiterte  an  der  allgemeinen 
Uneinigkeit.  An  weiteren  Versuchen  hinderte  Albrecht  sein  früher 
Tod  (27.  Oktober  1439). 

c)  Unter  Friedrich  III.  1440 — 1486. 

Die  Übersichtlichkeit  verlangt  die  Einteilung  dieses  Abschnittes  in 
drei  Teile:  a)  Die  Reichsritterschaft  und  die  Reichspolitik,  ß)  Reichs- 
burgen und  Ganerbschaften  in  ihrem  Verhältnis  zu  Kaiser  und  Reich. 
t)  Kaiserliche  Verleihungen  an  einzelne  Reichsritter. 


1)  Moser  S,  176,  Roth  v.  Schreckenstein  II  S.  9,  Liebenau  S.  262. 
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a)  Die  Reichsritterschaft  und  die  Reichspolitik. 

Das  ganze  fünfzehnte  Jahrhundert  hindurch  ist  die  deutsche 
Reichsgeschichte  beherrscht  von  dem  Gedanken  der  Reichsreform. 
Dieser  Gedanke,  wie  er  sich  äußerte  in  den  immer  wiederkehrenden 
Landfriedenserlassen,  wie  er  Gestalt  zu  gewinnen  begann  in  großen 
Landfriedensbünden,  in  dem  Plan  von  der  Einteilung  des  Reichs- 
gebiets in  Kreise,  in  dem  Vorhaben  einer  Neuorganisierung  des  Reichs- 
gerichtswesens, war  nicht  mehr  aus  der  Welt  zu  schaffen.  Auch 
Friedrichs  III.  Phlegma  konnte  sich  ihm  nicht  entziehen.  Daß  in  der 
organisierten  Reichsritterschaft  der  Landfriedensgedanke  allmählich 
Wurzel  gefaßt  hatte,  zeigt  sich  deutlich.  Namentlich  in  Schwaben 
war  dies  der  Fall;  so  schloß  im  Jahre  1440  der  St.  Georgenschild 
einen  Bund  mit  Städten  und  Fürsten  gegen  das  Räuberunwesen.^)  Dies 
ist  um  so  bemerkenswerter,  als  die  Raubritter,  um  deren  Nieder- 
werfung es  sich  handelte,  selbst  freie  Ritter  und  Mitglieder  des  St.  Ge- 
orgenschilds waren.  Dieser  zeigte  so,  daß  ihm  das  Recht  mehr  wert 
war  als  die  Standeszugehörigkeit.^)  Der  Reichstag  von  Frankfurt  1441/2 
beschäftigte  sich  mit  der  Durchführung  des  Landfriedens;  es  war  ihm 
kein  Erfolg  beschieden.®)  1444  wurde  eine  Reichskriegsverfassung 
zu  Nürnberg  erlassen"^)  — die  Armagnakeneinfälle  gaben  den  Anlaß 
dazu,  Kurfürst  Ludwig  von  der  Pfalz  wurde  zum  Reichsfeldhauptmann 
bestellt.  Eine  dauernde  Einrichtung  ging  daraus  nicht  hervor.  1454 
wurde  zu  Frankfurt  aufs  neue  das  Landfriedensprojekt  vorgebracht®), 
ebenso  1455  zu  Wiener  Neustadt«),  1460  beschäftigte  man  sich  zu 
Nürnberg,  Worms  und  Wiener  Neustadt  mit  dem  Landfrieden.')  Ein 
Erfolg  wurde  nicht  erzielt.  Von  einer  Stellungnahme  der  Reichsritter- 
schaft zu  all  diesen  Plänen  wissen  wir  nichts;  sie  sahen  ihnen  wohl 
von  vornherein  an,  daß  sie  auf  dem  Papier  bleiben  würden,  und  so- 
lange sie  nur  auf  dem  Papier  standen,  konnten  sie  ihnen  ja  auch 
nicht  schaden.  Die  Anhänglichkeit  der  Ritterschaft  an  das  Kaisertum 
bestand  fort:  bei  dem  Zug  nach  Rom  zur  Kaiserkrönung  (am  19.  März 


1)  Liebenaua.a.O.S.  262.  Baumann:  Geschichte  des  Allgäus  II,  41/2. 

2)  Liebenau  a.  a.  O.  Baumann  a.  a.  O. 

3)  V.  v.  Kraus  a.  a.  O.  S.  86.  J.  J.  Müller:  Reichstagstheatrum  unter 
Kaiser  Friedrich  V.  (I  ll.)  1440 — 1493.  Jena  1713.  S.  164/5. 

4) ' V.  v.  Kr  a US  a.  a.  O.  S.  473 — 488.  Müller  a.  a.  O.  S.  219  221. 

5)  Müller  a.  a.  O.  S.  473—488.  6)  ebda.  S.  509—516. 

7)  ebda.  S.  74S— 751.  756—761.  774/5. 
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1452)  war  die  fränkische  und  die  schwäbische  Ritterschaft 
zahlreich  vertreten.  Nur  ungern  verzichteten  die  Schwaben  auf  die 
Ehre,  beim  Einzug  in  Rom  ihr  St.  Georgenbanner  wehen  zu  lassen; 
beim  Ritterschlag  auf  der  Tiberbrücke  wurde  ihnen  dann  diese  Ver- 
günstigung zuteil.^) 

In  den  Reichskriegen  spielte  die  Ritterschaft  natürlich  immer 
eine  bedeutende  Rolle;  so  dürfen  wir  wohl  annehmen,  daß  sie  an  dem 
Reichskrieg  gegen  Ludwig  von  Baiern  wegen  Annektierung  von 
Donauwörth  (1459)  stark  beteiligt  war,  war  sie  doch  schon  von  Sigis- 
mund wiederholt  zum  Schutze  dieser  Stadt  aufgerufen  worden. 

Mit  der  Reichsreform  wollte  es  nicht  recht  vorwärtsgehen. 
Nach  dem  Prager  Frieden  vom  22.  August  1463  trat  sie  in  eine  neue 
Phase  ein.  Dieser  Friede  stellte  in  Süddeutschland  Ruhe  und  Ordnung 
wieder  her.  Der  Reichskrieg  gegen  Lu  dwigvon  Baiern  fand  damals 
sein  Ende,  den  bairisch-fränkischen,  wittelsbachisch-hohenzollernschen, 
kaiserlich-antikaiserlichen  Händeln  war  die  Spitze  abgebrochen.  Ein 
dauernder  Rechtszustand  aber  war  noch  keineswegs  geschaffen. ^)  Der 
Gegensatz  zwischen  der  wittelsbachischen  und  der  hohenzollerisch-kaiser- 
liehen  Politik  bestand  mehr  oder  weniger  latent  weiter.  Aus  egoistischen 
Motiven  heraus  strebte  nun  Herzog  Ludwig  von  Baiern  einen  großen 
Landfriedensbund  für  Oberdeutschland  an.  Sein  zweiter  großer 
Plan  war,  die  Reichsverfassung  unter  Wahrung  des  wittels- 
bachischen  Einflusses  um  zu  ges  talten.  Er  leitete  Verhandlungen 
mit  oberdeutschen  Reichsstädten  zum  Schutze  des  Landfriedens  ein 
und  hatte  schon  Ulm  und  Nördlingen  mit  ihrem  Städteanhang  ge- 
wonnen, als  der  Kaiser  am  14.  Oktober  1463  diesen  Städten  den 
Beitritt  verbot,  geleitet  von  dem  Einfluß  des  hohenzollernschen  Wit- 
telbachgegners Albrecht  Achilles.  Trotzdem  gelang  es  Ludwig  schon 
im  November,  einen  Landfriedensbund  zustande  zu  bringen,  an 
dem  Fürsten  und  Städte  beteiligt  waren.  Auch  der  Plan  einer  Änderung 
der  Reichsverfassung  fand  Förderung  durch  Ludwig  wie  auch  durch 
den  Markgrafen  Albrecht  Achilles,  die  Schwächung  des  kaiserlichen 
Einflusses  spielte  dabei  die  Hauptrolle.  Es  sollte  ein  allgemeiner 
Landfriede  verkündigt  und  Maßnahmen  zur  Handhabung  der  Gerichte 
getroffen  werden.  Ferner  war  geplant  die  Erhebung  einer  Reichskopf- 

1)  Roth  v.  Schreckenstein  II  S.  59.  Müller:  Reichstagsthe'atrum 
S.  387—397. 

2)  V.  V.  Kraus  a.  a.  0.  S.  445»  s.  zum  Folgenden  ebda.  S.  445 — 452. 
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Steuer  für  die  Dauer  von  drei  Jahren.  Die  Verhandlungen  gingen 
hin  und  her,  auf  dem  Reichstag  zu  Wiener  Neustadt  von  1464  kam 
man  zu  keinen  Resultaten.  Im  Januar  1465  hatte  Ludwig  zu  Ulm 
versucht,  die  oberländischen  Städte  und  Fürsten  zu  einer  Friedens- 
einung zusammenzufassen.  Am  22.  Januar  1465  kam  zu  Ulm  ein 
dreijähriger  Landfriede  zustande  zwischen  Ludwig  Siegismund  von 
Tirol,  den  Herzogen  von  München,  dem  Kardinal  von  Augsburg,  Eber- 
hard von  Wirtemberg,  den  Städten  Augsburg,  Ulm,  Aalen,  Giengen  und 
Memmingen.i)  Am  18.  Juli  1465  verkündete  der  Kaiser  die  Frank- 
furterRef  ormatioii  vom  14.  August  1442-)  als  Reichsgesetz  und  be- 
mühtesich  nun,  den  Landfrieden  über  ganzSüddeutschland  zu  erstrecken. 

Ende  1465  traten  die  Wittelsbacher  mit  dem  Plan  eines  Fürsten- 
regiments hervor. 3)  Dieses  sollte  aus  je  zwei  Fürsten  von  Baiern, 
Sachsen,  Brandenburg,  Hessen  und  Böhmen  gebildet  werden.  Der 
Kaiser  und  Markgraf  Albrecht  Achilles,  der  nun  wieder  den  Kaiser- 
treuen spielte,  nahmen  dagegen  Stellung.  Letzterer  suchte  einen  großen 
süddeutschen  Landfriedensbund  zu  organisieren,  von  dem  Ludwig 
von  Baiern,  der  Pfalzgraf  und  der  Bischof  von  Würzburg  ausge- 
schlossen sein  sollten.  Er  veranstaltete  einen  Tag  in  Ulm,  zu  dem 
er  alle  Fürsten,  Städte  und  Stifte  zwischen  Oberrhein  und  Thüringen 
einlud  (2.  Februar  1466).  Es  beteiligten  sich  elf  Bischöfe,  darunter  die 
von  Mainz  und  Trier,  die  Herzöge  von  Tirol  und  von  Baiern-München, 
dieMarkgrafen  Albrecht  vonBrandenburg  und  Karl  von  Baden,  dieGrafen 
von  Wirtemberg,  Montfort,  Hohenberg,  Kirchberg,  Werdenberg,  Zorn, 
Öttingen,  Tübingen,  Fürstenberg,  Helfenstein,  Hohenlohe,  Lupfen,  die 
Hauptleute  des  St.  Georgenschilds  als  Vertreter  ihrer  Gesellschaft^), 
vier  Äbte  (zum  Teil  vertreten)  und  37  Reichsstädte.  Die  Verbündeten 
wollten  unter  sich  Frieden  halten,  dem  Straßenraub  steuern.  Aus- 
träge einsetzen;  es  wurden  Bestimmungen  getroffen,  über  das  Ver- 
hältnis zu  den  außerhalb  des  Bundes  stehenden  Ständen,  über 
Strafen  wegen  Verletzung  des  Landfriedens.  Der  Bund  wurde  vom 
Kaiser  bestätigt,  er  sollte  unter  dem  kaiserlichen  Panier  seine  Aufgabe 


1)  V.  Kraus  a.  a.  0.  S.  449. 

2)  Betrifft  die  westfälischen  Gerichte;  s.  Müller  a.  a.  O.  S.  124,5. 

3)  S.  dazu  auch  Adolf  Bachmann:  Deutsche  Reichsgeschichte  im  Zeit- 
alter Friedrich  III.  und  Max  I.  Bd.  I.  Leipzig  1884.;  S.  600ff. 

■4)  S.  dazu  auch  Roth  v. Schreckenstein  II  S.  83.  Chr.  Fr.  Stälin  III 
S.  562. 
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erfüllen  und  erkannte  den  Kaiser  als  seinen  „rechten  Herrn“  an. 
Die  Wittelsbacher  suchte  man  dadurch  als  kaiserfeindlich  zu  brand- 
marken. Diesen,  die  durch  die  Aufnahmeverweigerung  natürlich  stark 
verstimmt  waren,  gelang  es  aber,  diese  Politik  zu  durchkreuzen. 
Obwohl  nicht  geladen,  schickte  Ludwig  von  Baiern  Boten  nach  Ulm, 
deren  Vorstellungen  bewirkten,  daß  die  Städte  aus  Rücksicht  auf 
ihren  starken  Handelsverkehr  mit  Baiern,  Pfalz  und  Würzburg  leb- 
hafte Bedenken  gegen  das  kaiserliche  Projekt  erhoben.  Man  kam 
zu  keinem  Ergebnis,  und  so  mußte  ein  neuer  Tag  auf  den  16.  März 
nach  Nördlingen  angesetzt  werden.  Dort  weigerten  sich  die  Städte 
direkt,  den  Landfriedensentwurf  anzunehmen,  und  auch  eine  weitere 
Versammlung  zu  Donauwörth  im  Juni  verlief  erfolglos.  So  mußte 
Friedrich  von  einer  Verwirklichung  seiner  Pläne  auf  diesem  Wege  Ab- 
stand nehmen  und  sein  Glück  wieder  mit  einem  Reichstag  versuchen. 

Am  11.  November  1466  trat  ein  Reichstag  zu  Nürnberg^)  zu- 
sammen, der  eine  Türkenhilfe  von  20  000  Mann,  darunter  6000  Reiter, 
provisorisch  bewilligte  gegen  die  Zusicherung  eines  allgemeinen  Land- 
friedens auf  5 Jahre  mit  dem  Verbot  jeglicher  Fehde.  2)  Im  Juli -August 
1467  war  wieder  ein  Reichstag  in  Nürnberg. s)  Diesmal  legten 
die  Fürsten  einen  Landfriedensentwurf  vor  folgenden  Inhalts:  Verbot 
aller  Fehden  ohne  Ausnahme,  Zuständigkeit  des  Gerichts  des  Tatorts 
für  Reichsmittelbare,  ein  kaiserliches  Gericht  für  Reichsunmittelbare, 
mit  24  Beisitzern,  bestellt  vom  Kaiser  und  den  Ständen,  Urteilsvoll- 
streckung durch  den  Landesfürsten  oder  die  nächsten  Reichsstände. 
Ein  Teil  der  Städte  wollte  einen  Erlaß  auf  Grund  der  goldenen  Bulle,  der 
Reformation  von  1442  und  des  Abschieds,  von  1466,  die  fränkischen 
Städte  brachten  das  Kreiseinteilungsprojekt  Albrechts  II.  vor.  Unter- 
dessen hatten  sich  die  bisherigen  erbitterten  Gegner,  Albrecht  Achilles 
von  Brandenburg  und  Ludwig  von  Baiern,  einander  genähert  und  woll- 
ten nun  gemeinsam  eine  Einung  aller  süddeutschen  Fürsten  zustande 
bringen.  Da  hieß  es  nun  für  die  kaiserliche  Politik  rasch  zu  Werke  zu 
gehen.  Es  gelang  namentlich  durch  Hugo  von  Werdenbergs  Bemühun- 


1)  Müller  und  Roth  V.  Schreckenstein  bezeichnen  f älschlichenveise  die 
Tage  von  Ulm  und  Nördlingen  als  Reichstage;  diese  können  schon  deshalb  keine 
Reichstage  gewesen  sein,  w’eil  dazu  nur  ein  begrenzter  Kreis  von  Reichsständen 
eingeladen  wurde,  s.  Müller  II,  S.  197  u.  S.  206.  Roth  v.  Schrecken- 
stein II,  S.  83,  84.  Dagegen  Bachmann  S.  605.  v.  Kraus  S.  451. 

2)  V.  V.  Kraus  a.  a.  0.  S.  451.  3)  ebda.  S.  451  f. 
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gen,  der  seit  dem  8.  August  der  erste  Vertreter  der  kaiserlichen  Politik 
war,  den  Reichsabschied  von  1466  am  20.  August  1467  als  Reichsgesetz 
in  Kraft  treten  zu  lassen.  Die  Durchführung  dieses  Gesetzes  allerdings 
hatte  noch  gute  Weile.  Für  den  Türkenkrieg  wurde  der  Anschlag  von 
20 000  Mann  wiederholt,  und  eine  Verteilung  vorgenommen;  die  Burg- 
mannen von  Friedberg  wurden  mit  10  Mann  zu  Roß  und  20  zu  Fuß  an- 
gesetzt, die  von  Gelnhausen  mit  4 zu  Roß  und  8 zuFuß,  und,  gegen  allen 
bisherigen  Gebrauch,  die  Gesellschaft  vom  St.  Georgenschild  mit  10  zu 
Roß  und  20  zu  Fuß.^)  Zunächst  wurde  allerdings  die  Entscheidung 
über  den  Türkenkrieg  dem  nächsten  Reichstage  zugeschoben,  damit 
blieb  der  Anschlag  auf  dem  Papier,  und  es  war  zunächst  für  die 
Ritterschaft  kein  Anlaß  gegeben  zu  Protest  oder  gar  zu  offener  Auf- 
lehnung. 

Der  sogenannte  Regensburger  „Christentag“  von  1471  hatte 
wieder  die  Reichsreform  zum  Verhandlungsgegenstand. Man  wollte 
10  000  Mann  gegen  die  Türken  zusammenbringen.  Zur  Aufstellung  noch 
weiterer  Truppen  wollte  man  den  10.  Pfennig  von  jeder  Zinsung, 
Nutzung  und  Gülte  oder  den  25.  vom  Bargeld  und  Betriebskapital  er- 
heben. Ein  neuer  Landfriedensentwurf  wurde  vorgelegt.  Im  August 
kam  schließlich  ein  Landfriede  auf  4 Jahre  zustande,  doch  konnte  er 
nicht  völlig  durchgeführt  werden.  Der  10.  Pfennig  ging  nicht  ein. 

In  dem  Reichsheer,  das  1475  zum  Entsatz  der  von  Karl  dem  Küh- 
nen belagerten  Stadt  Neuß  ausrückte,  war  die  Ritterschaft  Schwabens 
und  Frankens  zahlreich  vertreten.  Ein  Gegenstand  der  Eifersucht  war 
die  Führung  der  St.  Georgenfahne.  Kaiser  Friedrich  traf  deshalb  eine 
Verordnung:  Wo  ,,des  Reichs  Sache  im  Feld  gehandelt  wird  und  des 
Reichs  Panner  ist“,  oder,  wenn  man  gegen  die  Ungläubigen  zieht,  so  soll 
die  Georgenfahne  durch  niemand  anders  als  durch  Schwaben  und  Fran- 
ken geführt  „und  aufgeworffen  noch  besetzt  werden“.  Für  den  Zug 
vor  Neuß  wurde  ein  regelmäßiger  Wechsel  in  der  Führung  der  Fahne 
festgesetzt.  Am  ersten  Tage  soll  ein  Schwabe,  „der  von  ihnen  benennet 
wird  und  Ritter  ist,“  die  Georgenfahne  ,,von  beyder  Land  wegen  in  der 
Hand  haben“,  ein  Franke  aber  Hauptmann  über  die  von  der  fränki- 

1)  Moser  a.  a.  O.  S.  175.  Müller  II,  S.  284/5. 

2)  V.  Kraus  a.  a.  O.  S.  521 — 528.  — Auf  diesem  Reichstag  fanden  sich 
auch  Hauptmann  und  Gesellschaft  St.  Georgenschild  von  dem  Teil  im  Hegau 
wie  von  dem  an  der  Donau  ein.  An  den  Beratungen  beteiligte  sie  sich  natürlich 
nicht,  es  wurde  mit  ihr  nur  inoffiziell  verhandelt;  s.  Moser  a.  a.  0.  S.  174. 
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sehen  Ritterschaft  gestellte  Fahnenwache  sein.  Am  zweiten  Tag  wird 
es  dann  umgekehrt  gehandhabt  usw.  Die  Übergabe  der  Fahne  hat  zu 
erfolgen  „vor  Untergang  der  Sonnen  desselbigen  Tages,  so  man  in  das 
Nachtlager  kommen  ist“.  Nach  Ablauf  des  Zuges  will  der  Kaiser  einen 
Tag  abhalten  auf  Bitten  der  beiden  Lande,  „sie  in  der  Güte  zu  verhören 
und  mit  Fleiß  zu  versuchen,  sich  des  gütlich  mit  einander  zu  vertragen“. 
Wenn  es  auf  diesem  Tage  nicht  gelingt,  das  eine  Land  zu  bestimmen, 
daß  es  dem  anderen  das  erste  Anrecht  auf  die  Georgenfahne  überlasse, 
so  soll  in  dem  nächsten  Reichskrieg  am  ersten  Tage  ein  Franke  die  Fahne 
führen  dürfen,  am  zweiten  ein  Schwabe,  usw. 

Den  Entwurf  zu  einer  Kammergerichtsordnung  hatte  der  Kaiser 
schon  1470  ausarbeiten  lassen.  1471  wurde  eine  Ordnung  erlassen. 
Über  die  Zusammensetzung  der  Beisitzer  ist  darin  nichts  gesagt.  1473 
wurde  während  des  Reichstags  von  Augsburg  der  Versuch  gemacht,  ein 
solches  Gericht  in  Kraft  treten  zu  lassen.  Der  Kurfürst  Adolf  von  Mainz 
sollte  es  als  Präses  leiten  und  nebst  den  dazu  deputierten  Fürsten  „auch 
hocherfahrnen  Doctorn  der  Rechten“  als  Beisitzern  „ allen  Waisen  und 
Beträngten,  so  es  begehrt“,  Recht  sprechen.^) 

Es  hat  keinen  Zweck,  die  vergeblichen  Anstrengungen,  die  in  den 
Fragen  der  Reichsreform  bis  1486  noch  weiter  gemacht  worden  sind, 
zu  betrachten;  für  die  Geschichte  der  Reichsritterschaft  sind  sie  ganz 
ohne  Bedeutung.  Ein  neuer  Zug  kam  in  die  Reichspolitik 
erst  seit  der  Wahl  Maximilians  zum  römischen  König  1486. 
Die  ganze  Periode  von  1440 — 1486  war  für  die  Reichsritterschaft, 
was  ihre  Beziehungen  zu  Kaiser  und  Reich  betrifft,  eine  Ruhezeit;  es 
traten  keine  Ereignisse  an  sie  heran,  denen  eine  entscheidende  Bedeu- 
tung für  ihre  fernere  Entwicklung  zukäme. 

ß)  Reichsburgen  und  Ganerbschaften  in  ihrem  Verhältnis  zu  Kaiser  und  Reich. 

Am  meisten  erwähnt  wird  immer  wieder  die  Burg  Friedberg,  die 
ausführlichste  Zusammenstellung  bietet  Mad er.  Wir  können  hier  nur 
weniges  anführen.  1431  wurde  die  Burg  beim  Reichstag  zu  Nürnberg 
in  der  Reichsmatrikel  mit  30  Gleven  angesetzt. 1436  erfolgte  eine 
Bestätigung  sämtlicher  Privilegien. 3)  1442  nahm  Kaiser  Friedrich  eine 
Huldigung  der  Burg  entgegen.^)  1467  bestätigte  der  Kaiser  die  Privi- 

1)  Müller  II,  S.  562,  zum  Vorhergehenden  s.  S.  548 — 552.] 

2)  Mader,  Sichere  Nachrichten  Bd.  I S.  303.  3)  "ebda.  S.  308. 

4)  ebda.  S.  318.  .Moser,  Beiträge  S.  169. 
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legien.i)  Die  Bestimmungen  über  die  Juden,  die  Reichspfandschaft 
über  die  Burg  Friedberg  und  die  Grafschaft  Kaichen  mit  ihrem  freien  Ge- 
richt, allen  Dörfern  und  Zugehörungen  wurden  wiederholt.  Neu  hinzu 
kamen  folgende  Verordnungen:  keine  Herrschaft  sollte  die  Einwohner, 
Dienstleute  und  sonstigen  Leute  der  Grafschaft  Kaichen  mit ,, Diensten, 
Steuern,  Azung,  Bette,  Läger“  oder  anderem  beschweren.  Die  Burg- 
mannschaft sollte  die  Befugnis  haben,  anstatt  des  bisherigen  Burg- 
gerichts, in  dem  jeder  Burgmann  Sitz  und  Stimme  gehabt  hatte,  zwölf 
ehrbare  ,, vernünftige“  Männer,  die  dazu  tauglich  und  gut  wären,  zu 
wählen  und  zu  dem  Burggrafen  zu  ordnen,  zu  setzen,  zu  verändern  und 
zu  entsetzen,  ferner  in  den  Dörfern  der  Grafschaft  Kaichen  acht  ehr- 
bare Männer  zu  ihrem  Dorfgrafen  zu  setzen  und,  damit  diese  „Rechts- 
sitzer“  „all  solchen  Gerichten  desto  besser  abzuwarten  und  in  stätemVer- 
wesen  bleiben  mögen“,  in  jedem  Dorfe  auf  alle  ,,Viehe  und  Zucht“, 
Pferde,  Ochsen,  Kühe,  Schweine,  Schafe,  Geissen  usw.  einen  „ziem- 
lichen Aufschlag“  zu  tun,  und  mit  diesem  die  Rechtssitzer  zu  besolden 
und  zu  belohnen,  die  Dorfleute  dürfen  sich  dem  nicht  widersetzen.  In 
der  Reichsmatrikel  desselben  Jahres  wurde  die  Burg  mit  10  Mann  zu 
Fuß  und  20  zu  Roß  angesetzt. Man  sieht,  wie  sich  bei  den  Reichsburgen 
die  ursprüngliche  Freiheit  von  der  Heeresfolge,  die  ihnen,  wie  den  übrigen 
Reichsrittern  zukam,  nicht  erhielt.  1474  wurden  verschiedene  Privilegien 
erneuert  und  neu  erteilt,  darunter  die  Befreiung  vom  Rottweiler  und 
andern  Hof-  und  Landgerichten. 3)  Für  die  Grafschaft  Kaichen  wurde 
eine  neue  Ordnung  erlassen.“*)  Unter  der  kaiserlichen  Armee  von  1475 
gegen  Burgund  befanden  sich  eine  Anzahl  vonFriedberger  Burgmannen. 
Als  getreue  kaiserliche  Dienstmannen  ritten  1477  auf  des  Kaisers  Er- 
suchen einige  Friedberger  Burgmannen  mit  Maximilian  nach  Gent  zur 
Feier  seines  Beilagers.®)  1481  wird  die  Burg  in  der  Reichsmatrikel  auf- 
gezählt, aber  kein  Anschlag  hinzugefügt.*)  1482  wurde  sie,  als  ob  sie 
ein  Reichsstand  wäre,  auf  den  Reichstag  von  Regensburg  berufen.^) 

1)  s.  die  Urkunde  bei  Lünig  P.  S.  C.  III,  3 (Rhein),  S.  118ff.  Mader, 
S.  349— 351.  2)  Mader  a.  a.  O.  S.  351.  Moser  a.  a.  O.  S.  175. 

3)  M ader  a.  a.  O.  II,  S.  5/6.  Moser  a.  a.  0.  S.  178. 

4)  Mader  ebda.,  s.  die  Urkunde  bei  Lünig  P.  S.  C.  III,  3 (Rhein), 

S.  120—122.  5)  Mader  S.  18/19.  Moser  S.  169. 

6)  Mader  S.  8.  Moser  a.  a.  O.  7)  Mader  S.  28/29.  Moser  S.  175. 

8)  Mader  S.  29/30.  Moser  S.  174.  Moser  erklärt  diese  Berufung  für 
einen  Kanzleifehler;  es  sei  nicht  erw'eislich,  daß  die  Burgmannen  auf  dem 
Reichstag  erschienen  oder  zugelassen  worden  seien. 
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Die  Burg  Gelnhausen  erhielt  1454  ein  Urteil  des  kaiserlichen  und 
Reichskammergerichts  zugestellt,  des  Inhalts,  daß  die  Stadt  Gelnhau- 
sen die  Juden,  die  unter  der  Burg  Gelnhausen  sitzen,  nirgends  anders 
als  vor  dem  Burggrafen  daselbst  belangen  könne. 1467  wird  Geln- 
hausen wie  Friedberg  in  der  Reichsmatrikel  angeführt,  und  zwar  mit 
4 Mann  zu  Roß  und  8 zu  Fuß^),  1471  erhielt  die  Burg  eine  Bestätigung 
aller  ihrer  Freiheiten. 3)  1472  erging  ein  Urteil  des  Kammergerichts,  daß 
ein  Burgmann  zu  Gelnhausen  nirgends  als  vor  seinem  Burggrafen  zu 
Recht  stehen  dürfe,  und  die  Burg  von  allen  fremden  Gerichten  befreit 
sei.^)  1481  wurde  die  Burg,  wie  Friedberg,  ohne  Anschlag  in  der  Ma- 
trikel aufgeführt. 

Die  Burg  Hoheneck  wurde  1426  durch  König  Sigismund  dem 
Jost  von  Hoheneck  mit  Wasser,  Weide  und  Feld  sowie  allem  Zubehör, 
das  Reichslehen  war,  verliehen,  worauf  dieser  dem  König  huldigte.®) 

Die  Ganerben  des  Busecker  Tals  erhielten  1478  eine  Bestätigung 
aller  Privilegien  und  Freiheiten. 

-f)  Kaiserliche  Verleihungen  an  einzelne  Reichsritter. 

Einige  Beispiele  mögen  hier  genügen:  1442  bestätigte  Kaiser  Fried- 
rich Wenzel  von  Cleen  und  Wilhelm  von  Ingelheim  die  Lehen  und 
Burglehen,  die  sie  von  der  Familie  von  Sachsenhausen  überkommen  hat- 
ten'), im  selben  Jahr  wurde  dem  Wenzel  von  Cleen  genehmigt,  daß  er 
einen  Teil  seines  Reichslehens  zu  Rödelheim  an  die  Stadt  Frankfurt 
verkaufte.^)  1449  wurde  Gaudenz  von  Rechberg  mit  einem  Brückenzoll 
zu  Kellmünz  belehnt,  ferner  mit  einem  Wochenmarkt  und  zwei  Jahr- 
märkten zu  Oberaichen.^)  1452  genehmigte  Friedrich  dem  Wenzel  von 
Cleen  die  Verpfändung  einiger  Reichslehen  an  Walther  von  Schwarz- 
berg'®), 1465  bewilligte  er  dem  Geschlecht  derer  von  Thüngen,  eine 
Stadt  zu  bauen,  der  alle  Stadtgerechtigkeiten  zuteil  werden  sollten^^), 
1473  einen  Verkauf  auf  Wiederlosung  von  einigen  Reichslehen  derer  von 
Cleen  an  die  von  Karpfenstein^^)^  1 43O  wurden  die  von  Rechberg  mit  dem 
Blutbann  zu  Kellmünz  und  Oberaichen  belehnt^^),  1481  befreite  Kaiser 
Friedrich  den  Puppel  von  Stein  und  seine  Erben  vom  Hofgericht  Rottweil, 
ebenso  von  allen  Landgerichten,  westfälischen  und  sonstigen  Gerichten. ^^) 

1)  Lünig  a.  a.  O.  S.  192.  2)  Moser  S.  175. 

3)  Lünig  S.  193.  4)  Lünig  a.  a.  O.  S.  194/5. 

5)  Moser  a.  a.  0.  6)  Lünig  S.  182.  7)  Moser  a.  a.  O.  S.  170. 

8)  ebda.  9)  ebda.  S.  172/3.  10)  ebda.  S.  170/1. 

11)  ebda.  S.  173.  12)  ebda.  S.  171.  13)  ebda.  S.  173.  * 14)  ebda. 
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d)  Die  Zeit  von  1486-1495,  Friedrich  IIL  und  Maximilian  I. 

Am  16.  Februar  1486  wurde  Maximilian  I.  gegen  den  Willen 
seines  Vaters  zum  römischen  König  gewählt.  Er  wurde  nun  mehr  und 
mehr  zum  Sachwalter  seines  Hauses,  und  auch  in  der  Reichspolitik  be- 
gann man  mit  Freuden  einen  frischen  Wind  zu  verspüren.  Bei  dem  für 
die  innere  Politik  des  Reiches  von  1486—1495  wichtigsten  Ereignis,  der 
Gründung  des  Schwäbischen  Bundes  scheint  Maximilian  aller- 
dings gar  nicht  oder  wenigstens  nicht  bedeutend  mitgewirkt  zu  haben. 
Die  Geschichte  der  Gründung  haben  wir  in  anderem  Zusammenhänge 
schon  dargestellt;  hier  handelt  es  sich  nur  darum,  die  Gesichtspunkte 
hervorzuheben,  die  sich  daraus  für  die  kaiserliche  Politik  und  für  das 
Verhältnis  des  Kaisers  zur  Reichsritterschaft  ergeben.  Der  Schwäbische 
Bund  ist  aufgebaut  auf  den  Organisationen  der  Ritter  und  der  Städte. 
Diese  erscheinen  Friedrich  als  die  besten  Grundlagen  eines  Landfriedens. 
Zugleich  hofft  er,  durch  den  neuen  Bund  seine  eigene  Macht  zu  stärken 
und  seine  Dynastie  vor  Rivalitätsbestrebungen,  besonders  der  bairi- 
schen Herzöge,  zu  schützen.  Wir  finden  andrerseits  hier  eine  bewußte 
oder  unbewußte  Aufnahme  der  Politik  Kaiser  Sigismunds,  des  Planes, 
aus  Rittern  und  Städten  eine  unmittelbare  Reichspartei  zu  schaffen; 
nur  an  Prälaten,  Grafen,  Herren,  Ritterschaft,  Adel  und  Städte  Schwa- 
bens wendet  sich  sein  Ausschreiben  vom  4.  Oktober  1487.^)  Der  Kai- 
ser sucht  mit  Absicht  sein  Landfriedensprojekt  zuerst  in  Schwaben  zu 
verwirklichen,  weil  dieses  ihm  und  dem  Reich  vor  andern  Ländern  ohne 
alles  Mittel  unterworfen  sei  und  keinen  eigenen  Fürsten  habe.  Der  ur- 
sprüngliche Charakter  des  Bundes  ging  allerdings  schon  am  9.  Oktober 
1487  verloren,  als  man  beschloß,  den  Erzherzog  Sigismund  von  Öster- 
reich, den  Grafen  von  Wirtemberg,  den  Markgrafen  von  Baden,  sowie 
die  Bischöfe'von  Augsburg  und  Konstanz  aufzunehmen.  Nun,  da  ein- 
mal Fürsten^zugelassen  waren,  ähnelte  der  Bund  sehr  der  von  Wenzel 
inaugurierten  Landfriedenseinung  des  Jahres  1382,  die  ebenfalls  Fürsten, 
Städte  und  Ritter  umschloß.  Mit  der  Gründung  des  Schwäbischen  Bun- 
des Hand  in  Hand  ging  ein  Verbot  aller  andern  Bündnisse,  was  natürlich 
den  Zweck  hatte,  die  Abhängigkeit  der  Bundesmitglieder  vom  Kaiser  zu 
vergrößern.  Wie  wir  oben  gesehen  haben^),  wurde  dieses  Verbot  dann 
dahin  gemildert,  daß  nur  diejenigen  Verbindungen  untersagt  blieben, 
die  dem  Schwäbischen  Bund  widerwärtig  waren  oder  Abbruch  taten. 


1)  s.  oben  S.  101. 


2)  s.  S.  102. 
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Für  die  Ritterschaft  hatte  der  Bund  die  Bedeutung,  daß  er  den  Zusam- 
menhalt und  die  Einigkeit  unter  ihr  befestigte,  und  daß  sie  ihre  Macht 
und  ihre  Bedeutung  für  die  innere  Politik  des  Reiches  kennen  lernte, 
wie  ihre  Bedeutung  für  die  äußere  Politik  infolge  ihrer  kriegerischen 
Tüchtigkeit  ja  unbestritten  war. 

Die  Ritterschaft  hatte  es  mit  dem  Beitritt  nicht  sehr  eilig,  besonders 
aber  machte  die  Kraichgauer  Ritterschaft  Schwierigkeiten.  Es  ist 
eine  merkwürdige  Erscheinung,  wie  hier  der  eigentlich  reichsfreie  Adel 
seiner  Stellung  völlig  untreu  geworden  ist  und  sich  in  seiner  Abhängig- 
keit wohlfühlt,  und  wie  der  Kaiser  sich  nun  bemüht,  ihn  aufzurütteln . 
und  ihm  klar  zu  machen,  was  er  ist.  Friedrich  zeigte  hier  eine  Energie 
und  Konsequenz,  die  man  sonst  an  ihm  vermißt.  Der  Erfolg  blieb 
allerdings  aus,  wie  wir  gesehen  haben.  Immerhin  war  das  erreicht,  daß 
in  der  Ritterschaft  nun  eine  Unabhängigkeitsbewegung  wach  wurde, 
und  daß  die  Kurpfalz  nicht  mehr  wagen  konnte,  schroff  gegen  sie  vor- 
zugehen, da  sie  wußte,  daß  die  Macht  des  Kaisers  und  des  Schwä- 
bischen Bundes  hinter  der  Ritterschaft  stand.  So  ist  es  doch 
schließlich  der  kaiserlichen  Initiative  zu  verdanken,  wenn 
die  Ritterschaft  im  Kraichgau  nicht  dauernd  landsässig 
geworden  ist. 

Den  Unabhängigkeitsbestrebungen  der  bairischen  Ritter  ließ 
Friedrich  nicht  diejenige  Unterstützung  angedeihen,  die  man  hätte  er- 
warten sollen.  .Man  hätte  annehmen  müssen,  daß  erden  Löwenbund, 
der  in  nahen  Beziehungen  zur  Kraichgauischen  Ritterschaft  stand  und 
für  den  Kaiser  doch  eine  wertvolle  Stütze  gegenüber  dem  bairischen 
Herzogtum  war,  mit  allen  Mitteln  zu  erhalten  gesucht  hätte.  Immerhin 
muß  man  bedenken,  daß  derartige  Bünde  von  Rittern  gegen  den 
Landesherrn  dem  Reichsstaatsrecht  zuwiderliefen,  und  daß  er  einstens 
den  Böcklerbund  aus  diesem  Grunde  verboten  hatte.  So  beschränkte  er 
sich  auf  stillschweigende  Duldung  des  Löwenbundes,  schließlich  ließ  er 
ihn  fallen,  da  er  sich  offenbar  nicht  stark  genug  fühlte,  ihn  gegen  Herzog 
Albrecht  dauernd  zu  halten.  An  den  Verhandlungen  mit  dem  Löwen- 
bund beteiligte  sich  auch  .Maximilian.  Er  bestätigte  am  6.  Juli  1491 
den  Anschluß  der  Löwenritter  an  den  Schwäbischen  Bund.  Am  3.  No- 
vember erhielten  diese  vom  Kaiser  alle  ihre  Freiheitsbriefe  und  ihren 
Bund  aufs  neue  bestätigt,  aber  schon  ein  Jahr  darauf  (2.  Oktober) 
w'ard  von  Kaiser  und  König  der  Vertrag  unterzeichnet,  der  den 
Unabhängigkeitsbestrebungen  der  Ritter  in  Baiern  ein  Ende  be- 
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reitete.^)  Die  Friedensverhandlungen  mit  Baiern,  die  zu  diesem 
Resultate  führten,  leitete  Maximilian. 

Nach  der  Wahl  Maximilians  zum  römischen  König,  noch  im  Jahr 
1486,  war  ein  Reichsreformplan  vorgelegt  worden,  dessen  geistiger 
Vater  Berthold  von  Henneberg  war.  Von  dem  gemeinen  Pfennig 
I ist  darin  noch  keine  Rede,  seine  Hauptforderungen  waren  einheitliche 
i Münze,  allgemeiner  Landfriede  und  ein  oberstes  Reichs- 
; g e r i c h t , das  vor  allem  der  Durchführung  des  Landfriedens  dienen  sollte. 

I Der  alte  Kaiser  konnte  sich  mit  so  weitgehenden  Plänen  nicht  befreunden, 

! er  beharrte  zunächst  in  seinem  gewohnten  passiven  Widerstand.^)  1487 
mußte  er,  um  eine  Türkenhilfe  bewilligt  zu  bekommen,  dem  gemeinsamen 
I Fordern  der  Städte  und  Fürsten  nachgeben  und  seine  Einwilligung  zum 
Reichskammergericht  und  zum  Landfrieden  erteilen,  1489  ver- 
I sicherte  er  nochmals,  nach  allen  seinen  Kräften  für  die  Errichtung  eines 
Reichskammergerichts  eintreten  zu  wollen.  So  rückte  die  Reform  in 
I immer  greifbarere  Nähe,  die  eine  so  gewaltige  Gärung  unter  der  Reichs- 
ritterschaft hervorrufen  sollte.  Der  alte  Kaiser  erlebte  sie  nicht  mehr, 
aber  zwei  Jahre  nach  seinem  Tode,  im  Jahre  1495,  unternahm  es 
; kühnen  Mutes  sein  Sohn,  das  schwierige  Werk  zu  vollenden,  an  dem 
schon  Jahrhunderte  gebaut  hatten. 

Schon  1486  auf  dem  Reichstag  zu  Frankfurt  war  Maximilian 
selbst  mit  einem  Projekt  hervorgetreten,  einer  Exekutionsordnung  für 
den  Landfrieden.  Es  sollte  eine  Kreiseinteilung  vorgenommen  und 
Hauptleute  mit  vollstreckender  Gewalt  ernannt  werden.  Diesen  sollten 
alle  Reichsunmittelbaren,  also  auch  die  Reichsritter,  auf  Geheiß  hilf- 
reiche Hand  bieten.»)  1489  zu  Nürnberg  gab  er  bezüglich  des  Reichs- 
kammergerichts und  des  Landfriedens  ganz  bestimmte  Zusagen.^)  1491 
; auf  einem  weiteren  Reichstag  zu  Nürnberg»)  wurde  der  Plan 
einer  Einteilung  des  Reichs  in  sechs  Kreise  mit  je  zwei  Hauptleuten 
vorgelegt.  Zugleich  sollte  der  zehnjährige  Landfrieden  von  1486  auf 
ewige  Zeiten  erstreckt  werden.  Auch  das  spätere  Reichsregiment  trat 
: schon  in  seinen  Keimen  zutage:  zur  Handhabung  von  Recht,  Friede  und 

i Einigkeit  sollte  jährlich  eine  Versammlung  der  Kurfürsten  und  Fürsten 
oder  ihrer  Bevollmächtigten  stattfinden,  zu  der  in  den  ersten  drei  Jahren 
' Kaiser  und  König  persönlich  erscheinen  sollten,  später  konnten  sie  sich 

I 1)  s.  oben  S.  144.  2)  Lamprecht  V,  1,  S.  25,  zum  Folg.  s.  S.  26. 

I 3)  H.  Ulmann,  Kaiser  Maximilian  I.  Bd.  1.  Stuttgart  1884.  S.  308/9. 

I 4)  ebda.  S.  314  u.  S.  322.  5)  ebda.  S.  317. 
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durch  Kommissare  vertreten  lassen.  Eine  allgemeine  Reichssteuer  I 
hatte  man  schon  1846  erwogen,  man  wollte  auf  1000  Gulden  1 G.  er- 
heben. 1491  /2  kam  Maximilian  auf  den  Gedanken,  alle  Reichsuntertanen 
zu  besteuern,  zurück.^)  Als  dann  der  Sohn  dem  Vater  auf  dem  deut- 
schen Kaiserthrone  nachfolgte,  da  war  er  durch  seine  Versprechungen 
und  durch  seine  früherePolitik  schon  auf  dieReichsreform  festgelegt.  1494 
sandte  er  das  Ausschreiben  hinaus,  das  nach  Worms  einlud.  Als  er  dies 
tat,  konnte  er  noch  nicht  ahnen,  welchen  Entrüstungssturm  die  Be- 
schlüsse des  Wormser  Tages,  vor  allem  der  über  den  gemeinen  Pfennig, 
unter  der  Reichsritterschaft  entfachen  würden.  Diese  hatte  sich  ja  auch 
gegenüber  den  früheren  Steuerprojekten  ruhig  verhalten  — Plänen 
gegenüber  hatte  sie  es  nicht  für  nötig  erachtet,  energisch  Stellung  zu  i 
nehmen,  hatte  man  sie  doch  bisher  unbehelligt  gelassen.  Nun  aber 
kam  der  Tag  von  Worms,  ein  Wendepunkt  in  der  Geschich- 
te der  Reichsritterschaft;  eine  jahrzehntelange  Krisis 
brach  damit  für  sie  an. 

1)  Ulmann  a.  a.  0.  S.  327. 
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Beiträge  zur  Kulturgeschichte  des  Mittelalters  und  der  Renaissance 

Heft  6:  Geschichtsauffassung  und  Geschichtschreibung  in  Deutsch- 

iland  unter  dem  Einfluß  des  Humanismus.  Von  Paul 
Joachimsen.  I.  Teil.  [VI  u.  360  S.]  gr.  8.  1910.  Geh.  M.  8.- 

Die  vorliegende  Arbeit  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  die  Hauptrichtungen  dieser  Geschicht- 
schreibung aufzusuchen  und  sie  an  bezeichnenden  Beispielen  zur  Anschauung  zu  bringen.  Zu 
diesem  Zwecke  wird  einleitend  die  Geschichtschreibung  des  ausgehenden  Mittelalters  im  Umriß 
dargestellt,  sodann  die  Entwicklung  in  Italien  von  Petrarca  bis  auf  Enea  Silvio  verfolgt  In  der 
deutschen  Entwicklung  wird  zunächst  scholastischer  und  kritischer  Humanismus  geschieden,  jenem 
gehören  die  Werke  der  Frühzeit  mit  Einschluß  von  Wimpfeling  und  Trithemius  an,  diese  beginnt 
mit  der  Beeinflussung  durch  Erasmus,  Hutten  und  Celtis.  Den  Übergang  bilden  die  humanistischen 
Weltchroniken  von  Schedel  und  Nauklerus.  ln  der  Periode  des  kritischen  Humanismus  treten  auf 
die  eine  Seite  die  auf  eine  Gesamtdarstellung  deutscher  Geschichte,  die  Germania  illustrata,  ab- 
zielenden Bestrebungen,  auf  die  andere  die  mehr  genealogisch-höfische  Geschichtschreibung  unter 
Maximilian.  Da  die  Germania  illustrata  Fragment  bleibt,  so  erscheinen  als  Höhepunkt  der  Ent- 
wicklung die  Landesgeschichten  von  Aventin,  Vadian,  Krantz.  Ein  letzter  Abschnitt  schildert  die 
Überwindung  der  humanistischen  Geschichtschreibung  und  zieht  das  Ergebnis. 

Heft  7:  Die  Podeställteratur  Italiens  im  12.  und  13.  Jahrhundert, 
^on  Fritz  Hertter.  [VI  u.  84  S.]  gr.  8.  1910.  Geh.  M.  2.40. 

Das  für  die  politische,  wie  die  Rechtsgeschichte  gleich  bedeutsame  Amt  der  Podestäs,  d.  h. 
die  Einrichtung,  die  Verwaltung  der  Städte,  von  auswärts  berufenen  Männern,  meist  Adligen,  zu 
übertragen,  ein  Amt,  das  etwa  von  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  an  in  den  italienischen  Städten, 
allen  voran  in  den  großen  Kommunen  Oberitaliens,  an  die  Stelle  des  bisherigen  Stadtregiments, 
des  mit  Einheimischen  besetzten  Konsulats,  trat,  wird  in  vorliegender  Arbeit  einer  eingehenden 
Untersuchung  unterzogen.  Vor  allem  wird  dabei  Ürsprung  wie  politische  Bedeutung  dieses  Amtes 
klargelegt.  Als  Quellen  sind  dabei  in  erster  Linie  die  sogenannten  Podestäspiegel,  Unterweisungs- 
schnften  aus  dem  12.  u.  13.  Jahrhundert,  verwertet,  die  ihrerseits  wieder  durchaus  ein  Produkt  der 
damaligen  wissenschaftlichen  Bestrebungen  sind. 

Heft  8:  Abt  Heriger  von  Lobbes,  990-1007.  Von  Oskar  Hirzel. 
[Vf  u.  44  S.]  gr.  8.  1910.  Geh.  M.  1.80. 

Der  Verfasser  gibt  im  ersten  Teile  seiner  Arbeit  einen  kurzen  Abriß  der  Geschichte  des 
Klosters  Lobbes.  Es  zeigt  sich,  daß  die  Entwicklung  des  Klosters  erst  im  Zeitalter  Herigers  die 
Stufe  erreichte,  auf  der  ein  gedeihliches  Wirken  aller  Kräfte  möglich  war.  Der  zweite  Teil,  an 
dessen  Anfang  die  ^ärlich  überlieferten  Nachrichten  über  Herigers  Leben  gestellt  sind,  handelt 
von  der  schriftstellerischen  Tätigkeit  Herigers.  Sodann  werden  die  in  drei  Gruppen  gesonderten 
Schriften  des  Abtes  besprochen.  Im  letzten  Kapitel  wird  versucht,  Herigers  Geistesart  und  Bildung 
in  seinen  Werken  zu  kennzeichnen. 

Heft  9:  Die  Bettelorden  in  ihrem  religiösen  Leben  im  Xlll.  Jahr- 
hundert Ober-  und  Mittelitaliens.  Von  H.  Hefele.  [IV  u. 
140  S.]  gr.  8.  1910.  Geh.  M.  4.80. 

Die  Arbeit  will  die  religiöse  Bewegung,  die  mit  dem  Auftreten  der  beiden  großen  Beitel- 
orden gekennzeichnet  ist,  in  ihrem  Zusammenhang  mit  dem  kulturellen  und  religiösen  Leben  der 
Zeit  darstellen.  Sie  geht  daher  zuerst  den  Fäden  nach , die  die  komplizierte  Bewegung  mit  der 
italienischen  Kultur  einerseits  und  dem  gesamten  kirchlich  religiösen  Gedankenkomplex  anderer- 
seits verbinden,  um  von  hier  aus  einen  klaren  Einblick  in  Gründung,  Entwicklung,  Charakter 
und  Bedeutung  der  verschiedenen  Orden  und  Bruderschaften  zu  gewinnen.  Der  Verfasser  schildert 
neben  Franz  von  Assisi  und  seinem  Jüngerkreise  auch  andere  italienische  Heiligencharaktere  als 
Typen  des  religiösen  Zeitgeschmacks  vor  und  nach  der  Gründung  der  neuen  Orden,  behandelt  dann 
Entstehung,  Verbreitung  und  Tätigkeit  der  Orden,  ihre  Stellung  im  Volksganzen  und  ihren  Einfluß 
auf  das  religiöse  Volksleben  und  schließt  mit  einer  Darstellung  der  großen  religiösen  Massen- 
bewegungen der  Jahre  1233  und  1260. 

Heft  10:  Bischof  Salomo  III.  von  Konstanz,  Abt  von  St.  Gallen.  Von 
Ulrich  Zeller.  [XII  u.  108  SJ  gr.  8.  1910.  Geh.  M.  4 — 

Die  Arbeit  ist  in  ihren  ersten  Kapiteln,  die  sich  mit  der  Jugendzeit  Salomos  beschäftigen,  in 
der  Hauptsache  eine  Zusammenfassung  früherer  Behandlungen  des  Stoffes;  ausführlicher  wird  dabei 
auf  das  Verhältnis  Salomos  zu  seinem  Lehrer,  Notker  dem  Stammler,  eingegangen.  Die  folgenden 
Kapitel  behandeln  Salomos  Tätigkeit  als  Abt  und  Bischof,  wobei  seine  Bedeutung  für  die  materielle 
und  geistige  Blüte  St.  Gallens  hervortritt,  dann  seine  politische  Tätigkeit,  in  erster  Linie  den  Kampf, 
'den  er  als  Vertreter  des  Reichsgedankens  gegenüber  den  nach  der  Herzogsgewalt  strebenden  aje- 
mannischen  Stammesgroßen  zu  führen  hatte.  Das  letzte  Kapitel  ist  den  dem  Abtbischof  zugeschrie- 
benen Werken  gewidmet  und  beschäftigt  sich  besonders  mit  Salomos  Gedicht  über  das  Elend  seiner  Zeit. 
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Quellenfammlung  zur  deutfchen  Gefchichte 

Herausgegeben  von  Erich  Brandenburg  u.  Gerhard  Seeliger. 

Die  Sammlung  soll  in  erster  Linie  pädagogischen,  in  zweiter  Linie  auch  wissenschaftlichen 
Zwecken  dienen.  In  jedem  Bändchen  wird  das  für  die  erschöpfende  seminaristische  Behandlung 
eines  bestimmten  Problems  erforderliche  Material  zugänglich  gemacht.  Einmal  gilt  es  die  Quellen 
für  die  historische  Erörterung  jener  Fragen  zu  sammeln,  die  in  den  historischen  Seminaren  der 
deutschen  Universitäten  behandelt  zu  werden  pflegen.  Dann  aber  soll  auch  die  Besprechung  solcher 
Probleme  ermöglicht  werden,  die  bisher  wegen  der  Verstreutheit  des  Materiales  in  den  historischen 
Obungen  an  den  Universitäten  nicht  erörtert  werden  konnten.  ^ ^ 

■ — : Bisher  sind  folgende  Hefte  (steif  geheftet)  erschienen:  === 

Die  deutschen  Parteiprogramme  von  Felix  Salomon.  2 Hefte.  M.  3.60. 
Briefe  und  Aktenstücke  zur  Geschichte  der  Gründung  des  Deutschen 
Reiches  (1870- 1871), herausg.vonErichBrandenburg.  2 Hefte.  M.3.80. 

Die  Quellen  zur  Geschichte  der  Entstehung  des  Kirchenstaates  von 
Johannes  Haller.  Doppel-Heft.  M.  3.60. 

Quellen  zur  Geschichte  des  Investiturstreites  von  Emst  Bemheim. 

2 Hefte.  M.  2.60. 

Die  politischen  Testamente  der  Hohenzoliem  nebst  ergänzenden 
Aktenstücken  von  Georg  Küntzel  und  Martin  Haß.  2 Hefte.  M.  3.80. 
Quellen  zur  Geschichte  der  deutschen  Königswahl  und  des  Kur- 
fürstenkollegs von  Mario  Krammer.  2 Hefte.  M.  4.— 

Quellen  zur  Geschichte  der  ostdeutschen  Kolonisation  im  12.  - 14.  Jahr- 
hundert von  Rudolf  Kötzschke.  M.  2.— 

Briefe,  Aktenstücke  u.  Regesten  zur  Geschichte  der  hohenzollernschen  W 
Thronkandidatur  In  Spanien  (1866—1870)  von  Richard  Fester. 

2 Hefte.  M.  4.- 

Prospekt  mit  ausfahrlichen  Inhaltsangaben  umsonst  und  postfrei  vom  Verlag 

Briefe  und  Akten  zur  Geschichte  des 
Dreißigjährigen  Krieges 

Neue  Folge 

Die  Politik  Maximilians  I.  von  Bayern  und  seiner  Verbündeten. 
1618-1651.  II.  Teil.  I.  Band  1623,  1624. 

Bearbeitet  von  Dr.  Walter  Goetz, 

Professor  an  der  Universität  Tübingen. 

Auf  Veranlassung  und  mit  Unterstützung  Sr.  Maj.  des  Könige  von  Bayern  hrsgeg. 
d.d.  historische  Kommission  bei  der  Kgl.  Akademie  d.  Wissenschaften  zu  München. 

PCVII  u.  680  S.]  Lex.-8.  1907.  Geh.  JC  20.— 

,,Was  Goetz,  der  seine  Befähigung  zum  Editor  längst  nachgewiesen,  zu  seiner  Aufgabe  be- 
sonders befähigt,  sind  außer  ganz  hervorragendem  Scharfsinn  die  Eigenschaften  der  Besonnenheit 
und  einer  zähen  Ausdauer,  die  ihn  an  keiner  ungelösten  Schwierigkeit  vorübergehen  läßt.  Die 
Zahl  der  von  Goetz  wörtlich  oder  in  ausführlichem  Exzerpt  mitgeteilten  Stücke  bildet  gleichsam  das 
feste  Gerippe.  Dadurch,  daß  Goetz  mit  erstaunlichem  Überblick  und  Umblick  das  gesamte,  jene 
ergänzende  und  erläuternde  Material  (eher  über  als  unter  2000  Aktenstücke  ans  im  ganzen  l4  Ar- 
chiven) in  den  Anmerkungen  kritisch  zusammengefaßt , stellt  er  jedes  der  242  Hauptstücke  erst  in 
seinen  historischen  Zusammenhang  ein.  Es  ist  eine  schwere  Fracht,  die  Goetz  in  den  Anmerkungen 
durchaus  üb^ichtlich  verstaut  halj  dje  strenge  geistige  Durcharbeitung  kqmpit  dem  Benutzer 
überall  zum  Bewußtsein.  Häufig  onentieren  diese  Anmerkungen  über  einen  ^nzeh  Komplex  von 
Fragen,  bilden  geradezu  Abhandlungen  für  sich.“  (Deutsche  Literaturzeitung.) 


